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Editorial: Verkehr, Transport und Mobilität 


Mit dem ICE in einigen Stunden von München nach Hamburg zu reisen 
oder in etwa derselben Zeit mit dem Flugzeug den Atlantik zu überqueren, 
hat für uns heute nichts außergewöhnliches mehr an sich, unabhängig d a- 
von, wie oft wir von diesen Möglichkeiten tatsächlich Gebrauch machen. 
Allerdings ist es gerade mal gut 150 Jahre her, daß zunächst mit Eisenba h- 
nen später mit Dampfschiffen, Autos und schließlich Flugzeugen die bis 
dahin geltenden, durch Pferdekraft und Wind gesetzten Grenzen menschl i- 
cher Reisegeschwindigkeit überwunden und seitdem immer neue Ge- 
schwindigkeitsrekorde aufgestellt wurden. 

Was als zivilisatorischer Fortschritt erscheint und für frühere Generationen 
unvorstellbar gewesen wäre, was unser Empfinden von Raum und Zeit r a- 
dikal veränderte, war aber nur durch die verschwenderische Mobilisierung 
der in Kohle und Öl gespeicherten fossilen Energien möglich geworden. 
Ebenso atemberaubend wie die neuen Geschwindigkeiten der Fortbew e- 
gung ist daher auch die Geschwindigkeit, mit der wir diese in Jahrmillionen 
aufgespeicherten Ressourcen verbrauchen und dabei gleichzeitig die Atm o- 
sphäre mit den verschiedensten Abfallprodukten belasten, was höchst 
wahrscheinlich zu beträchtlichen klimatischen Veränderungen führen wird. 
Mit dieser Kollision industrieller und natürlicher Zeitskalen befaßt sich 
Wolfgang Sachs, der als Konsequenz daraus für eine umfassende gesel I- 
schaftliche »Entschleunigung« plädiert. 

Brachten die im 19. Jahrhundert erstmals erreichten Geschwindigkeiten b e- 
reits ein neues Verhältnis zu Raum und Zeit mit sich, so bewirkte das A u- 
tomobil im 20. Jahrhundert wiederum einschneidende Veränderungen: i n- 
dem es die hohe Reisegeschwindigkeit mit einer bei der Eisenbahn nicht 
möglichen Individualität der Fortbewegung kombinierte, hat es ganz en t- 
scheidend zur Entstehung neuer kultureller und sozialer Muster beigetr a- 
gen. Während die massenhafte Produktion des Autos die » fordistische« 
Produktionsweise Gestalt annehmen ließ, führte seine massenhafte Ver- 
wendung unter anderem zu einer weitgehenden Veränderung städtischer 
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Siedlungsstrukturen. Dabei schlugen, wie Dieter Läpple in seinem Beitrag 
zeigt, die neu gewonnenen Mobilitätsmöglichkeiten sehr schnell in Mobi- 
litätszwänge um: die autoorientierte Stadt setzt eben Besitz und Benutzung 
eines Autos voraus. Daß sich diese Mobilitätszwänge durchaus unter- 
schiedlich auf die Geschlechter auswirken, daß sie die Verteilung von L e- 
benschancen geschlechtsspezifisch tangieren und die geschlechtshierarch i- 
sche Arbeitsteilung verfestigen, wird insbesondere in dem Artikel von Joa- 
chim Spangenberg und Meike Spitzner angesprochen. 

Die Veränderungen des Verkehrs betreffen allerdings nicht nur die Bew e- 
gung von Menschen, sondern auch den Transport von Gütern. Daß die 
Entwicklung der Transportsysteme keine quasi-automatische Konsequenz 
eines selbständig ablaufenden technischen Fortschritts ist, sondern ma B- 
geblich von politischen und ökonomischen Entscheidungen abhängt, di s- 
kutiert Dieter Plehwe in seinem Beitrag anhand der entstehenden » Euro- 
logistik«. 

Die in den letzten Jahrzehnten erfolgte enorme Verminderung der Tran s- 
portkosten hat nicht nur mit technischen und organisatorischen Veränd e- 
rungen zu tun, sondern auch mit dem Preis der Ware Arbeitskraft, die für 
den Gütertransport nach wie vor unentbehrlich ist. In der Handelsschiffahrt 
wurde die Verbilligung der Arbeitskraft vor allem über die Institution der 
»Schattenflaggen« erreicht: Schiffe aus entwickelten kapitalistischen Ind u- 
strienationen fahren unter der Flagge einer anderen Nation (zumeist der 
Dritten Welt), womit das einheimische Tarifgefüge umgangen wird. Daß 
die längjährigen Versuche (und teilweisen Erfolge) der Gewerkschaften 
hier zu einer internationalen Regulierung zu kommen, weniger von der viel 
beschworenen »internationalen Solidarität« der Gewerkschaftsbewegung 
als vielmehr von recht unterschiedlichen, nationalspezifischen Interessen 
getragen war, zeigt Sigrid Koch-Baumgarten in ihrer Analyse der Politik 
der Internationalen Transportarbeiter Föderation. 


urx 


Außerhalb des Schwerpunkts beschäftigt sich in diesem Heft Stefan Krätke, 
mit den regional unterschiedlichen Bedingungen und Auswirkungen des 
osteuropäischen Transformationsprozesses. Bert Hoffmann berichtet über 
eine hoffnungsvoll begonnene Reformdebatte in Kuba - die auf admin i- 
strativem Wege abgebrochen wurde. 


Wolfgang Sachs 


Geschwindigkeit und Ökologie 


Eine Skizze 


Von CNN zu schnellen Computern, von E-mail zum ICE - ob wir wollen 
oder nicht, wir leben in einer Welt, die von Geschwindigkeit dominiert ist. 
Hohes Tempo gilt als unerläßlich für wirtschaftlichen Erfolg, beherrscht 
die fabrizierte Bilderwelt und setzt das Alltagsleben unter Druck. So 
scheint sich am Ende dieses Jahrhunderts jene Zeiterfahrung nochmal in 
einem weiteren Schub zu verdichten, die seit Ende des letzten Jahrhunderts 
fest zum Gefühlshaushalt der Gesellschaft gehört: die Erfahrung der Te m- 
posteigerung, der Hektik, der Nervosität. Die Sprache gibt auch hier einen 
Seismographen unterirdischer Mentalitätsverschiebungen ab. Hätte man 
zum jungen Bismarck von »Tempo« gesprochen, dann hätte er unwillkür- 
lich ans Militär oder bestenfalls an die Musik gedacht. Denn »Tempo«, das 
hieß »im angemessenen Zeitmaß«, sei es einem Kommando gemäß oder 
dem Charakter einer Komposition entsprechend (Etymologisches Wörte r- 
buch 1995, 1424). Erst im letzten Viertel des 19. Jahrhunderts nimmt 
»Tempo« die Bedeutung »hohe Geschwindigkeit« an: die Sprache reflek- 
tiert, daß von nun an das »angemessene Zeitmaß« in nichts anderem als in 
»hoher Geschwindigkeit« zu suchen ist. CNN und Transrapid arbeiten sich 
an einem Ideal ab, das im 19. Jahrhundert geboren wurde. 


Körper und Maschine 


Es war der Aristokrat Friedrich von Raumer, der von seiner Reise nach 
England einen der ersten Augenzeugenberichte über die Eisenbahn von Li- 
verpool nach London, jene Revolution in der Geschichte der Mobilität, z u- 
rück nach Deutschland sandte. 

»Vorn der feurige Drache « schrieb er 1835, »stöhnend, schnaubend und brausend, bis die 20 
Wagen an seinem Schwanz befestigt sind und er sie kinderleicht, mit größter Geschwindi g- 
keit, über die waagerechte Bahn fortzieht. Durch Berge ist der Weg gebrochen, Täler sind 

aufgehöhlt, in der überwölbten Hohlweges wirft der Drache Funken und Flammen; aber trotz 


all der Gewalt und trotz allen Tobens lenkt ein Mensch mit einem Finger das ganze Ungetüm 
nach Willkür« (in: Riedel 1961, 111). 
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Raumer's Worte verraten noch seine Aufregung und sein Erstaunen, als er 

sah, wie der Zug durch Berge hindurch und über Täler dahinzog, machtvoll 
und unaufhörlich, und doch ganz ohne Schweiß und Ermüdung. Unwil I- 
kürlich verglichen er und seine Zeitgenossen die Lokomotive mit dem 
Pferd. Der Kontrast fiel unmittelbar ins Auge: ohne Anstrengung und ir- 
gendein Anzeichen der Erschöpfung eilte die Lokomotive dahin, während 

das Pferd bei schneller Reise stets von Ermüdung und körperlicher Hinfä 1- 
ligkeit bedroht war. Es ist der Körper, der für das Tier wie auch für den 

Menschen leicht Grenzen setzt: er wird müde, verletzt sich und verlangt 

immer wieder nach Ruhe. 

Lebewesen können Schnelligkeit nur in Proportion zu ihren organischen 
Kräften entwickeln; ihnen ist durch ihre Konstitution ein bestimmtes Maß 

der Geschwindigkeit vorgegeben. Nicht so bei der Eisenbahn. Als maschi- 
nengetriebenes Verkehrsmittel sprengte sie die Fesseln der organischen 

Natur und schien unermüdlich durch die Lande zu jagen, weder vom Meta- 
bolismus des Körpers noch von der Topographie der Landschaft behindert. 

Denn die im Brennstoff der Kohle konzentrierte Energie ist den Körpe r- 
kräften weit überlegen, ebenso wie die Gleise aus Stahl den Raumwide r- 
stand der Landschaft drastisch verringern. Im Maschinenzeitalter setzen 

daher weder der Körper noch die Topographie der Geschwindigkeit ein 

natürliches Maß. Erst unter dem Eindruck dieser Erfahrung konnte die m o- 
derne Erwartung um sich greifen, daß in Zukunft alles immer schneller 

ginge und die menschliche Fortbewegung auf einen unabsehbaren Pfad z u- 
nehmender Beschleunigung eingeschwenkt sei. Die Faszination für hohe 

Geschwindigkeiten ist ein kultureller Fall-out der Dampfmaschine. 

Für die Zeitgenossen des 19. Jahrhundert s schoß der Zug wie ein Projektil 
durch die Landschaft (Schivelbusch 1977). Dennoch sitzt der Passagier in 
aller Ruhe am Fenster, während draußen Dörfer und Wälder vorbeistürzen 
und sich in einen Strom von diffusen Farb- und Bildelementen verwandeln. 

Was draußen passiert, ist für den Reisenden ohne Belang; für ihn verwa n- 
delt sich der Raum zwischen Abfahrt und Ankunft in einen bloßen Zw i- 
schenraum, den es möglichst schnell hinter sich zu bringen gilt. Die Eise n- 
bahn erweckte Begeisterung, weil sie entfernte Ziele in unmittelbare 

Reichweite brachte. Sie verankerte damit in den Köpfen eine weiträumige 

Landkarte der Erreichbarkeit, die sich als eine neue Etage der Wirklichkeit 
über das Bild der mit Körperkraft zugänglichen Welt legte. 1843 faßte 

Heinrich Heine die neue Erfahrung in seine berühmte Bemerkung: »Mir ist 
als kämen die Berge und Wälder aller Länder auf Paris angerückt. Ich ri e- 
che schon den Duft der deutschen Linden; vor meiner Türe brandet die 

Nordsee.« Er brachte mit diesem Paradox ein Gefühl der Benommenheit 
zum Ausdruck, das auch folgende Generationen bis auf den heutigen Tag 

nie ganz verlassen hat: Geschwindigkeit steigert die Macht über den Raum. 
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Denn sie strebt danach, Entfernung abzuschaffen und schrittweise den 
Raum zu vernichten. 

Mit der Eisenbahn etablierte sich eine neue Realitätsschicht, eine neuer 
Wahrnehmungsraum. William Turner hat diese neu auftauchende Realität s- 
schicht mit seinem Gemälde »Rain, Steam and Speed - the Great Western 
Railway« ins Bild gebracht. Da kommt die Lokomotive dem Betrachter wie 
ein durch den Raum geschossenes Projektil entgegen, präzise und unau f- 
haltsam. Doch die umgebende Landschaft hat alle Umrisse verloren, ve r- 
dampft scheint sie zu Wolkenflecken, verflüchtigt zu fahrigen Strichen 
bräunlicher Farbe. Nur die Träger der Bewegung heben sich unübersehbar 
heraus: die Geleise, die Lokomotive und eine Brücke. Allenfalls die Infr a- 
struktur der Raumüberwindung scheint der figürlichen Realität würdig zu 
sein (Burckhardt 1994, 274f). Genau besehen stellt das Gemälde zwei ve r- 
schiedene Raumordnungen dar, eine eher statische mit der verblassenden 
Landschaft und eine eher dynamische mit der Eisenbahn und den Geleisen, 
darauf abzielend, die erstere zu überwinden. So führt das Bild vor, was sich 
mit der Einführung der Eisenbahn ereignete: die Geschwindigkeit der M a- 
schinen überlagert die Geschwindigkeit der Körper und ein vehikulärer 
Raum schiebt sich über den natürlichen Raum. 

Mit diesem Bruch in der Geschichte der Fortbewegung wurde das Zeitalter 
der Beschleunigung eröffnet. Denn noch Napoleon kam nicht sehr viel 
schneller voran als Cäsar, in der langen Zeitspanne dazwischen war in S a- 
chen Geschwindigkeit wenig Fortschritt zu verzeichnen. Auch die zus e- 
hends schnelleren Postkutschen in Frankreich schafften zuletzt immer noch 
nicht mehr als 9,5 km/h Durschschnittsgeschwindigkeit: sie stießen an die 
Schranken der Natur. Kutschen ließen sich optimieren, aber die Pferde 
machten noch immer schlapp, die Segelfläche von Schiffen ließ sich ve r- 
größern, aber Flauten konnten immer noch Stillstand verordnen. Erst die 
mechanische Antriebskraft schuf die Raum-Zeit-Ordnung um. Weil fortan 
für den Antrieb der Vehikel die Syntropieinseln der Erde - die fossilen Re- 
serven konzentrierter Energie und niedriger Entropie - abgetragen werden 
konnten, wurde das Tor zu einer nie zuvor dagewesenen Epoche aufgest oßen. 
Es war bekanntlich die Verbrennungsmaschine, welche es erlaubte, die 
Schätze der Erde in Vehikelgeschwindigkeit umzusetzen. Während im n a- 
türlichen Raum die Fortbewegung durch die fixe Länge von Dauer und D i- 
stanz begrenzt bleibt, werden Dauer und Distanz im vehikulären Raum zu 
Variablen, die fortschreitend minimiert werden können. Unzählige Eise n- 
bahnen, Automobile, Flugzeuge mitsamt ihrer Infrastrukturen an Bahnh ö- 
fen, Autobahnen und Flughäfen wurden in den letzten 150 Jahren aufg e- 
boten, um den Widerstand der Zeit und des Raumes zu brechen. Die Ver- 
kürzung und allmähliche Abschaffung von Dauer und Distanz war die Mi s- 
sion immer neuer Wellen an Transporttechnologien. Es war freilich nichts 
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anderes als die Mobilisierung von Kohle, Eisen und Öl, welche die Mobil i- 
sierung von Zeit und Raum möglich machte. 


Kollision der Zeitskalen 


Für die Moderne, wie der Philosoph Günther Anders einmal mit ironischer 
Anspielung auf Kant's Grundformen der Anschauung anmerkte, sind Raum 
und Zeit die Grundformen der Behinderung (Anders 1980, 338). Alles, was 
entfernt liegt, ist zuweit weg. Der Sachverhalt, daß Orte durch Entfernu n- 
gen voneinander getrennt sind, wirkt vom Standpunkt der Moderne als Ä r- 
gernis. Und alles was Zeit dauert, beansprucht einfach zuviel Zeit. Der 

Sachverhalt, daß Tätigkeiten Zeit kosten, wird als Vergeudung wahrg e- 
nommen. Weil in der Perspektive der Moderne die Zukunft erstens besser 

und zweitens unendlich an Möglichkeiten sein wird, kommt die Gegenwart 
unter Dauerstreß; Ausdehnung und Entfernung stehen da dem Glück per- 
manent im Weg. Seit langem ist daher ein Kampf gegen die Behinderung 

durch Raum und Zeit am Gange; der Imperativ der Beschleunigung regiert 

folglich über die technische Entwicklung sowie über die kleinen Gesten des 

Alltags. 

Kein soziales System erbringt jedoch seine Leistungen aus sich selbst; es 

kann vielmehr mit einem organischen Körper verglichen werden, der über 

den Metabolismus von seiner Umwelt abhängig ist. Schließlich kann kein 

lebendiger Körper ohne den Verzehr von Natur und ohne die Ausscheidung 

von Rückständen existieren. Weder ein Körper noch ein soziales System 

lassen sich von der Umwelt isolieren, beide sind mit der Geo- und der Bi o- 
sphäre verbunden. Die moderne Gesellschaft allerdings lastet um ein Vie |- 
faches zu schwer auf der Natur; ihr Stoffwechsel hat ein Volumen und eine 

Geschwindigkeit erreicht, welche die umgreifenden Ökosysteme in Turb u- 
lenzen zu stürzen droht. In diesem säkularen Verhängnis ist weniger die 

Tatsache von Belang, daß die Natur genutzt wird, sondern weit mehr die 

Art und vor allem die Geschwindigkeit ihrer Nutzung. Ganz allgemein g e- 
sprochen kann die ökologische Krise als ein Zusammenprall von unte r- 
schiedlichen Zeitskalen gelesen werden: das Zeitmaß der Moderne koll i- 
diert mit den Zeitmaßen der Biosphäre und der Geosphäre. 

Man denke nur an das eher einfache Beispiel der langsamen Erschöpfung 

nicht erneuerbarer Resssourcen. Jahr für Jahr verbrennt das Industriesystem 

ebensoviel fossiles Material wie die Erde in fast einer Million Jahre aufg e- 
baut hat. Innerhalb gerade mal einiger Sekunden - gemessen an geolog i- 
schen Zeiträumen - verflüchtigen sich die Erdschätze im Feuerwerk des I n- 
dustriezeitalters. Es ist offensichtlich, daß der Abbau nicht erneuerbarer 
Ressourcen unendlich viel schneller vor sich geht als die Vorgänge des Se- 
dimentierens und Schmelzens in der Erdkruste. Die industrielle Zeitor d- 
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nung steht somit quer zur geologischen Zeitordnung. Wahrscheinlich wäre 
es nicht übertrieben zu sagen, daß die durch Energieeinsatz gewonnene 
Zeit in Wirklichkeit einen Zeitbestand darstellt, der von den fossilen Re- 
serven zu den Geschwindigkeitsmaschinen verschoben wurde. 

Ein anderes Beispiel ist der Treibhauseffekt. Der Transport von Kohlend i- 
oxid von der Erdoberfläche hinauf zur Atmosphäre und wieder zurück ist 
ein Teil des globalen Kohlenstoffkreislaufs. Unter natürlichen Bedingu n- 
gen wird das COn einigermaßen vollständig durch die Biomasse auf dem 
Land und in den Ozeanen absorbiert. Doch mit der zusätzlichen enormen 
Produktion von Kohlendioxid, meistens durch Verbrennung fossiler Stoffe, 
wird die Absorptionskapazität der Biosphäre überladen. In der Folge ve r- 
bleiben zu große Mengen an CO> in der Atmosphäre und drohen, eine glo- 
bale Erwärmung nach sich zu ziehen. In anderen Worten, der Ausstoß an 
Industrieemissionen erfolgt schneller als die Biosphäre mit ihrem langsa- 
meren Assimilationsvermögen verkraften kann. Sollte ferner der Treib haus- 
effekt eintreten, dann wird die Natur noch in einem direkteren Sinn zum 
Beschleunigungsinvaliden. Bestimmte Baumarten an der Grenze zwischen 
Kanada und den USA, zum Beispiel, werden von der Geschwindigkeit e i- 
ner Klimaerwärmung überholt, obwohl sie für Jahrtausende durchaus fähig 
waren, den sich nach der letzten Eiszeit verschiebenden Temperaturzonen 
nachzuwandern. Während die Bäume in der Lage sind, sich ungefähr mit 
einer Geschwindigkeit von einem halben Kilometer im Jahr fortzubewegen, 
würde jedoch ein Temperaturanstieg von etwa 1-2 Grad innerhalb von 30 
Jahren ihnen zumuten, mit einer Geschwindigkeit von fünf Kilometern im 
Jahr der sich bewegenden Klimazone zu folgen. Da sie nicht genügend Zeit 
zur Anpassung haben, würden sie darben und langsam eingehen. Sie wü r- 
den im wörtlichen Sinne abgehängt, Opfer im ungleichen Rennen zwischen 
industrieller und biologischer Zeit. 

Recht handgreiflich wird die Kollision zwischen industriellen und biolog i- 
schen Zeitrhythmen bei der Tierzucht und der Pflanzenerzeugung. Es ist 
immer wieder diesselbe Geschichte (Schneider u.a.1995): das natürliche 
Zeitmaß des Wachsens und Reifens kommt dem industriellen (und post- 
industriellen) Blick skandalös langsam vor. Ein enormer Aufwand an Re s- 
sourcen und Einfallsreichtum wird gegen die den Lebewesen eigenen 
Rhythmen zum Einsatz gebracht, um in kürzerer Zeit mehr Output herau s- 
zuholen. Kühe wie Hühner, Reis oder Weizen werden selektiert, gezüchtet, 
chemisch behandelt und genetisch modifiziert, um ihren Ertrag zu b e- 
schleunigen. Allerdings lassen sich natürliche Rhythmen nur zu einem b e- 
trächtlichen Preis unter das Joch der industriellen Zeitordnung bringen. 
Tiere werden unter widerwärtigen Bedingungen gehalten, es breiten sich 
Krankheiten aus, die Umweltverschmutzung marschiert, die Böden ve r- 
brauchen sich, Artenvielfalt bleibt auf der Strecke oder die Evolution hat 
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keine hinreichende Zeit zur Anpassung. In der Tat, ein ganzer Kranz von 
ökologischen Problemen in der Landwirtschaft rührt von der Geiselnahme 
natürlicher Rhythmen durch die gegenwärtige Geschwindigkeitsökonomie. 
Diese Beispiele zeigen zur Genüge, daß Geschwindigkeit einen kritischen 
Faktor in der Naturzerstörung darstellt. Das Temporegime der modernen 
Gesellschaft treibt die Rate der Nutzung der Natur als Bergwerk oder als 
Müllhalde in die Höhe. Oft vollzieht sich der Durchsatz von Energie und 
Stoffen mit einer Geschwindigkeit, die der Natur keinen Atem mehr läßt, 
um auf die wiederholten Attacken zu reagieren. Denn natürliche Systeme 
ändern sich nach ihnen inhärenten Zeitskalen. Prozesse wie Wachstum und 
Verfall, Neubildung und Erosion, Verarbeitung und Erneuerung, Selektion 
und Adaption folgen ihren eigenen Zeitgesetzen. Werden sie unter dem 
schnellen Takt der Industriezeit vorangestoßen, zeigen sie nicht selten Te n- 
denzen der Destabilisierung. Anders gesagt, die Akkumulationsgeschwin- 
digkeit des Kapitals steht in Konflikt mit der Regenerationsgeschwindig- 
keit der Natur. 


Macht über Zeit und Macht über Ressourcen 


Geschwindigkeit begeistert, weil sie ein Machtgefühl aufrauschen läßt. 
Sich als Herr über Raum und Zeit vorzukommen - sei es ein schnelles Auto 
über die Straße oder elektronische Impulse über den Globus jagend - ist e i- 
ne Art und Weise, wie Descartes’ Behauptung vom Menschen als dem 
Herrn und Besitzer der Natur Wirklichkeit angenommen hat. Diese Macht 
jedoch ist zutiefst zwieschlächtig. In einem Essay mit dem ominösen Titel 
Die Abschaffung des Menschen von 1947 hat der englische Philosoph 
C. S. Lewis die dunkle Unterseite dieser Macht verdeutlicht. Er weist mit 
Bezug auf die Bombe und das Radio darauf hin, daß der Mensch ebenso 
das Opfer wie der Besitzer der Macht über die Natur ist, denn er ist nicht 
nur ihr Inhaber, sondern auch ihr Ziel. 

»Die Macht des Menschen über die Natur erweist sich als Macht, die einige Menschen über 
andere ausüben, mit der Natur als ihr em Instrument... Jede neue für den Menschen gewonnene 
Macht ist gleichzeitig eine Macht über den Menschen« (Lewis 1947, 48). 

Allgemein gesprochen läßt sich vielleicht sagen, daß diese Macht in zwei 
Richtungen ausgeübt wird. Auf der einen Seite übt jede Generation Macht 
über die nachfolgenden Generationen aus, indem sie die Bedingungen z u- 
künftiger Existenz definiert. Auf der anderen Seite dominieren die Mach t- 
vollen über die Machtlosen, indem sie die Bedingungen gegenwärtiger Ex i- 
stenz definieren. Macht wirft immer Fragen der Gerechtigkeit zwischen 
und innerhalb der Generationen auf. 

Mit großer Wahrscheinlichkeit wird die heute durch Geschwindigkeit g e- 
wonnene Macht den Gestaltungsspielraum für die nachkommenden Gen e- 
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rationen verkleinern. Denn die Zeitgenossen des 20. Jahrhunderts sind es, 

die sich einen guten Teil jener Machtressourcen aneignen, die notwendig 

sein werden, um die Menschheit durch die Stromschnellen des nächsten 

Jahrhunderts zu bringen. Die Faszination der Geschwindigkeit trägt dazu 
bei, die Chancen der Spätergeborenen zu beeinträchtigen, ein würdiges, 
ganz zu schweigen von einem energie-intensiven, Leben zu führen. Ähnlich 
wie für zukünftige Generationen, verhält es sich auch für die gegenwärt i- 
gen Generationen. Die Macht über die Natur, wie sie die high-speed Klasse 
innerhalb der Weltbevölkerung angesammelt hat, läßt die Chancen für die 

Mehrheitswelt jenseits der globalen Mittelklasse verkümmern. Schließlich 

haben derzeit gerade mal 8% der Weltbevölkerung ein Auto und etwa 3% 
Zugang zu einem Computer. Eine dünne, privilegierte Schicht verfügt über 

außerordentliche Geschwindigkeitsmittel, ein Zustand, der dazu beiträgt, 

daß der Mehrheitswelt ihr fairer Anteil an den Weltressourcen vorenthalten 

bleibt. Da ist eine Schlußfolgerung schwerlich zu vermeiden: welche Pri n- 
zipien auch immer für Gerechtigkeit in der Welt von heute wichtig sind, die 

Suche nach selektiver Langsamkeit gehört sicherlich dazu. 

Der Sieg gegen Dauer und Distanz bringt große Kosten mit sich; G e- 
schwindigkeit ist schließlich nicht umsonst zu haben. Es ist offensichtlich, 

daß die Mobilisierung von Raum und Zeit eine Mobilisierung der Natur 

voraussetzt. Antriebsstoffe und rollendes Material, Straßen und Landeba h- 
nen, Elektrizität und elektronische Hardware, Satelliten und Sendestati o- 
nen, all das verlangt einen enormen Durchfluß an Energie und Stoffen. Auf 
der einen Seite muß die Erde aufgegraben werden, um Ressour cen wie Öl, 
Gas, Kohle, Eisen, Zink, Magnesium, Bauxit herauszuholen, während sie 

auf der anderen Seite als Mülldeponie herhalten muß, wo verschmutzte 

Gewässer, aufgebrochene Berge, Öllachen, giftige Substanzen sowie Treib - 
hausgase zurückbleiben. Sicherlich, dieser Durchfluß kann vermindert 
werden durch Technologien und innovative Designstrategien, die darauf 
abzielen, den Stoffverbrauch bei jedem Schritt entlang dem Lebenszyklus 

eines Produkts zu minimieren. Aber alle Effizienzgewinne werden nicht in 
der Lage sein, jenes Grundgesetz der Physik außer Kraft zu setzen, das b e- 
sagt, daß jede Steigerung der Geschwindigkeit ein e überproportional grö- 
Bere Menge an Energie verlangt, um Reibung und Luftwiderstand zu über - 
winden. Ein Auto zum Beispiel, das 5 Liter Benzin bei einer Geschwindi g- 
keit von 80 km/h benötigt, wird keinesfalls nur 10 Liter brauchen, wenn es 

160 km/h fährt, sondern 20 Liter. Oder: der französische Hochgeschwin- 
digkeitszug TGV und der deutsche ICE verbrauchen nicht nur 50% mehr 

Energie, wenn sie den Sprung von 200 zu 300 km/h machen, sondern etwa 
100% mehr. Im allgemeinen gilt die Regel, daß der Aufwand an Ressou r- 
cen exponentiell steigt, je mehr die Geschwindigkeit die natürlichen Zeit s- 
kalen hinter sich läßt. 
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Nicht wenige geben sich der Hoffnung hin, daß mit Hilfe elektronischer 
Kommunikation das Zeitalter der ressourcenaufwendigen Geschwindigkeit 
der Vergangenheit angehört. Mehr noch, eine ganze Anzahl von Protag oni- 
sten der Informationsgesellschaft verkünden, daß mit der Lichtgeschwi n- 
digkeit elektronischer Impulse endlich die Quadratur des Kreises gelungen 
sei: Gleichzeitigkeit und Gleichörtlichkeit ließen sich ohne irgendwelche 
Naturkosten realisieren. Diese Hoffnungen werden sich bald als Illusionen 
erweisen. Kein Zweifel, man kann die Datenautobahn ganz ohne Lärm und 
Auspuffwolken befahren, aber die elektronische Vernetzung kommt nicht 
ohne einen gigantischen Gerätepark aus. Vorläufige Ergebnisse einer St u- 
die des Wuppertal-Instituts (Malley 1996) und des Öko-Instituts (Öko- 
Institut 1997) über den Energie- und Stoffverbrauch von Tischcomputern 
zeigen, daß die Hardware der Informationsgesellschaft mit einem beträch t- 
lichen »ökologischen Rucksack« daherkommt. Was dabei besonders zählt, 
ist weniger - wie man zunächst glauben möchte - der Stromverbrauch in 
der Gebrauchsphase als die Gesamtmenge an Natur, die bewegt werden 
muß, um die Geräte mitsamt der nötigen Vorprodukte herzustellen. Insb e- 
sondere werden zur Produktion neben großen Energiemengen eine Vielzahl 
hochreiner und teilweise edler Werkstoffe verwendet, die ihrerseits oft nur 
mit gewaltigen Material- und Energieströmen zu gewinnen und herzuste |- 
len sind. Fast das ganze Periodensystem ist vertreten, einschließlich solcher 
Elemente wie Chlor, Brom und Fluor, die Bestandteil einer Vielzahl von 
toxischen Verbindungen sind. Alles in allem schlagen nicht weniger als ca. 
14 Tonnen an Energie und Materialien für die Herstellung eines Pers o- 
nalcomputers - über den Lebenszyklus gerechnet - zu Buche ( Malley 1996, 
48). Vergleicht man diese Ziffer mit jener für ein durchschnittliches Auto, 
das für seine Herstellung rund 25 Tonnen bedarf, dann zeigt sich, daß jener 
ökologische Optimismus, mit dem die on-line-Zukunft begrüßt wird, die 
Rechnung ohne den Wirt macht. Es gibt in der Tat kaum einen Grund zu 
der Annahme, daß die Massencomputerisierung drastisch weniger auf der 
Natur lasten wird als die Massenmotorisierung. 


Auf der Suche nach der gewonnenen Zeit 


Blickt man auf die Geschichte des Transports und der Telekommunikation 
zurück, kommt eine gewisse Unsicherheit auf, ob sich der herkuleische 
Kampf gegen die Fesseln von Raum und Zeit wirklich gelohnt hat. Gewiß, 
wir sind schneller als je zuvor, aber haben wir deshalb mehr Muße? Nichts 
ist nervenzehrender als in der Langsamspur zu warten, aber muß das he i- 
Ben, daß schneller immer auch besser ist? Natürlich gibt es auf so eine Fr a- 
ge keine sauber geschnittene Antwort. Aber ein erster Zugang läßt sich fi n- 
den, wenn man der ebenso erstaunlichen wie allgemeinen Erfahrung nac h- 
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geht, daß wir von zeitsparenden Maschinen umgeben sind, aber dennoch 
Hetze und Zeitknappheit allenthalben unseren Alltag durchzieht. 

Das Automobil, zum Beispiel, wurde von Anfang an als »Zeitsparmaschine« 
gepriesen; die Aussicht, weniger Zeit aufwenden zu müssen, um ein er- 
wünschtes Ziel zu erreichen, hat ganze Generationen beflügelt und sich 
dem Auto zuwenden lassen. Was aber ist aus diesem Versprechen gewo r- 
den? Entgegen allem Anschein - das belegt eine Fülle von Studien aus ve r- 
schiedenen Ländern - verbringen Autofahrer nicht weniger Zeit im Verkehr 
als Nicht-Autofahrer; und sie verlassen ihr Haus nur zu geringfügig wen i- 
ger Wegen als die Autolosen. Wo hat sich die mit der neuen Schnelligkeit 
gewonnene Zeit verloren? Wer sich mit einem Auto ausrüstet, der atmet 
nicht auf und freut sich der gewonnenen Stunden, sondern er geht her und 
nimmt längere Strecken unter die Räder. Das Auto - und so im allgemeinen 
auch das Flugzeug und der Hochgeschwindigkeitszug - spart nicht Zeit, 
sondern ermächtigt, das Fahrtziel in weiterer Ferne zu suchen; die G e- 
schwindigkeitskräfte werden nicht in weniger Mobilitätszeit, sondern in 
längere Fahrtstrecken umgemünzt. Die Verkehrswissenschaftler sprechen 
in dieser Hinsicht von der »langfristigen Konstanz des Reisezeitbudgets«, 
eine Formel, die besagt, daß eine Reisezeitverkürzung von, sagen wir, 10% 
durch zusätzlichen Verkehrsaufwand (dem Produkt aus Wegezahl und Di- 
stanzen) um etwa den gleichen Prozentsatz wieder kompensiert wird. 
Leicht zu sehen, wie bei einer so gearteten Dynamik ein sinkender Rau m- 
widerstand - ermöglicht durch höhere Geschwindigkeit, schnellere Verbi n- 
dungen, bessere Straßen - größere durchschnittliche Reiseentfernungen 
provoziert, eine Entwicklung, welche im Laufe der Zeit die Aktionskreise 
der Verkehrsteilnehmer immer weiter ausgedehnt hat. Man fährt zur Kne i- 
pe jetzt leicht bis ins Stadtzentrum, pendelt zum Studium über 100-200 km, 
fliegt zu einer Sitzung von einigen Stunden über die ganze Länge 
Deutschlands. Und in einem weiteren Schritt passen sich natürlich die u n- 
zähligen kleinen und großen Standortwahlen den so leicht verfügbaren Re i- 
seweiten an: der Umzug ins Grüne, die räumliche Konzentration in Ve r- 
waltung und Einzelhandel sind bekannte Beispiele für entfernungsintensive 
Siedlungs- und Produktionsstrukturen. Kein Wunder, daß ein Einwohner 
Deutschlands heute durchschnittlich im Jahr 15000 Kilometer fährt, wä h- 
rend er 1950 nur knapp 2000 Kilometer unterwegs war (Schallaböck 1996). 
Und dabei ist das Auto keineswegs ein Spezialfall. Als jüngstes Beispiel 
könnte man E-Mail anführen. Das TIME MAGAZINE vom 21.4.1997 be- 
titelte eine Geschichte: »Verloren in der E-Mail. Jeder tut es. Und das ist 
das Problem«. Die neuen Datenbahnen, ganz wie die Autobahnen, prov o- 
zieren neue Entfernungen und neuen Verkehr, bis sie in die Verstopfung 
führen, die wiederum neue Bahnen und Steuerungssysteme zu r Verflüssi- 
gung erfordern: Microsoft plant, »intelligent agents« auf den Software- 
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Markt zu bringen, um den E-mail-Verkehr in Express- und Langsamspuren 
zu ordnen. Quer durch alle Bereiche, vom Verkehr zur Kommunikation, 
von der Produktion zur Unterhaltung, wird so gewonnene Zeit umgesetzt in 
größere Entfernung, höheren Ausstoß, mehr Verabredungen und eine Vie I- 
zahl von neuen Tätigkeiten. Die gewonnenen Stunden werden durch neues 
Wachstum aufgefressen. Und mit einer gewissen Verzögerung erzeugt die 
Explosion von Tätigkeiten einen Druck zur Einführung weiterer zeitsp a- 
render Geräte - nur um den Zyklus von vorne beginnen zu lassen. Zeitg e- 
winn bietet nur vorübergehende Erleichterung, einfach deshalb, weil er se i- 
nerseits neues Wachstum herausfordert. Beschleunigung führt deshalb auf 
direktem Weg in die nächste Verstopfung. 


Kontraproduktive Wirkungen 


Indem Beschleunigung wachstumstreibend und Wachstum beschleunigungs- 
treibend wirkt, durchdringt der Geschwindigkeitsimperativ immer weitere 

Sektoren der Gesellschaft. Denn die vielfältig verfügbaren Hochg eschwin- 
digkeiten entfalten eine epidemische Wirkung; sie setzen Tempoimpulse, 

welche sich in viele gesellschaftliche und persönliche Bereiche hinein for t- 
setzen. Soziale und individuelle Zeitrhythmen beginnen unter dem B eschleu- 
nigungsdruck zu wanken, genauso wie auf dem Makroniveau bio-physi- 
sche Zeitordungen mit der industriellen Zeitordnung kollidieren. Oft genug 

nämlich zeichnen sich soziale Welten, bestimmte Situationen und Personen 

durch einen für sie spezifischen Rhythmus aus; in der Gesellschaft koex i- 
stieren unterschiedliche institutionelle und persönliche Eigenzeiten. 

Die Ausbreitung des Geschwindigkeitsimperativs unterminiert diese E igen- 
zeiten. Kinder sollen schnell, schnell machen. Studenten werden trainiert, 

ihre Lerngeschwindigkeit zu erhöhen. Pausen während der Arbeit sind 

nicht gern gesehen. Krankheiten sollen sich nach Abgabeterminen richten. 

Und sogar manches Orchester steht unter der Erwartung, die Zeitdauer von 

Symphonien zu verdichten. Insbesondere vertieft sich mit der Ausbreitung 

der Beschleunigung immer weiter die Kluft zwischen den sogenannt en 
produktiven und den reproduktiven Setoren der Gesellschaft. Jene Eigen- 
zeiten, die dem Studieren und Forschen, dem Pflegen und Helfen, dem 

Aufwachsen und Altwerden, der Freundschaft und dem künstlerischen Tun 
innewohnen, finden sich oft im Widerspruch zur Geschwindigkeit der 

Ökonomie. Beschleunigung tut deshalb immer beides: sie fördert das gute 

Leben und unterminiert es zur selben Zeit. 

Auch auf der Ebene der persönlichen Erfahrung bleibt die Verallgemein e- 
rung der Geschwindigkeit nicht ohne Folgen; je mehr die Beschleunigung 
aller Lebensvorgänge zur Grundregel wird, desto stärker treten ihre Scha t- 
tenseiten hervor. Beschleunigung, gründlich genug betrieben, zeigt nämlich 
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die mißliche Tendenz, sich selber aufzuheben: man kommt immer schneller 
dort an, wo man immer kürzer bleibt. Der geschwinden Ankunft folgt oft 
genug kein Aufenthalt, weil er schon wieder von der ebenso geschwinden 
Abfahrt überschattet wird. Es scheint, als ob die Aufmerksamkeit für den 
Aufenthalt von der Aufmerksamkeit für die Fortbewegung verschlungen 
wird; damit aber verfehlt die Beschleunigung ihren Zweck. Ähnliches 
schleicht sich bei einem raumgreifenden Lebensstil ein: wo alle auf der 
Achse sind, da ist man immer mehr zu Leuten unterwegs, die man immer 
weniger antrifft. Der Fähigkeit, flink an vielen Orten zu sein, folgt auf dem 
Fuße die Schwierigkeit, sich abzustimmen und Treffen zu planen. Je mehr 
die Personen zirkulieren, desto größer wird ja, um Begegnungen zu ermö g- 
lichen, der Aufwand an Synchronisation; in der mobilen Gesellschaft b e- 
darf es besonderer Anstrengung, um sich nicht den Zweck der ganzen U n- 
ternehmung entgleiten zu lassen: nämlich zusammenzukommen. So schiebt 
sich mit der Verallgemeinerung der Raum-/Zeitverdichtung, bei den mob i- 
leren Gruppen zumal, die Erfahrung in den Vordergrund, daß Beschleun i- 
gung und Verflechtung jenseits einer Schwelle kontraproduktive Wirkun- 
gen hervorbringen, zweckwidrige Folgen also, welche den ursprünglichen 
Absichten zuwiderlaufen. Wer den Zweck - Aufenthalt und Begegnung - 
gegen seine Überwältigung durch die Beschleunigungsmittel verteidigen 
will, der wird daher nach einer neuen Gelassenheit Ausschau halten. 


Die Option der Entschleunigung 


Auch Utopien kommen ins Alter. Über die Zeit verlieren sie oft ihre u r- 
sprüngliche Frische, erstarren in Gewohnheiten und zeigen sich schließlich 
vor den Herausforderungen einer neuen Epoche kraftlos. Gerade die Utopie 
der immer wachsenden Beschleunigung bleibt nicht von diesem Schicksal 
verschont. Schließlich ist sie in einem doppelten Sinne fossil: sie erwuchs 
auf der Grundlage fossiler Energien und sie gehört heute deshalb einer i m- 
mer weiter zurückliegenden Vergangenheit an. Nur vor dem Hintergrund 
einer langsamen und seßhaften Gesellschaft konnte sie wie das Fanal einer 
schönen neuen Welt wirken. Doch vor dem Hintergrund einer rastlosen 
high-speed Gesellschaft bietet sie bestenfalls die Wiederholung des Im- 
mergleichen, während aber Veränderungswünsche sich an neue Bilder 
heften. Wo daher ruhelose Mobilität regiert, dort keimt eher der G e- 
schmack für Gemächlichkeit und Gelassenheit; wo die Fernverbindungen 
dominieren, dort wächst eher die Aufmerksamkeit für Nähe und den eig e- 
nen Ort. Weil neue Wünsche sich zunehmend im Kontrast zur rasenden 
Gesellschaft artikulieren müssen, deshalb wird es historisch möglich, ö f- 
fentlich von Entschleunigung zu sprechen. 

Auch breitet sich der Verdacht aus, daß eine Gesellschaft, die nicht von der 
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Überholspur runterkommt, weder im ökologischen noch im sozialen Sinne 
jemals zukunftsfähig werden kann. Aus dieser neuen historischen Konste |- 
lation wachsen Wünsche und Aspirationen nach einer Befriedung der B e- 
schleunigungsgesellschaft, ja es könnte sich eine soziale Ästhetik herau s- 
bilden, die gelassene Zeitmaße als besonders gelungen empfindet. Nac h- 
dem es für eine lange Epoche als fraglos sicher galt, daß Verbesserung 
heißt, den Widerstand von Dauer und Strecke zu vermindern, schiebt sich 
jetzt die Einsicht nach vorne, daß Fortschritt auch darin liegen kann, den 
Widerstand von Zeit und Raum zu belassen oder gar bewußt zu erhöhen. 
Keine schnelle Raumüberwindung mehr um jeden Preis, eine solche We n- 
de würde belegen, daß unsere Gesellschaft darüber hinaus ist, die Wu nsch- 
welt des 19. Jahrhunderts zwanghaft in das 21. Jahrhundert mitzuschle p- 
pen. 

Die im letzten Jahr veröffentlichten Studie des Wuppertal-Instituts, 
»Zukunftsfähiges Deutschland« (BUND-MISEREOR 1996), hat versucht, 
die gesellschaftlich angebotenen Geschwindigkeitsniveaus zu einem ö f- 
fentlichen Thema zu machen. Wenn man die Herausforderung einer ökol o- 
gischen Wende in ihrem ganzen Umfang ins Auge faßt, dann ist es schließ - 
lich nicht klug, Nachhaltigkeit auf effizientes Ressourcenmanagement zu 
verkürzen. Denn die Verbrauchsreduktion, um die es geht, wenn man die 
Nutzung der Natur ökologisch und im Weltmaßstab gerecht gestalten will, 
ist schwindelerregend: nach der Faustformel vom Faktor 10 geht es um e i- 
ne Minderung des Energie- und Stoffdurchsatzes um 80-90% in den näc h- 
sten fünfzig Jahren. Eine Ökologie der Mittel, die sich auf »Effizienz« in 
der Technologiewahl konzentriert, wird da von einer Ökologie der Ziele 
begleitet werden müssen, die sich um »Suffizienz« in den Leistungserwar- 
tungen dreht. Stellt man in Rechnung, daß Hochgeschwindigkeiten nur 
durch einen überproportional großen Ressourcenaufwand ermöglicht wer- 
den, dann legt sich nahe, die fällige Naturentlastung auch dadurch zu erre i- 
chen, daß Automobile und Eisenbahnen von ihren Konstruktionsprinzipien 
her für mittlere Geschwindigkeiten ausgelegt werden. Aus diesem Grunde 
plädiert die Studie für eine behutsam motorisierte Automobilflotte, in der 
kein Auto scheller als 120 km/h Höchstgeschwindigkeit fahren kann 
(ähnlich: Plowden-Hillman 1996). Weil natürlich Autos mit einem behu t- 
samen Leistungsvermögen auch andere Lösungen erlauben, was Material i- 
en, Gewicht, Sicherheitsausstattung oder Formgestaltung anlangt, handelt 
es sich bei dieser Perspektive um eine neue Generation von Automobi I- 
technik. Eine ähnliche Überlegung läßt sich für den Eisenbahnverkehr a n- 
stellen. Die Studie schlägt vor, Hochgeschwindigkeitszüge von ihrem kon- 
struktivem Design her auf 200 km/h zu beschränken, eine Schwelle, je n- 
seits derer die energetischen Kosten weit überproportional zunehmen. Die 
Absenkung der Geschwindigkeitsniveaus für physischen Transport ist ein 
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Beitrag zu einer Politik der selektiven Langsamkeit, die eine Pluralität von 
Zeitstilen in der Gesellschaft erhalten möchte und gleichzeitig auf schla n- 
ken Ressourcenverbrauch achtet. Im Design behutsam motorisierter Fah r- 
zeuge und Antriebsaggregate findet so die Utopie des 21. Jahrhunderts i h- 
ren technischen Ausdruck, mit Eleganz in der Lage zu sein, innerhalb von 

Grenzen zu leben. 

Und nicht zu vergessen: ein vorsichtiger Umgang mit physischer G eschwin- 
digkeit stellt eine der Voraussetzungen für eine zukunftsfähige Gestalt der 
Informationsgesellschaft dar. Gewiß, elektronischer Verkehr wird in einer 

Reihe von Fällen physischen Transport ersetzen können, aber die hochfli e- 
genden Erwartungen, daß on-line Kommunikation in der Zukunft die Trans - 
portproblematik lösen wird, sind wahrscheinlich verfehlt. Abgesehen von 

eng begrenzten Einzelfällen, wie etwa dem Konferenzsystem einer intern a- 
tionalen Organisation, wird man für den allergrößten Bereich der Anwen- 
dungen - von Telework über Ferndatenzugang bis zum Austausch über In- 
ternet - besser daran tun, mit zweideutigen Auswirkungen zu rechnen. Wie 

schon aus der langen Geschichte des Telefons ablesbar, ersetzt technische 

Fernkommunikation auf der einen Seite physischen Verkehr, nur um auf 
der anderen Seite aufgrund der neuen Streuung und Dichte der Kontakte 

zusätzlichen physischen Verkehr hervorzurufen. Beide Wirkungen, Ve r- 
kehrswachstum ebenso wie Verkehrsersparnis, sind daher auch von der te- 
lematischen Infrastruktur zu erwarten. Der Expansionseffekt wird jedoch 

weit den Einspareffekt übertreffen, solange die hohen physischen Ge- 
schwindigkeiten ein Dogma der Verkehrsplanung bleiben. Man kann 

ziemlich sicher sein, daß die Vielzahl an elektronischen Kontakten in Echt- 
zeit, deren Netz sich vom nächsten Stockwerk bis über den Rund des Gl o- 
bus spannt, früher oder später zu einer Explosion des physischen Verkehrs 

führen wird. Denn elektronische Kontakte erweitern den Aktionsradius 

ganz ungemein und werden häufig genug den Wunsch nach persönlicher 

Begegnung hervorbringen. Anders gesagt: wenn nicht die Steigerung der 

elektronischen Raum-Zeit-Verdichtung mit einer Begrenzung der mechan i- 
schen Raum-Zeit-Verdichtung einhergeht, dann stehen historisch neue 

Verkehrslawinen ins Haus. Ohne die überlegte Planung für eine Pluralität 
an Zeitstilen wird die on-line Gesellschaft im Verkehrschaos enden. Auch 

die Liebhaber des Internet sind gut beraten, sich einer Vereinigung anz u- 
schließen, die vor einigen Jahren in Österreich gegründet worden ist: dem 

Verein zur Verzögerung der Zeit. 
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Dieter Läpple 


Grenzen der Automobilität?' 


1. Krise oder Entfesselung des Verkehrssystems? 


Unser Verkehrssystem befindet sich - so die Opinio communis - in einer 
Sackgasse. In regelmäßiger Folge beklagen die Medien das »Ch aos auf un- 
seren Straßen«, »Staus ohne Ende«, den »Tod unserer Innenstädte« oder 
den »bevorstehenden Verkehrsinfarkt«. 

Trotz der nicht zu leugnenden Krisenphänomene, die direkt oder indirekt 
mit dem Verkehr auf unseren Straßen und in unseren Städten verbunden 
sind, halte ich es nicht für angebracht, von einer Krise des Verkehrssystems 
zu sprechen. Im Gegenteil. Unser Verkehrssystem, das in hohem Maße 
durch den Straßenverkehr geprägt ist, befindet sich nach wie vor in einem 
ausgesprochen dynamischen Entwicklungsprozeß. Weder zeichnet sich der 
seit Jahrzehnten angekündigte Gipfel der Motorisierung ab, noch eine A b- 
schwächung, geschweige denn eine Stagnation des Wachstums des Str a- 
Benverkehrs.” Vor allem der LKW-Verkehr verzeichnet - unbeeindruckt 
von einer sich verschärfenden Kritik an der »Lasterplage« - geradezu 
sprunghafte Wachstumsraten. Die allseits als umweltfreundlich gepriesene 
Bahn bleibt dabei hoffnungslos auf der Strecke.’ 


1 Dieser Artikel basiert auf einem Vortrag, den ich auf der Wissenschaftlichen Plenart a- 
gung der Akademie für Raumforschung und Landesplanung in Mannheim 1994 gehalten 
habe (vgl. ARL 1995). 

2 Der Personenverkehr (ohne Luftverkehr) hat in Westeuropa seine Verkehrslei stungen von 
1970 bis 1993 verdoppelt (von rd. 2.000 auf 4.000 Mrd. Personenkilometer). Über 90% 
dieser Zunahme entfielen auf den PKW-Verkehr, der 1993 in Westeuropa einen Anteil 
von 84% an allen Verkehrsleistungen hatte. Eisenbahn und Omnibus hatten jeweils einen 
Anteil von 7% bzw. 9% (DIW 1995, 1). 

3 Der Güterverkehr (Eisenbahn, Binnenschiffahrt, Rohrfernleitungen und Lastkraftwagen) 
ist in Westeuropa von 1970 bis 1993 um knapp zwei Drittel auf insgesamt 1.400 Mrd. 
Tonnenkilometer angestiegen. Der gesamte Zuwachs kam per Saldo dem Straßen verkehr 
zugute, der seinen Anteil an den gesamten Verkehrslei stungen von der Hälfte im Jahre 
1970 auf mehr als zwei Drittel im Jahre 1993 vergrößer te. Der Anteil der Eisenbahn ging 
von 30% auf 16% zurück (DIW 1995, 1). 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 107, 27. Jg. 1997, Nr.2, 195-215 


196 Dieter Läpple 


Wenn man die Entwicklung der Motorisierung der Haushalte bzw. der B e- 
völkerung als einen Indikator für die zukünftigen Entwicklungspotentiale 
des Verkehrssystems nimmt, so ergeben sich aus einem transnationalen 
Vergleich einige interessante Einsichten. In der folgenden Abbildung ist 
der zeitliche Verlauf des Motorissierungsgrades (Anzahl der Autos je 100 
Einwohner) für verschiedene Länder dargestellt (Bonnafous 1993, 21). 


Abb. 1: Anzahl der Autos je 100 Einwohner 


„..t 


Portugal 


1981 82 83 84 85 86 87 88 89 Ei} 


Quelle: ECMT: Transport Growth in Question, 1993, 5. 55 
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Aus dieser Darstellung lassen sich zunächst folgende Trends erkennen: 

- In keinem Land zeichnet sich bisher eine mögliche Sättigung des Motor i- 
sierungsgrades ab. Für die Beurteilung der zukünftigen Entwicklungen in 
den europäischen Ländem ist der Verlauf der Kurve der USA bemerken s- 
wert. Selbst bei einem PKW-Besatz von über 70% zeigt sich dort noch kei- 
ne Abschwächung der Motorisierung. Ein wichtiger Grund dafür ist, daß 
Haushalte zusätzlich zu ihren 'Universal'-PKW's zunehmend Spezialfah r- 
zeuge für den Freizeitverkehr (Geländewagen, Camper etc.) kaufen. 

- Die Entwicklung der Motorisierung der verschiedenen Länder korreliert 
in hohem Maße mit der Entwicklung des Pro-Kopf-Einkommens. Diese Ein - 
kommensabhängigkeit der Motorisierung zeigt sich sowohl im ko njunk- 
turellen Verlauf innerhalb der Länder als auch in den Niveauunterschieden 
zwischen den Ländern. Einen etwas modifizierten Verlauf zeigt die Kur ve 
der Niederlande, einem Land mit einer überdurchschnittlichen Bevölk e- 
rungsdichte und einem stark ausgebauten öffentlichen Verkehrssystem. 
Dieser transnationale Vergleich läßt es als sehr wahrscheinlich erscheinen, 
daß bei unveränderten Rahmenbedingungen der Motorisierungsgrad in 
Deutschland - trotz der Kassandrarufe von Umweltschützern und Presse - 
weiter zunehmen wird. Eine Sättigungsgrenze ist vorerst nicht in Sicht. 
Zwar sind fast alle berufstätigen Männer motori siert, aber erhebliche »Mo - 
torisierungsreserven« gibt es noch bei Frauen, Senioren und Jugendlichen. 
So ist vor allem zu erwarten, daß eine Zunahme der Frauenerwerbstätigkeit 
mit einer weiteren Motorisierung verbunden sein wird. A ngesichts der Ge- 
walttätigkeit städtischer Lebensverhältnisse ist für Frauen das Auto vie |- 
fach bereits heute eine Voraussetzung ihrer Mobilität außerhalb gängiger 
Tageszeiten und »sicherer« öffentlicher Räume. 

Darüber hinaus wird sich voraussichtlich auch bei uns der Trend zum 
Zweit- und Drittfahrzeug durchsetzen. Der geplante Einstieg der großen 
Automobilfirmen in die Produktion von Stadtautos, die sog. Drei-Liter- 
Autos, läßt sich als Antizipation dieses Trends interpretieren. 

Betrachtet man auf der Abbildung die große Spannbreite des Motorisi e- 
rungsgrades innerhalb der Europäischen Gemeinschaft (zwischen Portugal 
und Deutschland), so kann man sich leicht vorstellen, daß es außer ordent- 
lich schwierig sein wird, auf EG-Ebene politische Rahmen bedingungen 
durchzusetzen, die geeignet wären, das Wachstum des Straßenverkehrs zu 
bremsen oder gar den Straßenverkehr zugunsten umweltverträglicherer 
Verkehrsträger zurückzudrängen. 

Eine bisher noch gar nicht zu übersehende Dramatik zukünftiger Gesel I- 
schafts- und Umweltentwicklung deutet sich mit der Kurve » world aver- 
age« an. Berücksichtigt man, daß in diesem Weltdurch schnitt auch die au- 
ßerordentlich hohe Motorisierung der Indu strieländer enthalten ist, so be- 
kommt man einen Eindruck von dem extremen Wohlstandsgefälle inne r- 
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halb der Weltgesellschaft. Dar aus ergibt sich ein kaum lösbares Dilemma: 
Aus humanitären Gründen sowie im Interesse einer politischen Stabilisi e- 
rung unserer Weltgesellschaft muß alles versucht werden, in den Ländern, 
in denen die Mehrheit der Bevölkerung arm ist, einen Entwicklungs prozeß 
in Gang zu bringen, der zu einer signifikanten Pro-Kopf-Steigerung des 
verfügbaren Einkommens und damit zu einer Zurückdrängung der Armut 
führt. Mit einer Steigerung des Einkommens wird jedoch auch ein entspr e- 
chender Anstieg der Motorisierung verbunden sein. In Ländern wie der 
Volksrepublik China ist bereits eine derartige wechselseitige Dynamik von 
Einkommenssteigerung und Motorisierung in Gang gekommen. 

Dabei sind sich die Klimaforscher einig, daß es bereits bei einer Fortsetzung 
der heutigen Emissionen bis zur Mitte des nächsten Jahrhunderts zu einer 
globalen Erwärmung der Erdatmo sphäre von ca. 3°C kommen wird.” Eine 
Übertragung unseres Wirtschafts- und Verkehrssystems auf die Schwellen- 
und Entwicklungsländer würde mit Sicherheit die ökologische Tragfähi g- 
keit der Erde bei weitem überfordern. Aber können die Industrieländer ihr 
Zivilisations- und Mobilitätsmodell diesen Ländern vorenthalten? 

Die Betrachtung des Motorisierungsgrades gibt noch keine unmittelbare 
Einsicht in das tatsächliche Verkehrsgeschehen. Mit den skizzierten En t- 
wicklungsprozessen und -trends sollte zunächst nur veranschaulicht we r- 
den, wie ungewöhnlich dynamisch sich der Straßenverkehr entwickelt. In 
diesem Sinne möchte ich meine eingangs formulierte These noch einmal 
zuspitzen: Nicht unser Verkehrssystem befindet sich in einer Krise, so n- 
dern unsere Raum- und Siedlungsstrukturen, die städtischen Lebensräume, 
die lokale und regionale Umwelt sowie das globale Ökosystem sind einer 
krisenhaften Belastung durch ein Verkehrssystem ausgesetzt, das sich aus 
seiner »dienenden« Rolle befreit und in ein sich selbstverstärkendes Sy- 
stem transformiert hat. 

Nun bilden Verkehrssysteme als » Raumüberwindungssysteme« immer ei- 
nen wechselseitigen Wirkungszusammmenhang mit den Raumstrukturen 
von Wirtschaft und Gesellschaft. Insofern mag die These, daß sich nicht 
das Verkehrssystem, sondern die räumlichen Strukturen der Gesellschaft in 
einer Krise befinden, als spitzfindig empfunden werden. Ein Rückblick auf 


4 Der Brundtland-Bericht (WCED 1987) geht davon aus, daß die Weltwirtschaft in den 
nächsten fünfzig Jahren einer fünf- bis zehnfachen Steigerung bedarf, um die bestehende 
Armut zu überwinden und die Deckung von Grundbedürfnissen weltweit zu garantieren. 

5 Vgl. dazu den Bericht der Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages zum »Schutz 
der Erdatmosphäre« (1994). Die Emissionen des Verkehrs werden in diesem Bericht wie 
folgt beuteilt: »Der weltweit abgewickelte Verkehr hat mit etwa 20% einen wesentlichen 
Anteil an der anthropogenen CO>-Freisetzung durch Verbrennung fossiler Energieträger 
und trägt damit signifikant zur Veränderung des globalen Klimas der Erde bei. Zusätzlich 
werden durch den Verkehr u.a. NO,, VOC und CO emittiert, die über die photochemische 
Bildung des klimarelevanten Ozons (O3) in der Troposphäre den durch die Emission des 
CO: bedingten Treibhauseffekt verstärken.« (ebd., 77f) 
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frühere Krisen von Verkehrssystemen soll verdeutlichen, daß die in meiner 
These angelegte Differenzierung sinnvoll und notwendig ist. 


Exkurs zur Evolution von Verkehrssystemen 

Die Geschichte der Verkehrssysteme vollzog sich nicht als lineare En t- 
wicklung, sondern als Sukzession unterschiedlicher Systeme, wobei der 
Übergang von einem System zum anderen fast immer mit Krisen und Ko n- 
flikten verbunden war. So führte in den Städten des 19. Jahrhunderts die 
Abhängigkeit des Personenverkehrs von der fußläufigen Raumüberwin- 
dung zu einer zunehmenden Blockade der Stadtentwicklung. Durch die g e- 
ringe Leistungsfähigkeit des täglichen Fußgängerverkehrs war die räumli- 
che Ausdehnung dieser »Fußgängerstädte« sehr begrenzt. Bevölkerungsz u- 
nahmen waren fast nur im Rahmen immer stärkerer Verdichtung möglich, 
was vielfach zu unerträglichen Wohnverhältnissen und einer Zuspitzung 
sozialer Mißstände geführt hat. 

Ein Ausbruch aus dieser Blockade ergab sich durch die Nutzbarmachung 
von Rad und Schiene zur Beförderung von Gütern und Personen um die 
Mitte des 19. Jahrhunderts. Die Einführung schienengebundener Wagen, 
die von Pferden gezogen oder später mit Dampfkraft angetrieben wurden, 
ermöglichte eine räumliche Ausdehnung der Stadt. In Amerika entstanden 
seit etwa 1870 sogenannte »streetcar suburbs« und in den deutschen Städ- 
ten vergleichbare »Straßenbahnvorstädte«. 

Die Leistungsfähigkeit dieses frühen öffentlichen Verkehrssystems stieß je- 
doch bald wieder an seine Grenzen. Bereits zwischen 1880 und 1900 
bahnte sich in den großen Städten eine Krise dieses Verkehrssystems an. 
Eine wesentliche Ursache dafür war die zunehmende räumliche Trennung 
von Wohn- und Arbeitsstätten als Folge der Industrialisierung. Vor allem 
in Großstädten wie Paris, London, New York oder Berlin entstand durch 
diese funktional-räumliche Entmischung ein Berufsverkehr, der mit den 
Pferde- oder Dampfstraßenbahnen nicht mehr bewältigt werden konnte. 
»Angehörige der Mittelschicht waren in der Lage, in die angenehmeren Wohngegenden, in 
die Vorstädte, auszuweichen, die Masse der Arbeiter aber nicht. Sie lebten beengt in herunte r- 
gekommenen Stadtvierteln, etwa in den Berliner Mietskasernen - unter Wohnbedingungen a I- 
so, die den Protest der Reformkräfte jener Zeit hervorriefen« (Hall 1993, 389). 

Erst der Bau von elektrischen Straßenbahnen, von Eisenbahnen sowie der 
Untergrundbahnen ermöglichte eine neue Phase städtischer Entwicklung. 
Die folgende Krise, die Krise des öffentlichen Massentransportsystems er- 
gab sich aus dem Zusammenspiel von systemimmanenten Ursachen - wie 
der Starrheit der Netze und der hohen Fixkosten - mit der sich verschärfen- 
den Konkurrenz durch das Automobil. Gleichzeitig begünstigte das Auto 
wiederum eine siedlungsstrukturelle Entwicklung, für die das netzgebun- 
dene System des öffentlichen Personenverkehrs nicht geeignet war. 
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Angesichts der sich abzeichnenden Schwierigkeiten des öffentlichen Stadt - 
verkehrs erfolgte in Los Angeles bereits Mitte der 20er Jahre eine We i- 
chenstellung städtischer Verkehrsplanung, die sich als paradigmatisch e r- 
weisen sollte. Zu diesem Zeitpunkt war Los Angeles noch eine Stadt mit 
einem lebendigen Stadtkern und einem öffentlichen Verkehrssystem, das 
über das größte elektrische Eisenbahnnetz der Welt verfügte. Um die Jah r- 
hundertwende waren zusammen mit dem schnellen Bevölkerungswachstum 
eine Vielzahl von Schienentransportunternehmen entstanden. Davon set z- 
ten sich bis zum Jahr 1911 zwei große Betreiber durch: Die Los Angeles 
Railway Company (LARY), die alle Straßenbahnen übernommen hatte, 
und die Pacific Electric (PE), in der die gesamten regionalen Linien z u- 
sammengefaßt wurden. Diese beiden Gesellschaften beförderten 1924 z u- 
sammen 356,5 Millionen Fahrgäste (Bratzel 1995, 35). 

Trotz der hohen Fahrgastzahlen hatten die Eisenbahnen in Los Angeles zu 
diesem Zeitpunkt ihr Beförderungsmonopol bereits verloren. Die Straßen- 
und Regionalbahnen wurden mit der immer stärkeren Konkurrenz eines 
schnell wachsenden Autoverkehrs konfrontiert.“ Als der Autoverkehr in der 
Innenstadt schließlich eine unzumutbare Dichte erreicht hatte und gleich - 
zeitig das Öffentliche Verkehrssystem mit sinkenden Einnahmen kon - 
frontiert war, stand die Stadt vor der Alternative: »entweder der Ausbau 
des öffentlichen Verkehrsnetzes oder - so der Vorschlag des Autom o- 
bilclubs von Süd-Kalifornien - die Schaffung eines umfassenden neuen 
Straßennetzes« (Fishman 1991, 77). 

Nach einem Referendum entschied sich Los Angeles gegen einen weiteren 
Ausbau seines öffentlichen Verkehrssystems und setzte mit dem Bau neuer 
Straßen ganz auf das Auto. Diese Weichenstellung wurde offensichtlich so 
konsequent vollzogen, daß das schienengebundene Nahverkehrssystem 
verfiel oder aufgelöst wurde.’ Mit dem Niedergang des öffentlichen Ver- 
kehrssystems verfiel auch das Stadtzentrum und es bildete sich die deze n- 
trale Siedlungsstruktur einer »Autostadt« heraus, die das bestimmende 
Merkmal der neuen amerikanischen Stadt wurde. 


6 Mit Verweis auf Bottles (1987) führt Bratzel (1995, 35) dazu aus: »Nach einer Verkehr s- 
zählung fuhren schon 1923 48% der Bürger mit dem Auto in den Central Business Di- 
strict. Acht Jahre später waren es schon 62%.« 

7 Peter Hall (1993) verweist in diesem Zusammenhang auf eine Studie von Snell (1974), in 
der aufgezeigt wird, daß bei dieser Weichenstellung General Motors die Hände im Spiel 
hatte. So habe General Motors Linien der Straßenbahngesellschaft Pacific Electric aufge- 
kauft und aufgelöst, um ihre Busse verkaufen zu können. Diese » Konspirationsthese« von 
Sneli wird in der Fachliteratur allerdings kritisch kommentiert, da Sneil in seiner Argu- 
mentation davon ausgeht, die Bahnen seien vor der Intervention von General Motors 
ökonomisch gesund gewesen und hätten einen effizienten Verkehr gewährleistet ( Bratzel 
1995, 100fM). Es kann jedoch kein Zweifel daran bestehen, daß General Motors mit seinen 
Aktionen den Niedergang des öffentlichen Verkehrssystem beschleunigt hat. 
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Der Weg, den Los Angeles mit dieser Entscheidung eingeschlagen hat, 
prägte die Verkehrsplanung der Nachkriegszeit in nahezu allen anderen 
Städten der Welt. Ein Weg, der eine Auflösung der historischen städtischen 
Strukturen eingeleitet hat, und durch den heute die Tradition der europä i- 
schen Stadt in Frage gestellt ist. 


Nach diesem historischen Exkurs möchte ich meine oben formulierte Frage 
»Krise oder Entfesselung des Verkehrssystems?« noch einmal aufgreifen. 
Im historischen Rückblick zeigt sich, daß Verkehrssysteme immer dann in 
eine Krise gerieten, wenn ihr Leistungs- oder Anpassungsvermögen an sy- 
stembedingte Grenzen stieß und sie damit als Barriere der Stadt- und G e- 
sellschaftsentwicklung erfahren oder empfunden wurden. Unsere heutigen 
Probleme resultieren jedoch nicht aus der mangelnden Leistungs- und A n- 
passungsfähigkeit des Straßenverkehrs, sondern aus dem massenhaften 
Erfolg des Automobils und des Lastkraftwagens. 

Nun kann zwar eingewendet werden, daß der immer wieder beschworene 
»Verkehrsinfarkt« doch tatsächlich ein ernstzunehmendes Krisenphänomen 
sei. Mit dem Bild des Infarktes wird jedoch nicht eine tatsächliche Krise, 
sondern eine Durchsetzungs- und Expansionsform des Straßenverkehrs b e- 
schrieben: Bei drohenden Selbstblockaden des Verkehrs müssen zur Au f- 
rechterhaltung des Verkehrsflusses » Bypass«-Operationen vorgenommen 
werden. Und unsere Städte und Siedlungsstrukturen sind in ihrer heutigen 
Ausprägung im wesentlichen das Resultat erfolgreicher » Bypass«- 
Operationen. Die dramatische Formel des »Verkehrsinfarktes« beschwört 
somit nur den Sachzwang einer Verkehrsbewältigungsplanung, die sich aus 
dem selbstinduzierten Wachstum des Straßenverkehrs ergibt. 


2. Widerspruch zwischen Einsicht und Handeln 


Vor dem Hintergrund der breiten öffentlichen und fachwissenschaftlichen 
Diskussion über den motorisierten Verkehr dürfte es in den letzten Jahren 
kaum jemandem verborgen geblieben sein, daß unser Verkehrssystem mit 
seinen Auswirkungen auf Raum- und Siedlungsstrukturen und vor allem 
auf Umwelt und Klima wesentlich dazu beiträgt, die Bedingungen unserer 
Fortexistenz zu untergraben. An Lippenbekenntnissen zu Veränderungen 
des Mobilitätsverhaltens und der Verkehrspolitik fehlt es nicht. Bereits 
1989 haben sich die Europäischen Verkehrsminister in einer Resolution auf 
das Prinzip einer ökologisch nachhaltigen Entwicklung als Leitbild ihrer 
zukünftigen Verkehrspolitik festgelegt. Und 1992 hat sich die Bundesre- 


8 In dieser Resolution wird - anknüpfend an den Brundtland-Bericht - festgestellt, » that the 
impact of transport on human health and the environment must be limited to levels which 
human beings and nature can cope with in the long run.« (ECMT 1990) 
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gierung auf dem Umweltgipfel in Rio verpflichtet, bis zum Jahr 2005 den 
CO,-Ausstoß der Bundesrepublik um 25 bis 30% zu reduzieren. Allen E x- 
perten ist klar, daß dieses Klimaschutz-Ziel ohne eine grundsätzliche Ne u- 
orientierung der Verkehrspolitik nicht zu erreichen ist. 

Auf die Zuwachsraten des PKW- und LKW-Verkehrs haben diese Vorsätze 
bisher kaum Auswirkungen gehabt. Und auch in der Verkehrspolitik und - 
planung ist bisher kein Ansatz erkennbar, der geignet wäre, die Dynamik 
einer sich selbst verstärkenden Verkehrsspirale zu bremsen.” 

Der Widerspruch zwischen dem Festhalten an den »Sachzwängen« eines 
automobilen Verkehrssystems und der allgemein akzeptierten, aber offe n- 
sichtlich folgenlosen Einsicht in die Notwendigkeit einer grundlegenden 
»Verkehrswende« (vgl. Hesse 1993) zieht sich wie ein dissonantes Lei t- 
motiv durch das Verkehrs- und Mobilitätsverhalten unserer Gesellschaft. Er 
bestimmt aber nicht nur die Politik, sondern spiegelt sich auch im Alltag s- 
verhalten wider. Der Satiriker Dirk Maxeiner zeichnet folgendes Bild von 
der zerrissenen Seelenlage der » Autoopfer« und » Autotäter«: 


»Der Blick in Meinungsumfragen belegt: In Deutschland leben 80 Millionen unschuldige 
Autoopfer, verzehrt von der Sorge um das Klima und den Wald, gepeinigt vom Bodenozon 
und dem Lärm der Ausfallstraße. Ein Blick in die Zulassungsstatistik belegt ferner: Veran t- 
wortlich für den Terror ist ein Heer von 38 Millionen motorisierten Ignoranten. Ein Abgleich 
beider Zahlen schließlich offenbart: Kläger und Beklagte sind in unbekümmerter Tateinheit 
dieselben. ... Die meisten Deutschen lieben das Auto. Viele Deutsche leben vom Auto. Und 
außerdem würden alle gemeinsam das Auto noch ein bißchen abschaffen. Vielleicht nicht g e- 
rade jetzt, sondern erst, wenn es uns wirtschaftlich wieder besser geht.« (Maxeiner 1993, 92) 


Eine mögliche Erklärung für die kollektive Schizophrenie bei der »Freiheit 
in der Wahl der Verkehrsmittel« gibt Wolfgang Sachs in seiner klugen 
Studie Die Liebe zum Automobil. Bei der privaten Nutzenabwägung des 
Gebrauchs eines Autos stellt er eine seltsame Asymmetrie fest: Offensich t- 
lich »schlagen nur die Vorteile zu Buche, sie lassen sich individuell z u- 
rechnen, während sich der Schaden aufs Feinste verteilt und in anderer 
Leute Rechnung aufscheint. Individualisiert wird der Nutzen, sozialisiert 
hingegen der Schaden« (Sachs 1990, 241). Aber selbst in einer Situation, in 
der sich niemand mehr den Schadensfolgen entziehen kann, blockiert i m- 
mer noch eine »strukturelle Verantwortungslosigkeit« den nötigen Kur s- 
wechsel: 

»Wer aufs Autofahren verzichtet, für den ist nur gewiß, daß er einen Vorteil preisgibt, jedoch 

ist keinesfalls sicher, ob andere seinem Beipiel folgen und damit erst der Schadensanfall ver- 
mindert wird. Ja, wahrscheinlich ist sogar das Gegenteil: wenn die Zahl der Autos auf der 


Straße sinkt, lohnt sich für andere das Autofahren wieder und der Verzichtler hat nichts be- 
wirkt außer seiner Deklassierung!« (ebd.) 


9 Offensichtlich völlig unbeeindruckt von der Wirkungsweise eines selbstinduzierten 
Wachstums des Verkehrs stellt sich beispielsweise das Bundesverkehrsministerium mit 
seinem Verkehrswegeplan die Aufgabe, durch einen entsprechenden Ausbau der Infr a- 
struktur »zu verhindern, daß Verkehrsengpässe zu Wachstumsbremsen der nationalen und 
europäischen Wirtschaftsentwicklung werden« (BMV 1992). 
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Die Bedingungszusammenhänge des Verkehrs sind in unserer heutigen G e- 
sellschaft offensichtlich so komplex und so tief eingebunden in eingeschlif- 
fene Lebensweisen und verfestigte Interessenslagen, historisch gewachsene 
Siedlungsstrukturen und wirtschaftsstrukturelle Zusammenhänge, daß die 
Erkenntnisse über die katastrophalen Folgen des Verkehrs bisher weitg e- 
hend folgenlos blieben. 


3. Die »Vernichtung des Raumes« und die »Raum-Zeit-Konvergenz« 


Die Erarbeitung von Konzepten und Maßnahmen für eine Verkehrswende 
erfordert eine tiefere analytische Einsicht in die komplexen Ursachen und 
Entstehungsbedingungen des Verkehrswachstums sowie die Klärung der 
wechselseitigen Rückkopplungsbeziehungen zwischen Verkehr und den 
raum-zeitlichen Organisationsformen sozialer und ökonomischer Prozesse. 
Dies setzt wiederum ein neues Denken über den »Raum« bzw. ein verän- 
dertes Raum- und Mobilitätsverständnis voraus." 

Das vorherrschende Raumverständnis der Verkehrs- und Raumplanung ist 
geprägt durch die mit der Mechanisierung der Raumüberwindung verbu n- 
denen Fortschritts- und Emanzipationserwartungen: Dem »Schrumpfen« 
der Entfernung und der damit verbundenen Ausdehung der Aktionsräume 
von Menschen und Waren. Angesichts der heutigen 'Leichtigkeit' der 
Raumüberwindung ist es für uns kaum mehr vorstellbar, welch tiefgreife n- 
den persönlichen Eindruck und welchen Umbruch in den gesellschaftlichen 
Raumvorstellungen die Konfrontation mit den ersten Eisenbahnen bede u- 
tete. Menschen, deren Fortbewegung und Erlebnishorizont - abgesehen von 
den sehr seltenen Seereisen - ausschließlich von ihren eigenen physischen 
Kräften oder der holprigen Fahrt in einem Ochsen- oder Pferdewagen a b- 
hängig waren, wurden plötzlich mit dem mechanischen Bewegungsapparat 
Eisenbahn konfrontiert, der sich auf einem künstlichen Schienenweg mit 
der Gewalt eines Projektils durch den Raum bewegte. Eine außerordentlich 
plastische Schilderung einer derartigen Erfahrung hat uns Heinrich Heine 
mit seiner Notiz über die Eröffnung der Eisenbahn linien am 5. Mai 1843 
von Paris nach Rouen und Orleans hinterlassen: 


»Die ganze Bevölkerung von Paris bildet in diesem Augenblick gleichsam eine Kette, wo e i- 
ner dem andern den elektrischen Schlag mitteilt. Während aber die große Menge verduzt und 
betäubt die äußere Erscheinung der großen Bewegungsmächte an starrt, erfaßt den Denker ein 
unheimliches Grauen, wie wir es immer empfinden, wenn das Ungeheuerste, das Unerhörteste 
geschieht, dessen Folgen unabsehbar und unberechenbar sind... Welche Veränderungen mü s- 
sen jetzt eintreten in unsrer Anschau ungsweise und in unsern Vorstellungen! Sogar die El e- 
mentarbegriffe von Zeit und Raum sind schwankend geworden. Durch die Eisenbahnen wird 
der Raum getötet, und es bleibt uns nur noch die Zeit übrig... Mir ist als kämen die Berge und 
Wälder aller Länder auf Paris angerückt. Ich rieche schon den Duft der deutschen Linden; vor 
meiner Türe brandet die Nordsee.« (Heine 1910, 291) 


10 Zu einer Auseinandersetzung mit wissenschaftlichen und alltagsweltlichen Raumbe- 
griffen und -konzepten siehe Läpple (1992, 157ff). 
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Das »unheimliche Grauen« über die Eisenbahn und deren Fähigkeit, die 
»Elementarbegriffe von Raum und Zeit« zum Wanken zu bringen ist längst 
verflogen. Geblieben ist jedoch die mit der Mechanisierung des Transports 
verbundene Vorstellung von der »Tötung des Raumes« - oder präziser - 
von der »Vernichtung der Distanz-Räume«. Die Erschließung neuer Räume 
- und damit die Ausdehnung des Aktions-Raumes - erfolgt durch die Ver- 
nichtung der Zwischen-Räume mit den Mitteln der Transporttechnologie. 
Durch die Geschwindigkeit der mechanisierten Raumüberwindung lösen 
sich die »Distanz-Räume« zwischen verschiedenen Orten in immer kürzere 
»Zeit-Räume« zwischen Abfahrt und Ankunft auf." 

Dieses Phänomen des »Schrumpfens« der Entfernung zwischen verschi e- 
denen Orten betrachtet unter dem Aspekt des Zeitraumes ihrer Überwi n- 
dung wird in den Gesellschaftswissenschaften mit dem Konzept der 
»Raum-Zeit-Konvergenz« (Giddens 1992, 165) thematisiert. Mit diesem 
etwas sperrigen Begriff soll das durch die Verkehrstechnik geprägte Ve r- 
hältnis von »Raum« und »Zeit« erfaßt werden, das Heine mit seiner Fo r- 
mulierung »mir ist als kämen die Berge und Wälder aller Länder auf Paris 
angerückt« so sehr viel anschaulicher zum Ausdruck gebracht hat. 

Die Herrschaft über den Raum durch die technische Operationalisierung 
der Newtonschen Bewegungsgesetze in der Form der Eisenbahn hatte a |- 
lerdings ihren Preis. Die Individualität und Ungebundenheit der Kutsche 
mußte den technischen Zwängen des neuen Massenverkehrsmittels ge - 
opfert werden. Statt zu reisen, wurde man nun »transportiert«. Die Teil- 
nahme an den Segnungen der neuen Transporttechno logie erforderte die 
Unterordnung unter die zeitlichen Zwänge des Fahrplanes, die Abhängig- 
keit vom Schienenweg und - trotz Erster Klasse und Salonwagen - die Ein- 
ordnung in die Spielregeln der Massengesellschaft (vgl. Sachs 1990, 116). 
Das Automobil brachte - so schien es - die Lösung. Es vereinte Maschine n- 
kraft und Individualität. Es ermöglichte nicht nur die Emanzipation von 
den begrenzten menschlichen und animalischen Fortbewegungskräften, 
sondern auch die Befreiung von Fahrplan und Strecke. 


»Ein wahres Auto-mobil, ein selbstbewegliches Gefährt, mit dem man sich weder um Fah r- 
pläne noch um Schienenstrecken zu scheren brauchte, ein Unterpfand für Ungebundenheit 
und individuellen Genuß, das war die Wahrnehmung, welche vor dem Hintergrund von Bah n- 
hof und Schiene dem Auto seine Anziehungskraft verlieh.« (ebd.) 

Der Autofahrer war somit »Herr über Raum und Zeit«. Denn mit seiner h o- 
hen Geschwindigkeit war das Auto eine veritable »Zeitsparmaschine«, mit 
der man »in immer kürzerer Zeit immer weiter fahren« konnte. Und durch 
die überall verfügbaren Straßen war es auch möglich, jedes beliebige Ziel 
anzusteuern (vgl. Kuhm 1995). 


11 »Vernichtung von Raum und Zeit (annihilation of time and space) lautet der Topos, mit 
dem das frühe 19. Jahrhundert beschreibt, wie die Eisenbahn in den bis dahin unu m- 
schränkt herrschenden natürlichen Raum einbricht.« (Schivelbusch 1979, 16) 


Grenzen der Automobilität? 205 


4. Circulus vitiosus automobiler Mobilität: 
Von der Mobilitätsmöglichkeit zum Mobilitätszwang 


Die Mechanisierung und Motorisierung der Raumüberwindung hat die 
Mobilitätsmöglichkeiten enorm gesteigert. Nachdem die Menschheit im 
Verlauf ihrer Zivilisationsgeschichte Jahrtausende benötigt hat, um seßhaft 
zu werden, Lebensräume zu erschließen und stabile gesellschaftliche Z u- 
sammenhänge zu entwickeln, scheint unsere heutige Zivilisation von einer 
neuen Form des Nomadentums erfaßt zu sein. Mobilität in ihren unte r- 
schiedlichen Ausprägungen, als räumliche, soziale und mentale Mobilität, 
ist offensichtlich eines der zentralen Kennzeichen der Moderne. 

In meinen Ausführungen beschränke ich mich auf die Verkehrsmobilität, 
die alltäglichen Ortswechsel, die vor allem aus der räumlichen Trennung 
der elementaren Lebensfunktionen Wohnen, Arbeiten, Versorgen und E r- 
holen resultieren. Der Verkehrsmobilität kommt die Rolle eines räumlichen 
Vermittlungsprozesses zu, über den sich der tägliche Lebenszusamme n- 
hang der Menschen in seiner schicht- und lebenszeitspezifischen Ausprä- 
gung herstellt. 

Das Mobilitätsverständnis wird gemeinhin mit der Vorstellung der »Raum - 
überwindung« verknüpft und dabei vielfach mit der Auto-Mobilität gleich- 
gesetzt (vgl. dazu Burwitz/Koch/Krämer-Badoni 1992) Der Besitz eines 
Autos wird noch immer mit der Erwartung von Zeitersparnis und zune h- 
mender Freiheitspielräume verknüpft. Durch den gesellschaftlichen Ko n- 
sens einer unbegrenzten Verkehrserreichbarkeit und Raumerschließung 
wird dem Autoverkehr ein weitgehend ubiquitäres Straßennetz zur Verfü- 
gung gestellt, während sich das öffentliche Verkehrssystem in einer Ab- 
wärtsspirale von Angebotsverschlechterung und sinkendem Anteil an der 
gesamten Verkehrsleistung befindet. 

Bei einer Betrachtung der Mobilitätsentwicklung während der letzten drei 
oder vier Jahrzehnte entpuppen sich die mit dem Besitz eines Autos ve r- 
bundenen Erwartungen aber als äußerst trügerisch. Verschiedene empir i- 
sche Studien zeigen, daß sich trotz der enorm gestiegenen Verkehtrsleistu n- 
gen seit den 50er Jahren die Gesamtzahl der » außerhäusigen Bewegungs- 
vorgänge« pro Person nur geringfügig verändert hat. Dagegen haben sich 
jedoch die Fortbewegungsarten bzw. die Verkehrsmittelwahl und die Län ge 
der zurückgelegten Strecken grundlegend verändert. Fußwege und Fahr ten 
mit dem Fahrrad wurden in hohem Maße durch Fahrten mit dem Auto er- 
setzt, und die zwischen den Zielen zurückgelegten Entfernungen wurden 
immer größer.” Dementsprechend stellt auch die Enquete-Kommission 


12 In den alten Ländern der Bundesrepublik wurden im Jahre 1960 rund »15 Mrd. motor i- 
sierte Fahrten und etwa 32 Mrd. Wege zu Fuß oder mit dem Rad unternommen. Bis zum 
Jahre 1990 ist die Anzahl der nichtmotorisierten Wege auf 23 Mrd. zurückgegangen. Die 
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»Schutz der Erdatmosphäre« fest: »Man führt zwar kaum mehr Aktivitäten 
durch, 'verbraucht' dabei jedoch immer mehr Verkehr sleistung« (ebd., 127). 
Die durch Motorisierung und bessere Straßen erhöhte Fahrtengeschwindig- 
keit führt in der Regel nicht zur Einsparung von Reisezeit und zu größeren 
Freiheitsspielräumen, sondern zu einer weiteren Ausdehnung der Entfe r- 
nungen zwischen den verschiedenen sozialen, kulturellen und ökonom i- 
schen Bereichen des täglichen Lebens. 

Die steigende individuelle Beweglichkeit wird gewissermaßen unterlaufen 
und aufgehoben durch eine Extensivierung der gesellschaftlichen Rau m- 
strukturen, eine verstärkte städtebauliche Entmischung und eine Ausdün- 
nung der Versorgungs- und Dienstleistungseinrichtungen im Nahbereich. 
Bei den verschiedenen Standortentscheidungen wird die Verfügbarkeit e i- 
nes Automobils immer schon unterstellt. Die massenhafte Einführung des 
Autos hat also nicht dazu geführt, daß die Mobilität im Sinne von Chancen 
und Wahlmöglichkeiten gestiegen ist, sondern es wurde vor allem die A b- 
hängigkeit vom Auto verstärkt. Aus der Mobilitätsmöglichkeit wurde ein 
Mobilitätszwang, und für die Menschen, die über kein Auto verfügen, 
führte diese Entwicklung zu einer Mobilitätseinbuße. 


5. Die »Durchlässigkeit des Raumes« 
und die Auflösung der Stadt in die Suburbia 


Die Autostadt ist das manifeste Resultat des Circulus vitiosus automobiler 
Mobilität. Sie ist das siedlungsstrukturelle Ergebnis der Umkehrung der mit 
dem Automobil verbundenen Freiheitserwartungen. Der individuelle 
Traum von der selbstbestimmten Mobilität führte durch die Massenmotor i- 
sierung zu einem automobilen Mobilitätszwang. In den weitläufigen Sie d- 
lungsstrukturen können Menschen ohne Auto nicht leben. Eine öffentliche 
Verkehrsbedienung ist durch die geringe Siedlungsdichte wirtschaftlich 
kaum realisierbar. 

Angesichts der jahrhundertelangen Tradition europäischer Städte mit ihren 
persistenten Raumstrukturen erscheinen die » Auto-Stadt-Landschaften« 
auf den ersten Blick als ein typisch nordamerikanisches Phänomen. Ein 
Blick auf die immer weiter ausufernden Peripherien unserer Städte macht 
jedoch schnell deutlich, daß wir uns längst auf dem Weg zum nordamer i- 
kanischen Siedlungsmodell der autoorientierten Stadtlandschaften bew e- 


Anzahl der Fahrten mit dem PKW hat sich dagegen verdoppelt. Der öffentliche Verkehr 
konnte sein Niveau halten. Die zurückgelegten Entfernungen sind fast auf das dreifache 
gestiegen. Hiervon entfiel fast der gesamte Zuwachs auf den motorisierten Individualve r- 
kehr.« (Enquete-Kommission 1994, 43ff) 

13 Bereits Mitte der 60er Jahr hat der deutsch-amerikanische Stadtplaner Hans Blumenfeld 
festgestellt, daß der Fortschritt der Transportsysteme nicht zu einem Zeitgewinn, sondern 
zu einer Ausdehnung des Raumes führt (Blumenfeld 1967, 114). 
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gen. Die Auflösung der traditionellen europäischen Städte in die Teppich - 
urbanisierung der Suburbia mit ihren autokundenorientierten Einkaufsze n- 
tren, Fachmärkten, Multiplexkinos, Fastfood-Restaurants, ihren Schlaf- 
städten, Büroparks, Diskotheken und »Automeilen« ist in vollem Gange. 
Das »Verfließen der Städte in die Landschaft« ( Bahrdt 1974, 130) ist das - 
möglicherweise nicht intendierte - Resultat einer Verkehrsplanung, deren 
Raumverständnis geprägt ist durch die ungebrochene Tradition der Mech a- 
nisierung und Motorisierung der Raumüberwindung. »Raum« wird vor a l- 
lem als Hindernis zwischen verschiedenen Standorten betrachtet, als zu 
überwindender »Zwischen-Raum« zwischen verschiedenen gesellschaftl i- 
chen Funktionsbereichen. Entsprechend diesem Raumverständnis ist pr i- 
märes Ziel der Entwicklung der Verkehrstechnologie und der Verkehrspl a- 
nung die Verringerung des »Raumwiderstandes« (im Sinne von Entfer- 
nungswiderstand) bzw. die Erhöhung der »Durchlässigkeit des Raumes«. 
In der Folge einer derartigen Zielsetzung der Verkehrsplanung werden ö f- 
fentliche Räume, wie Straßen und Plätze, transformiert in verödete Tran- 
sitstrecken, die soziale und ökologische Lebensräume durchschneiden und 
von den Autofahrern nur noch als ein zu überwindendes Hindermis zw i- 
schen Start und Ziel erfahren werden. Für Anwohner und Fußgänger we r- 
den diese Verkehrsschneisen zur Dauerbelastung, für Kinder und Alte zur 
kaum überwindbaren Barriere und vielfach zur tödlichen Gefahr. 

Mit einer Verkehrspolitik der Verringerung des »Raumwiderstandes« durch 
Engpaßbeseitigung und bedarfsgerechten Ausbau der Straßeninfrastruktur 
wird der Circulus vitiosus einer sich selbst verstärkenden und zugleich i m- 
mer wieder selbst blockierenden Verkehrsentwicklung in Gang gehalten. 
Dieser Teufelskreis einer »Verkehrsspirale« bleibt jedoch nicht auf den 
Verkehr begrenzt, sondern ist unmittelbar verschränkt mit einem Teufels- 
kreis der Suburbanisierung bzw. der Stadtauflösung: Die Randwanderung 
von Wohnfunktionen führt zu einem verstärkten Verkehr zwischen Stadt 
und Umland, zur Bewältigung dieses Verkehrs ist ein Ausbau der Straßen 
erforderlich, wodurch Wohnungen zerstört und die Wohn- und Um- 
weltqualität in der Stadt verschlechtert werden. Wer es sich leisten kann 
zieht ins Umland, wodurch der Verkehr wiederum verstärkt wird. Immer 
mehr städtische Funktionen werden von der Suburbanisierung erfaßt. Der 
Handel folgt dem Wohnen, die unternehmensorientierten Dienstleistungen 
der Industrie. Die Stadtlandschaften ufern weiter aus, die Nutzungsstrukt u- 
ren werden noch einseitiger, die Verkehrswege länger, die Abhängigkeit 
vom Automobil größer und das öffentliche Verkehrssystem wird degradiert 
zum »Restverkehrsmittel« für diejenigen, die aus ökonomischen oder A I- 
tersgründen über kein Auto verfügen. 


14 Zu der Dynamik der »Verkehrsspirale« vgl. u.a. Kutter (1991, 286ff). 
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Nun kann man auch die Frage stellen, warum dieser Auflösung der Städte 
nicht nachgegeben werden soll. Denn es ist nicht zu bestreiten, »daß unsere 
modernen Großstädte, bevor die große Flucht ins Grüne einsetzte, Produkte 
des Eisenbahnzeitalters waren« (Bahrdt 1974, 132). Die Auflösung der 
Städte würde technisch keine unlösbaren Probleme stellen. Bleiben die 
Fragen, ob die Mobilitätskosten dieser Stadtlandschaften auf Dauer bezahl- 
bar und ob so aufgelockerte Siedlungsstrukturen ökologisch tragfähig sind? 

Im Hinblick auf beide Fragen sind gravierende Bedenken anzumelden, 

Wenn das allgemein akzeptierte Prinzip der »Kosten wahrheit« konsequent 
angewendet wird, wenn also die Verkehrsteilnehmer die externen Kosten 

(inklusive der ökologischen und sozialen Kosten) des motorisierten Indiv i- 
dualverkehrs entsprechend dem Verursacherprinzip tragen müssen, führt 
dies zu einer wesentlichen Verteuerung des Verkehrs (vgl. dazu Frey 
1994). Für einen größeren Teil der Bevölkerung sind damit die Mobilitäts- 
kosten nicht mehr ohne weiteres bezahlbar. Auf die Unverträglichkeit uns e- 
res Raum-Verkehr-Modells mit der ökologischen Tragfähigkeit der Erde 
habe ich bereits vorne hingewiesen.” 

Außer Kosten, Flächenverbrauch und Umweltbelastung gibt es jedoch noch 

einen weiteren, gravierenden Einwand gegen die Auflösung der Städte, 

nämlich die Frage der Zukunftsfähigkeit unserer Städte und Sie d- 
lungsstrukturen. Es ist zu erwarten, daß durch die zunehmende Stadtaufl ö- 
sung sozialräumliche Strukturen entstehen, die im Gegensatz zu den tr a- 
dierten städtischen Strukturen keine eigene Regenerationskraft mehr besit- 
zen. Wenn ich mich also explizit gegen die Tendenz der Entstädterung aus- 
spreche und an der Tradition der europäischen Stadt festhalten möchte, so 

geht es mir dabei nicht (nur) um eine ästhetische oder normative Vision, 

sondern vor allem um die Frage der Regenerationsfähigkeit sozialräumli- 
cher Strukturen. Wie die lange Geschichte unserer Städte beweist, haben 

die historisch gewachsenen städtischen Strukturen mit ihren vielfältigen 

Kooperationsbezügen eine sehr ausgeprägte Regenerationsfähigkeit. Die 
Auflösung der Stadt führt - so meine These - zu einer Unterminierung di e- 
ser Regenerationsfähigkeit. 


6. Der Siegeszug des LKW im verkehrspolitischen Windschatten des PKW 


In den letzten Jahrzehnten konzentrierte sich die öffentliche und fachwis- 
senschaftliche Aufmerksamkeit überwiegend auf den PKW-Verkehr. Dies 
ist zunächst unmittelbar einsichtig. Denn in der Folge der Massen- 
Motorisierung der Nachkriegszeit haben sich nicht nur - wie bereits ausg e- 
führt - die räumlichen Siedlungs- und Nutzungsstrukturen und die Gesic h- 


15 Zum Zusammenhang zwischen Besiedlungsdichte und Benzinverbrauch si ehe Newman, 
Kenworthy (1989, 24 ff‘). 
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ter von Städten und Dörfern tiefgreifend verändert, sondern es wurde auch 
deutlich, daß sich die Nutzungsmöglichkeiten individueller Verkehrsmittel 

um so mehr verschlechtern, je weiter verbreitet ihr Gebrauch ist. Das regel - 
mäßige Verkehrschaos in den Städten und auf den Autobahnen sowie die 

indirekten Masseneffekte der Autonutzung, wie Smog- und Ozonbelastung, 
sind dafür manifeste Beweise. Die vielfältigen nicht intendierten Rückwi r- 
kungen des PKW-Verkehrs auf Mensch, Umwelt und Siedlungsstrukturen 
wurden bereits Ende der 60er Jahre zum Kristallisationspunkt einer zuneh- 
mend breiter werdenden Kritik an einer einseitig auf das Auto ausgericht e- 
ten Verkehrspolitik und -planung. In dieser Verkehrsdiskussion wurde der 
LKW-Verkehr lange Zeit kaum thematisiert. Im Vergleich zum Persone n- 
verkehr schien er in seinem Umfang zu unbedeutend und in seinen Organ i- 
sationsformen und Verschränkungen mit wirtschaftlichen Funktionen zu 
kompliziert, um ein breites Interesse auf sich zu ziehen. Gewissermaßen im 

verkehrspolitischen »Windschatten« des PKW und außerhalb der öffentl i- 
chen Aufmerksamkeit vollzog sich der unaufhaltsame Aufstieg des LKW 

zum dominanten Gütertransportmittel (vgl. u.a. Läpple 1995a). 

Erst in den letzten Jahren rückte der LKW-Verkehr stärker ins Zentrum der 

verkehrs-, umwelt- und stadtentwicklungspolitischen Diskussion. Dazu hat 
sicherlich die verschärfte Konkurrenz mit dem PKW-Verkehr um den immer 
knapper werdenden Straßenraum beigetragen. Wichtige Auslöser für die Kr i- 
tik an der »Lasterplage« waren jedoch vor allem die neuen »Just in time«- 
Strategien von Industrie und Handel sowie die immer stärker werden den 
Transitverkehre ausländischer Lastwagen. Inzwischen wird auch von einer 

breiteren Öffentlichkeit wahrgenommen, daß die vom LKW-Ver kehr ausge- 
henden Belastungen und Gefährdungspotentiale - in Form von Schadstoff- 
und Lärmemissionen, Erschütterungen, Unfällen und Landschaftsverbrauch 

etc. - kaum hinter denen des PKW-Verkehrs zurückstehen, in manchen 
Aspekten sogar noch gravierender sind. Wie kam es zu dem enormen Anstieg 

des Straßenverkehrs und der geradezu erdrückenden Do minanz des LKW ge- 
genüber dem traditionellen Gütertransportsystem Eisenbahn? 

Bei der Beantwortung dieser Frage sind wir mit einem Paradox konfro n- 
tiert. Der wirtschaftliche Strukturwandel ist verbunden mit einer Tendenz 

zur »Entmaterialisierung« des Wirtschaftswachstums, d.h. der Umschic h- 
tung des Sozialproduktes von geringwertigen, material- und energieintensi- 
ven Gütern zu hochwertigen, dienstleistungs- und forschungsintensiven 
Produkten. Dies müßte eigentlich dazu führen, daß die zu transportierenden 

Güter immer kleiner und leichter werden. Leider stimmt diese Auswirkung 

des sogenannten Güterstruktureffektes nur im Hinblick auf das Güterver- 
kehrsaufkommen (in Tonnen gemessen). Mit dem wirtschaftlichen Stru k- 
turwandel ist nämlich zugleich eine Ausdifferenzierung der funktionalen 

und räumlichen Arbeitsteilung, eine Verringerung der Fertigungstiefe s o- 
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wie eine räumliche Ausdehnung der Produktions- und Marktzusamme n- 
hänge verbunden. 

Diese Entwicklungen haben eine doppelte Folge: Zum einen werden die 
Transportrelationen immer komplexer und die zurückgelegten Verkehr s- 
wege länger, wodurch die Güterverkehrsleistung (gemessen in Tonnenk ilo- 
metern) steigt. Zum anderen führt die differenziertere Arbeitsteilung und 
die verringerte Fertigungstiefe zu völlig neuen Transporterfordernissen. 
Die hochwertigen und zeitkritischen Waren lassen sich nicht mehr entspr e- 
chend der Logik von materialintensiven Massengütern transportieren. Durch 
die kleineren Sendungsgrößen und die zunehmende » Individualisierung« 
der Transportwege nimmt die Bündelungsmöglichkeit der Transportströme 
deutlich ab, und der Anspruch an Flexibilität, Schnelligkeit und Berechen- 
barkeit nimmt zu. 

Die traditionellen, netzgebundenen Massengutverkehrsträger Eisenbahn 
und Binnenschiff entsprechen diesen hochwertigeren und zeitkritischen 
Transportanforderungen immer weniger. Dagegen besitzt der LKW ein 
Leistungsprofil, das eine hohe Affinität zu den veränderten Transporterfo r- 
dernissen hat. Seine Einsatzmöglichkeiten sind extrem flexibel und indiv i- 
duell gestaltbar und in der Folge der Automobilisierung steht ihm ein wei t- 
gehend ubiquitäres Straßennetz zur Verfügung. Zusätzlich verstärkt werden 
diese Vorteile des LKW durch verkehrs- und ordnungspolitische Rahmen- 
bedingungen, wie die den LKW-Verkehr bevorteilenden Kosten- und 
Preisstrukturen des Güterverkehrs. 


7. Vom Transport zur Logistik oder »just im Stau« statt »just in time« 


Mit dem zunehmenden Einsatz logistischer Konzepte in Industrie- und 
Handelsunternehmen ist der LKW-Verkehr nicht nur gewachsen, sondern 
er hat auch seine Funktion verändert: Schlagworte wie »Rollende Läger« 
und »Just in time« deuten die Verschiebung vom bloßen raumüberwinden- 
den Transport zur raum-zeit-beherrschenden Logistik an. Die Überbrük- 
kungsfunktionen des Verkehrs werden also wesentlich komplexer: neben 
der Raumüberbrückung gewinnt vor allem der Zeitausgleich zwischen u n- 
terschiedlichen Zeitstrukturen von Produktions- und Marktprozessen eine 
zunehmende Bedeutung. 

Das Primat der Zeit in der heutigen Wirtschaft ergibt sich aus den verä n- 
derten Marktbedingungen, aus dem Übergang von Verkäufer- zu Käufe r- 
märkten. Eine operationelle Umsetzung des Primats der Zeit ist das »just in 
time«-Konzept. Damit wird eine zeitliche Synchronisierung unterschiedl i- 
cher Stufen der Fertigung und vor allem eine möglichst zeitgenaue Aus- 
richtung der Fertigungs- und Distributionsprozesse auf die Marktentwic k- 
lung angestrebt (vgl. Läpple 1995b, 21ff). Derartige zeitkritische und funk- 
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tionsübergreifende Rationalisierungsstrategien erfordern auch neue Formen 
der Planung, Steuerung und Kontrolle der interdependenten Transformati- 
ons- und Transferprozesse. Dazu bedarf es neuer Informationssysteme, die 
eine antizipierende Steuerung und Planung ermöglichen. 

Außer der raum-zeitlichen Beherrschung von Fertigungs- und Distribu - 
tionsprozessen zielt logistische Rationalisierung vor allem auf eine Ge- 
samtkostenoptimierung ab. Unter dem Aspekt der Kosteneinsparung wird 
beispielsweise geprüft, inwieweit Lagerhaltung durch Transport oder E i- 
genfertigung durch Fremdfertigung ersetzt werden kann. Eine allgemein 
bekannte Erscheinung dieser logistischen Optimierungsstrategien ist die 
Substitution von Lagerhaltung durch Transport im Rahmen von »just in 
time«-Produktion. Dabei werden gewissermaßen die hohen Lagerhaltungs- 
kosten über den Transport auf die öffentliche Infrastruktur, die Umwelt und 
die städtischen Lebensräume abgewälzt. Denn die verzerrten Preise des Str a- 
Bengüterverkehrs entsprechen in keiner Weise den sozialen und ökologischen 
Kosten dieser Transportweise. Aus gesellschaftlicher Sicht betrachtet führt 
dies zu einer suboptimalen Transportlösung: »Rollende Läger«, die überall 
die Straßen verstopfen. Ein Resultat, das völlig irrational erscheint, aber im 
Sinne einer logistischen Gesamtk ostenkalkulation höchst rational ist. 
Vergleichbare Entwicklungen zeigen sich beim Handel. Steigende Miet- 
und Lagerhaltungskosten haben dazu geführt, den Warenbestand zune h- 
mend durch Warenbewegung zu substituieren. Vor allem in den innerstäd- 
tischen Standorten, wo die Mieten hoch sind, werden Bestände konsequent 
abgebaut, um die teuren Innenstadtflächen möglichst vollständig zur Pr ä- 
sentation und zum unmittelbaren Verkauf nutzen zu können. Mietkosten 
und teilweise auch Lagerhaltungskosten werden im Rahmen einer »ver- 
kaufssynchronen« Warenanlieferung durch die relativ billigeren Transpor t- 
kosten ersetzt. Eine Einsparung der Transportkosten erfolgt wiederum 
durch die Konzentration des Handels auf immer größere Einheiten - in der 
Regel an nicht-integrierten Standorten auf der »grünen Wiese«. Dies führt 
dazu, daß gewerbliche Lieferverkehre durch private Einkaufsverkehre er- 
setzt werden. An diesem Beispiel zeigt sich, daß zwischen Güterverkehren 
und Personenverkehren vielfältige komplementäre und substitutive Bezie- 
hungen bestehen. Denn der Rückzug des Handels aus der Fläche wurde erst 
durch die Motorisierung der Bevölkerung ermöglicht. 

Das größte Problem der auf den Straßengüterverkehr ausgerichteten Logi- 
stik-Konzepte ist ihr massenhafter Erfolg. Die LKWs stehen sich dadurch 
buchstäblich selbst im Wege: Just im Stau statt just in time! Damit wird das 
wichtigste Prinzip. logistischer Transportstrategie gefährdet: die zeitliche 
Berechenbarkeit und Lieferzuverlässigkeit. Die auf den Straßengüterve r- 
kehr ausgerichteten Logistikkonzepte geraten durch ihren Erfolg immer 
mehr in eine Sackgasse. Der außerordentliche Erfolg des LKW täuscht da r- 
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über hinweg, daß er auf einer handwerklichen Produktionsstufe steheng e- 
blieben ist. Der Straßengüterverkehr ist ein infrastruktur-, energie- und ar- 
beitsintensives Transportmittel, das eine Industrialisierung nicht zuläßt. 
Weder Produktivitätssteigerungen durch Skaleneffekte noch Automatisi e- 
rungsprozesse sind in das LKW-System integrierbar. 

Angesichts überfüllter Straßen, zunehmender Emissionsbelastungen und 
defizitärer Bahnen erscheint die Integration des LKW-Verkehrs in das in- 
termodale System des Kombinierten Verkehrs als ein sinnvoller Ausweg. y 
Seit Anfang der 80er Jahre ist der Kombinierte Verkehr der wichtigste 

Hoffnungsträger nationaler und europäischer Güterverkehrspolitik. Dabei 

wird insbesondere die Verlagerung des Verkehrs von der Straße auf die 

umweltschonenderen Verkehrsträger Schiene und Wasser angestrebt. B e- 
sondere Erwartungen werden auf die Kombination Straße/Schiene gesetzt, 

da im Rahmen des Kombinierten Verkehrs Schiene und LKW ihre jeweil i- 
gen komparativen Stärken entfalten könnten: die Schiene ihre Massenle i- 
stungsfähigkeit auf längeren Entfernungen und der LKW seine Flexibilität 

und Netzbildungsfähigkeit in der Fläche. 

Diesem offensichtlich zukunftsweisenden Transportsystem ist in den ve r- 
schiedenen europäischen Ländern bisher allerdings nur ein recht begrenzter 

Erfolg beschieden. Trotz zunehmender Probleme des Straßenverkehrs hat 

der Kombinierte Verkehr keine Chance, wenn sich die Verkehrspolitik der 

nationalen Regierungen und der Europäischen Union nicht grundlegend 

ändert. In einer umfangreichen Studie über den Kombinierten Verkehr in 

der EG kommt Steffen Bukold (1995, 296) zu dem Ergebnis: »Ohne eine 
Politik der gezielten Engpässe und Kostenerhöhungen für den Straßeng ü- 
terverkehr kann der Kombinierte Verkehr nicht viel mehr als ein Übe r- 
druckventil für den wachsenden LKW-Verkehr sein.« 

Es ist allerdings zu befürchten, daß die Probleme des LKW-Verkehrs we i- 
terhin nach dem eingefahrenen Muster autozentrierter Verkehrsplanung 
gelöst werden: Engpaßbeseitigung und bedarfsgerechter Ausbau der Stra- 
Beninfrastruktur (vgl. BMV 1992). 


8. Grenzen des »Raumes« 


Die sich selbst verstärkenden Wachstumsprozesse des PKW- und LKW- 
Verkehrs mit ihren vielfältigen positiven Rückkopplungen führen über 
komplexe Wirkungsketten zu einer krisenhaften Belastung der Raum- und 
Siedlungsstrukturen, der städtischen und ländlichen Lebensräume, der I o- 


16 Beim’Kombinierten Verkehr kommen mindestens zwei oder mehr Verkehrsträger (LKW, 
Bahn, Seeschiff, Binnenschiff und Flugzeug) zum Einsatz, wobei der Übergang zwischen 
verschiedenen Verkehrsmitteln ohne Wechsel des Transportgefäßes erfolgt. Vorausse t- 
zung ist also die Verständigung der Partner auf genormte, intermodale Ladegefäße, wie 
zum Beispiel Paletten oder Container. 
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kalen und regionalen Umwelt sowie des globalen Ökosystems. Unter der 
Perspektive der Zukunftsfähigkeit gesellschaftlicher Raum- und Sied- 
lungsstrukturen sowie der begrenzten Regenerations- und Assimila- 
tionsfähigkeit des globalen Ökosystems in einer »vollen Welt« ( Daly 1992, 
29ff) stellen sich die »Grenzen des Raumes« in drei Formen dar: 

(I) Explosion der Siedlungsfläche: Der Wildwuchs und Flächenfraß der in 
hohem Maße durch unser Mobilitätsmodell geprägten Siedlungsentwic k- 
lung kann nicht grenzenlos weitergehen. Allein in den letzten 40 Jahren hat 
sich die Siedlungsfläche bei nahezu gleichbleibender Einwohnerzahl ve r- 
doppelt. »In 40 Jahren wurde genau so viel Fläche für Siedlungszwecke 
'verbraucht' wie in der viertausendjährigen Siedlungsgeschichte zuvor« 
(Beierlorzer, Ganser 1994, 657). 

(2) Erosion und Implosion der sozialen Räume: Der bisherige Verlauf der 
Entwicklung der Siedlungsstruktur zeigt deutlich, daß die Ausdehnung in 
die Fläche bisher keineswegs an »natürliche« Grenzen gestoßen ist oder in 
Kürze daran stoßen wird (Enquete-Kommission 1994, 118). Bei den geg e- 
benen verkehrspolitischen Rahmenbedingungen und einer Verkehrspl a- 
nung, die primär darauf ausgerichtet ist, die »Durchlässigkeit des Raumes« 
zu erhöhen, werden sich die Tendenz zur Extensivierung gesellschaftlicher 
Raumstrukturen, zur städtebaulichen Entmischung und der Herausbildung 
monofunktionaler Zonen sowie zur Ausdünnung der Versorgungs- und 
Dienstleistungseinrichtungen im Nahbereich weiterhin durchsetzen. 

Im Resultat führt diese Entwicklung zu einer Erosion und zunehmenden 
Verinselung der Lebensräume. Das Leben zerfasert zwischen spezialisie r- 
ten Räumen, die »Weniges« besonders effektiv ermöglichen und »Vieles« 
verhindern. Der in der ausufernden Peripherie zerfließende Siedlungsraum 
wird immer mehr ausgedünnt und banalisiert. Die »Textur« des sozialen 
Raumes in der Form sozialer Netzwerke und Interaktionsformen, wird im- 
mer dünner und fadenscheiniger. Bis sie schließlich zerfällt und der soziale 
Raum implodiert. Zurück bleibt eine verkehrsgerechte, mit technischen 
Artefakten vollgestellte Siedlungsfläche, die ihren sozialen Charakter und 
damit auch ihre Regenerationsfähigkeit verloren hat. 

(3) Destabilisierung des Ökosystems: Vor dem Hintergrund der breiten öf- 
fentlichen und fachwissenschaftlichen Diskussion über den motorisierten 
Verkehr dürfte es in den letzten Jahren kaum jemand verborgen geblieben 
sein, daß unser heutiges Verkehrssystem wesentlich dazu beiträgt, langfr i- 
stig die ökologischen Bedingungen menschlicher Fortexistenz zu unter gra- 
ben. Wir wissen zwar nicht genau wie und wann; mit ziemlicher Sicher heit 
wissen wir aber, daß mehr zu befürchten ist als der Verkehrskollaps. 


17 Unter einem »sozialen Raum« verstehe ich hier ein aktives Wirkungsfeld im Sinne eines 
lokalen gesellschaftlichen Milieus, das das Resultat sozialer Interaktionen und »kristalli - 
sierter« Geschichte ist (vgl. dazu Läpple 1991, 35ff). 
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9. Inwertsetzung sozialer Räume durch selektive Gestaltung 
von »Raumwiderständen« 


Angesichts der skizzierten Problemlagen ist es leicht einsichtig, daß eine 

Kurskorrektur der Verkehrspolitik, z.B. durch eine konsequente Internal i- 
sierung der von den jeweiligen Verkehrsträgern verursachten Kosten, dri n- 
gend erforderlich ist. Der Schritt zur »Kostenwahrheit« des Verkehrs ist 

notwendig. Er wird jedoch nicht ausreichen, um die unerwünschten Au s- 
wirkungen des Verkehrs auf Mensch, Umwelt und Siedlungsstrukturen zu 

verhindern bzw. zu korrigieren. Ein Ausweg aus der Sackgasse des best e- 
henden Raum-Verkehr-Modells erfordert sektorübergreifende Konzepte 
und Handlungsstrategien. 

Für Stadtplanung und Raumordnung stellt sich die Aufgabe der Entwic k- 
lung verkehrsvermeidender bzw. verkehrssparsamer Raum- und Sied- 
lungsstrukturen. Dazu erforderlich ist nicht nur ein Kurswechsel, sondern 

ein grundsätzlicher Perspektivenwechsel, insbesondere ein neuer Umgang 

mit dem »Raum« und ein verändertes Mobilitätsverständnis. »Raum« darf 
nicht mehr primär als Hindernis auf dem Weg in die Ferne betrachtet wer- 
den, sondern als eine mögliche gesellschaftliche Ressource, insbesondere 
unter dem Aspekt historisch gewachsener Lebens- und Arbeitszusamme n- 
hänge mit ihren spezifischen räumlichen Interaktions- und Kooperation s- 
formen. An die Stelle der Faszination der Ferne kann dann die Wiederent- 
deckung und Aufwertung der Nähe treten. 

In diesem Sinne darf auch Mobilität nicht länger gleichgesetzt werden mit 

der technisch ermöglichten »Herrschaft über den Raum«, die letztlich nur 

auf die »Vernichtung der Distanzräume« ausgerichtet ist und in ihrer Ko n- 
sequenz zur Stadt- und Umweltvernichtung führt. Als Bewegung von Me n- 
schen in ihren Arbeits- und Lebensräumen ist Mobilität primär eine Form 

sozialer Interaktion, durch die die soziale Qualität des Raumes erst entfaltet 
und erfahrbar wird. Dazu ist es erforderlich, Verkehrsplanung und -politik 

nicht mehr primär auf eine Verringerung des Raumwiderstandes ausz u- 
richten, sondern über geeignete Maßnahmen den Raumwiderstand selektiv 
zu erhöhen bzw. so zu gestalten, daß die Arbeits- und Lebensräume aufg e- 
wertet und nicht zerstört werden. 
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Dieter Plehwe 


Eurologistik, »Europäische« Verkehrspolitik 
und die Entwicklung eines transnationalen 
(Güter-) Transportsystems 


»Anlaß über Raum und Grenzen nachzudenken gibt u.a. die Beobachtung, daß 
die aktuelle wirtschaftshistorische Forschung sich immer noch stark an polit i- 
schen Einheiten, d.h. an Staaten und Ländern, orientiert, anstatt daß sie die K a- 
tegorie Markt oder Marktgebiet als ökonomische Raumgröße und Erkenntni s- 
ziel nimmt. Da die Bestimmungsfaktoren der Marktbeziehungen im Raum, d.h. 
die Raumbezogenheit von Angebot und Nachfrage und die Verkehrsaufwe n- 
dungen zur Überwindung des Raums (und das heißt letztendlich auch: Raumg e- 
bundenheit bestimmter Güter) Gegenstand des wirtschaftshistorischen For- 
schungsinteresses sein sollten, kann die reale Ausprägung des Raumes nicht 
vorgegeben, sondern sie muß das Ergebnis der Untersuchung sein...« (Walter 
1995, 500) 


Einleitung 


In keinem Beitrag zur aktuellen Globalisierungsdiskussion fehlt ein Hin- 
weis auf die Rolle der Revolutionierung von Transport und Kommunikat i- 
on als zentralen Faktoren für die beschleunigten und vertieften Internatio- 
nalisierungsprozesse, die » Raum-Zeit Implosion« (Harvey 1989) der jüng- 
sten Geschichte. Die Veränderung der Operations- und Organisationsweise 
von gesellschaftlichen Transport- und Kommunikationsprozessen wird in 
diesem Zusammenhang hingegen selten zum Gegenstand der gesell- 
schaftswissenschaftlichen Auseinandersetzung. 

Seit Ende der 70er Jahre verläuft ein dynamischer und konfliktreicher 
Transformationsprozeß, der auf die nationalstaatliche Privatisierung (z.B. 
Post, Bahn und Luftfahrt) und Deregulierung (z.B. Straßengüterverkehr) 
und auf eine außenwirtschaftliche Liberalisierung der Transportwirtschaft 
zielt. Mit der Öffnung von Bereichen, die zuvor nationalstaatlich explizit 
vor internationaler Konkurrenz geschützt waren, wird die wesentliche Vo r- 
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aussetzung für eine Internationalisierung in diesen Wirtschaftszweigen 
hergestellt. Demgegenüber kam es im Rahmen der Uruguay-Runde des 
GATT - im offenkundigen Widerspruch zur Globalisierungsthese — zu bis 
heute nicht gelösten Konflikten (besonders zwischen der EU und den USA, 
aber auch zwischen den USA und Japan) über den Einbezug des Dienstle i- 
stungssektors in das weltwirtschaftlich am Freihandelsleitbild orientierte 
Regelwerk, weshalb die rascheren Fortschritte der transnationalen ord- 
nungspolitischen Integration (z.B. im Transportsektor) bislang vor allem 
auf makroregionalen Ebenen (z.B. im Rahmen der EU und im Rahmen des 
NAFTA) stattgefunden haben.” Die historisch neuartige Regionalisierung 
der Transportwirtschaft wird im Zeichen der neokonservativen Hegemonie 
eines als pragmatisch-marktradikal charakterisierbaren, neoliberalen wir t- 
schaftspolitischen »Rahmenkonsenses« vollzogen. 

Die aktuelle Bedeutung der transportwirtschaftlichen Zusammenhänge in 
dieser Transformation staatlicher Politik sowie für die beschleunigte Rati o- 
nalisierungs- und Produktivitätsentwicklung in Industrie und Handel wird 
speziell in der häufig industrie- und standortfixierten Diskussion von /ean 


1 Bereits 1978 kristallisierte sich im Rahmen der OECD ein » pragmatisch-marktradikaler«, 
häufig unscharf als neoliberal bezeichneter internationaler Konsens zur »nachholenden« 
Integration von nationalstaatlich besonders regulierten Sektoren (z.B. Transport, Telekom- 
munikation, etc.) in das wettbewerbsrechtliche »Normalgeschehen« heraus, wozu auf 
OECD-Ebene ein Beobachtungs-, Koordinierungs- und Berichterstattungsprozeß über den 
Fortgang nationalstaatlicher Liberalisierungspolitik institutionalisiert wurde (vgl. OECD 1986, 
1992). 

2 Generell haben nicht zuletzt die Konflikte um die »weltweite« Liberalisierung geschüt z- 
ter Agrar-, Transport- und Dienstleistungsmärkte vor und während der Uruguay-Runde 
des GATT die regionale Integrationsbewegung (zunächst in Form der Neuorientierung 
der USA auf Nordamerika) forciert (vgl. George 1996; Payne 1996). Insbesondere die 
Vereinigten Staaten nutzten seit Anfang der 80er Jahre ihren großen und lukrativen He i- 
matmarkt sowie die Marktmacht U.S.-amerikanischer Unternehmen in den betroffenen 
Sektoren (z. B. Telekommunikation und Luftverkehr) durch verstärkte Ausübung 
»aggressiv-unilateralen« Drucks ( Bhagwati) auf die Konkurrenzländer zur Öffnung derer 
Heimatmärkte aus. Als Beispiel kann der Luftverkehrsmarkt herangezogen werden, für 
den die USA neue bilaterale Abkommen zur Liberalisierung (z.B. mit den Niederlanden) 
abschließen und damit den Druck auf die übrigen EG-Länder erhöhen konnten. Erst 1997 
erhielt die EG-Kommission ein Mandat zu Verhandlungen über Luftverkehrsregulierung 
zwischen der EU und den Vereinigten Staaten. 

3 Dieser hat den ebenfalls ne oliberalen wohlfahrtsstaatlichen Rahmenkonsens auf der Basis 
der neoklassischen Synthese der sozialdemokratisch-fordistischen Epoche abgelöst (vgl. 
Overbeek 1993). Beide Konzepte sind deshalb als neoliberal zu begreifen, weil sie eine 
gegenüber der klassisch liberalen Konzeption der Dualität von Ökonomie und Politik eine 
erhöhte staatliche Verantwortung in der Wirtschaftspolitik postulieren. Der Dissens b e- 
zieht sich auf die Ausrichtung des Staates, hier sozialstaatlich und prozeßpolitisch, dort 
überwiegend ordnungspolitisch. Als pragmatisch kann der gegenwärtig dominierende 
Marktradikalismus deshalb bezeichnet werden, weil z.B. das extreme Freihandelsleitbild 
des utopischen Marktradikalismus nicht das alleinige und häufig nicht einmal das bestim - 
mende Grundkonzept der praktischen Politik darstellt (vgl. Cockett 1995 zum Konflikt 
der von Hayek angeführten Utopisten mit dem letztlich pragmatischen Thatcherismus). 
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production Konzepten zu wenig und, wenn überhaupt, recht einseitig b e- 
achtet. Umgekehrt führt die kritische Transport- und Logistikdiskussion 
seit einiger Zeit ein munteres, aber meist auf enge Fachzirkel reduziertes 

Eigenleben (vgl. z.B. Danckwerts 1991, Läpple 1993, Hesse 1993). Dies ist 
nicht zuletzt deshalb überraschend, weil die politische und gesellschaftliche 

Organisation von Transport und Verkehr im Laufe der 80er Jahre zu einem 

zentralen Feld von politischen Auseinandersetzungen geworden ist, wobei 

die Konfliktlinien in bezug auf staatliche Kompetenzen, öffentliche Aufg a- 
ben (»Daseinsvorsorge« im Zuge der Privatisierung öffentlicher Dienste 
wie Post und Telekom), ökologische Fragen und auf Arbeitsbeziehungen 
im Transportsektor besonders scharf akzentuiert sind. 

Umfangreiche TransportarbeiterInnenstreiks u.a. in Frankreich im Laufe 

der 90er Jahre sowie insbesondere der Lkw-Fahrerstreik in Spanien zu Be- 
ginn des Jahres 1997 haben die zunehmende Virulenz von neuen sozialen 
Problemlagen der Beschäftigten dieses Sektors, die Anfälligkeit der neuen 

Logistik bei Interessenkonflikten und vor allem das fortgeschrittene Stad i- 
um der Umsetzung von Just-in-Time-Zulieferstrukturen mit limitierter L a- 
gerhaltung und internationaler Verbundproduktion aufgezeigt ( Bologna 
1994, Wildcat 1997). In zahlreichen inländischen und ausländischen Ind u- 
striewerken wurde die Produktion aufgrund der Streiks stillgelegt. Die gr o- 
Be Reichweite der bereits etablierten europäischen Verbundfertigung zeigte 

sich im vierten Jahr nach der »Vollendung des Europäischen Binnenmar k- 
tes« im Kontext der Transportstreiks eindrucksvoll." 

Beide Seiten, Vertiefung der internationalen und spezifisch europäischen 

Arbeitsteilung sowie die verallgemeinerte Prekarisierung der Transportar- 
beit” gehören zu einer Medaille: Die ökonomisch und politisch in den ver- 


4 Trotz hoher Kosten für die mittelbar betroffene Industrie änderten die Streikbewegungen 
nichts an deren logistischer Zielsetzung, die als Vertiefung und Optimierung von transna- 
tional arbeitsteiligen Produktionsverbünden beschrieben werden kann: »Vor schnelle Ur- 
teile in deutschen Medien während des Truckerstreiks in Spanien, wonach die deutsche 
Autoindustrie jetzt die Quittung für eine übertriebene Just-in-time-Politik (JIT) bekomme, 
sind ... nicht angebracht. Denn trotz der Störungen durch den Ausfall der Lkw- 
Transporte in und aus Spanien rechnet sich für VW der grenzüberschreitende Produkt i- 
onsverbund wie auch die Zulieferung durch Fremdfirmen aus dem Ausland bis hin zur 
weltweiten Beschaffung (Global Sourcing) durchaus« (Handelsblatt, 27.3.1997, 32). Die 
weitere Optimierung dieser Strategie wird kurzfristige Unterbrechungen der Lieferrhyt h- 
men durch veränderte Vorratshaltung aufzufangen suchen. 

5 Der Verkehrswissenschaftler Seidenfuß warnte anläßlich der Deregulierung: »Wir sind 
dabei, ein neues Proletariat, nämlich auf der Straße, zu schaffen« (DVZ 5.10.1993, S.20). 
Weniger als 20% des Straßengüterverkehrs mit den osteuropäischen Ländern wird mit t- 
lerweile von »deutschen« (d.h. nach deutschen Tarifen bezahlten) Fahrern ausgeführt. Die 
soziale Lage vieler »ausländischer« Beschäftigter in der ausgeflaggten Hochseeschiffahrt 
(das historische Vorbild) ist Legende. Auch in der Binnenschiffahrt wurde die Praxis 
übernommen: Der Bayerische Lloyd, ein Tochteruntenehmen des zum Veba-Konzern 
gehörenden, mittlerweile größten deutschen Handels- und Verkehrskonzerns Stinnes, 
kaufte vor einigen Jahren das österreichische Schiffahrtsunternehmen DDSG-Cargo. 
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gangenen 20 Jahren (zuerst national und seit Mitte der 80er Jahre in Europa 
verstärkt transnational) vorangetriebene Neuorganisation der betrieblichen, 
zwischen- und überbetrieblichen Logistikorganisation, stellt gleichsam eine 
Querschnittsfunktion der neuen kapitalistischen Betriebsweise dar. ° Für die 
neue Logistikorganisation spielen zunehmend integrierte Transport- und 
Kommunikationsprozesse eine bedeutende Rolle, was die Renaissance der 
verkehrspolitischen Diskurse und vor allem das verstärkte Interesse von 
Politik und Wirtschaft im gemeinsamen Kampf um die Senkung der Tran s- 
port- und Kommunikationskosten erklärt. 

Die gesellschaftlichen Konflikte bezüglich der gegenwärtig politisch dom i- 
nierenden Linie der Verkehrspolitik, die als wesentlich an betriebswir t- 
schaftlichen Unternehmensinteressen orientierte, » marktkonforme« Reor- 
ganisation und Transformation von Transportsystemen charakterisiert we r- 
den kann’, lassen sich nicht ohne bezug auf den nationalen und territorial 
abgegrenzten Staat diskutieren, der in der Frage der Transportorganisation 
bis in die 80er Jahre hinein weitgehend politisch autonom und souverän 
entscheiden konnte.” Das internationale, politisch stark verregelte Ver- 
kehrssystem stellte ein im Wortsinn zwischen- und damit plurinationales 
System dar, welches die jeweilige nationale territoriale Hoheit in gegense i- 
tiger Anerkennung vervollständigte und bestärkte und eine transnationale 
Integration der Transportwirtschaft weitgehend unterband. In Europa stand 
diese Restriktion allerdings bereits bei der Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft in offenkundigem Gegensatz zur vertraglichen Regelung der 
Verkehrspolitik. 


Sämtliche Schiffe wurden danach an ungarische und andere osteuropäische Unternehmer 
verchartert (Mayer 1993). Das gleiche Modell der subalternen Integration vor allem au s- 
ländischer ArbeitnehmerInnen findet sich inzwischen auch in der Luftfahrt, wo die K o- 
stensenkung im Personalbereich durch die Einstellung von Piloten-, Flugbegleitungs-, 
Buchhaltungs- und Wartugspersonal aus » Dritte-Welt-Ländern« zur üblichen Praxis ge- 
worden ist (vgl. ITF 1992 und 1994). 

6 Zur Entwicklung spezifisch nordamerikanischer Produktionsverbünde im Kontext der 
NAFTA-Integration vgl. Cox (1995). 

7  Dominierend ist bis heute gleichzeitig das Bestreben, eine an sozialen und ökologischen 
Kriterien orientierten Verkehrswende (Hesse 1993) zu verhindern, die z.B. mit Konzepten 
zur ökologischen Steuerreform und der Internalisierung »externer Kosten« des Verkehrs 
sogar schon teilweise in die herrschenden Diskurse eingegangen ist, vgl. das äußerst u m- 
strittene Grünbuch der EG-Kommission »Faire und effiziente Preise im Verkehr« (1996). 

8 In der marktradikalen Forschungs- und Politikberatungsliteratur nimmt der Transpor t- 
sektor aufgrund der hohen Intensität » marktwidriger« nationalstaatlicher Intervent i- 
onspraxis eine prominente Stellung ein ( Machlup 1977, 94, Kronberger Kreis 1984, De- 
regulierungskommission 1990). 
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Das fordistische Güterverkehrssystem in der pluri-nationalen 
Phase der EG 


Neben der Landwirtschaft (vgl. Art. 3d des EWG-Vertrages von 1957) und 
der Handelspolitik gegenüber Drittländern (Art. 3b) gab es bei der Grü n- 
dung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft im Jahr 1957 nur ein 
weiteres Politikfeld, für das - als höchste Stufe der Integration (Reh 1993, 
35) - eine gemeinsame Politik vertraglich vereinbart wurde: Der Verkehr 
(Art. 3e). Diese exponierte Stellung läßt sich u.a. ° auf die historische Be- 
deutung des nationalstaatlich-imperialistischen Einsatzes von Transportp o- 
litik als protektionistisches, neomerkantilistisches und natürlich militär i- 
sches Instrument zurückführen, dessen weiterhin aggressiver Gebrauch der 
Herstellung einer Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft nicht förderlich 
gewesen wäre. 

Faktisch hat sich im Politikfeld Verkehr, trotz der exponierten Stellung im 
Rahmen der Römischen Verträge, bis weit in die 80er Jahre wenig entwi k- 
kelt, was den Namen »gemeinsame Verkehrspolitik« (verstanden entweder 
als positive Integration durch supranationale Steuerung mittels Intervention 
in das nationale Souveränitätsgefüge oder als negative Integration durch 
privatwirtschaftliche Transnationalisierung) verdient hätte, ganz im Gege n- 
satz zu den Maßnahmen im Handelsbereich und im Agrarsektor. Die ve r- 
kehrspolitische Abstinenz resultierte aber nicht aus Indifferenz oder ma n- 
gelnder Aspiration. Bereits 1956 wurde von bedeutenden integrationspoli- 
tischen Akteuren die weitreichende Integration der Transportsektoren em p- 
fohlen (Machlup 1976, 172 und 257). 

Während in dem einen Feld (Agrarsektor) ein transnational-europäisches 
und supranational-staatlich verregeltes Marktregime errichtet und finanziert 
wurde, begnügte sich die Verkehrspolitik mit der zwischenstaatlich mö g- 
lichst friktionslosen Aufrechterhaltung strikt nationaler, binnenwirtschaft- 
lich orientierter Regime. Eine außenwirtschaftliche Funktionalisierung der 
Eisenbahn oder anderer Transportunternehmen wurde aufgrund der allg e- 
meinen Bedingungen der EWG-Verträge und mit Hilfe der spezifischen 
Vorschriften zur Transportwirtschaft (Art. 76, Verbot der Schlech - 
terstellung ausländischer Unternehmen, Art. 79, Beseitigung von Diskrim i- 
nierungen und Art. 80, Verbot von Unterstützungsmaßnahmen, Ausna h- 
men) unterbunden und seither innerhalb EG-Europas auch weitgehend u n- 
terlassen. 


9 Jean Monnet, einer der Gründungsväter der Gemeinschaft, erinnert z.B. ausführlich an die 
Erfahrungen der Alliierten im Ersten Weltkrieg, die den Bedarf an enger Koordination 
und gemeinsamer Regelung von Transportkapazitäten als wesentliche ( logistische) Vor- 
aussetzung im Kampf gegen Deutschland erkannte (Monnet 1980, S.71f). 

10 Interessant sind die »Ausnahmen« bei Art. 80: Befreit wurden explizit die vielerorts 
praktizierte Festlegung von Tarifen, mit denen von staatlicher Seite u.a. regionalpolitisch 
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Die nationale Autonomie und Souveränität in bezug auf das Transports y- 
stem wurde indes, ebenso wie andere » fordistisch-infrastrukturelle« Kern- 
bereiche staatlicher Steuerung (z.B. Energie, Telekommunikation und Fi- 
nanzwirtschaft), im Rahmen eines plurinationalen EWG-Regimes erhalten. 
Ein einziger direkter supranationaler Eingriff in das nationalstaatliche Re- 
gelungssysteme wurde für den Gütertransport organisiert. Nur im Rahmen 
der Montanunion (Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl von 
1951) kam es zur äußerst zurückhaltend formulierten Teilaufhebung nati o- 
naler Hoheitsrechte (vgl. Art. 70 EGKS), um den Bedarf einer transnational 
harmonisierten Tarifstruktur für die Beförderung von Kohle und Stah |- 
frachten zu erzielen. 

Europäische Akteure der Verkehrspolitik (z.B. die Generaldirektion VII der 
EG-Kommission und der Verkehrsausschuß des Europaparlaments) ve r- 
suchten, die vertragliche Grundlage in der fordistischen Phase im Sinne ei- 
ner positiven, die unterschiedlichen Verkehrssysteme angleichenden, Int e- 
grationslogik auszufüllen. In bezug auf technische Harmonisierung ging 
dieses Anliegen zum Teil mit, in bezug auf soziale Harmonisierung wei t- 
gehend ohne Erfolg voran. Weitreichende Integrationsideen europäischer 
Beamter und ParlamentarierInnen wurden mit schöner Regelmäßigkeit im 
Europäischen Rat der nationalen Regierungschefs und Ressortminister 
blockiert, die sich vordringlich um die Wahrung der nationalen Ordnungs- 
und Interventionszusammenhänge im Verkehr kümmerten. Daran änderte 
sich bis in die 80er Jahre hinein nichts, obwohl im Zuge der jeweils nati o- 
nalen Auseinandersetzungen während der Fordismuskrise bereits Mitte der 
70er Jahre von seiten der verladenden Industrie die Forderungen nach einer 
Deregulierung der nationalen und grenzüberschreitenden europäischen 
Verkehrswirtschaft stärker wurden ( Lammers 1987, 159f) und neben den 
USA das EG-Land Großbritannien bereits eine massive Veränderung des 
nationalstaatlichen Interventionsgefüges in Richtung Privatisierung und 
Liberalisierung vorantrieb (Swann 1988). 

Vor diesem Hintergrund kann der »Idealismus« der ersten Phase »ge mein- 
samer Verkehrspolitik« veranschaulicht und das seit Anfang der 80er Jahre 
so heftig beklagte »internationale Politikversagen« in diesem Integration s- 
feld erklärt werden. 


gesteuert werden konnte. Positiv wurde lediglich im Straßengüterverkehr durch die Ei n- 
führung von Gemeinschaftskontingenten, die 1967 auf 1200 Konzessionen festgelegt und 
später gesteigert wurden, ein supranationales Regularium zur Durchführung von intern a- 
tionalen Verkehren entwickelt. Im nationalen Verkehr hatten ausländische Anbieter damit 
weiterhin nichts zu suchen. 

li Zum starken Interesse der Hegemonialmacht USA mit der EGKS eine Verbesserung der 
Transportbedingungen und eine Kostensenkung in der Automobilproduktion zu erre i- 
chen, vgl van der Pijl (1984, 149). 
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Das fordistische Gütertransport- und Logistiksystem 


Ganz allgemein heißt Logistik im ökonomischen Sinn - erst in den 50er 
Jahren trat diese neben die militärische Bedeutung (vgl. Bjelicic 1987) — 
zunächst nichts anderes als Güter oder Waren zur richtigen Zeit, in der 

richtigen Menge, in einer bestimmten Qualität an den richtigen Ort zu bri n- 
gen. Angesprochen sind mithin die räumliche und zeitliche Planung, Org a- 
nisation und Durchführung von Transport-, Umschlags- und Lagereitätig- 
keiten sowie die zugehörige Informations-, Kommunikations- und Ko n- 
trollprozesse. Funktional unterschieden werden können Prozesse der B e- 
schaffungs-, Produktions-, Distributions- und Entsorgungslogistik (vgl. 

ÖTV/GTS 1990, Danckwerts 1991). 

Insgesamt handelt es sich beim Logistik- oder Güterverkehrssystem mithin 
nicht um einen »sauber« abgrenzbaren Sektor (etwa Transport im Ver- 
gleich zur Automobilindustrie), sondern um einen Querschnitt des kapital i- 
stischen Verwertungszyklus. Neben den gewerblichen Gütertransport-, 
Umschlags- und Lagereitätigkeiten, die als Sektoren bzw. (modale) Bra n- 
chen (Straße, Schiene, Wasser, Luft und Pipeline) erscheinen, gehören 

zahlreiche Tätigkeitsbereiche in produzierenden und Handel treibenden 

Unternehmen ebenfalls zum Geschäft . Z. B. transportierten die Industrie- 

und Handelsunternehmen in Deutschland auf eigene Rechnung (Werk ver- 
kehr) ähnlich viele Güter auf der Straße wie die gesamten Fuhrunterne h- 
men und Speditionen.” 

Logistik- und Güterverkehrsorganisation konnte zudem in der Vergan- 
genheit als vortrefflicher Indikator der — häufig zu eng begriffenen — zu- 
nehmenden Vergesellschaftung der Produktion in Form der Übernahme 

immer weiterer Teile durch den Staat herangezogen werden. Die großen, 

mit den Insignien und Symbolen der nationalstaatlichen Macht versehe- 
nen, gesellschaftlichen Transport- und Logistikorganisationen, die 
(deutsche, holländische etc.) Post, Eisenbahn und zivile Luft- und (zum 

Teil) Seefahrt sowie große Bereiche des Straßengüterverkehrs (sowie die 

für Logistik relevanten Telekommunikationsnetze) werden erst seit den 
Kommerzialisierungs-, Privatisierungs- und Liberalisierungsbestrebu n- 
gen marktradikaler Provenienz seit Mitte der 70er Jahre als »Unter - 
nehmen« im eigentlichen Sinn »erkannt« und seither zunehmend vom 

Sog der marktradikalen Restrukturierung erfaßt.” Die folgende Übersicht 


12 In bezug auf die Tonnage stieg der Anteil von 23,5% (1960) auf 33,4% (1990). Bei der 
Verkehrsleistung (gemessen in Tonnenkilometer) stieg der Anteil von 16,5% auf 21,7% 
im selben Zeitraum. Das deutsche Gewerbe verlor aber im gleichen Zeitraum beinahe 
30% Anteil am Fernverkehr an ausländische Anbieter und transportierte somit 1991 nur 
noch knapp über die Hälfte aller Frachten im innerdeutschen Straßengüterfernverkehr 
(Bundesverkehrsministerium 1991). 

13 Zur Kommerzialisierung und Privatisierung der staatlichen »Betriebe« mußten vielerorts 
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faßt einige wesentliche Aspekte des »fordistischen« Systems am deut- 
Ete 4 
schen Beispiel zusammen. 


Aspekte des fordistischen Güterverkehrssystems in Deutschland 


»Quasi verstaatlicht«, privat, staatlich 
Staatlich direkt 


reguliert: direkte Intervention ( wettbe- 
werbsrechtliche Ausnahmebere iche”) 


Bahn Deutsche Bundesbahn kleine Privatbahnen 


(Bahn | i 
schiffahrt, Werkverkehr 
Straße | Großspedition Schenker (Tochter der } Regulierter Straßengüterverkehr, 
DB, 20.000 Beschäftigte) Nahverkehr, Fernverkehr, Werkver- 
kehr, Spedition 


Rohre _| staatliche Energiekonzerne private Energiekonzerne 


Der entlang den Transportmedien gebrochen und deshalb mehrstufig ge- 
staltete »fordistische« Transport (vgl. Ihde 1990) wurde von zumeist klei- 
nen und auf sehr begrenzte Marktsegmente konzentrierten Speditionen o r- 
ganisiert. Das Bahnsystem integrierte ebenso wie die Luftfahrt Personen- 
und Gütertransporte ohne getrennte Kalkulation der spezifischen Kosten 
(Stichwort Quersubventionierung, auch relevant für verschiedene Tei |- 
märkte im Postwesen). Der Markt im Straßengüterverkehr wurde z.B. in 
Nah- und Fernverkehr und nach Gütergruppen durch Konzessionierung 
von staatlichen Behörden »künstlich«, d.h. nicht nach privaten betrieb s- 
wirtschaftlichen Kriterien unterteilt. Die Tarifregulierung erhielt in diesem 
Markt zudem eine kleinbetriebliche, bestenfalls » mittelständige« Struktur, 
weil auch kleinste Unternehmen aufgrund der Konzessionierung ein ein- 
trägliches und sicheres Einkommen erzielen konnten. “ Der private Kon- 
zernverkehr war zwar erlaubt und wurde in Form des Werkverkehrs von 
vielen Verladern aus Industrie und Handel als Gegengewicht gegen das 
staatlich regulierte Gewerbe sukzessive ausgebaut, aber ordnungspolitisch 
massiv eingeschränkt (keine Zuladung von Dritten, Beschränkung auf 


Staatsverfassungen geändert werden, in der BRD z.B. Art. 87 GG, der die Bundespost 
und die Bundeseisenbahnen als Verwaltung mit eigenem Verwaltungsunterbau in einem 
Atemzug z.B. mit dem Verfassungsschutz und der Kriminalpolizei benennt... 

14 Zwischen den verschiedenen nationalen Fordismen gab es hinsichtlich der transportwirt- 
schaftlichen Systeme gewaltige Unterschiede (z.B. hinsichtlich der Rolle der Eisenbahn 
etc.), aber als wesentliches gemeinsames Merkmal kann ein nationalstaatlicher und bin- 
nenwirtschaftlicher Primat gelten. 

15 Das deutsche Wettbewerbsrecht faßt die regulierten Transportsektoren als wettbewerbs- 
rechtliche Ausnahmebereiche, vgl. $ 99 GWB von 1980. 

16 Von insgesamt ca. 10.000 Unternehmen im Straßengüterfernverkehr besaßen mehr als 
3.000 eine Konzession, ca. 6.000 2 bis 10 Konzessionen und lediglich 723 Unternehmen 
mehr als 10 (Bundesverkehrsministerium 1991). Aufgrund der staatlichen Preis- und 
Marktzutrittsregulierung wurden die Konzessionen häufig für mehrere 10.000 DM ge- 
handelt. Nach der Deregulierung zum 1.1.1994 mußten diese Besitzstände vollständig 
abgeschrieben werden. 
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Transporte zwischen verschiedenen Betrieben eines Unternehmens). Die 
z.T. riesigen Fahrzeugflotten des Werkverkehrs konnten deshalb häufig 
nicht produktiv ausgelastet werden und stellten, analog der großen Lage r- 
bestände des fordistischen Logistiksystems, z.T. äußerst unrentables, ge- 
bundenes Kapital dar, das viele Strecken leer zurücklegen mußte. 

Es handelte sich mithin um ein hochgradig »künstlich« bzw. kunstvoll se- 
gregiertes und politisch direkt und indirekt sehr stark gelenktes, » national- 
staatliches Marktsystem«, das den ökonomischen Vertretern des marktradi- 
kalen Neoliberalismus schon bei der Entstehung ein schmerzender »so zia- 
listischer« Dorn im Auge war (Hayek 1944). Die staatlich verregelte, als 
Quasi-Verstaatlichung begreifbare »Marktstruktur« im Gütertransport b e- 
wirkte im Verein mit der ohnehin nationalstaatlich orientierten Organisat i- 
on von Post und Bahn eine nach politischen und makroönomischen Ge- 
sichtspunkten organisierte Rationalisierung des gesellschaftlichen Lebens, 
wodurch vielfältige Konfliktdimensionen vorheriger Phasen kapitalist i- 
scher Entwicklung befriedet werden konnten. Die Festlegung von einheitl i- 
chen Preisen und Beförderungsbedingungen zielte auf die Angleichung von 
Wettbewerbs- und Lebensbedingungen im territorialen Raum des Nationa |- 
staates und bildet neben den sozialpolitischen Transfersystemen (Gesund - 
heit, Erziehung, Altersversorgung) ein weiteres territoriales Transfers y- 
stem, das ebenso wie der kommunale und Länderfinanzausgleich oder die 
»Zonenrandförderung« in Deutschland den gesellschaftlichen Zusamme n- 
halt organisieren sollte. . 

Erst die Fordismuskrise stellte den auf binnenwirtschaftlichen und geselI- 
schaftlichen Ausgleich gerichteten Primat und die generelle Funktio ns- 
tüchtigkeit des fordistischen Güterverkehrssystems grundlegend in Frage. 
Gleichzeitig entwickelten sich die Verwertungskrise und die — nicht zuletzt 
durch die automobilzentrierte Verkehrspolitik bewirkte — ökologische Kri- 
se zu Brennpunkten des fordistischen Vergesellschaftungstyps. Maßna h- 
men zur Bearbeitung der einen Krise stehen Maßnahmen zur Behebung der 
anderen häufig diametral entgegen, womit auch der aktuelle Zielkonflikt 
staatlichen Handelns zwischen der Bestrebung der Senkung von Transpor t- 
kosten zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit und dem Anspruch einer 
Umstellung der Ökonomie auf »nachhaltige Entwicklung«, die u.a. eine 
deutliche Erhöhung der Preise für ‚Energie und damit für Transport bede u- 
ten würde, umrissen werden kann." 


17 Der englische Ausdruck »dead heading« für Leerfahrten bringt den Verwertungsaspekt 
auf den Punkt, vgl. zu vielen Aspekten der Verregelung genauer Aberle (1996). 

18 Die starke gewerkschaftliche Organisation in den meisten Transportbranchen müßte als 
weiterer gesellschaftlicher Machtfaktor diskutiert werden, wozu hier der Platz fehlt. 

19 Mit der Aufnahme von umfangreichen ökologischen Zielsetzungen in die vertragliche 
Grundlage der Europäischen Gemeinschaften wurde der Zielkonflikt zwischen der Ök o- 
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Der bereits in den 50er Jahren postulierte Bedarf an gemeinsamer europä i- 
scher Verkehrspolitik blieb bis in die 80er Jahre hinein den Erfordernissen 
der binnenwirtschaftlichen Regulation der fordistischen Betriebsweise und 
dem fordistischen Akkumulationsregime nahezu vollständig untergeordnet. 
Der positive Integrationsmodus der EG-Geschichte bis Ende der 70er Jahre _ 
sicherte zwar die beschleunigte Internationalisierung der Nachkriegszeit, 
unterband aber die wechselseitige Durchdringung der »Volkswirtschaften« 
in zahlreichen Branchen und Bereichen, die für die Funktionszusamme n- 
hänge des nationalen fordistischen Akkumulationsregimes wesentlich wa- 
ren. Insbesondere die industriepolitische Dimension kann kaum unter- 
schätzt werden. Das staatliche Instrumentarium der Transportmarktregulie- 
rung und der Staatsbesitz an Eisenbahnen, Luftverkehrsgesellschaften und 
Postunternehmen vermittelte vielerorts spezifisch nationalstaatliche Pro- 
duktionsverbünde zur Herstellung von Transportmitteln etc. Hätte der 
Markt regiert, würde in Deutschland der TGV fahren und nicht der ICE. In 
allen entwickelten Industrieländern profitierten die »nationalen« Herste 1- 
ler” von Schiffen, Flugzeugen, Straßen- und Schienenfahrzeugen (in unte r- 
schiedlichem Ausmaß, je nach Stand der heimischen Kompetenz und K a- 
pazität) vom transportwirtschaftlichen Protektionismus. Die Vielfalt der 
prioritären militär-, sozial-, industrie-, beschäftigungs- und umweltpoliti- 
schen Ziele der nationalstaatlichen Verkehrs- und Infrastrukturpolitik be- 
gründete mithin in der Phase des Fordismus die hoch verregelten nationa- 
len Transportregime. j 

Andererseits hatte die bereits Mitte der 70er Jahre vollzogene, erhebliche 
Europäisierung der Industrie die zentrale Voraussetzung dafür geschaffen, 
die europäische Arbeitsteilung im Laufe der 80er Jahre im Zuge der »Voll - 
endung« des Europäischen Binnenmiarktes forciert zu vertiefen. ” Mit der 
Krise des Fordismus endete das relativ harmonische, plurinationale Wachs- 
tumsregime (zwischenstaatliches »leben und leben lassen«). An seine Stelle 


nomie im allgemeinen, einer betriebswirtschaftlich effizienten Verkehrspolitik im beso n- 
deren und der Erhaltung der ökologischen Lebensgrundlagen explizit auf die europäische 
Ebene gehoben (vgl. Art. 130 r-t der Einheitlich Europäischen Akte von 1987). 

20 Eingeschlossen sind die nationalen Standorte ausländischen Kapitals. 

21 In der Forschung zu Internationalisierungsstrategien von Multinationalen Konzernen 
werden mittlerweile neben globalen und » glokalen« Strategien auch — bei europäischen 
Großunternehmen vorherrschende — europäische Internationalisierungspfade vermeldet 
(Dörre 1996, 20/21). Die (sicher übertriebene) Warnung Toyotas, bei Nicht-Beteiligung 
Großbritanniens an der Währungsunion den Standort England in Frage zu stellen, ve r- 
weist darüber hinaus ebenso auf die Stützung des Regionalisierungsprozesses durch 
nicht-europäische Konzerne wie die massive Lobbyarbeit US-amerikanischer Multis mit 
europäischen Produktionsstätten für den Binnenmarkt ( Gardner 1991, 42). Gerade die 
paneuropäische Ausrichtung nicht europäischer, vor allem US-amerikanischer Großkon- 
zerne (analog etwa ihrer kontinentalen Operationsweise in den USA) kann als Wegweiser 
für die »Vollendung« eines europäischen Binnenmarktes begriffen werden. 
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trat eine von verschärften Internationalisierungsanstrengungen geprägte 
Auseinandersetzung, die sich als transnationale Struktur des »Fressens und 
gefressen werden« beschreiben läßt. Führende Konzernakteure hoffen mit 
dieser Strategie, der Enge nationaler Überakkumulation zu entweichen. Der 
nationale industriepolitische Widerspruch liegt auf der Hand: Der ICE kann 
zwar entwickelt und im Heimatmarkt eingesetzt, aber bei Fortbestand der 
nationalen Präferenzen nicht im Ausland verkauft werden. Die Abschli e- 
Bung des Transportkomplexes setzte einer erweiterten privaten Kapitala k- 
kumulation zweifache Schranken: territoriale (»natio nale«) und staatliche. 
Die Mitte der 70er Jahre aufkommende »Nachfrage« nach Privatisierung 
und Deregulierung (der Transportwirtschaft) zielte mithin auf die innere 
und äußere Expansion des (u.a. im Transportsektor) zum Einsatz komme n- 
den Kapitals. 

Neben dem Interesse an der Erschließung lukrativer Anlagefelder für pr i- 
vates Kapital mußte aus der Sicht von Industrie und Handel die konkrete 
Operationsweise der Transportunternehmen stark verändert werden, um 
Barrieren gegen die aufkommende Strategie systemischer bzw. logistischer 
Rationalisierung abzubauen. Ohne die Rationalisierungsstrategien der ve r- 
ladenden Wirtschaft muß der Restrukturierungsprozeß unverständlich ble i- 
ben. 


Logistische Rationalisierung 


Der Ursachenkomplex für die Restrukturierung der Transport- und Logisti- 
korganisation kann mit dem industriesoziologisch breit diskutierten Par a- 
digma eines sich entfaltenden, neuen Rationalisierungstyps erklärt werden. 
Seit der »großen Krise« (Altvater) des Fordismus hat sich die Suchbew e- 
gung zur Identifikation von Auswegen aus der niedrigen Rentabilität in 
verschiedenen Rationalisierungsstrategien geäußert, die anfänglich technik- 
zentriert und inselhaft angelegt waren. Mittlerweile hat sich ein eher ganz- 
heitlicher Rationalisierungsansatz herausgebildet, der sich auf die Analyse 
der gesamten Wertschöpfungskette bezieht (Sauer/Döhl 1994). Über die 
betriebs- und unternehmensübergreifenden Aspekte hinaus erreicht der 
neue Rationalisierungstyp makroökonomische Dimensionen eines neuen 
Produktionstyps (Schumann u.a. 1994). Die systemischen, unternehmens- 
übergreifenden und damit logistischen Strategien treten seit Mitte der 80er 
Jahre auch als staatlich moderierter und zum Teil direkt organisierter R.a- 
tionalisierungsprozeß in Erscheinung. Im Auge des unter marktradikal- 


22 Bereits im Arbeitskampf um die Einführung der 35-Stunden-Woche 1984 konnte sich die 
IG Metall die Etablierung neuer Logistikkonzepte (just-in-time, rollende Lager, Verring e- 
rung der Fertigungstiefe) mit ihrer Mini-Max-Strategie (minimaler Streikeinsatz bei m a- 
ximalem indirekten Produktionsausfall zur Begrenzung der Aussperrung) zu Nutze m achen. 
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neoliberalen Prämissen entfachten Rationalisierungsorkans, der in erster 
Linie für das vieldiskutierte Phänomen des » jobless growth« verantwortlich 
ist, stehen mittlerweile die staatlich betriebenen oder direkt interventi- 
onspolitisch gelenkten Transport-, Kommunikations- und Energiesysteme. 
Dieser Bedeutung muß eine umfassende und kritische Definition von Log i- 
stik Rechnung tragen: Logistik wird von Danckwerts et. al. (1991, 39) in 
Abgrenzung von unterkomplexen betriebswirtschaftlichen Definitionen 
doppelt als »Konzept und Instrument« definiert: 

»Logistik ist Konzept der Leitung wirtschaftlicher Prozesse (volkswirtschaftlich und b e- 
triebswirtschaftlich soll bei allgemeiner Marktsättigung eine größere Wirtschaftlichkeit durch 
die Mobilisierung aller Ressourcen erreicht werden). Logistik ist Instrument der Rationalisi e- 
rung, d.h. der Optimierung von Transport, Umschlag und Lagerei (TUL) bei gleichzeitiger 
Reduktion der TUL Kosten.« 

Der Verkehrswissenschaftler Gerd Aberle, ein führender Exponent der Lo- 
gistikrationalisierung, überträgt nicht von ungefähr das lean production 
Konzept (Verdoppelung des Ergebnisses bei Halbierung des Einsatzes) auf 
die lange vor unmittelbarer (und damit auch internationaler) kapitalistischer 
Konkurrenz geschützte Transportwirtschaft: 


»Auch in der Transportwirtschaft muß 'schlanker', d.h. ressourcensparender und damit ko- 
stengünstiger produziert werden... Insoweit ist lean production auch eine Aufforderung an die 
Eisenbahn ..., an die Lufthansa ..., und an einige Großspeditionen, die mit nicht marktg e- 
rechten, oft nur historisch und durch Unternehmenskäufe erklärbaren Betriebsstrukturen und 

nicht nachfrageangepaßter Produktvielfalt völlig unbefriedigende Wirtschaftsergebnisse au s- 
weisen ... Da in den kommenden Jahren der Erlösdruck zunehmen wird, muß in wichtigen 

Bereichen der Transportwirtschaft in den Kategorien von lean production nachgedacht wer- 
den. Allerdings: Nachdenken allein ist zu wenig. Wer zu lange denkt, den bestraft der Markt. 

Und der Markt ist das Leben« (Aberle 1992). 

Während es sich bei der nun auch im Transportgewerbe virulenten Verä n- 
derung der Arbeitsformen, beim in der lean production Diskussion so häu- 
fig und zurecht thematisierten Kampf um die Köpfe der Beschäftigten als 
Rationalisierungsinstrumente, gleichsam um eine Universalisierung der 
Rationalisierungsstrategie und damit des Kapitalverhältnisses nach innen 
handelt, drängen bei den Impulsen zur Veränderung des gesellschaftlichen 

Transport- und Logistiksystems die neu rationalisierten, mikroökonomi- 
schen Operationsweisen der privaten Konzerne in neuer Form nach außen. 

Der »mikroökonomische Imperialismus« — in dem auch die materielle 
Grundlage des »ökonomischen Imperialismus« in der Sozialwissenschaft 
gesehen werden kann — ergreift die staatliche und gesellschaftliche Sphäre 
und macht auch an den politischen Grenzen nicht halt, wenn die Wert- 
schöpfungskette weitreichender transnational strukturiert ist (oder werden 
soll) und der Zugriff auf die gesellschaftliche Organisation der Rahmenb e- 
dingungen möglich. 

Insbesondere die Bemühungen zur Senkung der Fertigungstiefe ( out- 
sourcing) brachten vermehrte und erhöhte Bedarfe an Transporten mit sich, 
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wobei sich die fordistische Praxis der Transportwirtschaft für die verlade n- 
de Wirtschaft zunehmend als kostspieliges Hindernis erwies. Der Konzer n- 
verkehr konnte nicht optimal ausgelastet werden, der gewerbliche Verkehr 
war aufgrund staatlicher Regelungen ebenfalls wenig flexibel und der d i- 
rekte Druck auf die Preise wurde durch die staatliche Preisregulierung ve r- 
hindert. Bei der Nutzung von Post und Bahn mußte die verladende Wir t- 
schaft eine ganze Reihe von sozialen und sonstigen Aufgaben mitfinanzie- 
ren, weshalb Regulierung auch als Form der Besteuerung analysiert werden 
kann (Peltzman 1971). Überhaupt nicht mit neuen betriebswirtschaftlichen 
Anforderungen seitens der verladenden Industrie in Einklang zu bringen 
war die nationalstaatliche Organisation der Behörden Bahn und Post, weil 
eine vertiefte internationale Arbeitsteilung sich nicht gut mit national bin- 
nenwirtschaftlich fragmentierten Transporträumen verträgt. Eine betrieb s- 
wirtschaftlich funktionale Sicht des Wirtschaftsraums (z.B. die optimale 
Anordnung von Lager- und Umschlaganlagen für Beschaffungs- und 
Distributionsnetzwerke) konnte so lange nicht umgesetzt werden, wie die 
nationalstaatliche Operations- und Organisationsweise der Transportwir t- 
schaft eine an politischen Grenzen ausgerichtete Logistik zwingend not- 
wendig machte. 

Solcherart national begrenzte Großunternehmen konzentrierten sich auf 
nationaler und supranationaler Ebene seit Anfang der 80er Jahre verstärkt 
auf die Durchsetzung eines kontinentalen Wirtschaftsraums Europa, indem 
auch die transportwirtschaftlichen Tätigkeiten möglichst privatkapitali- 
stisch geregelt werden sollten — nicht zuletzt um in der unverzichtbaren 
staatlichen Verkehrspolitik neue Prioritäten zu schaffen. 

Analog zur Entstehungsgeschichte des Binnenmarktprojekts (vgl. Hol- 
mann/van der Pijl 1992) kam der im European Roundtable of Industrialists 
(ERT) zusammengeschlossenen verladenden Industrie Europas maßgebl i- 
cher Einfluß bei der jüngsten Entwicklung der europäischen Verkehrs-, 
Telekommunikations- und Infrastrukturpolitik zu. Seit 1984 publizierte der 
ERI mehrere Berichte u.a. Missing Links (1984) und Missing Networks 
(0.J., nach 1937), die allesamt zu nicht unerheblichen Teilen in die entspr e- 
chende Programmatik der EG/EU einflossen und nicht zuletzt die Aufna h- 
me des Titels zur Schaffung von Transeuropäischen Netzen (TEN) im 
Maastrichter Vertrag der EU zur Folge hatten ( Doherty/Hoedemann 1996). 
Die europäische Gemeinschaft des großen Kapitals gewann in ihrer Au s- 
einandersetzung mit allzu heimatverbundenen, auf ihre jeweils national- 
staatlichen Zusammenhänge konzentrierten Kräften (auch im Unterne h- 


23 Nach der Beseitigung von Barrieren gegen eine transnationale Organisation des Güte r- 
transports reduzierte z.B. der britische Hersteller von medizinischen Geräten, Baxter Intl.; 
seine 35 nationalen Lieferzentren auf 5 regionale Lager ( Financial Times 15.10.1996, 
IH), vgl. zur Neuorganisation der Europalogistik auch CBYTNT (1992). 
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menslager) in den eigenständigen Akteuren der Europapolitik (vor allem in 
der EG-Kommission und im Europäischen Parlament) bezüglich der harten 
Liberalisierungsforderung einen wichtigen, wenngleich in mancher Hi n- 
sicht unfreiwilligen Verbündeten. Der Begriff des »gemeinschaftlichen 
Verkehrssystems« erlangte im Kontext des (zum Teil gegen formulierte 
Konzerninteressen u.a. um sicherheits- und umweltpolitische Zielsetzu n- 
gen) erweiterten, verkehrspolitischen Programms der EG-Kommission in 
den 70er Jahren programmatischen Status. 1978 drohte das Europäische 
Parlament zum ersten Mal offiziell damit, den Europäischen Rat wegen 
seiner Untätigkeit in dieser Sache zu verklagen (Erdmenger 1991). 

In dieser Krisenphase der europäischen Gemeinschaften vor dem Binnen- 
marktprojekt, die unter dem Stichwort Eurosklerosis bekannt wurde und 
den Verdacht auf die Erosion des Zusammenhangs nährte, funktionierte der 
alte Integrationsmechanismus nicht mehr und ein neuer, der postfordisti- 
schen Restrukturierungstrategien gemäßer, war noch nicht durchsetzbar. 
Erst das Binnenmarktprojekt, welches die neue negative Integrationslogik 
(nicht mehr zwischenstaatliche Harmonisierung, sondern die transnationale 
In-Konkurrenzsetzung der nationalen Regime bei Aufstockung von Au s- 
gleichsfonds zur Regional- und Strukturpolitik zur Abfederung) zum A n- 
gelpunkt machte, markierte die Hinwendung zu einem neuen europäischen 
Entwicklungspfad (Grahl/Teague 1990). Interessanterweise war auch in 
diesem Konzept ursprünglich noch kein Ansatz zur » Entnationalisierung« 
der Transportwirtschaft im Rahmen der EG enthalten. Wie gelangte der 
Transportsektor auf die Agenda des Binnenmarktprojekts? 


Traurige Totengräber der fordistischen Integration: 
Das Europäische Parlament 


Die andauernde Blockade der meisten Initiativen zur Entwicklung einer 
gemeinsamen Verkehrspolitik durch den Europäischen Rat veranlaßte den 
Verkehrsausschuß im Europaparlament 1983 schließlich zur Rebellion. Am 
22. Januar reichte das Europäische Parlament eine (die erste) Untätigkeit s- 
klage gegen den Europäischen Rat beim Europäischen Gerichtshof ( EuGH) 
ein, weil der Rat gegen die vertraglichen Bestimmungen des EWG- 
Vertrages verstoße, indem er keine gemeinsame Verkehrspolitik entwickelt 
und speziell den Rahmen für diese Politik nicht verbindlich festgelegt h a- 
be. 

Der zweite Anklagepunkt der ParlamentarierInnen bezog sich auf 16 Vor- 
schläge zu konkreten verkehrspolitischen Richtlinien der Kommission, die 


24 Neben der Durchsetzung der verkehrspolitischen Initiativen sollte es dabei um den Ve r- 
such gehen, den institutionellen Einfluß des Europäischen Parlaments und der Kommiss i- 
on im EG-System gegenüber dem Ministerrat zu erweitern. 
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vom. Rat blockiert worden waren. Dabei handelte es sich überwiegend um 
die nationale Ordnungspolitiken positiv harmonisierenden Veränderung s- 
vorschläge, aber auch um neue verkehrs- und integrationspolitische Vor- 
schläge, z.B. die Genehmigung von interregionalem Linienflugverkehr zur 
Beförderung von Personen, Post und Fracht und zur Unterstützung von 
Vorhaben von gemeinschaftlicher Bedeutung auf dem Gebiet der Ver- 
kehrsinfrastruktur (Amtsblatt der EG Nr. C49/9-10). 

Am 22. Mai 1985 sprach das Europäische Gericht. Dem Kläger wurde hi n- 
sichtlich des ersten Klagepunktes vollständig recht gegeben. Die Vertrag s- 
bestimmungen über den freien Dienstleistungsverkehr (Art. 49 Abs. 1 
EWG) hätten spätestens im Jahr 1969 (Ende der zweiten Stufe der Integr a- 
tion, vgl. Art. 75 Abs. 1 EWG) gemeinsame europäische Regeln für den 
gewerblichen Verkehr verlangt. Im zweiten Teil des Urteils wurde indes 
die Verpflichtung des Rates zur geforderten Umsetzung der Richtlinienvo r- 
schläge zurückgewiesen. Das Parlament und die Kommission hatten sich 
höchstrichterlich bestätigen lassen, daß der Rat gemäß den Verträgen ha n- 
deln muß, daß er die konkreten Mechanismen der Vertragserfüllung aber 
weitgehend in seinem eigenen Ermessen lenken kann. Während der Ko m- 
mission und dem Parlament zwar das politische Initiativrecht in Sachen Eu- 
ropäisierung zugestanden wird, verbleibt die Entscheidung über die Ex e- 
kution eines Souveränitätstransfers bei der gepoolten Souveränität der Re- 
gierungschefs.”” Die an europäischer Liberalisierung wie Harmonisierung 
gleichermaßen interessierten KommissarInnen und ParlamentarierInnen 
hatten mit der Erwirkung des EuGH-Urteils somit vor allem dem einseit i- 
gen Anliegen der großen Verlader an Deregulierung Vorschub geleistet. 
Der offenbarte Entscheidungsdruck veranlaßte den Rat auf dem Mailänder 
Gipfel am 29. Juni 1985, die zügige Umsetzung des einheitlichen europä i- 
schen Verkehrsmarktes zu beschließen. Das Urteil hat die verkehrspolit i- 
sche Landschaft in Europa »schlagartig« und äußerst weitreichend verä n- 
dert (Rogge 1985). Analog der »negativen« Integrationslinie in Richtung 
Binnenmarkt wurden die transportwirtschaftlichen Regelwerke innerhalb 
der Gemeinschaft nun daraufhin überprüft, welche Regeln der Verkehrsp o- 
litik die Internationalisierung be- oder verhindern, um sie abzuschaffen. 
Die weiterhin, politisch zumindest verbal anerkannte Notwendigkeit einer 
Harmonisierung der Wettbewerbsbedingungen - ein zuvor vom Parlament 


25 Das Gericht hatte sich der Auffassung des Rates angeschlossen, wonach der Titel des 
EWG-Vertrages über den Verkehr zwar einen Weg (in Richtung gemeinsamer Markt), 
aber kein genaues inhaltliches Ziel (regulierter/liberalisierter Markt) festlege und auch in 
Bezug auf die Zeiträume offen sei. Der Ermessensspielraum des Rates, so das Gericht, sei 
einzig durch die Errichtung des Gemeinsamen Marktes und durch manche präzise zeitl i- 
che Bestimmungen eingeschränkt. Dem Parlament wurde mit diesem Richterspruch nahe 
gelegt, die »...Erweiterung seiner Rechte mit den Mitteln der Politik und nicht mit den 
Mitteln der Justiz...« zu erkämpfen (Grabitz 1985, 107). 


232 Dieter Plehwe 


unterstelltes Junktim zwischen Deregulierung und Harmonisierung fand im 
Urteil des EuGH keine Bestätigung - und wurde vom ersten Platz der 
Agenda europäischer Verkehrspolitik verdrängt, womit auch die Nachor d- 
nung der positiven verkehrspolitischen Ziele in Sachen Ökologie begründet 
werden kann. An die Stelle der Idee eines positiv harmonisierten (rela tiv 
homogenen) europäischen (Transport-) Wirtschaftsraums, analog zur na- 
tionalstaatlich fordistischen Binnenwirtschaft, trat der negativ marktgelei- 
tete Integrationsgedanke’ ° mit seinen fragmentierenden und polarisierenden 
Wirkungen. Mit dem Zwang zur Durchsetzung eines europäischen Ve r- 
kehrsmarktes wurde zudem ein neues (vermeintliches) Junktim geschaffen, 
mit dem die Deregulierungsoffensive auf nationaler Ebene vorzudringen 
vermochte: der supranationale Zwang zur Deregulierung der inner- 
nationalen Transportwirtschaft. ” Warum aber hat sich der Rat der nation a- 
len Regierungschefs und Transportminister, so lange zögerlich, »ganz 
plötzlich« für eine hochgradig liberalisierte Verkehrswirtschaft entschi e- 
den? Neben der zwischenzeitlichen Verallgemeinerung und Konsolidierung 
des pragmatisch-marktradikalen Neoliberalismus in Europa muß dazu noch 
ein weiterer Machtfaktor berücksichtigt werden, der von außen kam und 
auch im Innern wirkte. 


Die europäische (Transport-) Wirtschaft in der Triadenkonkurrenz 


Die transportwirtschaftliche Deregulierungspolitik in den USA seit 1978 
hatte - zur Hochzeit der Eurosklerosis - die Logistikkosten jenseits des At- 
lantiks bereits um einige Milliarden Dollar pro Jahr gesenkt. Die Tran sport- 
kosten sanken durchschnittlich um 19% (Bress 0.J., 17). Diese Information 
wurde in europäischen Nationalstaaten durch verschiedene bestellte Gu t- 
achten (z.B. DIW 1986, Soltwedel et. al. 1986) und im Zuge der akadem i- 
schen Begleitung und Absicherung des Binnenmarktprojekts durch den 
Cecchini-Bericht (1988) europaweit verbreitet.” Nicht oder nur am Rande 


26 Die nationalstaatlichen transportwirtschaftlichen Produktionsverbünde (und damit die ex- 
plizit nationalstaatliche Industriepolitik) wurden gleichzeitig mit der Beschaffungsrichtl i- 
nie angegriffen, wonach zuvor ausgenommene Teile der nationalen Staatsnachfrage (z.B. 
im Verkehrssektor) in europäische Konkurrenz gesetzt werden muß (vgl. zur Liberalisi e- 
rung des öffentlichen Beschaffungswesen Busch 1991, 50f). 

27 Der »Sachzwang Europa« wurde politisch konstruiert: Eine 1991 eingereichte Klage vor 
dem EuGH zur Überprüfung der Rechtmäßigkeit der (zum Klagezeitpunkt noch best e- 
henden) deutschen Tarifregulierung wurde vom EuGH dahingehend beantwortet, daß ei- 
ner auf nationaler Ebene erfolgenden Festlegung von Tarifen im Güterfernverkehr durch 
staatliche Kommissionen im Prinzip weiterhin nichts entgegensteht. Wesentlich ist ledi g- 
lich die Beachtung der wettbewerbsrechtlichen Bestimmungen und die Nichtdiskrimini e- 
rung von ausländischen Anbietern (DVZ 25.11.1993, 9) Dieses Urteil belegte, daß sich 
hinter dem vermeintlichen Sachzwang ein nationales Kräfteverhältnis verbarg. 

28 Bei der Popularisierung der Deregulierungsargumente spielte ferner das internationale 
und nationale Diskursnetzwerk des utopischen Marktradikalismus eine erhebliche Rolle 
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diskutiert wurde, daß die Kostensenkung besonders stark durch die Se n- 
kung der Löhne (durchschnittlich um 20%) und die Verschlechterung der 
Arbeitsbedingungen möglich wurde. Direkt profitieren konnten von sin- 
kenden Preisen hingegen nur bestimmte »Konsu mentengruppen«, haupt- 
sächlich große Verlader und Bewohner metropolitaner Zentren sowie neu- 
artige Transportkonzerne, die sich im Zuge der Deregulierung durch Fusio- 
nen, Übernahmen und beschleunigtes Wachstum zu multimodalen und ver- 
stärkt international expandierenden Logistikkonzernen mauserten (Demp- 
sey 1989, Plehwe 1989). Neben dem Aufbau riesiger, international, ind u- 
striell und auf dem modernsten Stand der Informationstechnologie e operie- 
render Transportsysteme, bieten die führenden Transportkonzerne mittlerwei- 
le umfassende Logistikleistungen, z.B. die Übernahme der kompletten 
Distributionssysteme eines Handelsunternehmens oder die gesamte B e- 
schaffungslogistik für ein Industrieunternehmen, womit sie eine zentralere 
und wesentlich aktivere Rolle im logistischen Rationalisierungsprozeß ein- 
nehmen, als es die fordistischen Transportakteure vermocht hätten. Die 
Transportspezialisten werden in diesem Prozeß zu Mitorganisatoren der 
nach Rationalisierungsgesichtspunkten vorgenommenen Reterritorialisie- 
rung kapitalistischer Akkumulation. ' 

Die Heterogenisierung der Arbeit entlang der Wertschöpfungskette wird 
für die industriellen Zulieferbeziehungen in der lean production Debatte 
seit geraumer Zeit diskutiert: Kernunternehmen, »global single modular 
supplier« (Systemzulieferunternehmen) auf der einen, prekäre Subzuliefe- 
rer auf der anderen. Die Ausdifferenzierung der Transporwirtschaft folgt 
der gleichen Logik: (möglichst) globale logistische Systemdienstleister, die 
als einziger Ansprechpartner (key account management) einen großen Teil 
(modul) oder sogar bisweilen die gesamten logistischen Bedürfnisse eines 
Kunden organisieren auf der einen”, zunehmend prekarisierte Subunter- 
nehmen (z.B. owner operators im Straßengüterverkehr), welchen in der 
Regel die konkrete Durchführung der einfachen Transporttätigkeit übertr a- 


(vgl. zur Geschichte der zirkulären Deregulierungsdiskussion in Deutschland Plehwe 1994a). 

29 Z.B. zur lückenlosen Kontrolle der Transportprozesse und zur vollständigen Dokume n- 
tation des Verbleibs einer Sendung zu jedem Zeitpunkt des Transportvorgangs ( tracking 
and tracing). Die Bewegung der Fracht kann bei UPS, Federal Express etc. heute bequem 
zu Hause am Computer via Internet verfolgt werden. 

30 Eine UN-Studie (1989) weist in diesem Zusammenhang auf die Gefahr der Abkopplung 
von Lateinamerika für den Fall hin, daß die Region nicht in das moderne, multimodale 
(containerisierte) Transportsystem einbezogen wird. 

31 Zur Erfüllung dieses Ziels liieren sich die weltgrößten Konzerne der einen Gewichtskla s- 
se (Frachtstücke bis maximal 60 kg) neuerdings mit anderen Großkonzernen der Tran s- 
portwirtschaft in Strategischen Allianzen, die auch sperrigere Fracht transportieren. Das 
Anliegen großer Verlader nach Komplettdiensten kann bislang nur in Transportbündni s- 
sen wie dem zwischen der europäischen Großspedition Kühne & Nagel (50% Tochter von 
Viag/Bayernwerk) und dem weltgrößten Transportkonzern UPS erfüllt werden. 
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gen wird, auf der anderen (vgl. Danckwerts et. al. 1991, Plehwe 1994). 
Neben der kaum direkt spürbaren markroökonomischen Dimension der 
US-Deregulierung war die mikroökonomische Botschaft verschärfter US- 
Konkurrenz bereits Ende der 70er/Anfang der 80er Jahre zumindest in A n- 
sätzen sichtbar. Die aggressiven US-amerikanischen Transportkonzerne 
bedrohten bereits zu diesem Zeitpunkt massiv die wenig moderne Operat i- 
onsweise des europäischen Transportkapitals, egal ob privat oder staatlich. 
Was die japanische Auto- und Elektronikindustrie für die europäischen Bran - 
chen war, stellten vor allem die US-amerikanischen Transport- und Logi- 
stikkonzerne für die hiesigen Transporteure dar (vgl. Bress 0.J., 19). 

Den europäische »Konzernen«, insbesondere nationalen Postämtern und 
den Fluglinien, jagten vor allem die sogenannten Integratoren (z.B. Federal 
Express, DHL, UPS, TNT) mächtige Angst ein. Innerhalb weniger Jahre 
schafften es diese vier Konzerne (drei US-amerikanische und TNT aus A u- 
stralien) z.B., den größten Teil der internationalen Expressluftfracht von 
den traditionellen Airlines zu übernehmen.” Der Air-Cargo Deregulation 
Act von 1977 (wegen massiver Lobbyarbeit auch Fed-Ex-Bill genannt) er- 
möglichte z. B. die schumpeterianische Erfolgsgeschichte von Federal Ex- 
press, weil das Entfallen der US-Beschränkungen im multimodalen und 
durchgehenden Transport dem Konzern traumhafte Wachstumsraten b e- 
scherte (Hamilton 1990). 

Gleichzeitig drängten die Integratoren auch, z.T. illegal, aber mit freundl i- 
cher Unterstützung der Kundschaft (anfangs hauptsächlich Großbanken, 
Dienstleistungbetriebe etc., vgl. Wojtek 1987, 29), auf die bis dahin ge-' 
schlossenen nationalen Post- und Verkehrsmärkte. ” UPS öffnete seine er- 
ste Niederlassung in Deutschland im Jahr 1976 und kaufte 1992 sein sec h- 
zehntes europäisches Unternehmen, die in England führende Expreßfirma 
Carryfast mit 900 Beschäftigten (FR 30.6.1992, 10). Ende der 70er Jahre 
waren bereits alle erfolgreichen US-Konzerne in einem oder mehreren e u- 
ropäischen Ländern vertreten (Hector 1987). 

Die ausländischen Integratoren beteiligten sich zudem mit wachsender E f- 
fizienz an der europäischen Transportpolitik. 1981 gründeten sie (gemein - 


32 Der internationale Luftfrachtmarkt (US$ 7 Mrd.) wurde 1995 zu mehr als 50% von insg e- 
samt sechs Integratoren abgewickelt. 1982 hatten sie den großen Fluglinien erst 10% der 
Fracht abgenommen (DVZ 25.7.1996, 8). 

33 Ein in den 80er Jahren zunehmend genutztes Instrument zur Aushöhlung der nationalen 
Postämter fand sich mit dem Instrument des Re-Mailing. Massensendungen werden dabei 
z.B. in Deutschland abgeholt und über eine preiswertere Post im Ausland wieder in das 
Distributionssystem der deutschen Post eingespeist. Dem anteiligen Aufwand (die Distr i- 
bution ist wesentlich arbeitsintensiver und damit teurer als die zentrale Annahme) steht 
bei der international geregelten zwischennationalen Verteilung der über das Porto erzie |- 
ten Einnahmen keine angemessene Entlohnung gegenüber. Durch die verbesserte elektr o- 
nische Fernübertragung entfällt mittlerweile sogar der physische Umweg, mit dem die 
findigen Transportunternehmen zuerst ihren Gewinn einheimsten. 
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sam mit einigen deutschen Firmen) z.B. den Bundesverband internationaler 
Kurierdienste e.V., dem es 1984 in Deutschland erstmals gelang, das nati o- 
nale Postmonopol (für internationale Expreßbriefe) aufzubrechen. Auf ı n- 
ternationaler Ebene sind die schnellen Boten in der International Courier 
Conference mit Sitz in Genf zusammengeschlossen, um »...den unte r- 
schiedlichen Monopolansprüchen der verschiedenen nationalen Postve r- 
waltungen entgegenzutreten und für eine weitere Verbreitung dieser neuen 
Dienstleistung zu sorgen« (Wojtek 1987, 40). Eine eigene Lobby wurde in 
Brüssel mit der Beeinflussung des Integrationsprozesses in Sachen Pos t- 
märkte beauftragt (vgl. The Economist 29.9.1990, 73). 

Gleichermaßen bedrohlich wuchsen die US-amerikanischen Gütereise n- 
bahnen zu internationalen und multimodalen Transportkonzernen, weil sie 
— wie die internationalen Kurier-, Expreß- und Paketdienste für kleinere 
und leichtere Sendungen — durchgehend integrierte (also nicht mehr mehr- 
stufige) Containertransporte organisieren konnten, nachdem sie sich mit 
großen Reedereien alliiert hatten bzw. solche übernahmen, was vor der US- 
Deregulierung nicht gestattet war. Der Eisenbahngigant CSX, z.B., kaufte 
in den 80er Jahren ein großes Straßengüterverkehrsunternehmen, die Gro B- 
reederei Sea-Land und die größte Binnenschiffahrtsreederei der USA, 
American Barge Lines (Dempsey 1989, 154f). Die funktionale Trennung 
der Personenbahn (die als Unternehmen Amtrak seit Mitte der 70er Jahre 
staatlich geführt wird und ein äußerst rudimentäres Netz von öffentlichem 
Personenverkehr aufrecht erhält) von den privaten Güterlinien hatte den 
US-Konzernen im Laufe der 80er Jahre ein erhebliches Wachstum bei der 
Eisenbahnfracht beschert, das die europäische Rede vom die Eisenbahn b e- 
nachteiligenden Güterstruktureffekt”" ad absurdum führt. U.a. mit Doppel- 
stock-Containerzügen wurde die Produktivität stark erhöht. Vergleichbar 
der europäischen Autoindustrie jedenfalls mußten die europäischen Tran s- 
portkonzerne und damit zu einem guten Teil die europäischen Staaten 
selbst auf die verschärfte Konkurrenz reagieren, was mit der umfassenden 
Durchführung der Privatisierungs- und Liberalisierungspolitik in EG- 
Europa seit Mitte der 80er Jahre geschah. 


Das neue europäische Gütertransportsystem 


Das neoliberal erweiterte, europäische Staatsprojekt (»gemeinschaftliches 
Verkehssystem« in einem einheitlich liberalisierten Verkehrsmarkt, eur o- 
päische Logistik- und Industriepolitik) läßt sich anhand einer weiteren 


34 Demnach führt der abnehmende Anteil bahnaffiner Massengüter am Verkehrsvolumen 
zum strukturellen Niedergang dieses Verkehrsträgers. Die Containerisierung hat den 
Trend in den USA vollständig umgekehrt (vgl. Gordon 1993). 

35 In den Vereinigten Staaten stören keine Stromleitungen den Einsatz von doppelt gelage r- 
ten Containern, weil praktisch ausschließlich Diesellokomotiven zum Einsatz kommen. 
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»Deregulierungsinitiative« jüngeren Datums seitens der britischen und 
deutschen Regierung auf den Punkt bringen. Helmut Kohl und John Major 
installierten auf einem Regierungstreffen im April 1994 eine deutsch- 
britische Deregulierungsgruppe, die sich ausschließlich aus hochkarätigen 
Vertretern der deutschen und britischen Wirtschaft zusammensetzte. “ Die- 
se Arbeitsgruppe traf sich zweimal, um den beim BMWi erhältlichen Be- 
richt »Deregulierung Jetzt« (0.J., 1995) zu erstellen. Neben dem bereits be- 
kannten Programm der vollständigen » Deregulierung« innerhalb der EG, der 
»gleichmäßigen Durchsetzung von bestehenden Vorschriften«, der Ermögl i- 
chung privaten Engagements bei der Bereitstellung von Verkehrsinfrastruktur 
»in geeigneten« (sprich: profitablen) Fällen wurde auch die »Einführung e i- 
nes marktorientierten, europaweiten fortschrittlichen Telematik-Systems im 
Verkehr« gefordert (ebd., 36f). 

Ähnlich wie beim Europaprojekt der Airbus-Produktion gegen den US- 
Hersteller Boeing geht es bei der Einführung eines Telematiksystems im 
Verkehr um ein industriepolitisches Programm für europäische Elektroni k- 
konzerne als Reaktion auf vergleichbare Konkurrenzprojekte in den USA und 
Japan (vgl. ITF 1995). Insbesondere an Stellen, an denen jeder einzelne N a- 
tionalstaat komplett überfordert ist, werden Initiativen für europäisch erwe i- 
terte Staatsprojekte (häufig in Hegemonie schaffenden Koalitionen zunächst 
einzelner Nationalstaaten) im Mehrebenensystem der EG/EU durchgesetzt. . 

Die auch bei kritischen Analysen weithin vorherrschende, dichotomische 
Unterscheidung zwischen »Nationalem« und »Globalem« (bzw. nicht N a- 
tionalem) kann somit anhand der Veränderung der Formen staatlicher O r- 
ganisation von Transportsystemen in Europa sinnvoll in Frage gestellt we r- 
den. Im Kontext der Entwicklung der Europäischen Integration wurde eine 

inhaltliche und formale Transformation von Staatlichkeit vollzogen, die 
über den bereits beschriebenen Funktionswandel politischer Organisation 
hin zum »nationalen Wettbewerbsstaat« (Hirsch 1995) hinausgeht. “In der 
staatstheoretischen Diskussion wurde bereits darauf aufmerksam gemacht, 


36 U.a. waren Vertreter von Mercedes Benz, BASF, der Veba AG und der Confederation of 
British Industry beteiligt. Lediglich die Leitung der Gruppe wurde von insgesamt zwei 
Vertretern der jeweiligen Ministerialbürokratie übernommen. 

37 Dabei kommen die für die EG-Integrationsfortschritte typischen package-deals zur An- 
wendung, bei denen im Entscheidungsprozeß unterlegene »Nationalstaaten« eine Ko m- 
pensation für ihre Mitwirkung erhalten. Die mittlerweile im Rahmen des Entscheidung s- 
prozesses erweiterte Anwendung von Mehrheitsbeschlüssen (gegenüber dem alten Kon- 
sensprinzip) erleichtert die Durchsetzung von solchen Initiativen, weil nicht mehr alle 
Regierungen gewonnen werden müssen. 

38 Das deutsche industriepolitische Projekt Magnetschwebebahn Transrapid läßt sich mit 
dieser Argumentationsfigur noch gut erklären, die transnational europäische Organisation 
der Airbus-Produktion schon nicht mehr hinreichend. Das Transrapidprojekt wurde übr i- 
gens von der Bundesregierung als Teil der Transeuropäischen Netze (TEN) deklariert, um 
Zugriff auf europäische Gelder zu gewährleisten. 
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daß der nationale Staat sowohl nach oben als auch nach unten Kompete n- 
zen »abgibt« (Jessop 1994). Der sich dahinter verbergende, qualitative 
Vermachtungsprozeß läßt sich mit dem Bild der »Aushöhlung« des nati o- 
nalen Staates aber nicht begreifen. Der Funktions- (Wettbewerbsstaat) und 
Formwandel (transnationale Zentralisierung im Rahmen der EU und sub- 
nationale Dezentralisierung) bezeichnet eine weiter reichende Transform a- 
tion des Staates, die sich mit den traditionellen Kategorien der National- 
staatsanalyse nicht mehr erfassen läßt (Ruggie 1993). Die hegemoniale 
staatliche Politik in Europa zielt auf die Ermöglichung und Durchsetzung 
eines transnationalen Akkumulationsregimes in Europa” (Röttger 1993). 
Das diesem Zweck dienliche und im Zuge der Vertiefung der Europäischen 
Integration als Entwicklungspfad durchgesetzte, europäische Gütertrans- 
portsystem ist allerdings nicht in derselben Hinsicht europäisch wie die 
fordistischen Transportsysteme in politökonomischer Hinsicht deutsch, dä- 
nisch oder britisch waren. Es bildet ein infrastrukturelles und operationelles 
Netz (eine Infrastruktur im weiten, über die physische Infrastruktur z.B. der 
Transeuropäischen Netze hinausgehenden Sinne), welches die neue räuml i- 
che Hierarchie des flexibilisierten Metropolenkapitalismus mit An- und 
Abkoppelungseffekten verbindet und sehr einseitig und selektiv funktions- 
fähig und profitabel machen hilft.” 

Das alte Leitbild der staatlich organisierten, territorialen Homogenität wurde 
bereits weitgehend dem Verwertungsprinzip des privaten Kapitals unterg e- 
ordnet, wonach der (zu erzielende oder zu erwartende) Profit den Raum 
strukturiert. In diesem Kontext ergibt sich trotz Angleichung der Operations- 
und Organisationsweise von privaten Unternehmen zwar sicherlich keine al I- 
gemeine Konvergenz »nationaler« Strukturen in Europa, sehr wohl aber eine 
Konvergenz der mit verstärkter sozialer Exklusion von marginalisierten Be- 
völkerungsteilen verbundenen Problemlagen (vgl. Bieling/Deppe 1996b). 
Jedenfalls diktierte seit Mitte der 80er Jahre nicht mehr die nationalstaatli- 
che Abschließung das Geschehen im transportwirtschaftlichen Politikfeld 


39 Zur Anwendung der neogramscianisch und regulationstheoretisch inspirierten Methodik 
auf die Analyse der Europäischen Integration vgl. Bieling/Deppe (1996a). 

40 In dieser Hinsicht wäre der Einsatz der Struktur- und Regionalfondsmittel genauer zu 
untersuchen, die häufig in aufwendige Infrastrukturvorhaben (z.B. Straßenbau und Flu g- 
häfen in Ländern, die eine völlig unterentwickelte Eisenbahninfrastruktur besitzen) g e- 
steckt werden. Straßen, Eisenbahnen und Luftverkehr müssen keineswegs nur 
»verbinden«, wie es Bundesverkehrsminister Wissmann in einer großen Plakataktion zur 
Werbung für die Verkehrsprojekte Deutsche Einheit der Öffentlichkeit mitteilte, wenn die 
Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur z.B. in Richtung Osteuropa vor allem der Au s- 
dehnung von Lohnveredelungsstrategien Vorschub leistet. Die Bestrebung zur Verwirkl i- 
chung Transeuropäischer Netze läßt sich häufig nur durch die Streichung von kleinräumig 
wirksamen Infrastrukturvorhaben finanzieren. Z. B. protestierten die belgischen Eise n- 
bahngewerkschaften kürzlich energisch gegen die ICE-Verbindung Köln - Brüssel - Paris, 
weil gleichzeitig die Mittel für das belgische Nahverkehrsne tz massiv eingeschränkt wer- 
den sollten. 
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Europas, sondern eine effektive transnationale Integration.“ Die national- 
staatliche Unterstützung der europäischen Logistik- und Transportorgani- 
sation spielt dabei nach wie vor eine zentrale Rolle, zumal zahlreiche W i- 
derstände gegen eine umfassende Europäisierung nur durch Mithilfe staat- 
licher Politik zu überbrücken sind. 

Die ordnungspolitische (regulative) Integration des europäischen Territori- 
ums kommt 1998 mit der Einführung der » Kabotage« (inländische Beförde- 
rung durch ausländische Anbieter) im Straßengüterverkehr bereits zum A b- 
schluß. Jedes Transportunternehmen Europas mit ausreichendem Kapital 
kann dann, rechtlich betrachtet, in der gesamten Union eine geographisch 
funktionale Transportkette für Beschaffung und Distribution organisieren 
(vgl. Financial Times Survey Logistics 15.10.1996). Damit können z.B. por- 
tugiesische Kraftfahrer in unmittelbare Konkurrenz zu deutschen gesetzt 
werden, falls keine Entsenderichtlinie für das Transportwesen den nationalen 
Tarifraum schützt, die bislang nur für das Baugewerbe diskutiert wird. 

In den 80er Jahren strukturierten unzählige Transportkonzerne in Europa 
ihre Operations- und Organisationsweise weitgehend um, damit eine häufig 
zunächst nationale, dann auch europäische und nur in wenigen Fällen den 
gesamten Triaden- oder gar globalen Raum umfassende, flächendeckende 
Bedienung der größeren und kleineren Kundschaft gewährleistet werden 
konnte. »Nachfrage- und marktgerechte« Konzern- und Organisations - 
strukturen wurden u.a. durch massive Investitionen in moderne Infor - 
mations- und Kommunikationstechnologien und industrialisiertte U m- 
schlaglager, Divisionalisierung der Unternehmen, systematisches con- 
trolling, Einrichtung von profit-centern, Aufwertung der Marketing-Funk- 
tion, key-account management für Großkunden etc. in der traditionalisti- 
schen Branche eingeführt, wobei die Unter nehmensorganisation der Inte- 
gratoren als unmittelbares Vorbild fungierte ( Bieber/Sauer 1992, Plehwe 
1994). Die führenden europäischen Unternehmen ” modernisierten sich 
plötzlich in Windeseile (vgl. allgemein zur Veränderung der Angebots - 
strukturen Bjelicic 1990) und begannen auch damit, die Veränderung ord- 
nungspolitischer Rahmenbedingungen aktiver voranzutreiben. In den 90er 
Jahren führte die neue, staatlich häufig massiv unterstützte, Selbstorganis a- 
tion der Transportunternehmen zum Auf- bzw. Ausbau von europäischen 
Unternehmensverbänden und Lobbygruppen. Neu entstanden sind z.B. 
zwei Gruppen namens Freight Forward Europe (Großspeditionen) und Eu- 


41 Diese Integration erstreckt sich auch schon auf die beitrittswilligen Länder Mittel- 
Osteuropas , welche ihre nationale Politik in hohem Maße an die EU-Strukturen anglei- 
chen (müssen). Zum Fall Polen vgl. Bohle (1997). 

42 Zum Problemfeld kombinierter Verkehr Straße/Schiene vgl. die Studie von Bukold (1995). 

43 Die Distributionsorganisation der japanischen Konzerne gilt übrigens als Ursache für die 
überraschend schwache »Performance« der japanischen Industrie (abgesehen von den 
Zweigen Automobil und Elektronik (vgl. FT 6.3.1997, 12). 
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ropean Freight & Logistics Leaders Club (vgl. DVZ 15.9.1994, 1 und 
3.1.1995, 1). 

Die Privatisierung von Post- und Bahnunternehmen reichert die Landschaft 
der Transportkonzerne in Europa um einige hochkarätige Akteure und neue 
Operationsweisen an.“ Mit der Trennung von Fahrweg und Betrieb bei den 
Eisenbahnen und der Einrichtung von transnationalen » Freeways« wurde 
die Schieneninfrastruktur für privates Betreiberkapital und eine direkte 
transnationale Transportorganisation zugänglich. ® Zuletzt übernahm die 
(bereits vollständig privatisierte) holländische Post den australischen Inte- 
grator TNT, womit der rasche Übergang vom nationalen direkt zum 
»globalen« Akteur glückte. Ebenfalls nicht mehr exklusiv in US-amerika- 
nischer Hand ist das Unternehmen DHL, das zum Teil von Lufthansa und 
Japan Airlines übernommen worden ist. Von den vier größten Integratoren 
sind inzwischen also zwei US-amerikanisch und zwei »europäisch« basiert. 
Noch klassisch nationalstaatlich wurde die deutsche Post durch Millia r- 
deninvestitionen in eine moderne, ebenfalls dem Vorbild der Integratoren 
vergleichbare, Infrastruktur (informationstechnologisch vernetzte Um- 
schlagzentren, das neue Frachtkonzept der Post) für den europäisierten 
Wettbewerbsrahmen fit gemacht, bevor sie endgültig privatisiert wird. Da- 
bei wurde im eklatanten Bruch zur fordistischen Praxis und entgegen vor- 
heriger Verlautbarung praktisch der gesamte Bahnverkehr des Staatsunte r- 
nehmens auf die Straße verlegt (FR 25.2.1997, 6). Während das transnatio- 
nal erweiterte Akkumulationsregime die fordistische Verwertungskrise en t- 
schärfte, weil es erweiterte Sphären für Kapitalanlagen und -wachstum 
schuf (zu Lasten schwächerer Konkurrenzteilnehmer), wird der alte ökolo- 
gische Widerspruch der fordistischen Vergesellschaftung auf eine neue Spitze 
getrieben. Die anhaltende Zunahme der Belastung der Umwelt durch die for t- 
schreitende Automobilisierung und die zunehmende Verlagerung des Tran s- 
ports vom Schienen- auf den Straßen- und Luftverkehr steht in eklatantem 
Widerspruch zum längst erkannten ökologischen Handlungsb edarf. 

Vor allem die Transformation der strikt nationalen Ordnungsrahmen in eine 
europäische regulative Politik” (Majone 1996) und die Prekarisierung der 


44 Andere Akteure mit ebenfalls heimisch nationaler Kapitalbasis schälten sich mit Hilfe 
von kapitalistischen Konzentrations- und Zentralisationsprozessen aus älteren privaten 
Unternehmen heraus. In Deutschland wurden drei » weltmarktfähige« Logistikkonzerne in 
der Konzernwelt der größten deutschen Handeiskonzerne untergebracht. Vgl. zur G e- 
schichte von Schenker, Thyssen Haniel Logistic und Kühn & Nagel sowie zu Beispielen 
aus europäischen Nachbarländern Plehwe (1994). 

45 Die ersten beiden transnationalen Korridore wurden für Strecken zwischen dem Benelux- 
Raum und Italien (einmal via Deutschland, einmal via Frankreich) festgelegt. So können 
z.B. von Rotterdam nach Italien durchgehende Züge vom deutsch-niederländisch-US- 
amerikanischen Betreiber NDX Intermodal BV, einem Gemeinschaftsunternehmen der 
Deutschen, Holländischen und der US Bahn CSX, eingesetzt werden (DVZ 19.4.1997, }). 

46 Diese geht auch mit einer Transformation der nationalstaatlichen und des europäischen 
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Transportarbeit aber war der neue Souveränitätspreis, den auch der deu t- 
sche Nationalstaat für den Europäisierungserfolg zu zahlen hatte. Die Frage 
nach der Rolle des eigentlichen Souveräns in einer Demokratie z.B. bei der 
Gestaltung einer Europäischen Verkehrspolitik, nach dem europäischen 
Volk, wird im Zuge des aktuell dominanten Herrschaftsprojekts zumeist 
gar nicht erst gestellt.” Es wird somit wohl noch eine Weile bei lokalen 
Protesten von unmittelbar negativ Betroffenen bleiben, die leider häufig 
rückwärtsgewandt und ausschließlich defensiv »national« argumentieren 
und damit hoffnungslos hinter dem Operationsradius der europäischen 
Konzernwelt zurückbleiben. 

Grundsätzlich aber geht es um das politische Prinzip der Europäischen I n- 
tegration. Die Rückkehr zu einer positiven Integrationslogik, die etwa den 
Zielkonflikt zwischen Begünstigung der Verwertungsinteressen von großen 
Konzernen und ökologischer Modernisierung nicht systematisch zu Lasten 
des zweitgenannten Ziels auflöst und eine »Verkehrswende« (Hesse 1993) 
einleitet, bleibt allerdings ein idealistisches Geschäft, solange einige polit i- 
sche und ökonomische Grundstrukturen dafür nicht existieren. Eine no t- 
wendige (wenngleich nicht hinreichende) Voraussetzung liegt in der trans- 
regionalen und transnationalen Reorganisation gesellschaftlicher Kräfte 
»von unten«. Die normative Kraft einer Europäischen Linken darf sich 
schon bald an der Auseinandersetzung um die Osterweiterung versuchen: 
Wenn die kompensatorischen Politiken der EU in Form der Regional- und 
Strukturfonds für den Osten geringer sind als für den Süden Europas, dann 
haben die fortschrittlichen Kräfte versagt. Die in Ansätzen hier beschrieb e- 
ne Form selektiv transnationaler Vergesellschaftung würde sich mit noch 
größerer Macht als bisher in die nur noch scheinbar nationalen Verwe r- 
tungsräume und Gesellschaften einschreiben. 


Staatsapparates einher. Vgl. zur Ausweitung der Rolle von ( technokratischen) Kommis- 
sionen Majone (1994 a und b). 

47 Zum Problem der klassischen Demokratietheorien gegenüber der bestehenden europä i- 
schen Vermachtungsstruktur vgl. Felder (1997). 
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Wider die allgemeine Mobilmachung Europas 


1. Der europäische Binnenmarkt oder: 
der Traum vom Verschwinden des Raumes 


»In Zeiten zunehmender Internationalisierung von Märkten und Informationen werde Politik - 
insbesondere nationalstaatliche - unmöglich; so lautet ein immer wiederkehrendes Credo nicht 
nur von den bekannten Stammtischen. Wie ein böser Geist scheint sich die Globalisierung der 
Ökonomie bemächtigt zu haben und niemand sei da, diese dunklen Mächte zu bremsen und Or d- 
nung in die Wirmis zu bringen. ... Betrachtet man [dagegen] die Fakten, erscheint Globalisierung 
- sowohl in ihrer empirischen als auch das politische Handeln betreffenden Dimension - eher als 
ein ideologisches und politisches Problem denn als ein ökonomisches« ( Rünker/ Krämer 1997). 
Ziel dieses Beitrags ist es, die aktuelle ökonomische Debatte über den re a- 
len Stellenwert und die Mechanismen der Globalisierung aus Verkehrs-, 
Gleichstellungs- und Umweltsicht zu ergänzen. Dabei gehen wir davon 
aus, daß die gegenwärtige Gestaltung unserer Transportsysteme und ihrer 
Preise eine massive Subventionierung von Mobilität darstellen, die eine r- 
seits als Senkung von Transaktions- und damit als Handelskostensenkung 
verstanden werden kann, daß wir uns die Globalisierung »ins Haus hinein 
subventionieren«. Andererseits kostet uns diese allgemeine Mobilmachung 
die letzten »Puffer« an natürlichen, menschlichen und sozialen Ressourcen 
und Qualitäten. Sie wirkt ökologisch verheerend, geschlechtsspezifisch 
diskriminierend und sozial disruptiv, ist also insgesamt eines der massi v- 
sten Hindernisse auf dem Weg zu einer zukunftsfähigen Entwicklung. 
Bisher war das Wirtschaftswachstum von einem überproportionalen An- 
stieg an Transporten begleitet: durch Verlagerung gerade der Ferntran s- 
porte von der Schiene auf die Straße und einer entsprechenden Steigerung 
der Lkw-Fahrten, durch Steigerung der (als weniger Bahn-affin geltenden) 
Handelsvolumina, durch die Beschleunigung der Transporte, was häufig zu 
weiteren Entfernungen des Güteraustauschs führte, durch längere G e- 
schäftsreisewege aufgrund expandierender Märkte, durch neue Manag e- 
mentstrategien, die zwecks geringerer Kapitalbindung die Lagerhaltung auf 
die Straße verlegen (just in time«-Produktion'). Der Verkehr nimmt aber 


1 Heute müssen Firmen im Ballungsraum Tokio im Extremfall drei LKW auf die Reise 
schicken, damit einer es schafft, »just in time« anzukommen (persönliche Mitteilung von 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 107, 27. Jg. 1997, Nr.2, 245-262 
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auch zu durch erhöhten Verkehrsaufwand sowohl der Arbeitnehmer/innen - 
infolge steigender Entfernungen vom Ort der Erwerbsarbeit und dem Ort 
der Versorgungsarbeit, dem Wohnort - als auch all derjenigen, welche die 
Versorgungsarbeit für sich und andere leisten - infolge der Zentralisierung, 
Verringerung und abnehmenden Naherreichbarkeit sozialer, öffentlicher 
und Versorgungs-Infrastrukturen. 

Da zudem »Wachstum« vorrangiges Ziel der Wirtschaftspolitik war und ist 
und weil Verkehrswachstum als Summe von Tonnen-km und Personen-km 
bis heute nicht nur von der Verkehrswissenschaft - Kosten mit Nutzen ve r- 
wechselnd - nicht als Verkehrsaufwand, sondern als Verkehrs-»Lei stung« 
begriffen und mit jenem betriebsökonomischen Wachstum verkoppelt wird, 
wurde der Ausbau von (allerdings nur bestimmten) Verkehrsinfrastrukturen 
als Maßnahme zur Standortsicherung angesehen. 

Als Teil des europäischen Binnenmarktes läßt sich die deutsche Wirtschaft 
vernünftigerweise nicht mehr isoliert betrachten, man muß den Ha n- 
delsaustausch zwischen Europa und der Welt vergleichen. Dabei zeigt sich, 
daß die deutschen Exporte weit überwiegend in der europäischen Gemei n- 
schaft abgesetzt werden, während der Außenhandel der EU mit den Staaten 
anderer Kontinente ausgesprochen begrenzt ist (vgl. Petschow et al. 1996). 
Von besonderer Bedeutung ist für Deutschland nicht die Entwicklung des 
Handels mit den »Tigerstaaten« (auch wenn das in der öffentlich gemac h- 
ten Diskussion häufig anders aussieht), sondern der Handel in der Triade 
und besonders im EU Binnenmarkt (ebd.). 

Damit relativiert sich die häufig gestellte Frage nach den Gestaltungsspie |- 
räumen in einem allumfassenden Weltmarkt. Hinzu kommt die Tatsache, 
daß zahlreiche »Weltmarktprodukte« nur deswegen als Konkurrentinnen 
auf nationalen und regionalen Märkten auftauchen können, weil sie nicht 
nur Umwelt-, Gender- und Sozialkosten externalisieren, sondern zusätzlich 
noch subventionierte Transportpreise dafür gesorgt haben, daß, trotz der 
immensen Entfernung von ihren Herkunftsländern, Trans portaufwendun- 
gen keine relevante Rolle bei der Preisgestaltung spielen müssen. 

Dieser Sachverhalt ist auch die Basis des europäischen Binnenmarktes und 
der von ihm erwarteteten Vorteile: die angenommene Kosteneinsparung 
durch die Nutzung der europaweit jeweils preisgünstigsten Anbieter und 
die daraus resultierende spezifische Verbesserung der Produktivität setzen 
voraus, daß die mit einer europaweiten statt einer nationalen B eschaffungs- 
struktur einhergehende Verlängerung der Transportwege nur mit margina- 
len Kosten behaftet ist - Raum darf nichts kosten, die realen Kosten des 
Transports können und müssen extermalisiert bleiben. Eine kostenwahre 
Gestaltung der Transportpreise (insbesondere durch die Abschaffung der 


Mariko Harada, Mitarbeiterin beim House of Representatives, Tokio, 1995). 
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immensen direkten und indirekten Transportsubventionen) würde dagegen 
häufig die Preisdifferentiale innerhalb Europas übersteigen und so im 
Fernverkehr die durchschnittliche Transportentfernung erheblich reduzi e- 
ren. Das Resultat wäre eine Wirtschaft, in der - einfach aus Kostengründen 
- die Globalisierung nur noch eine begrenzte Rolle spielen könnte. Stat t- 
dessen finanzieren wir heute mit unseren Steuergeldern und qualitativen 
(Mobilitäts-)Verzichten im Bereich unbezahlter Arbeit”, Verkehrsprioritä- 
ten und Verkehrssubventionen, die als Import- wie Exportsubventionen 
wirken und letzlich einen wesentlichen Beitrag zur vermeintlichen Han d- 
lungsunfähigkeit der Politik unter Globalisierungszwängen darstellen. So 
wird der Abbau des Sozialstaats (bzw. dessen angebliche Unvermeidlich- 
keit) mit Steuermitteln und geschlechtsspezifischen Einkommensverzichten 
gezielt herbeisubventioniert. Die Einführung des freien Binnenmarktes in 
der EU und die Öffnung der Grenzen zwischen Ost- und Westeuropa soll - 
genau dieser Logik folgend - zu einer weiteren Verdoppelung des Wir t- 
schaftsverkehrs führen, mit dem Ergebnis, daß der beschriebene Trend 
nicht nur fortgesetzt, sondern verstärkt würde. 

Vor diesem Hintergrund ist die Klage über den Druck des Welt markts dann 
nicht glaubhaft, wenn nicht gleichzeitig eine deutliche Reduzierung der 
Transportsubventionen und eine Veränderung der heute einseitigen Priori- 
tätensetzung zugunsten der Gleichstellung von Frauen und Männern (durch 
mindestens gleichwertige Orientierung auf Versorgungs- wie auf Er- 
werbsarbeit) in Europa gefordert wird. Daß allerdings die Industrie dies 
nicht tut, überrascht nicht, da reduzierte Transportpreise nicht nur den G ü- 
terimport, sondern auch den Güterexport befördern, also indirekte E x- 
portsubventionen darstellen, und die Prioritätenumkehr zugunsten einer 
Versorgungsökonomie zu Lasten der Erwerbsökonomie ginge. 


2. Vom Verschwinden des Raumes oder: was nicht zählt, kann nicht 
bewahrt werden. Okologische Belastungen durch Zunahme 
bestimmter Verkehrsarten 


Transport ist heute in Europa verantwortlich für 80% der Luftverschmu t- 
zung durch Stickoxide, Kohlenmonoxid, organische Bestandteile und 
krebserregende Partikel. Verkehrsun fälle töten 30.000 Menschen jährlich, 
weit mehr Menschen werden verletzt und/oder tragen dauerhafte Schäden 
davon. Zwei Drittel der Deutschen leiden unter Verkehrslärm; Kinder, die 


2 Die schlechten Mobilitätsbedingungen in den für die unbezahlte Versorgungs- und R e- 
produktionsarbeit relevanten Bereichen führen zu grundlegenden biographischen Brüchen 
in der Erwerbsarbeit und zu Verlusten an Einkommen, Alterssicherung und eigenständ i- 
ger Existenzsicherung. Vgl. zur räumlichen, zeitlichen und qualitativen Anpassung der 
beruflichen Wünsche an die verkehrsbedingten Integrationsmöglichkeiten mit der Ve r- 
sorgungsarbeit, der vor allem als Druck auf Frauen lastet, Beik/Spitzner (1996, 54-63). 
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an verkehrsreichen Straßen aufwachsen, zeigen eine deutlich erhöhte All- 
ergie-Anfälligkeit (Bild der Wissenschaft 6/1995, 60) und Schwächen bei 
der räumlichen Orientierung. Da immer mehr Strukturen autogerecht ge- 
staltet werden, nehmen Erreichbarkeit und Bewegungsfreiheit insbesondere 
für die unbeabsichtigt oder bewußt autofreien Bevölkerungsgruppen der 
Gesellschaft ab - z.B. verfügen zwar 70% der Männer über 18 Jahre in der 
BRD jederzeit über ein Auto, aber nur 30% der Frauen (vgl. Bundestag s- 
fraktion Bündnis 90/ Die Grünen 1996). Autarke Mobilität, insbesondere 
von Kindern und alten Menschen, wird verunmöglicht, der Motorisi e- 
rungsdruck und Verkehrsaufwand im Bereich unbezahlter Haus- und Ve r- 
sorgungsarbeit nimmt massiv zu, die räumliche Vereinbarkeit von Berufs- 
und Versorgungsarbeit ab.” Die strukturelle Bedrohung von Frauen wird 
zunehmend stärker und führt zu Abhängigkeiten - vom Auto, von (männ - 
lichem) Schutz - und zu Streß und Mobilitätsverzicht. Verkehr zerschneidet 
und verlärmt die letzten intakten Naturlandschaften, trägt zum Verlust an 
biologischer Vielfalt bei (Artenschwund) und stört durch zunehmende Bo- 
denversiegelung, insbesondere in den Ballungsräumen, Bodenleben und 
Grundwasserneubildung. Grundwasserverseuchungen unter Tankstellen und 
Werkstätten sowie Meer- und Küstenschäden durch Öl tanker (weit überwie- 
gend durch den Ölverlust im Normalbetrieb; Tankerunglücke sind zwar 
spektakulär, leisten aber nur einen kleinen Beitrag zur Ölverschmutzung der 
Meere) stellen ebenfalls überwiegend verkehrsinduzierte Belastungen dar. 

Die Entwicklung des Verkehrs konterkariert alle Energie-Einspar- und 
Luftreinhalte-Szenarien; der Verkehrszuwachs hat bisher alle technischen 
Verbesserungen überkompensiert, insbesondere der Autoverkehr. Der Ge- 
samtumfang des Autoverkehrs in Deutschland übersteigt die menschliche 
Vorstellungskraft: alle Autoinsassen zusammengenommen legen die Deu t- 
schen täglich drei Milliarden km zurück - 80.000 mal im PKW um die E r- 
de. Überdies trägt jedes Auto einen immensen »ökologischen Rucksack« 
mit sich herum - das 25 bis 30fache seines Eigengewichts ( Schallaböck 
1991). Allein der des Katalysators beträgt 1 bis 1,5 Tonnen. Dies beinhaltet 
auch Parkplätze, Tankstellen, Autobahnen (moderne Hochgeschwindig- 
keitsstrecken der Bahn schneiden übrigens unter Stoffstromaspekten kaum 
besser ab). Kanalbauten für die Binnenschiffahrt, insbesondere die Au s- 
bauten nach den vergrößerten EU-Schiffsgrößennormen sind keineswegs 
umweltfreundlich, sondern verursachen - hochsubventioniert - eine erhebli- 
che Naturzerstörung (etwa der letzten Auenlandschaften, mit großer Be- 
deutung auch für Naherholung u.a., vgl. z.B. Aktionsbündnis gegen den 
Havelausbau 1997), und dabei auch immense Massenströme (Stiller 1993 


3 Zu den problematischen Auswirkungen der Fixierung der Verkehrsplanung und -politik 
auf den Autoverkehr in Bezug auf Geschlechtergerechtigkeit vgl. Spitzner (1990). 
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und 1995), also erhebliche Beeinträchtigungen der Umwelt. Die nächsten 
Hochwasserkatastrophen sind damit bereits programmiert, zu erhe blichen 
Teilen verursacht durch Bodenversiegelung (Reduktion der Versickerung, 
dafür höherer Abfluß) und hochsubventionierten Flußausbau (Begra digung, 
Verbreiterung und Vertiefung etc. zur »effizienteren« Nutzbarmachung als 
Verkehrsader für eine Binnenschiffahrt, die durch immer größere Schiffe 
(EU-Normierung) einen Strukturwandel erlebt, mit der Folge, daß sich 
Hochwässer nicht mehr in den Flußauen verlaufen, sondern sehr schnell die 
Flüsse hinabwandern und sich talwärts akkumulieren können). Zusammen 
mit Autobahnen und Schienen-Hochgeschwindigkeitsstrecken werden di e- 
se Kanalbauten europaweit durch das EU-Programm zum Ausbau sog. 
transeuropäischer Netze TEN gefördert; für viele EU-Mitgliedsstaaten au- 
ßerhalb der BRD ist diese Förderung eine zentrale Voraussetzung für die 
Realisierung neuer Verkehrs-Großprojekte. 

Auch der Luftverkehr hat sich in den letzten 40 Jahren von einer ehemals 
vernachlässigbaren Größe zu einem Faktor entwickelt, der klimatisch i m- 
mer kritischer einzuschätzen ist, vor allem verursacht durch den Kohlendi- 
oxid- und Stickoxidausstoß der Flugzeuge und ihrem Beitrag zur Klimae r- 
wärmung. In Deutschland zählt Fliegen momentan trotz einem mögliche r- 
weise anderen Gesamtbild immer noch nicht zum Allgemeingut der Bevö l- 
kerung, zwei Drittel der Deutschen sind noch nie geflogen. Von denjen i- 
gen, die fliegen, verbleibt der größte Teil als touristischer Verkehr in Euro- 
pa, nur 23% der Passagiere fliegen im interkontinentalen Bereich. Hier 
werden allerdings über 60% der Verkehrsleistungen erzeugt. Ein Flug nach 
Miami und zurück mit 17.868 km benötigt mehr Energie als 1,6 Jahre jeden 
Tag 30 km Auto fahren und verbraucht für diese Strecke mit einem hoc h- 
modernen Jet über 2000kg CO» pro Person. Es sind also vor allem die 
enormen Distanzen, die zur Schädigung der Atmosphäre in großen Höhen 
beitragen, darüber hinaus die erwarteten Zuwächse. Zukünftig wird im 
Luftverkehr weltweit mit jährlich 5%igen Steigerungsraten im Passagie r- 
aufkommen und mit 6%igen Raten bei den Passagierkilometern gerechnet, 
so daß trotz zunehmend sparsamerer Fluggeräte der Gesamtenergieve r- 
brauch um 3 bis 4% jährlich steigt. Begünstigt wird diese Tendenz durch 
die Mineralölsteuerbefreiung des Kerosins und den zunehmenden Preisve r- 
fall von Fernreisen. Eine Wende von dem Anspruch, das Recht zu haben, 
in jeden Winkel der Welt zu fliegen, um sich möglicherweise von den 
Schäden zu erholen, die in den eigenen Ländern durch Umweltzerstörung 
angerichtet wurden, ist offensichtlich nicht in Sicht (vgl. Köhn 1997). 
Höher, schneller, weiter: der Trend unter den sog. Trendsettern scheint u n- 
aufhaltsam, deren »Mobilität« grenzenlos, und Dabeisein ist ihnen alles 
(vergl. den folgenden Kasten). Verkehr ist die olympische Jeder-Mann- 
Disziplin. 
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Inzwischen hat das Thema sogar die Spalten der Boulevardpresse erreicht: 
»Eine Umfrage des B.A.T. Freizeit-Forschungsinslituts in Hamburg unter 2.600 Bunde s- 
bürgern ergab: Der deutsche Autofahrer fährt nicht, weil er muß, sondern weil er es gerne 
tut. Nicht Natursehnsucht erklärt die Massenbewegung am Wochenende. Immer und übe r- 
all dabei sein, möglichst nichts verpassen, das ist der Hauptgrund. 

Haus und Umgebung können noch so gemütlich sein, die Stadt noch so viel bieten, das 
Raus-und-Weg-Bedürfnis ist stärker. Treibende Kraft ist der Fluchtgedanke: Weg vom 
Fernsehalltag, raus in die Ferne. Das Wohin ist beinahe nebensächlich. (...) 

Den »kleinen Unterschied« gibt es allerdings auch hier: Die Herren der Schöpfung fahren 
wegen ihres ausgeprägten Bewegungs- und Aktivitätsdrangs. Das weibliche Geschlecht 
sucht vor allem den Kontrast zum Alltag.« 

Freizeitverkehr - Motivation der Autofahrer/innen, aus: Gib Gas, ich will Stau und Spaß!, 
Kölner Express, 9. Juli 1995 


Die folgende Abbildung illustriert die dramatischen Verschiebungen der 
relativen Häufigkeit der Nutzung der verschiedenen (hier nur motorisie r- 
ten) Verkehrsmittel weg vom Umweltverbund, dem Mobilitätssystem jen- 
seits des Autos (bestehend aus zu Fuß gehen, Radfahren und öffentlichen 
Verkehrsmitteln) hin zum Auto. Sie zeigt das Hauptproblem: die weit 
überproportionale »Entstehung« von motorisiertem Verkehr. 
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3. Von der verkehrsbedingten Veränderung des Sozialen oder: was 
nicht zählt, kann nicht bewahrt werden. Oko-soziale Belastungen 
durch die heutige Verkehrsgestaltung 


Heute dominiert das Auto häufig auch auf solchen Strecken, wo es nicht 
nur ökologisch, sondern auch wirtschaftlich sowie vom Zeitaufwand die 
schlechtere Lösung darstellt: auf den Kurzstrecken, auf denen radfahren 
und zu Fuß gehen eindeutig besser abschneiden. Gleichzeitig machen diese 
Fahrten einen nicht unwesentlichen Bestandteil der Autofahrten in der 
Stadt aus, tragen so zur » Unwirtlichkeit unserer Städte« bei und erzwingen 
z.B. die Zunahme der Begleitverkehre - ein circulus vitiosus. 

Andererseits beträgt die Durchschnittsgeschwindigkeit eines PKW in bu n- 
desdeutschen Großstädten heute unter 15 km/h, was die Marktlücken für 
die Fahrradkuriere geschaffen hat. Auch belegt jenes Drittel der Haushalte 
in Nordrhein-Westfalen, welches nicht über ein eigenes Auto verfügt 
(Landesregierung NRW 1993), daß unsere Gesellschaft glücklicherweise 
keine monolithisch automobile Gesellschaft ist. Wohlhabendere BürgerIn- 
nen, ermüdet vom täglichen Stau auf dem Weg vom und zum Haus im 
Grünen und überfordert vom Verkehrsaufwand, den zerstörte Verso r- 
gungsinfrastrukturen und Familien-Chauffeusen-Dienste verursachen, zi e- 
hen - soweit ihnen dies angesichts der Mietpreise möglich - zurück in die 
Innenstädte: Nicht fahren zu müssen, wird zum Statussymbol (ebenso wie 
die Nobelkarosse, die man selbstverständlich nicht abschafft). Umgekehrt 
werden einkommensschwächere Personengruppen durch steigende Mieten 
aus den Innenstädten verdrängt und so immer mehr der Möglichkeiten b e- 
raubt, den Alltag in zumutbarer Lebensqualität und mit Zugang zum öf- 
fentlichen Leben ohne Auto bewältigen zu können. 

Unter anderem daraus resultiert der steigende Verkehrsaufwand im sog. 

Privat-Bereich, d.h. vor allem im Bereich der Reproduktionsarbeit - der ge- 
schlechtshierarchisch aufgeteilten Arbeit der Versorgung -, der im malestre- 
am dem Privatbereich zugeschlagen und darin unsichtbar gemacht wird: 

e längere Einkaufswege durch Verbrauchermärkte im Grünen und das 
Aussterben der »Tante Emma Läden« (bei einer vergleichsweise gering e- 
ren Anzahl Neueröffnungen von »Onkel Mohammed Läden«), 

» überproportional steigender Begleitver kehr (Kinder und Angehörige zu 
Sport, Ballett, Altenabend etc.), 

» verstärkt verkehrsintensivere Tätigkeiten in einer teilweise verlängerten 
und verlagerten Freizeit, wobei die Daten zum Freizeitverkehr wenig tau g- 
lich sind, da sie aus androzentrischen Methoden-Gründen viele Versor- 
gungsverkehre beinhalten. Gleiches gilt für die korrerspondierende Auffäl- 


4 In England konnten 1971 noch über 70% der siebenjährigen Kinder unbegleitet zur 
Schule gehen, 1990 keine 10% mehr (vgl. Hillman/Adams/Whitelegg). 
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ligkeit, daß der »Freizeit«- Verkehr immer mehr Zeit in Anspruch nimmt, 
während für die Wege zum Erwerbsarbeitsplatz seit Beginn des Jahrhu n- 
derts fast gleichviel Zeit aufgewandt wird. Externalisierungen zulasten ge- 
schlechtshierarchisch zugewiesener Arbeitsbereiche sind in erheblichem 
Maße anzunehmen - die Daten weisen auf eine Verschärfung der femini- 
stisch-ökologisch diskutierten Reproduktionsarbeitskrise hin. 

Nicht nur der gesamte Verkehrsaufwand steigt, sondern zusätzlich bilden 
die neuen Transportnotwendigkeiten »Zeitklammern«, die weite Teile des 
Alltags strukturieren und eine Vereinbarkeit von Beruf und Kindern auch 
über die ersten Lebensjahre hinaus immer mehr erschweren, zumal die E r- 
werbsarbeit und die Erwerbsarbeitswege kaum von Männern reduziert 
werden.“ 

Wie bereits ausgeführt, sind eine erhebliche Anzahl der Beeinträchtigungen 
unserer Lebensqualität den Abwälzungen und Externalisierungen des Ver- 
kehrs zulasten anderer »Ressourcen«, Natur und Frauen, geschuldet. Die 
Symptome der lediglich an betriebs- und erwerbsökonomischen » Rationali- 
täten« fixierten Verkehrsplanung und -politik stellen nicht nur eine erhebl i- 
che Störung des Wohlbefindens dar, ohne daß dies bisher der allgemeinen 
Beschleunigung Abbruch getan hätte (»Die Rache der Nomaden« nennt 
Peter Sloterdijk dieses Phänomen), sondern führen auch zu den Bela- 
stungsgrenzen dieser menschlichen und natürlichen Ressourcen. 

Als Effekt einseitiger » Auto-Mobilisierung« unserer Gesellschaft verliert 
der Nahraum nicht nur in der Ver- und Entsorgung seine frühere Bede u- 
tung, dies gilt auch für die persönlichen Beziehungen. Freundeskreise und 
Partnerschaften, die sich heute nicht selten über hunderte von Kilometern 
erstrecken, sind zwar einerseits Ausdruck einer größeren Wahlfreiheit, a n- 
dererseits aber wird die Erreichbarkeit von Freunden/innen zu einer Frage 
der Verfügung über die (automobilen) Transportmittel bzw. über die Mö g- 
lichkeiten ihrer Nutzung. Gesellschaftliche Polarisierung zwischen B e- 
schleunigten und Verlangsamten, Mobilen und Immobilen, droht. So sind 
alte Menschen, die gerade besonders stark auf die Unterstützung und Hilfe 
von FreundInnen und (Wahl-)Verwandten angewiesen sind und am ehesten 
von Isolation bedroht sind (zu 2/3 sind dies Frauen einer Generation, die 
ihren weiblichen Mitgliedern den Zugang zum Privileg des Führerscheins 
weitgehend verwehrte), verschärft von Ausschluß aus dem öffentlichen L e- 
ben und neuen Abhängigkeiten bedroht. Die polarisierenden Folgen we r- 
den gerade im Bereich des Zusammenlebens und der Beziehungsgeflechte: 


5 Vgl. die bundesweit erste ausführliche Studie zur Wechselwirkung zwischen Verkeh rs- 
planung bzw. -politik und Dynamik der Entwicklung der Arbeit (Reproduktionsarbeit) im 
Auftrag des Bundesforschungsministeriums von Beik/Spitzner (1996). 

6 Die sog. Krise der Familie ist nicht nur in Bezug auf den mangelnden Einstieg der Mä n- 
ner in die Versorgungsarbeit, sondern auch im verkehrspolitischen Kontext zu diskutieren. 
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sind die »Mobilen« jederzeit in Bewegung so nimmt die Begegnungsfähi g- 
keit ab, Treffen unter Erwachsenen, unter Kindern wie zwischen den Gen e- 
rationen müssen arrangiert werden (das gilt auch bei immer flexibler we r- 
denden Arbeitszeiten auf dem Wege zur »24-Stunden-Gesell schaft«), 
Spontaneität wird nicht gewonnen, sondern geht verloren und die Orga - 
nisation selbst des Kinderspiels wird zur zusätzlichen Arbeit. Es gibt i n- 
zwischen eine Reihe von Indizien dafür, daß diese Faktoren (Überfor de- 
rung durch gewachsene »Synchronisationsleistungen«, Verlust sozialer 
Rhythmen) einen nicht unerheblichen Einfluß auf das mensch liche Wohl- 
befinden ausüben. Der Widerspruch zwischen dem Unbehagen am übe r- 
bordenden Autoverkehr als kollektivem Phänomen und der ungebrochenen 
Tendenz, sich auf individueller Basis weiterhin im Zweifelsfall für den 
PKW zu entscheiden, wird immer offensichtlicher. Für Frauen wird dieser 
Widerspruch oft sogar zur Gefahr, in eine für sie übliche Falle zu geraten, 
nämlich bei der geschlechtsspezifisch doppelten Bindung an einerseits 
Über-Verantwortung und andererseits Ohn-Macht (vgl. Winterfeld 1996) 
die auf sie abgewälzte » privatisierte« Bewältigung strukturell geschaffener 
Probleme auch noch mit schlechtem Gewissen zu bezahlen. Mit Recht h a- 
ben sich Feministinnen dagegen verwahrt: eine moralisierende Problemat i- 
sierung von Frauen und Autoverkehr würde bedeuten, »Vom Fleischve r- 
brauch der Vegetarierinnen« (Becker 1994) zu reden, statt den Motorisi e- 
rungsdruck zu thematisieren. 


4. Vom neuen Zusammen-Denken als öko-sozialer Aufgabe oder: 
Exkurs zur Neuorganisation der Arbeit - das Beispiel Telematik 


Die Tendenz zur immer weiteren Spezialisierung in allen erwerblichen 
Teilen unserer arbeitsteiligen Gesellschaft hat auch transportrelevante Im- 
plikationen: zumindest tendenziell stehen immer weniger Nachfrager/innen 
nach einer bestimmten, spezifischen Qualität (an Ausbildung/Quali fikation, 
Arbeitsplatzprofil, Produkt oder Dienstleistung) immer weniger spezifisch 
auf die Nachfrage passenden Angeboten gegenüber: die relative Dichte von 
Angebot wie Nachfrage nimmt mit der höheren Spezialisierung ab. Diese 
führt tendenziell zum räumlichen Auseinanderfallen von qualifizierten A r- 
beitnehmern/innen und ihren Erwerbsarbeitsplätzen mit dem Resultat e i- 
nerseits eines ständig ansteigenden Transportaufwands, andererseits der 
Abnahme der Optionen bzgl. eines Mindeststandards an Versorgungsarbeit, 
Zusammenbleiben mit einem Partner/ einer Partnerin, der Realisierung e i- 
nes Kinderwunsches etc. Da für eine zukunftsfähige Gesellschaft eine 
weitere Erhöhung des durchschnittlichen Bildungsniveaus vorhergesagt 
wurde, ist die Fortsetzung des Trends zu mehr Transport infolge von mehr 
Spezialisierung wahrscheinlich. Hier kann die sinnvolle Anwendung neuer 
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Technologien hilfreich sein: es besteht nicht nur die Option, Telematik- 
Arbeitsplätze als neue Form der Heimarbeit einzuführen, die mit familiären 
Problemen und mangelnder Kommunikation einhergehen, ohne gewerk- 
schaftliche Organisation und verbunden mit einer Intensivierung der Arbeit 
durch den Zwang, Reproduktions- und Erwerbsarbeit gleichzeitig am se |- 
ben Ort durchführen zu müssen (vgl. Speil et al. 1988). Stattdessen könnten 
auch in speziellen Bürohäusern mit entsprechender Infrastruktur Telear- 
beitsplätze eingerichtet werden, in denen Vetretreter/innen der verschie- 
densten Firmen an einem Arbeitsort zusammenarbeiten, die Firmen selbst 
jedoch immer mehr zu »virtuellen Unternehmen« werden. Dies würde nicht 
nur ermöglichen, daß qualifizierte Arbeitsplätze dezentral und verkehrsun- 
aufwendig insbesondere für entfernungssensible Arbeitnehmer/innen er- 
reichbar wären, sondern auch, daß Kommunikation und gegenseitige U n- 
terstützung über Firmengrenzen und Haushalt hinweg befördert würden. 
Ein solches Modell würde bei gemeinsam genutzter Infrastruktur auch den 
benötigten Material- und Versorgungsarbeitsaufwand verringern und zum 
Abbau geschlechtshierarchischer Arbeitsteilung und gerechterer Verteilung 
qualifizierter Arbeit beitragen. Die Gewerkschaften würden dabei vor vö l- 
lig neuen Aufgaben stehen: der Organisation branchenübergreifender und 
gleichstellungsorientierter Lokalvertretungen. 


5. Wenn nicht dies: was dann? Alternativen und deren Konsequenzen 


Es erscheint aus dieser Vielzahl von Gründen berechtigt, die Transporti n- 
tensität der Gesellschaft als einen der zentralen Indikatoren für Störungen 
im gesellschaftlichen Zusammenleben einzuführen. Soll, wie oben ausg e- 
führt, etwas geschehen und der Energieverbrauch unserer Gesellschaften 
um rund 75%, der Materialverbrauch um 80 - 90% und auch der Fläche n- 
verbrauch spürbar sinken, so bedeutet dies unvermeidlich scharfe Redukt i- 
onsanforderungen für den Verkehr. Insgesamt ist aufgrund der Analyse 
recht eindeutig, auf welche Strategien gesetzt werden muß: 

1. Deutliche Reduzierung (z.B. um die Hälfte) der gesamten Transporten t- 
fernungen, Abbau des » mobil-sein-Müssens«, Abbau von Motorisierung s- 
druck. 

2. Umorientierung auf ökologisch und allgemeinverträglich optimale Ver- 
kehrsträger (Schadensminimierung) und Sicherung autarker autofreier Mo- 
bilität. 

3. Deutliche Steigerung der Öko-Effizienz wie der sozialen Zumutbarkeit 
und Gebrauchsfähigkeit für alle Transportmittel, Erhalt des » mobil-sein- 
Könnens«. 

ad 3: Dies bedeutet, kurzfristig die technischen Verbesserungspotentiale 
auszuschöpfen und eine ökologische Reform der Preise zu beginnen, die 
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mittelfristig zu neuen technischen Lösun gen führt. So schätzt die Enquete- 
Kommission des Deutschen Bundestages (1990; vgl. auch Petersen/ Schalla- 
böck 1992) die Einsparpo tentiale für Energie auf 50 bis 60%; Amory Lo- 
vins kommt sogar auf 80 bis 90% bei 70 bis 80% Gewichtseinsparung 
durch neue Werkstoffe. Zur Methode sei angemerkt, daß es sich um Ang a- 
ben ohne »ökologische Rucksäcke« handelt. Eine Zusammenfassung der 
Lovins'schen Hypothesen, die auch die immensen sozialen und wirtschafts- 
strukturellen Probleme dieses Wandels (zumindest) benennen, ist inzw i- 
schen in Deutsch erschienen (Spangenberg 1994). Trotzdem löst ein so I- 
cher technischer Fortschritt nur einen Teil der Probleme. Die Anforderu n- 
gen zur Reduzierung von Massenströmen und Landverbrauch bleiben, in s- 
besondere wenn man das Verkehrssystem als Ganzes betrachtet, unerfüllt. 

Vor und mit technischen Innovationen sind soziale erforderlich wie etwa 
Mobilitätszentralen (vgl. Hesse/Petersen/Spitzner 1992), Car sharing und 
anderes. Technische Produkte müssen an sozialen Ansprüchen ausgerichtet 
werden. Für einen Großteil der bestehenden Autoflotte bzw. bereits auf den 
Pkw festgelegten städtischen Bevölkerungsgruppen bietet sich deshalb ein 
Ersatz durch z.B. einen Autotypus mit hochflexibler Innenraum-Aufteilung, 
beschränkter Zuladung, geringem Verbrauch und einem - zwecks Mind e- 
rung der problematischen symbolischen Aufladung - nach unten abgewi n- 
kelten Auspuff an, der im Car-Sharing flexible Einsätze in der Stadt erlaubt, 
d.h. der für eine soziale, allgemeinverträgliche Nutzungsform opt imiert ist. 

ad 2: Zusätzlich ist kurz- und mittelfristig - die Chancen der Bahnreform 
von 1993, der neuen Landes-Nahverkehrsgesetze und den neuen Fachplan 
»Nahverkehrsplan« bei Gebietskörperschaften und ihren Zusammenschlü s- 
sen mitsamt deren neuen Planungsgremien nutzend (vgl. Striefler/Zauke/ 
Spitzner 1995 sowie Bündnis 90/Die Grünen, Netzwerk »Frauen in Bew e- 
gung« 1997) - eine Umorientierung auf die verfügbaren und offensiv au s- 
zubauenden ökologisch und sozial verträglichen Verkeh rsträger unverzicht- 
bar. Solche »Verlagerung« vor allem auf Schienenverkehr, öffentliche 
Verkehrsmittel und den Umweltverbund insgesamt wird - ähnlich wie in- 
zwischen der »Vorrang für den öffentlichen Nahverkehr« - seit zwanzig 
Jahren nahezu konsensual gefordert. Eine auch nur ansatzweise Umsetzung 
läßt sich allerdings leider bis heute - trotz einer fast ebenso langen Tradit i- 
on von Modell-Versuchen, die die Machbarkeit belegen - nicht feststellen. 
Diese Umorientierung ist von den privaten Akteuren (Haushalten und 
Wirtschaft) ebenso wie von den institutionellen (Verwaltungs- und politi- 
sche Entscheidungsgremien) durch Umschic htung von Privilegien (Kom- 
fort, Zeitaufwand, Bequemlichkeit, Raumzubilligung, Kosten, stimuliert 
u.a. durch ein angemessenes Preissystem) in rechtlicher und finanzieller 


7 Zum Verhältnis der Rucksäcke von Stahl und Kunststoffen vgl. Liedtke (1997). 
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Hinsicht und durch Ressourcen-Umschichtungen wie auch den Umbau der 
mobilitätsgestaltenden Institutionen “ dringend anzugehen (vgl. Forum 
Umwelt und Entwicklung 1995). Hilfestellungen, wie der Weg »vom Wi s- 
sen zum Handeln« beschritten werden kann, wenn er denn politisch gewollt 
wird, liegen für weite Bereiche in Fülle vor (vgl. z.B. Holzapfel/ Tra u- 
be/Ullrich 1988, Deutscher Städtetag 1995, Monheim/Monheim-Dandorfer 
1991). Die Forschung sollte sich hier wohl eher auf die implementations- 
hemmenden Handlungsblockaden’ konzentrieren. 

ad 1.: Sollen technische Verbesserungen und Verlagerungen nicht vom 
Wachstum der Waren- und Menschenströme überkompensiert werden, so 
ist langfristig eine deutliche Reduzierung des gesamten Verkehrsaufko m- 
mens durchzusetzen. Im Güterverkehr ist dabei das Ziel, sowohl die Wege- 
häufigkeit als auch die Entfernungen zu reduzieren. Im Personenverkehr 
liegt der Schwerpunkt auf der Reduzierung des Motorisierungsdrucks auf 
bisher autofreie Haushalte bzw. Bevölkerungsgruppen und auf der Red u- 
zierung der Wegelängen. Wenn die empirisch festgestellte Konstanz von 
Wegeanzahl und Zeitaufwand als Ausgangspunkt genommen wird, erweist 
sich, daß ca. drei Wege pro Person und eine Stunde pro Tag für Verkehr s- 
zwecke aufgewandt werden (vgl. u.a. Petersen/Schallaböck/Spitzner 1992, 
108, mit Verweis auf Socialdata, München). Diese Durchschnittswerte sind 
seit Jahrzehnten über die Zeit relativ konstant geblieben. 

Die erforderlichen Reduktionen können teilweise über höhere Transpor t- 
preise durchgesetzt werden (dann entfällt unnötiger Transport wie der von 
Kartoffeln zum Waschen von Deutschland nach Italien oder der von g e- 
brauchten Kunststoffverpackungen zum Sortieren von Deutschland nach 
Polen und anschließend zur Verwertung von Polen zurück nach Deutsc h- 
land und von da teilweise nach China), aber mindestens ebenso wichtig 
sind weitere, z.T. bereits im Kontext der »Verlagerung« genannte Ma Bß- 
nahmen. Im Planungsbereich gilt z.B., daß, soll das unkontrollierte W u- 
chern vieler Städte nach amerikanischem Vorbild vermieden werden, in der 
Stadt-, Raum-, Grün-, Verkehrs- und Flächennutzungsplanung Erreichbar- 
keitsplanungen gefordert sind.” 


8 Hier geht es vor allem um einen Ausgleich der institutionellen Ressourcen hinsichtlich 
der weiträumigen, Hochgeschwindigkeits- und technisch aufwendig, sozial exclusiven 
Verkehre zugunsten der nahräumlichen, langsamen und technisch unaufwendig, allge- 
meinverfügbaren Verkehre; vgl. hierzu neben Forum Umwelt und Entwicklung (1995) 
auch Kapitel K »Umwelt« der von der Bundesregierung unterzeichneten Actionplatform 
der 4. UN-Weltfrauenkonferenz in Peking 1995. 

9 Vgl. die Fragestellungen des Workshops »Professionelle Akteure« des Forschungsver- 
bundes »Ökologisch verträgliche Mobilität in Stadtregionen« vom April 1997 in Wu p- 
pertal (Veröffentlichung in Vorbereitung). 

10 Zum »Urban Sprawl«, der heute eine der größten Beeinträchtigungen der Lebensqualität 
in den USA verursacht, vgl. Carley (1992). 
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Zur Reduzierung des Verkehrsaufwandes, der Verkehrsintensitäten und der 
Entfernungstoleranzen sind zudem Maßnahmen zur Erhöhung der Rau m- 
widerstände notwendig (vgl. Petersen/Schallaböck/Spitzner 1992 sowie 
Spitzner 1992), von finanziellen über zeitwiderstandsbezogene (z.B. Um- 
verteilung von Warte- und Umwege-Widerständen, Komfortminderung) 
bis hin zu ordnungsrechtlichen (Geschwindigkeitsbeschränkungen, Ge- 
wichtsbeschränkung für LKW, Nachtfahrverbote etc.). Die Umsetzung de r- 
artiger Maßnahmen ist nicht nur Voraussetzung zur Erreichung der S y- 
stemziele der Zukunftsfähigkeit, sie verändern die Qualität der Organisa - 
tion unserer Gesellschaft im Sinne einer » Entschleunigung« hinsichtlich 
problematischer Aktivitäts- und Entscheidungsbereiche bzw. Bevölk e- 
rungs- und Akteursgruppen und partieller Beschleu nigungen in Bereichen 
langsamer, nahräumlicher und Versorgungs-Mobilität, insgesamt ein Aus- 
gleich von Zeitvorteilen und eine öko-soziale Zeitpolitik. ' Dies muß als 
ein Beitrag zum qualitativen Strukturwandel, zu vorsorgendem Haushalten 
und Wirtschaften, zum Wertewandel und damit zur Nachhaltigkeit verstan- 
den werden. 

Da offenbar weder Vernunftargumente noch die Unzufriedenheit mit den 
genannten Nebenfolgen des Verkehrs zu einer »Verkehrswende« (Hesse 
1993) geführt haben, ist es naheliegend, neben (planungs-) rechtlichen, 
administrativ-institutionellen sowie sozial-innovativen verstärkt auch ök o- 
nomische Steuerungsmechanismen zu prüfen. Die ökonomische Instrumen- 
tierung des Verursacherprinzips ist allerdings in der Praxis bisher recht 
unterentwickelt, während sie konzeptionell schon weiter gediehen und di s- 
kutiert ist. Während die Diskussion um die Internalisierung von Folgen und 
Folgekosten bereits seit Jahrzehnten geführt wird, sind Umsetzungs- 
Instrumente wie etwa das einer » Verkehrserzeugungsabgabe«'” oder die 
Verankerung einer ökonomischen Relevanz von Zeiten und Kompetenzen 
aus Versorgungs- und Hausarbeit erst im Beginn der Entwicklung. 


11 Vgl. Oblong (1992), Sachs (1993) sowie die inzwischen zahlreichen, fundiert weiterfü h- 
renden Publikationen von Martin Held und Karl-Heinz Geißler (Hg.) zur 1989 begonne- 
nen »Öko-sozialen Zeitakademie« der Evangelischen Akademie Tutzing. 

12 Vgl. die Diskussion der Enquete-Kommision »Schutz der Erdatmosphäre« des Deutschen 
Bundestages im November 1992 um eine solche Verkehrserzeugungsabgabe anläßlich ih- 
rer Anhörung »CO,-Minderung durch Vermeidung von Verkehr (Verkehr III)« (Steno - 
graphisches Protokoll zur 49. und 50. Sitzung sowie Petersen/Schallaböck/Spitzner 
1992). 

13 Dies gilt natürlich nicht für die Diskussion um » Lohn für Hausarbeit«, wohl aber für De- 
batten im direkten ökologischen Kontext. Hier dürfte die Diskussion des Fachbereichs 
»Frauen im Ingenieurberuf« anläßlich des »Tages des Deutschen Ingenieurs« 1992 zum 
Thema Verkehr interessieren, welche Stellenbesetzungen und Beförderungen im Bereich 
Verkehrsplanung vom Nachweis der genannten Qualifikationen abhängig machen will. 
Ähnliche Überlegungen und Diskussionen beziehen sich z.B. auf die Kriterien des E r- 
werbs von Rentenansprüchen. Daß es dabei nicht nur um die Anrechnung von Kinderer- 
ziehungsjahren, sondern um Qualifikationen der Versorgungsarbeit insgesamt geht, ist 
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Will man jedoch die externen Kosten des Verkehrs internalisieren, um so 
eine Verkehrsplanung zu erreichen, die die Gesamt(kosten)-Effizienz ein- 
schließlich Minderung aller Nebenwirkungen erhöht, so ist eine einigerm a- 
Ben plausible Vollständigkeit der Erfassung dieser Kosten eine wichtige 
Voraussetzung. Dies beinhaltet u.a. 

e die direkten und indirekten Subventionen (z.B. Straßenbau, Infrastru k- 
tur, kostenloser Parkraum) 

e die Umweltkosten (Landschaftsverbrauch, Ressourcenverbrauch mit 
»Rucksack«, Waldschäden, Klima,...) 

« die Sozialkosten (Tote und Verletzte, Unfallkosten, Gesundheitssch ä- 
den durch Lärm und Dieselruß, ...) und 

e die Genderkosten (Zeitaufwand für auf Privathaushalte und innerhalb 
derer nach geschlechtshierarchischer Arbeitsteilung abgewälzte zusätzliche 
Versorgungsarbeits-, Güter-, Begleit- und Transportdienstleistungs-Ver kehre 
etc. (vgl. Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
1993) sowie Effekte der zeitlich-räumlichen Desintegration von Versor- 
gungsarbeitsorten untereinander und von Versorgungs- und Erwerbsar- 
beitsorten auf Einkommen, soziale Sicherung und eigenständige Existen z- 
sicherung von Frauen etc.). 

So hochkompliziert und teilweise willkürlich die Kostenzuweisung in all 
diesen Bereichen auch ist, sie wird vollends unmöglich und problematisch, 
wenn die sozialen und geschlechtshierarchischen Kosten nicht exempl a- 
risch, sondern vollständig monetarisiert ausgedrückt werden sollen und 
unter »sozialen Folgen« nicht nur die direkt »sozialisierten«, sondern auch 
die auf die Struktur der Beziehungen von Menschen und Bevölkerung s- 
gruppen untereinander, Folgewirkungen auf das Gemeinwesen, demokra- 
tie-relevante, kommunikative und sozio-psychische Folgen des (Auto-) 
Verkehrs monetarisiert werden sollen (vgl. Spitzner 1992). 

Mangels umfassender Internalisierbarkeit plädieren wir daher für die Di s- 
kussion einer raum- und gestaffelt fristenbezogenen sowie auch Ge- 
schlechtergerechtigkeits- und soziale Ziele integrierenden Festsetzung p o- 
litischer Ziele auf der Basis der erkannten Reduktions-Notwendigkeiten. 
Die Kostenbelastung sollte schrittweise, vorrangig im Bereich des Wir t- 
schaftsverkehrs eingeführt werden und die Möglichkeit beinhalten, von 
Branche zu Branche je nach Marktelastizität unterschiedliche Preisniveaus 
einzuführen (ähnlich wie heute bei Diesel und leichtem Heizöl), so daß e i- 


wichtig, um nicht wieder eine konservative Fixierung von Frauen auf Mutterschaft und 
Hausarbeit zum Kriterium zu machen. Vergl. hierzu die Differenzierung der Reprodukti- 
onsarbeitskategorien bei Beik/Spitzner (1996, 18-25). 

14 Hinsichtlich einer Übersicht über Schattensubventionen siehe insbesondere Welfens 
(1996); zur ökonomischen Darlegung der einseitigen und Schatten-Subventionierung zu- 
gunsten männlicher Autoverkehrsteilnehmer vgl. Becker (1994). 
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ne vergleichbare Wirkung erzielt wird - diese Wirkungsäquivalenz ist bei 
der Internalisierung nicht gewährleistet. 


8. Langsam leben, gut leben ? Zeit und Nähe in der Industriegesel Ischaft 


Neben die räumliche Reorganisation unserer Gesellschaften, die neue G e- 
staltungsmaximen wie » Zerschneidungs-Vermeidung« oder »Erhöhung der 
Raumwiderstände« (vgl. Petersen/Schallaböck/Spitzner 1992) z.B. durch 
eine Bündelung von Infrastruktur (Auto- und Eisenbahnen, Energie- und 
Datenleitungen) mit einer Entsiegelung nicht mehr genutzter Infrastruktur- 
fläche verbindet, muß auch eine veränderte räumliche Organisation der 
Wirtschaft treten. Während heute schon Teile der Volkswirtschaft, z.B. 
personenbezogene Dienstleistungen wie Haarschnitte oder medizinische 
Versorgung, zwar einem starken lokalen und z.T. regionalen, jedoch kaum 
einem globalen Wettbewerb ausgesetzt sind, wird sich dieser von region a- 
len Wettbewerbsstrukturen geprägte Sektor mit steigenden Transportkosten 
schrittweise vergrößern. Dies betrifft voraussichtlich Lebensmittel aus der 
Region, wahrscheinlich auch Hoch- und Tiefbau, aber kaum die Herste |- 
lung von Automobilen oder Elektronikbausteinen (obwohl auch hier Au s- 
wirkungen auf die Fertigungslogistik und die Auswahl der Zulieferer wah r- 
scheinlich sind), wohl aber deren Wartung und Reparatur. Höhere Tran s- 
portpreise setzen so eine Art »ökonomisches Subsidiaritätsprinzip« durch; 
sie begrenzen die geographische Marktgröße, setzen der » economy of scale« 
Grenzen und bieten so im Vergleich zu heute einen tendenziellen Vorteil für 
mittelständische Unternehmen gegenüber transnationalen Konzernen. 

Bei höheren Transportpreisen ist zudem ein Prozeß wahrschein lich, der 
entgegen der gegenwärtig verfolgten Bemühungen zur Verringerung der 
Fertigungstiefe bei Erhöhung des Transportaufwandes (» lean production«) 
verläuft, d.h. eher Strategie der kurzen Wege und damit eine Wiederkehr 
der Lokalwirtschaft begünstigt. Je nachdem wie schnell es zu einer derart i- 
gen Trendwende kommt, wird sich ein nicht unerheblicher Anteil der de r- 
zeitig als »Verschlankung« durchgeführten Maßnahmen als Fehlinvestiti o- 
nen erweisen. 

Die genannten Kostengründe werden allerdings nicht durchgehend die 
Wiederkehr der Regionalwirtschaft zur Folge haben, sondern sektorspezi- 
fisch eine Tendenz zur Zweiteilung der Wirtschaft auslösen: in einen vom 
überregionalen/internationalen Wettbewerb weitgehend abgekoppelten 
Sektor einerseits, in dem die begrenzte Wertschöpfung der Produktion fi- 
nanziell keinen weiten Transport rechtfertigt, und einen Hochqualitäts- und 
Hochpreissektor im »globalen Binnenmarkt«, mit weltweiten Austausch, 
scharfer Konkurrenz, hohen Qualifikationen und Spitzengehältern - es sei 
denn, man stelle den globalen Freihandel ebenfalls zur Disposition. Die 
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klassische Theorie der komparativen Kostenvorteile wurde von David Ri- 
cardo (1772 - 1823) entwickelt. Sie geht von einer Immobilität der Produ k- 
tionsfaktoren bei gegebener Mobilität der Waren aus - was der heutigen 
Realität, in der die Geldströme die Warenströme um ein Vielfaches übe r- 
treffen, längst nicht mehr entspricht. Im Ricardo’schen Sinne leben wir also 
in einem globalen Binnenmarkt (Daly 1994). 

Die Notwendigkeit, mit einem derartigen dienstleistungsbasierten Wirt- 
schaftskonzept von international organisierten Produktionsstrukturen weg 
und hin zu mehr versorgungs- und dienstleistungsorientierter Präsenz in der 
Fläche zu gehen, wirkt sich auch auf die Lokalisierung von Erwerbsar- 
beitsplätzen aus: Während zahlreiche Vor- und End produkte weltweit ge- 
handelt werden, dürften die Produktrücknahme, Wartung, Reparatur und/ 
oder Demontage sowie die Verwertung tendenziell eher regional/national 
erfolgen, so daß hier ein weiterer stabili sierender Effekt für den Arbeits- 
markt zu erwarten ist. 

Mit geänderten Erwerbsarbeitsinhalten (Wartung, Reparatur und Demont a- 
ge/Wiederverwertung statt Herstellung und Entsorgung) ändert sich auch 
das räumliche und zeitliche Muster der Erwerbsarbeit: Es kommt dann w e- 
niger darauf an, an einem bestimmten, zentralen Produktionsort »just in ti- 
me« Einzelteile aus aller Welt anzuliefern, sondern vielmehr darauf, ein 
flächendeckendes Dienstleistungsnetz anbieten zu können, das im Scha- 
densfalle schnell und unkompliziert für Reparaturmaßnahmen bereitsteht. 
Präsenz in der Fläche statt Zentralisierung, flexible Lagerhaltung und Log i- 
stik statt zentraler Lieferstrukturen etc. sind hier einige der Stichworte; mo- 
dulare Bauweise der Produkte und standardisierte Produktbausteine eine 
mögliche Strategie, die sich auch auf die Modernisierbarkeit und Wieder- 
verwertbarkeit der Produkte positiv auswirkt. 

Auch die räumliche Organisation von Versorgungsarbeit wird sich ändern: 
Andere Transportpreise führen zusammen mit weiteren Maßnahmen zur 
Erhöhung der Raumwiderstände zu einem verbesserten Angebot nahräum- 
licher, weil lokaler Versorgungsmöglichkeiten (Güter, reproduktionsnahe 
Infrastrukturen, Dienstleistungen, Erwerbs-Arbeitsplätze) und verbesserten 
Erreichbarkeiten für alle Alters- und Bevölkerungsgruppen. ” So entsteht 
ein erhöhter Ausstattungsgrad an einem gestalteten Nahbereich, eine R e- 
naissance der Orte, mit verstärkten Chancen zur Einflußnahme von Kon- 
sumentInnen als auch zu effizienter, weniger von Vergeblichkeitserfahrun- 
gen unterminierter lokaler Partizipation und qualitativ hochwertigeren Or- 


15 Es dürften positive Effekte auch in Hinsicht auf die in Bezug auf Geschlechtergerechti g- 
keit und Ökologie problematischen Tendenzen anzunehmen sein, welche aus den derzeit 
zur Verfügung stehenden Bewältigungsstrategien der Reproduktionsarbeitskrise resulti e- 
ren, wie verkehrsinduzierende Ökonomisierung von Reproduktionsarbeit und auch Gen- 
trifizierung - vgl. Beik/Spitzner (1996, 51-30). 
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ten des Arbeitens - sowohl im Versorgungsarbeitsbereich (der dann vor a |- 
lem für Männer räumlich und zeitlich besser integrierbar ist) als auch im 
Erwerbsarbeitsbereich (der dann vor allem für Frauen räumlich und zeitlich 
besser integrierbar ist). Diese Revitalisierung und Informalisierung der Lo- 
kal- oder Regional wirtschaft in Verbindung mit der oben skizzierten mö g- 
lichen Veränderung der Arbeitsorganisation stellen wesentlich neue Per- 
spektiven eines Paradigmenwechsels von der wachstumsfixierten Indu- 
striegesellschaft hin zur zukunftsfähigen und vorsorgenden Dienstle i- 
stungsgesellschaft dar. 
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Sigrid Koch-Baumgarten 


Vom Mythos internationaler Solidarität: 
Die multinationale gewerkschaftliche Regulierung der 
Schattenflaggenschiffahrt 


Zu den großen Herausforderungen der Gewerkschaften an der Schwelle des 
21. Jahrhunderts zählt neben dem sozio-ökonomischen Strukturwandel und 
der Krise des Sozialstaats die Globalisierung. Mit der wachsenden Einbin- 
dung nationaler Ökonomien in die Weltmarktkonkurrenz geraten nationale, 
wirtschaftliche, soziale und politische Systeme unter den Druck externer 
Entwicklungen, die sich einer Einflußnahme auf nationalstaatlicher Ebene 
entziehen. Ein Souveränitätsverlust nationaler Akteure, sowohl Regieru n- 
gen als auch Interessenorganisationen, ist die Folge, deren traditionelle n a- 
tionale Handlungsoptionen und Organisationsformen in jenen Politikfe 1- 
dern an strukturelle Grenzen stossen, die in problematische internationale 
Interdependenzen einbezogen sind. 

Der daraus entstehende Handlungsdruck hat die Gewerkschaften allerdings 
bisher mitnichten zu internationaler Kooperation und Regulierung gezwu n- 
gen. Zwar rechneten bereits klassische Untersuchungen der Gewerkschaft s- 
forschung in der Konsequenz ökonomischer Internationalisierung mit ei- 
nem sukzessiven Bedeutungszuwachs gewerkschaftlicher Internationalen 
und multinationaler gewerkschaftlicher Kooperation ( Fimmen 1925; Lor- 
win 1930; Piehl 1973; Tudyka 1974). Tatsächlich jedoch blieb der Primat 
nationaler Interessenpolitik für die Gewerkschaftsbewegung konstitutiv. Es 
existiert ein sektoral, territorial und weltanschaulich ausdifferenziertes Sy- 
stem gewerkschaftlicher Internationalen, die jedoch auch nach einhundert 
Jahren ihrer Existenz ressourcenschwache, kompentenzarme und sowohl 
gegenüber ihren autonomen Mitgliedsbünden als auch gegenüber Nationa I- 
staaten und Arbeitgebern »ohnmächtige« Verbandsorganisationen gebli e- 
ben sind. Und transnationale gewerkschaftliche Kooperation bleibt weitg e- 
hend in deklamatorischem Aktionismus, unspektakulärem Information s- 
austausch und der Bereitstellung von Dienstleistungen für die nationale 
Interessenpolitik stecken. 
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Insofern dominieren in der Gewerkschaftsforschung die pessimistischen 
Thesen einer »grenzenlosen Ohnmacht« ( Tudyka/Etty/Sucha 1978, 11, 137) 
oder beschränkten Dienstleistungsfunktion (Rütters 1989, 1995; Reutter 
1996; Windmuller 1982) gewerkschaftlichen Internationalismus. Trotz des 
von Globalisierungsprozessen ausgehenden Handlungszwangs werden die 
strukturellen Barrieren betont, die die Möglichkeiten einer internationalen 
gewerkschaftlichen Zusammenarbeit nachhaltig behindern. Die Hetero- 
gentität nationaler Organisationsstrukturen und - programmatiken blok- 
kiert die Herausbildung handlungsfähiger Internationalen und eine mult i- 
nationale Politikformulierung. Sie ist strukturell durch Spezifika der nati o- 
nalen Organisationsumwelten - wie differente industrielle Beziehungen 
(Bispinck/Lecher1993), Rechtssysteme und Formen der Einbindung oder 
Ausgrenzung der Gewerkschaften in bzw. aus den Politischen Systemen 
der jeweiligen Nationalstaaten - bedingt. Selbst innerhalb Europas - und 
erst recht weltweit - unterscheiden sich die Nationalverbände in Organis a- 
tionsaufbau, internen Entscheidungsstrukturen, Organisationsraten, Han d- 
lungsmacht, Beziehungen zu Arbeitgebern, zum Staat genauso gravierend 
wie in weltanschaulichen Orientierungen, Parteibindungen, langfristigen 
Politikoptionen oder auch nur kurzfristigen tarifpolitischen Zielen (vgl. u.a. 
Platzer 1991; Ebbinghaus/Visser 1994). Prioritär nationale und konkurrie- 
rende materielle Interessen zwischen Arbeitnehmern bzw. ihren Interessen - 
organisationen aus Hoch- und Niedrigstandardländern auf der Basis unte r- 
schiedlicher nationaler und regionaler Produktions- und Reproduktionsn i- 
veaus (Hildebrand/Olle/Schoeller 1976) begrenzen die Organisationsfähig- 
keit internationaler kollektiver Arbeitnehmerinteressen. Die Konkurrenz 
nationaler Arbeitskraft auf multinationalen Arbeitsmärkten bzw. um Kapi- 
talinvestitionen (Arbeitsplätze) erweist sich als gravierendes Hemm nis trans- 
nationaler gewerkschaftlicher Zusammenarbeit (Windmuller 1982, 439- 
441). Und schließlich fehlen auf der internationalen Handlungsebene An- 
sätze eines institutionalisierten Systems politischer Entscheidungsfindung, 
staatlicher Zentralgewalt und industrieller Konfliktregulierung ( Rütters 
1995, 12,14; Ebbinghaus/Visser 1994, 245, 248f), die gewerkschaftliche 
Interventionschancen böten. 

Der pessimistische Approach der überwiegend normativen und an Mode I- 
len nationaler Interessenpolitik orientierten Gewerkschaftsforschung läßt 
sich auf ihre impliziten Prämissen zurückführen, die den Blick auf Koop e- 
rationsformen und -ergebnisse verstellen, die jenseits nationalstaatlicher 
'Normalität' existieren. Die Annahme universalistischer Ziele, einer gren- 
zenlosen Solidarität und einer - durch den Konflikt zwischen Kapital und 
Arbeit konstituierten - Interessenhomogenität eines ideellen internationalen 
Gesamtarbeitnehmers begründet Erwartungen an die Ausbildung han d- 
lungsfähiger internationaler Kollektivakteure, die mittels legal enactment 
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und Tarifregelungen analog zur nationalstaatlichen Handlungsebene Ge- 
genmachtstrukturen gegen Kapitalinteressen oder ein institutionalisiertes 
System industrieller Beziehungen (Northrup/Rowan 1979; Lecher/Platzer 
1994) aufbauen. Dafür jedoch lassen sich empirisch nicht einmal Ansätze 
in der Praxis gewerkschaftlicher Internationalen oder transnationaler ge- 
werkschaftlicher Beziehungen ausmachen. Folgerichtig bleibt gewer k- 
schaftliche internationale Zusammenarbeit defizitär, ohnmächtig, interven- 
tionsunfähig außerhalb gewerkschaftlicher Binnenstrukturen. 

Der vorliegende Aufsatz stützt sich dagegen auf ein an die Regimetheorie 
(vgl. im Überblick Keck 1991) angelehntes reduktionistisches Internati o- 
nalismusverständnis. Es setzt die in der Gewerkschaftsforschung als struk- 
turelle Barrieren transnationaler gewerkschaftlicher Kooperationschancen 
gedeuteten Faktoren als Spezifika der internationalen Handlungsebene und 
damit als faktische Grundlage multinationaler Kooperation gerade voraus. 
Diese Kooperation entwickelt sich zwischen autonomen und egoistischen 
Akteuren, die divergierende nationale Partikularinteressen vertreten, und 
entsteht freiwillig unter den Bedingungen von Anarchie, in einem per- 
missive context, der keine Zentralgewalt oder übergeordnete Autorität 
kennt. Sie wird nicht von altruistischen oder solidarischen Orientierungen, 
sondern vom Interesse der nationalen Akteure an der Minimierung der e i- 
genen Verwundbarkeit im Interdependenzzusammenhang getragen (Keck 
1991, 637; Kohler-Koch 1989, 22f). 

Mit diesem Ansatz soll im folgenden ein außergewöhnliches und von der 
Forschung kaum beachtetes' Beispiel multinationaler gewerkschaftlicher 
Kooperation analysiert werden”, das sich im Transportsektor, und zwar in 
der Hochseeschiffahrt, entwickelt hat. Es handelt sich um den Versuch der 
Regulierung der Schattenflaggenschiffahrt, mit dem Seeleuteverbände, die 
der Internationalen Transportarbeiterföderation (ITF) angeschlossen sind, 
auf die Herausforderung von Globalisierungsprozessen in der Handel s- 
schiffahrt reagieren. Denn mit der Etablierung von internationalen Offenen 


1 Es existiert nur eine inzwischen veraltete Studie auf geringer Materialbasis ( Northrup/ 
Rowan 1983), die jedoch in der Gewerkschaftsforschung kaum auf Resonanz stieß. Ein 
Grund für diese langjährige wissenschaftliche Nichtbefassung könnte in der 'Exklusivität' 
der Handelsschiffahrt liegen. Die Transportindustrie insgesamt stand nie im Zentrum von 
Gewerkschaftsanalysen. 

2 Ausführlich behandelt in meiner Habilitationsschrift ( Koch-Baumgarten 1996, 324-388), 
die primär Organisationsakten der ITF aus dem ITF-Bestand (MSS 159) des Modern Re- 
cords Centre (MRC), University of Warwick, Großbritannien, auswertet. Auf diesen Ar- 
chivalien - insbesondere Denkschriften, Protokolle und Tätigkeitsberichte der zentralen 
und maritimen Organisationsgremien der ITF (Exekutivausschuß, Fair Practices Aus- 
schuß, Seeleutesektion, Sekretariat), dazu publizierte Kongreßprotokolle und Tätigkeit s- 
berichte - basiert auch die folgende Darstellung der gewerkschaftlichen Politik gegen 
Schattenflaggen. Aus Platzgründen muß hier auf detaillierte Quellennachweise verzichtet 
werden, die in meiner ITF-Studie ausgewiesen sind. 
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Registern (Stopford 1988, 159f), in der Öffentlichkeit besser bekannt als 
unechte, Schatten- oder Bequemlichkeitflaggen’, wurde in den Nach- 
kriegsjahren ein internationales, dereguliertes und gewerkschaftsfreies Seg- 
ment der Handelsschiffahrt begründet, das über die Weltmarktkonkurrenz 
einschneidende Konsequenzen für den nationalstaatlich organisierten mar i- 
timen Transportsektor, die echten Nationalflaggen" und zentrale gewerk- 
schaftliche nationale Tätigkeitsfelder (von der Wirtschafts- über die Tarif- 
bis zur Organisationspolitik) zeigte. Trotz primär national-egoistischer Or i- 
entierung, konkurrierenden nationalen Handlungsoptionen, konfligierenden 
materiellen Interessen - zwischen Gewerkschaften von kapital- und arbeits- 
kräfteexportierenden Ländern -, entsteht ein gewerkschaftliches Regulati- 
onsregime in der FOC-Schiffahrt, das Instrumentarien nationaler Interes- 
senpolitik (Organisierung, Mindeststandardisierung über Kollektivverträge 
und legal enactment) auf die internationale Handlungsebene übersetzt‘. Es 
legt Kriterien zur Bestimmung von Schattenflaggen fest und regelt gewer k- 
schaftliche Organisations- und Repräsentationsrechte auf ihren Schiffen; 
fixiert internationale kollektive Mindeststandards, Verfahren zu ihrer 
Durchsetzung und Kontrolle sowie zur Konfliktregelung und es institutio- 
nalisiert Entscheidungsverfahren in einem neuen Organisationssegment 
unter dem Dach der ITF. 

Mein Aufsatz will nicht nur die Entstehung und den Wandel des gewer k- 
schaftlichen FOC-Regimes auf der Basis wechselnder Akteurskonstellatio- 
nen und seine Ergebnisse untersuchen. Er geht auch der Frage nach, ob di e- 
ses bislang singuläre Beispiel transnationaler gewerkschaftlicher Kooper a- 
tion durch Spezifika des maritimen Transportsektors begründet wird oder 
auch auf andere Industriezweige übertragbar ist. 


1. Entstehung und Entwicklung der Schattenflaggenschiffahrt 


Schattenflaggen entstanden mit der Einrichtung Internationaler Offener 
Register in einzelnen Entwicklungsländern ohne maritime Tradition oder 


3 Als Schattenflaggen, flags-of-Convenience (FOC), werden internationale offene Schiff s- 
register in nicht maritimen Nationen bezeichnet, die gegen eine geringfügige Registrier- 
gebühr, ohne nationale Nutzungs- oder Transportinteressen ihre Flagge an internationales 
Reederkapital verleihen, kaum Steuern erheben, keine nationalen Beschäftigungsreservi e- 
rungen vorsehen und faktisch keine staatliche Sanktionsgewalt auf den unter ihrer Flagge 
fahrenden Schiffen garantieren (vgl. ITF [1993], 24; Metaxas 1985, 14f). 

4  D.h. nationale Schiffsregister, die einen genuine link zwischen Schiffsunternehmen und 
Nationalflagge begründen. Auch wenn die Registrierbestimmungen nationalen Flaggen- 
verleihrechts variieren, gelten als gemeinsame Charakteristika: überwiegend nationaler 
Besitz der Schiffe; Firmensitz und Unternehmensverwaltung im bzw. Schiffsoperation 
vom Staatsgebiet des Flaggenlandes; überwiegend nationale Schiffsmannschaften (i.d.R. 
75%) und Gültigkeit nationalen (Tarif-, Sozial-, Steuer-, Unternehmens-)Rechts (vgl. 
Boszek 1962, 30f, 42, 52; Schulte 1962, 68f; Skourtos 1990, 16f, 60ff, 79). 
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Interessen, die ihre Nationalflagge gegen eine geringe Registriergebühr” 
und praktisch ohne Zugangsbeschränkungen und gesetzliche Regulieru n- 
gen fast ausschließlich an internationales Kapital oder multinationale Un- 
ternehmen aus den Industriestaaten verleihen & deren einzige Verbindung 
zum Flaggenstaat häufig im administrativen Akt der Schiffsregistrierung 
besteht. Als einer Art maritimer freier Produktionszone besteht ihre raison 
d' etre darin, den FOC-Staaten eine schnelle Einnahmequelle zu erschli e- 
ßen und Reedern internationale komparative Kostenvorteile anzubieten 
(Stopford 1988, 160). Erstens existieren in der Regel nur minimale - oder 
im Vergleich zu den klassischen maritimen (Industrie-) Nationen unter- 
durchschnittliche - staatliche Regulierungen der maritimen Industrie - etwa 
hinsichtlich der erforderlichen Sicherheits-, Quali fikations- und Beman- 
nungsstandards auf den Schiffen der nationalen Flagge. Falls angemes sene 
- als Maßstab könnten die in den IAO-Konventionen fixierten internati o- 
nalen Mindeststandards gelten, die auch partiell von FOC-Staaten wie Pa- 
nama und Liberia ratifiziert wur den - Gesetze bestehen, fehlt es häufig an 
staatlichen Kontroll- und Durchsetzungsinstru mentarien’. Besondere Defi- 
zite bestehen beim Arbeits- und Sozialrecht ( Leffler 1978, 20ff, 31ff, 76). 
Da es zweitens in den meisten FOC-Staaten keine oder nur schwache G e- 
werkschaften gibt, fehlen auch tarifvertragliche Regulierungen der Arbeits- 
und Lohnbedingungen - bzw. derjenige gesellsschaftliche Akteur, der kol- 
lektive Normen einfordern, implementieren und ihre Ein haltung kontrollie- 
ren könnte. Drittens bestehen keine gesetzlichen Einschränkungen (Min - 
destquoten für die Beschäftigung von nationalen Arbeitskräften wie auf 
Nationalregistern, vgl. Schulte 1962, S.115; Boczek 1962, 30f) für die See- 
leuterekrutierung der Schatten flaggen; ihre Mannschaften können auf dem 
internationalen Arbeitsmarkt unter Ausnutzung regionaler und nationaler 
Lohnkostendifferenzen rekrutiert werden. Viertens lassen sich die FOC- 


5 Hier liegen bis heute die Interessen der Anbieterstaaten, die sich mit der Eröffnung von 
Schiffsregistern eine staatliche Einnahmequelle ohne große Vorinvestitionen erschließen 
und die letztlich eine »kommerzielle Verwertung« staatlicher Souveränität prak tizieren 
(Skourtos 1990, 11, 182f; Biebig/Althof/Wegener 1994, 39, Stopford 1988, 160). 

6 Inden drei wichtigsten FOC-Staaten Liberia, Panama und Zypern etwa waren Anfang der 
80er Jahre 99,8 bzw. 87,6 und 90% der unter ihrer Nationalflagge fahrenden Schiffe im 
Besitz ausländischen Kapitals (vgl. Tab. 11 in ITF 1985, 13). 

7  Schattenflaggen sind jedoch kein Synonym für extreme Substandardschiffe, wie dies von 
Gewerkschaftsseite suggeriert wird. Nur ein Teilsegment der FOC-Schiffahrt besteht aus 
von »Hyänen der See« betriebenen »schwimmenden Särgen« ( Internationale Transport- 
arbeiterzeitung (ITZ) 7/8-1950, 4; ITF-Journal 1/2-1949, 1ff), d.h. veralteten oder sogar 
schrottreifen Schiffen mit katastrophalen Seeleuteunterkünften, Sicherheitsvorrichtungen, 
miserablen Lohn- und Arbeitsbedingungen. Partiell sind sie » highiy professional and en- 
force international conventions on safety« (Stopford 1988, 160, 161). Rechtsnorm und 
-realität fallen nur im Vergleich mit den fortgeschrittenen westlichen Industrienationen, 
nicht jedoch mit Nationalregistern anderer Entwicklungsländer oder der ehemaligen 
COMECON-Staaten ab (Metaxas 1985, 40f, 44f, Boszek 1962, 67f) 
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Staaten als Steuerparadiese kennzeichnen, die praktisch Steuerfreiheit g e- 
währen (Biebig/Althof/Wegner 1994, 40, 121). 

Insofern stellen Internationale Offene Register 'bequeme' oder billige Fla g- 
gen für internationales Reederkapital der Industrie- bzw. Hochstandardre- 
gionen dar, die mit einem Flaggenwechsel von der nationalen zu einer 
Schattenflagge nicht nur nationalen gesetzlichen und kollektivvertraglichen 
Standards entfliehen können, sondern darüber hinaus keinen Ein schrän- 
kungen unterliegen, global die kostengünstigsten Produktionsfaktoren zu 
kombinieren. Sie erreichen damit in einer starkem Wettbewerb u nterlie- 
genden Industrie erhebliche Konkurrenzvorteile. Beim Wechsel nationaler 
maritimer Unternehmen zu Billigflaggen stehen daher die Umgehung na- 
tionaler Steuerabgaben und die Reduktion von Lohn- bzw. Lohnnebenk o- 
sten - durch die Ersetzung nationaler Crews durch billigere Arbeitskräfte 
aus Niedriglohnregionen oder durch die Außerkraftsetzung nationaler kol- 
lektivvertraglicher Mindeststandards - im Zentrum (Cafruny 1987, 92; 
Skourtos 1990, 6; Drobnig 1990, 33; Metaxas 1985, 10, 41f). 

1953 beispielsweise ergaben sich für US-amerikanische Reeder auf der Ba- 
sis differenter nationaler Lohnniveaus erhebliche Kosteneinsparungen 
durch die Beschäftigung europäischer Mannschaften (auch zu tarifvertrag- 
lich vereinbarten Bedingungen ihrer Herkunftsländer): Die monatlichen 
Lohnkosten eines Schiffes gleicher Größe variierten zwischen 29.400 US $ 
in den USA, 10.300 in Skandinavien und 5.500/6.400 US $ in Großbrita n- 
nien - trotz der wesentlich geringeren Mannschafts stärke (48 statt 80) auf 
US-Schiffen (Cafruny 1987, 94). In den 80er Jahren lagen die Kosten für 
eine asiatische Crew bei weniger als 30% einer US-amerikanischen Mann- 
schaft (Lee-Naya 1988, 109). Auf deutschen Schiffen reduzieren sich die 
Personalkosten bei einer FOC-Registrierung um ein Drittel bis zur Hälfte 
(Basedow 1990, 79). 

Die ersten Internationalen Offenen Register wurden auf Initi ative US- 
amerikanischer Multinationaler Konzerne im Interesse einer Reduktion i h- 
rer Transportkosten Anfang der 20er Jahre in Honduras, Panama und Costa 
Rica eingerichtet (Stopford 1988, 158ff; Boszek 1962, 10ff, 26ff). Nach 
dem 2. Weltkrieg begann unter der politischen Protektion der USA, die a n- 
fangs gegen Widerstände Europas die Schattenflaggen als spezifische 
staatliche Subventionspolitik stützten (Cafruny 1987, 89f, 113, 267), eine 
beispielslose Expansion des FOC-Sektors, die schließlich zur Erosion n.a- 
tionaler Handelsflotten in klassischen maritimen Ländern führte. Konze n- 
trierte sich der maritime Kapitaltransfer zu Schattenflaggen anfangs auf die 
USA und Griechenland - sie hatten 1958 einen 90%igen Anteil an den 
Flotten der FOC-Staaten -, dehnte er sich seit den 70er Jahren auch auf E u- 
ropa und Japan und die neuen maritimen Schwellenländer Asiens, Hong- 
kong und Singapur, aus (ITF, Seafarers' Bulletin 7/1992, 47, ITF-News 
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2/1988, 9). 1972 beispielsweise fuhren erst 5% deutscher Schiffe unter 
Schattenflaggen; Ende der 80er Jahre lag die Ausflaggungsquote bei 59%, 
in den USA bei 56%, in Japan bei 41% ( Drobnig 1990, 34). Der Anteil der 
Schattenflaggen an der Welthandelsflotte stieg von 1,2% 1939/45 über 
4,9% 1950 und 18,1% 1970 auf 41,8% 1992 an (Biebig/Althof/ Wegener 
1994, 38; Metaxas 1985, 18). 

Mit der wachsenden Nachfrage erweiterte sich auch sukzessive die Anbie- 
terseite: 1993 zählte die ITF neben den klassischen FOC-Staaten Panama, 
Honduras und Liberia auch Antigua und Barbuda, die Bahamas, Bermuda, 
Burma, die Kanarischen, die Cayman- und die Cook-Inseln, Gibraltar, L i- 
banon, Malta, die Marshall-Inseln, Mauritius Niederländische Antillen, St. 
Vincent, Sri Lanka, Tuvalu, Vanuatu, Zypern zu den Schattenflaggen (ITF, 
Seeleute-Bulletin 8, 1993, 4). Außerdem kam es in den 80er Jahren zu einer 
regelrechten Gründungswelle von deregulierten Zweit- oder Offshore- 
Registern in den klassischen europäischen Schiffahrtslän dern selbst, die ei- 
ne Mischform aus FOC und Nationalregi stern darstellen. Sie bieten nati o- 
nalen Reedern zur Sicherung ihrer internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
einerseits Steuererleichterungen und vor allem die Möglichkeit der Auße r- 
kraftsetzung nationalen Tarif- und Arbeitsrechts: Sie erlauben die Beschä f- 
tigung von auf dem internationalen Arbeitsmarkt rekrutierten Matrosen auf 
der Basis deren heimatlicher Heuerniveaus (Däubler 1988, 9ff,; Drobnig 
1990, 60ff) und wurden gegen partiell erbitterten Widerstand der Gewer k- 
schaften eingerichtet. 

Schließlich hat die von der FOC-Schiffahrt ausgehende Nachfrage nach 
billigen Arbeitskräften zur Globalisierung des maritimen Arbeitmarktes 
beigetragen und zeitweilige nationale Arbeitsmarktschließungen (über das 
nationale Flaggenrecht) konterkariert. Wurden FOC-Matrosen anfangs un- 
ter Ausnutzung der Lohndifferenzen zwischen Europa und den USA ine i- 
nem europäischen 'Billigsektor' rekrutiert (Cafruny 1987, 94, 106), so 
führten Arbeitskräfteknappheit und die Anhebung der europäischen Loh n- 
niveaus zum systematischen Arbeitskräfteexport asiatischer Schwellenlä n- 
der, die seit den 70er Jahren gering qualifizierte, aber billige Matrosen über 
Heueragenturen (ITF, Seeleute-Bulletin 1986, 3) weltweit anbieten. Eine 
Statistik des internationalen Reederverbandes weist 1991 eine Zahl von 0,5 
Millionen Seeleuten auf FOC-Schiffen aus. Ihre Herkunft verteilt sich in- 
zwischen auf eine Vielzahl von Nationen (insgesamt 19) - der überwiege n- 
de Teil kommt 1991 aus Südostasien, aber partiell auch aus staatssozialisti- 
schen Ländern: 38% kommen von den Philippinen, 16% aus Indone sien, 


8 Wie Streiks in Frankreich und Verfassungsklagen in der Bundesrepublik ( Drobnig 1990, 
37, 58, ITF-news 6/1986, 16; 4/1990, 12; ITF, Seeleute-Bulletin 6/1991, 21; Bie- 
big/Althof/Wagener 1994, 40). 


270 Sigrid Koch-Baumgarten 


10% aus Indien, 8% bzw. 6% aus Korea und Taiwan; aus China und Burma 
3% und 4%, aus Polen immerhin 1,4% (ITF, Seeleute-Bulletin 6/1991, 12). 
Die FOC-Register haben einen zunehmenden Kapitaltransfer aus den kla s- 
sischen maritimen Nationen und schließlich deren teilweise Deregulierung 
bewirkt. Sie haben in letzter Konsequenz zu einer weitgehenden Auflösung 
nationaler Schiffahrtsstrukturen überhaupt geführt. Sie haben multinati o- 
nale Kapitalverflechtungen begünstigt und zur Entstehung eines - inzw i- 
schen auch die Zweitregister erfassenden - neuen Unternehmentyps beige- 
tragen, der Produktionsfaktoren auf einer globalen Basis kombiniert: 


»Imagine a modern super tanker, which may be owned by a Greck national through a Liberian 
Company. The ship may well have been built in Japan, but powered by Danish engines. It will 
no doubt be manned by a crew of mixed nationality, including for example, some Italian of- 
ficers and Philippino ratings. It may have been financed through a New York bank and insu- 
red in London, time chartered to an oil multinational corporation for three years to carry Saudi 
Arabian crude oil from the gulf to Rotterdam...« (Ademuni-Odeke 1984, 10). 


2. Schattenflaggen und gewerkschaftliche Interessenpolitik 


Der Siegeszug der Schattenflaggen war mit einschneidenen Konsequenzen 
für die Gewerkschaften verbunden. Erstens hat der durch die FOC-Register 
motivierte Kapitaltransfer zuerst aus den USA und später aus anderen 
Hochstandardländern zusammen mit Rationalisierungsmaßnahmen infolge 
technologischen Wandels und Konjunkturschwankungen zu einem langfr i- 
stigen und dramatischen Beschäftigungsabbau in klassischen maritimen 
Nationen geführt. Auf einem multinationalen Arbeitsmarkt haben ins - 
besondere unqualifizierte Seeleute der Hochstandardnationen ihre Wettb e- 
werbsfähigkeit gegenüber den wesentlich 'billigeren' Matrosen aus Asien 

bzw. Osteuropa verloren (Basedow 1990, 110). Deshalb wird von Arbeit- 
nehmern und Gewerkschaften der Hochlohnregionen - also anfangs der 
USA, gefolgt von Europa - die Herausbildung eines globalen Arbeits- 
marktes als Verdrängungswettbewerb wahrgenommen, dem nur über eine - 
mittels transnationaler gewerkschaftlicher Kooperation zu erreichende - 
Marktschließung durch internationale Mindeststandards von Lohn- und 
Arbeitsbedingungen begegnet werden kann. 

Zweitens hat der Beschäftigungsabbau zum Rückgang der Zahl der Ge- 
werkschaftsmitglieder und damit partiell zur Erosion gewerkschaftlicher 
Organisationsmacht in der Handelsschiffahrt vieler klassischer Schifffahrts- 
länder geführt. Damit erhöht sich der gewerkschaftliche Bedarf an kompl e- 
mentärer transnationaler gewerkschaftlicher Organisationsmacht und intern a- 
tionalem Konfliktbeistand, der in der ITF-Satzung als Mitgliedspflicht gere- 
gelt ist und beispielsweise in der Handelsschiffahrt in den 80er Jahren zur 
Durchsetzung von Tarifverträgen in Deutschland, Norwegen und Großbrita n- 
nien angewandt wurde (ausführlich: Koch-Baumgarten 1996, 299-302; 362). 
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Drittens begrenzte der Konkurrenzdruck der FOC-Schiffahrt die nationalen 
Handlungsspielräume in den industriellen Beziehungen in den Hochstan- 
dardregionen. Sie » defined the upper limits of labor costs« und »held wa- 
ges in check and limited national and intergovernmental attempts to impose 
safety regulation« (Cafruny 1987, S.108f, 267). Mithin beeinflußte sie über 
den Weltmarkt das gesamte Spektrum gewerkschaftlicher Interessenpolitik, 
auch ohne daß nationale Handelsflotten ausgeflaggt wurden. 

Die FOC-Schiffahrt schränkte viertens auch die politischen Einfiußchancen 
der Nationalbünde ein: Sie blockierte nationalstaatliche Regulierungen der 
Handelsschiffahrt, entzog gewerk schaftlichen Präferenzen für arbeitsplatz- 
erhaltende staatliche Subventionen und nationale Beschäftigungsgarantien 
zunehmend den Boden und leistete der Durchsetzung von Deregulati- 
onspolitiken auch außerhalb der USA vorschub. Die Einrichtung von 
Zweitregistern in zentralen europäischen Staaten in den 80er Jahren ist d a- 
für ein genauso beredtes Beispiel wie die EG-Planungen für eine EUROS- 
Flagge, die keine gewerkschaftlich eingeforderte Beschäftigungsreservi e- 
rung für EG-Seeleute vorsieht und einer Schocktherapie zur Wiederhe r- 
stellung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit gleichkommt ( ITF-news 
5/1994, 21; ITF 1985). 

Fünftens geraten die gewerkschaftlichen Repräsenta tionsrechte und die 
Reichweite tarifvertraglicher Regulierungen in den Ländern des Flag- 
genwechsels zunehmend unter Druck. Die FOC-Register - und neuerdings 
die Zweitregister mit der Einführung der Parteienautonomie - bieten Ree- 
dern bei der Beschäftigung multinationaler Crews die Möglichkeit, sich der 
nationalen Tarifgebundenheit und dem Kompetenzbereich nationaler G e- 
werkschaften zu entziehen, um entweder (seltener) in einen gewerkschafts- 
freien Raum (bei der Beschäftigung von Seeleuten aus Ländern ohne oder 
mit nur schwachen Gewerkschaften) oder (häufiger) in den Komp etenz- 
bereich einer anderen Gewerkschaft und den Geltungsbereich anderer 
Kollektivnormen (entsprechend der Nationalität der Schiffsmannschaft) zu 
gelangen. Daraus entstand das Problem konkurrierender gewerkschaftlicher 
Zuständigkeiten auf FOC-Schiffen (Gewerkschaft des Flaggenstaates, des 
Arbeitsortes/-gebers, des Arbeitnehmers ; das wesentlich den transnatio- 
nalen Kooperationsbedarf der Gewerkschaften in der ITF und die Regime- 
bildung hinsichtlich der Schattenflaggen motivierte. 

Allerdings haben die Schattenflaggen keine für weltweite Seeleuteorgani- 
sationen zu generalisierende Auswirkungen. So wie die Herausbildung ei- 
nes internationalen Arbeitsmarktes für Hochstandardländer einen Verdrän- 


9 Zu entsprechenden Problemen mit der Anwendung konkurrierender nationaler Rechts - 
systeme in der Rechtssprechung und im Völkerrecht vgl. Leffler (1978, 11, 81, 89f), 
Däubler (1988, 22, 25), Geffken (1979, 400f), Birk (1983, 34ff); Basedow (1990, 81ff). 
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gungswettbewerb ingangsetzt, entstehen gleichzeitig Beschäftigun gs- 
chancen für Seeleute aus Niedriglohnregionen, so daß die Schattenflaggen 
von Asiengewerkschaften als flags of need wahrgenommen werden. Auch 
deshalb, weil der Kapitaltransfer zwar nationale Arbeitsplätze in den Ind u- 
strienationen bedroht, von den (korporatistisch eingebundenen) Verbänden 
asiatischer Schwellenländer aber als Voraussetzung von Moder nisierungs- 
oder ökonomischen Entwicklungsstrategien gilt. Dem Abbau gewerk - 
schaftlicher Organisationsmacht in den klassischen Schiffahrtsnationen 
läuft der Aufbau von gewerkschaftlichen Organisationen infolge der E x- 
pansion der Seeleutebeschäftigung in den neuen maritimen Ländern para |- 
lel. Beispielsweise waren 1993 aus den Ländern Südostasiens, die einen 
großen Teil der FOC-Mannschaften stellen (Hongkong, Indien, Indonesien, 
Korea, Philippinen), der ITF 138.000 Mitglieder von Seeleuteverbänden 
angeschlossen (ITF 1994, Mitgliederverzeichnis). Der Verlust von Repr ä- 
sentationsrechten ist auf der anderen Seite ein Gewinn von Vertretung S- 
rechten (vgl. für Deutschland: Däubler 1988, 14; Basedow 1990, 98ff; 
Drobnig 1990, 64ff). 

Vor diesem Hintergrund existiert sechstens ein gravierender Interessenko n- 
flikt zwischen den Verbänden der kapital- und jenen der arbeitskräfteex- 
portierenden Nationen, der wechselnde Konfliktparteien (USA vs. Weste u- 
ropa bzw. Europa und USA vs. Südostasien bzw. West- vs. Osteuropa) aber 
eine konstante Konfliktachse aufweist: Beschäftigungsmöglichkeiten, ge- 
werkschaftliche Repräsentationsrechte und Wirtschaftspolitiken. Dieser 
Konflikt wiederum begründet einen transnationalen gewerkschaftlichen 
Regelungsbedarf. 


3. Anfänge einer international koordinierten kollektivvertraglichen 
Regulierung der Schattenflaggen 


Die gewerkschaftliche Regimebildung zur Regulierung der Schattenflaggen 
entwickelte sich in der ITF. Diesem 1896 gegründeten Internationalen B e- 
rufssekretariat (BS") waren 1993 weltweit 398 Verbände aus 105 Natio- 
nen mit knapp 4,3 Millionen Mitgliedern aus allen Transportbranchen a n- 
geschlossen: Eisenbahner (32% Mitgliederanteil); Binnenschiffer, Fischer, 
Beschäftigte der Tourismusindustrie (je 1%), des Straßentransports (31%), 
der Zivilluftfahrt (10%) sowie der Hafenarbeiter (7%) und Seeleute (16%). 
Die ITF ist wie alle IBS eine Verbandsorganisation autonomer und heter o- 
gener Einzelgewerkschaften, mithin eine Organisation der Gewerkschaf ts- 


10 Neben weltanschaulich differenzierten Assoziationen gewerkschaftlicher Dachverbände 
(etwa der freigewerkschaftliche Internationale Bund Freier Gewerkschaften, IBFG) ex i- 
stieren als zweite Säule internationaler Gewerkschaftsorganisationen Internationale Bra n- 
chenverbände, darunter die dem IBFG locker assoziierten IBS. 1993/94 bestanden 15 IBS 
mit mehr als 100 Mio. Mitgliedern (vgl. im Überblick Tudyka 1983). 
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eliten mit einer nur minimalen Rückkopplung zur nationalen Mitgli e- 
derebene. Die entscheidenden innerorganisatorischen Machtgruppen sind 
einfluß-, ressourcen- und mitgliederstarke Verbände der Industrienationen 
Europas (Mitgliederanteil 56%) und Nordamerikas (9%); Verbände der 
Entwicklungsländer machen nur etwa ein Fünftel der Mitgliedschaft aus 
und sind in den Entscheidungsgremien unterrepräsentiert bzw. strukturell 
durch Demokratiedefizite benachteiligt". Die komplexe Organisations- 
struktur der ITF ist regional und sektoral ausdifferenziert; neben den zen- 
tralen Entscheidungsgremien (Weltkongreß, Generalrat, Exekutivkomitee 
und geschäftsführender Vorstand) und dem exekutiven Sekretariat (Sitz in 
London) haben sich Regionalorganisationen und branchenspezifische Sek- 
tionen mit eigenen, teilautonomen Repräsentativorganen ausgebildet. Das 
Politikfeld der Schattenflaggen fällt insofern weitgehend in den Komp e- 
tenzbereich der beiden maritimen Sektionen der ITF, der Seeleute und H a- 
fenarbeiter, die mit Sektionskonferenzen, -ausschüssen, -vorständen und 
zugeordneten Sekretären über eigene Legislativ- und Exekutivstrukturen 
verfügen, die jedoch rechenschaftspflichtig gegenüber den übergeordneten 
Zentralgremien sind. 1993 organisierten diese Fachsektionen weltweit 
680.000 Seeleute (1955: 376.000) und 30.000 Hafenarbeiter (1955: 
229.000). Ihr Organisationsschwerpunkt liegt in Europa; in der Seeleute- 
sektion ist allerdings eine zunehmende Bedeutung asiatischer Schwelle n- 
länder - mit einem aktuellen Mitgliederanteil von 20% - zu verzeichnen. 

Bereits die Anfänge einer transnationalen gewerkschaftlichen Kooperation 
in der Schattenflaggenschiffahrt in den Nachkriegsjahren wurden von ko n- 
kurrierenden nationalen Handlungsoptionen und Interessen geprägt. Die 
gewerkschaftliche Fundamentalopposition gegen die Institution internati o- 
naler offener Schiffsregister konzentrierte sich auf die Verbände Skandin a- 
viens und der USA als Repräsentanten von Hochstandardländern, deren 
Nationalflotten als erste entweder von Kapitaltransfers und Arbeitsplat z- 
verlusten betroffen ” oder in ihrer Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt 
und damit auch in ihren kollektiven Arbeitsnormen bedroht wurden. Sie 
setzten sich einerseits innenpolitisch für eine gesetzliche Sanktionierung 
des Flaggenwechsels nationalen maritimen Kapitals und eine nationale 


11 Bis 1990 war die Vergabe von Mandaten und Stimmrechten an Mitgliedsverbände nicht 
an deren Mitgliederzahl, sondern an die Höhe der Beitragszahlungen gekoppelt, was fa k- 
tisch eine 2-Klassen-Mitgliedschaft begründete, die sich als Par tizipationsbarriere für fi- 
nanzschwache Gewerkschaften aus Asien, Afrika und Lateinamerika erwies ( vgl. Koch- 
Baumgarten 1996, 267, die Kurzvorstellung der ITF in diesem Aufsatz stützt sich auf die 
dortige ausführliche Organisationsanalyse, S. 243-293). 

12 Die Flotte Panamas, der in den 40er Jahren wichtigsten Schattenflagge, bestand 1949 aus 
306 US-, 90 britischen, 20 griechischen und 16 norwegischen Schiffen ( Boczek 1962, 12, 
66). ITF-Quelien zufolge waren in Europa 11 norwegische und 18 schwedische Schiffe 
ausgeflaggt. 
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Schließung des maritimen Arbeitsmarktes ein. Andererseits suchten sie die 
ausgeflaggten Schiffe in den Geltungsbereich nationaler Kollektivverträge 
und Bemannungsvorschriften (Beschäftigungsreservierungen) einzubezi e- 
hen. Sie reklamierten auf Schattenflaggen Repräsentations-, Tarif- und B e- 
schäftigungsrechte für die Verbände der Eigentümerländer der FOC-Tonnage, 
um mit der Durchsetzung nationaler Kollektivnormen das Motiv der Re e- 
der für einen Flaggenwechsel (Lohnkostenreduktion durch die Anheuerung 
'billiger' ausländischer Arbeitskräfte) zu konterkarieren und Wettbewerbs- 
vorteile der FOC-Unternehmen gegenüber Schiffen der Nationalflotte und 
den damit verbundenen Druck auf die Verteilungsspielräume in den ind u- 
striellen Beziehungen abzuschwächen. Sie hatten dezidierte Interessen an 
einer die nationale Interessenpolitik flankierenden transnationalen Gewerk- 
schaftskooperation im Schattenflaggensektor und forderten von den Ver- 
bänden arbeitskräfteexportierender Länder in der ITF, in ihrem Einflußb e- 
reich die Anheuerung von Seeleuten auf FOC-Schiffen zu verhindern. 
Gleichzeitig plädierten sie für den Einsatz der ulfima ratio internationaler 
Gewerkschaftspolitik, die Durchführung eines internationalen Boykotts, 
um staatliche Gegenmaßnahmen gegen die Schattenflaggen zu initiieren. 
Die anderen europäischen Mitgliedsbünde der ITF, insbesondere die inner- 
organisatorisch einflußstarken Briten, widersetzten sich als Repräsentanten 
der damaligen Niedriglohnregion angesichts von Beschäftigungsinteressen 
nationaler Seeleute auf Schattenflaggen ( Cafruny 1987, 94, 106) einer ex- 
emplarischen Gewerkschaftsaktion gegen die FOC-Institution. Ebenfalls 
aus beschäftigungspolitischen Gründen hatten die Briten kein Interesse an 
einer Sanktionierung des Flaggenwechsels, da die britische Flagge als n a- 
tional offenes Register traditionell als billige Flagge von ausländischem, 
insbesondere US-amerikanischem Reederkapital genutzt wurde ( Boczek 
1962, 24). Sie votierten für eine kollektivvertragliche Regulierung des in 
seinen Anfängen weitgehend deregulierten und gewerkschaftsfreien FOC- 
Sektors, also die Einbindung britischer (unorganisierter) FOC-Crews und 
FOC-Schiffe in den Geltungsbereich britischer Tarifnormen. Damit rekl a- 
mierten sie konkurrierend zu den Verbänden der Eigentümerländer 
(Arbeitgeberprinzip) Repräsentations-, Tarif- und Beschäftigungsrechte auf 
Schattenflaggen für die Gewerkschaften der Crews ( Arbeitnehmerprinzip). 
Flankierend sollten Mindeststandards der Internationalen Arbeitsorganis a- 
tion (TAO), kodifiziert in einigen 1946 verabschiedeten Konventionen (ITF 
1993, 39f; Northrup/Rowan 1983, 32f), in den FOC-Staaten - also der Auf- 
bau einer maritimen Gesetzgebung - durchgesetzt werden. 

An diesen Interessendivergenzen scheiterte ein für 1949 geplanter intern a- 
tionaler Gewerkschaftsboykott (ausführlich Koch-Baumgarten 1996, 335- 
340) mit dem Ziel, bereits in den Entstehungsjahren der FOC-Schiffahrt 
politische Gegenmaßnahmen zu initiieren. Aber auch für tarifpolitische 
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Regulationsversuche bestand angesichts der konfligierenden industriellen 
Handlungsoptionen der ITF-Mitgliedsbünde ein transnationaler Kooperati- 
onsbedarf. Denn die FOC-Schiffahrt entzog sich als internationales Se g- 
ment der Handelsschiffahrt einer Regulierung auf der Basis des Flagge n- 
rechts", und Gewerkschaften der kapital- und arbeitskräfteexportierenden 
Länder konkurrierten um Repräsentations- und Tarifrechte auf Schatte n- 
flaggen. Deshalb wurde in einem ersten ITF-FOC-Regime Anfang der 50er 
Jahre das Prinzip einer multinational koordinierten Tarifpolitik eingeführt. 
Es normierte die gewerkschaftlichen Organisationsrechte auf Schattenfla g- 
gen und legte als Novum internationale Tarifkompetenzen und eine mult i- 
nationale Kontrolle nationaler Tarifpolitik im Schattenflaggensektor fest. 
Ergänzend zur Tarifzuständigkeit von Verbänden der Eigentümerstaaten 
der FOC-Tonnage (Arbeitgeberprinzip) wurde auch das Arbeitnehmerpri n- 
zip für jene FOC-Schiffe als legitim anerkannt, die mehrheitlich mit See- 
leuten einer Nation bemannt wurden und regelmäßig von Häfen deren 
Heimatlandes aus operierten. Ihre Nationalgewerkschaften waren zum A b- 
schluß von Tarifverträgen berechtigt, die allerdings in ergänzende intern a- 
tionale Orientierungsdaten eingebunden wurden. Die Nationalbünde sollten 
sich zur Einhaltung von in der ITF vereinbarten Mindestnormen verpflic h- 
ten, die in einem internationalen Mustertarifvertrag fixiert wurden. Nicht 
durchsetzen konnte sich eine an den Hochstandardländern orientierte Min- 
destmarge (US-Normen), die am Widerstand der Verbände europäischer 
Niedrigstandardländer scheiterte, die sie weder für durchsetzbar noch den 
generellen europäischen Lebens- und Lohnniveaus für angemessen hielten. 
Stattdessen wurden niedrigere, im europäischen Vergleich mittlere, brit i- 
sche Tarifstandards zugrundegelegt. Zum Ausgleich von Konkurrenzvor- 
teilen der FOC-Reeder gegenüber den Nationalflotten wurden generelle 
kompensatorische Abgaben für eingesparte Steuer- und Sozialabgaben für 
alle Vereinbarungen im Schattenflaggensektor festgelegt - anfangs in Form 
von Lohnzuschlägen (zwischen 20% und 60%), dann von Abgaben (Ree - 
derbeiträge) an eine neugegründete Internationale Hilfs- und Sozialkasse 
für Seeleute (IHSS). Mit ihren Einnahmen werden soziale Projekte unter 
gewerkschaftlicher Beteiligung finanziert. 

Schließlich wurde die ITF als Tarifpartei für jene FOC-Schiffe anerkannt, 
die mit multinationalen Crews bemannt waren und sich nicht dem Organ i- 


13 Auf Schiffen der anerkannten Nationalflaggen regelt das Flaggenprinzip nationalstaatli- 
che (auch gewerkschaftliche) Souveränitätsrechte: Sie fallen in den Zuständigkeitsbereich 
nationalen Rechts und damit auch in die organisatorische und tarifvertragliche Zuständig- 
keit der respektiven Nationalverbände. Die FOC-Staaten hingegen sind auf ihren intern a- 
tionalen Flotten mit multinationalen Crews faktisch ohne Sanktionsgewalt; diese entzi e- 
hen sich damit auch prinzipiell flaggenstaatlich organisierten industriellen Beziehungen, 
für die ohnehin Arbeitnehmerorganisationen in den ersten FOC-Staaten Panama, Liberia, 
Honduras und Costa Rica fehlten. 
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sationsbereich eines ITF-Mitgliedsbundes eindeutig zuordnen ließen. Die 
Tarifkompetenz des IBS blieb also auf ein Teilsegment des FOC-Sektors 
ohne fradierte gewerkschaftliche Organisationsinteressen beschränkt, so 
daß auch kein formeller Kompetenztransfer von der nationalen zur intern a- 
tionalen Organisationsebene erfolgen mußte, der sich bisher in allen Ge- 
werkschaftsinternationalen als unüberwindliche Barriere einer transnatio- 
nalen Tarifpolitik erwiesen hat (vgl. Reutter 1996, 590; Lecher 1993, 402). 
Er fiel in den Geltungsbereich eines ITF-Kollektivvertrags, der über ang e- 
schlossene ITF-Mitgliedsbünde durchzusetzen war und der bis heute U r- 
laub, Löhne, Arbeitszeiten, Bemannungsstandards regelt (Northrup/Rowan 
1983, 124-132) und Abgaben an die IHSS bzw. Gewerkschaftsbeiträge 
festlegt. Zur Organisierung dieser FOC-Mannschaften wurde ein innerhalb 
der internationalen Gewerkschaftsorganisationen bis heute singuläres mu |- 
tinationales Mitgliedersegment, die Sondersektion für Seeleute, in der ITF 
gegründet, dem Seeleute auf Schattenflaggen entweder individuell als Ei n- 
zelmitglieder oder kollektiv über Sonderabteilungen für FOC-Seeleute in 
ITF-Mitgliedsverbänden angeschlossen sind. Das Prinzip freiwilliger Mi t- 
gliedschaft wurde angesichts der nur schwer zu organisi erenden FOC- 
Seeleute durch das Prinzip obligatorischer Mitgliedschaft ersetzt, die aut o- 
matisch beim Abschluß eines ITF-Kollektivvertrags wirksam wird. Die 
Mitgliedsbeiträge werden seitdem zusammen mit einer Eintrittsgebühr von 
den Reedern (automatischer Lohnabzug) der FOC-Schiffe mit einem ITF- 
Tarifvertrag finanziert. 1953 waren 289, 1954 514 und 1955 etwa 700 
FOC-Seeleute der Sondersektion angeschlossen”. 

Gleichzeitig wurden Entscheidungsverfahren für die transnationale Regu- 
lierung des Schattenflaggensektors in der ITF institutionalisiert. Das Inter- 
national Campaign Committee for the Promotion of Fair Practices (FPA), 
gebildet von Repräsentanten der nationalen Seeleute-, Hafenarbeiterver- 
bände”, der maritimen ITF-Sektionen und dem ITF-Generalsekretär, fun- 


14 Dieses für die IBS einzigartige multinationale Mitgliedersegment stattet die ITF nur the o- 
retisch mit einer von den nationalen Mitgliedsbünden unabhängigen Organisationsmacht 
aus. Es handelt sich faktisch um ein totes Organisationssegment, das keine Repräsenta - 
tions- oder Partizipationsstrukturen für die Mitglieder aufweist. Die Entscheidungsgrem i- 
en der Sondersektion werden von Repräsentanten nationaler Seeleuteverbände gebildet 
(vgl. ausführlich Koch-Baumgarten 1996, 260ff, 2777). 

15 Hafenarbeiterverbände sind als zentrale Akteure der ITF-FOC-Politik integriert, da sie die 
Boykottmaßnahmen von Schattenflaggen zur Durchsetzung von Tarifverträgen ausfü h- 
ren. Diese Stellvertreterpolitik ist Folge der obligatorischen Gewerkschaftsmitgliedschaft 
der FOC-Crews, die weder Interesse an einer Selbstorganisation - nachgewiesen sind hi n- 
gegen Widerstände gegen eine gewerkschaftliche Organisation in den 50er Jahren - zei g- 
ten, noch i.d.R. eine Initiativrolle beim Abschluß von ITF-Tarifverträgen übernehmen. 
Seit den 80er Jahren ist die ITF bemüht, mit der Einführung sozialer Beistandsleistungen 
an Einzelmitglieder Organisationsanreize zu schaffen. Die transnationale gewerkschaftl i- 
che Regulierung des Schattenflaggensektors folgt nicht primär dem Motiv einer Intere s- 
senvertretung der FOC-Crews. Es handelt sich vielmehr um eine Interessenvertretung der 
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giert sowohl als multinationale Tarifkommission, die den ITF-Tarifvertrag 
verabschiedet und nationale Tarifabschlüsse kontrolliert, als auch als Le- 
gislativorgan, das über die Richtlinien der FOC-Politik entscheidet (ITF 
[1993], 6, 14). Dem FPA gehörten in den 50er Jahren vor allem Vertreter 
europäischer arbeitskräfteexportierender Länder an, die mit 8 Sitzen (je 
zwei für Belgien, die Niederlande, Großbritannien und Deutschland) g e- 
genüber den kapitalexportierenden Ländern (nach dem Rückzug der Seafa- 
rers’ International Union (USA) mit nur zwei Sitzen, Schweden und No r- 
wegen) eine deutliche Mehrheit bildeten. 

Insofern folgt das erste FOC-Regime unter britischer Organisationsheg e- 
monie vor allem den Interessen der Verbände europäischer Niedrigstan- 
dardregionen mit Beschäftigungsinteressen im Schattenflaggensektor. Sie 
konnten die Anerkennung des Crewnationalitätenprinzips und eine Min- 
deststandardisierung unterhalb der Kollektivnormen der USA oder Skand i- 
naviens durchsetzen, so daß die maritime Kapitalflucht aus den Hochstan- 
dardländern kaum effektiv eingedämmt werden konnte. Die Maßnahmen 
zielten eher auf eine Beschränkung des Flaggentransfers auf die anerkan n- 
ten Nationalregister, die Verteidigung europäischer Beschäftigungsintere s- 
sen auf FOC-Schiffen und mit der Festlegung kompensatorischer Soziala b- 
gaben für FOC-Schiffe auf den Schutz europäischer Nationalflotten vor der 
'unlauteren' Konkurrenz der Schattenflaggen. Deshalb zogen sich auch die 
US-Gewerkschaften bis 1957 aus der ITF-FOC-Politik zurück. 

Im Machtgefüge nationaler und internationaler Organisationen führte es 
allerdings zu einem deutlichen Bedeutungszuwachs der ITF, die als inte r- 
nationale Tarifpartei und als Forum einer multinationalen Kontrolle nati o- 
naler Tarifpolitik anerkannt worden war. Ihr erschloß sich zudem mit der 
Einführung von reederfinanzierten Sozial- und Beitragsleistungen eine 
mitgliederunabhängige Finanzquelle, die sie mit singulären organisations- 
internen Ressourcen ausstattet. Die ITF ist das einzige IBS, das sich gle i- 
chermaßen aus internen Mitgliedsbeiträgen und externen Arbeitgeberza h- 
lungen finanziert. Sie setzen sich aus Beitragsleistungen (entsprechend des 
Beitragsmodus des automatischen Lohnabzugs für die obligatorischen 
FOC-Gewerkschaftsmitglieder) einerseits und Verwaltungsgebühren and e- 
rerseits zusammen, die der seit 1957 unabhängigen IHSS zugunsten des 
ITF-Etats entnommen werden, deren Finanzen zweckgebunden - für Soz i- 
alleistungen - sind. Letztere sind von 7345 (1961) auf 1981 386.000 Pfund 
Sterling angestiegen; die reederfinanzierten Beitragsleistungen betrugen 
1981 330.000 Pfund Sterling; ihre Summe überstieg damit 1981 die or- 


regulären ITF-Mitgliedsverbände, die als Repräsentanten des organisierten Sektors des 
maritimen Arbeitsmarktes (insider) mit der Organisierung und Standardisierung seines 
unorganisierten Segments foursider) von außen Beschäftigungs- und Lohninteressen er- 
sterer verteidigen. 
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dentlichen Mitgliedseinnahmen des IBS in Höhe von 612.000 Pfund Ste r- 
ling (ITF 1983, 209ff; Northrup/Rowan 1983, 140f). 

Die kollektivvertragliche Regulierung des FOC-Sektors blieb allerdings in 
den 50er Jahren bescheiden, deren Expansion - auf 1959 13,6% der Wel t- 
handelsflotte (Northrup/Rowan 1983, 37) - nicht eingedämmt werden 
konnte. Absolut stieg die Anzahl von Kollektivverträgen zwischen 1951 

und 1958 von 10 auf 95 an. 1957 wurden von 1420 Schiffen unter Scha t- 
tenflaggen 57 erfaßt. Das entsprach einer Regulationsdichte von 4%. 

Auch zeigten sich schnell strukturelle Grenzen einer transnationalen Koor- 
dination der gewerkschaftlichen Tarifpolitik. Erstens wurde die fehlende 

Verpflichtungsfähigkeit der ITF gegenüber ihren Mitgliedsbünden deutlich. 

Durchgesetzt wurden nationale Kollektivnormen, so daß sich anstelle einer 

internationalen Standardisierung ein entlang nationaler Crewgrenzen aus- 
differenziertes Normengefüge erhielt. Flächendeckende einheitliche Lohn- 
zuschläge bzw. Abgaben an die IHSS konnten nicht verwirklicht werden. 

Insbesondere die Durchsetzung von (insgesamt 17) ITF-Kollektivverträgen 
für multinationale crews blieb blockiert, da die FOC-Reeder die ITF als Ta- 
rifpartei nicht anerkannten und die ITF-Mitgliedsbünde angesichts von Le- 
gitimationsproblemen - aufgrund nationaler Beschäftigungsinteressen, W i- 
derständen der FOC-Mannschaften - und rechtlichen Problemen (vgl. Nor- 
thrup/Rowan 1983, 50-90; Birk 1983, 42f) zögerlich blieben. Gleichzeitig 
behinderte die fehlende Organisationsbereitschaft der FOC-Crews und das 
Prinzip obligatorischer Mitgliedschaft nachhaltig die Möglichkeiten von 

mitgliedergestützten Tarifverhandlungen. Insofern fehlte der ITF auch eine 

externe Verpflichtungs- und Sanktionsfähigkeit, um die Einhaltung abg e- 
schlossener Kollektivverträge zu garantieren. Sie wurden häufig bereits 

nach Verlassen des Hafenortes, in dem sie von einem ITF-Mitgliedsbund 
durchgesetzt worden waren, gebrochen. 


4. Korporatistisches Zwischenspiel: Der internationale Gewerk- 
schaftsboykott der Schattenflaggen 1959 


Unter dem Konkurrenzdruck der Schattenflaggen und vor dem Hintergrund 
einer Überkapazitätskrise in der Handelsschiffahrt mit Schiffsstillegungen 
in den klassischen europäischen Nationen begann sich in den 50er Jahren 
mit der Herausbildung einer korporatistischen Anti-FOC-Allianz aus euro- 
päischen Regierungen, Reedern der Nationalflotten und Gewerkschaften - 
unter Einschluß der US-Verbände - die Chance einer politischen Lösung 
abzuzeichnen (Boszek 1962, 82f, Cafruny 1987, 99). Insofern verlagerte 
sich die transnationale Gewerkschaftskooperation von der industriellen zur 
politischen Handlungsebene. 1956 bereits forderte ein ITF-Weltkongreß 
unter Androhung industrieller Aktionen international koordinierte staatl i- 
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che Sanktionen gegen die Schattenflaggen ein, darunter gesetzliche B e- 
schäftigungsverbote auf Schattenflaggen oder einen Subventionsentzug für 
FOC-Transporte nutzende Industrieunternehmen (ITF 1956, 360, 353). 
Gleichzeitig sponsorten die ITF-Gewerkschaften die Verankerung eines 
genuine-link-Prinzips (vgl. Fn 4) im internationalen Seerecht (ITF 1957), 
das zur Austrocknung bzw. zur Umwandlung der FOC- in geschlossene 
Nationalregister führen sollte. Gestützt auch von den europäischen Regi e- 
rungen scheiterte es allerdings am Widerstand der USA, die die Schatten- 
flaggen als politische Subventionsstrategie für US-amerikanisches Reeder- 
kapital protegierten (Schulte 1962, 65ff; Boszek 1962, 73ff, Cafruny 1987, 
99). Erfolge zeigte die tripartistische Anti-FOC-Allianz nur in der IAO, 
wo auf der Basis eines gemeinsamen Interesses am Schutz nationaler 
Schiffahrtsunternehmen vor internationalem Wettbewerbsdruck eine zw i- 
schenstaatliche Regulierung der Handelsschiffahrt etabliert wurde. Alle r- 
dings blieben die Mindestnormen der TAO für Sicherheits-, Bemannungs-, 
Qualifikations- und später auch Lohnstandards weit hinter den gewer k- 
schaftlichen Forderungen, nationalstaatlichen Vorschriften oder ITF- 
Kollektivnormen zurück (Skourtos 1990, 275f, Boszek 1962, 73ff, ITF 
[1993], 39£, Northrup/Rowan 1983, 32). 

Um die US-Regierung zur Aufgabe ihrer mächtigen, aber isolierten Unte r- 
stützung der FOC-Institution zu drängen, fand Anfang Dezember 1958 ein 
einwöchiger internationaler Gewerkschaftsboykott der Schattenflaggen 
statt, um den diplomatischen Druck Europas auf die USA mit industriellen 
Aktionen zu flankieren. Er war im IBS von den US-Gewerkschaften, g e- 
stützt von den Skandinaviern gegen Widerstände der Briten durchgesetzt 
worden, die innenpolitisch keinen Positionswechsel der US-Regierung 
hatten durchsetzen können. Insofern waren sie an flankierendem diplomat i- 
schen Druck der europäischen Staaten genauso interessiert, wie an der g e- 
werkschaftlichen Unterstützung ihrer Versuche, ausgeflaggte US-amerika- 
nische Schiffe in den Geltungsbereich von US-Kollektivnormen und Be- 
mannungsvorschriften rückzubinden. 

Implementiert wurde der internationale Gewerkschaftsboykott primär von 
den US-Verbänden. Insgesamt wurden 205-233 FOC-Schiffe, d.h. etwa 
12% der gesamten FOC-Flotte und sogar 90% der für ITF-Mitgliedsbünde 
erreichbaren Schiffe erfaßt (ITF 1960, 63f); 70% der Boykottaktivitäten 
fanden in den USA, 84 % in der Region (unter Einschluß Kubas und Kan a- 
das) statt. In Europa wurden nur Maßnahmen gegen 28 Schiffe ergriffen. In 
der Boykottaktion wurden auch die differenten gewerkschaftlichen Han d- 
lungsmotive deutlich, als US-Verbände zehn Schiffe in US-Besitz unter 
Schattenflaggen boykottierten, die einen europäischen Kollektivvertrag a b- 
geschlossen hatten, und die laut ITF-Beschluß daher von der Aktion ausg e- 
nommen waren. 
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Unter dem Druck der nationalen Interessenpolitik der US-amerikanischen 
Seeleutegewerkschaften, Seafarers’ International Union (SIU) und National 
Maritime Union (NMU), brach das bisherige ITF-FOC-Regime zusammen. 
Als die US-Verbände sich um die Durchsetzung von US-Kollektiv verträ- 
gen auf allen von US-Häfen und auf klassischen US-Routen operierenden 
oder sich in US-Besitz befindlichen Schattenflaggen bemühten, reklamie r- 
ten sie damit konkurrierend zur ITF und zu europäischen Verbänden Org a- 
nisations- und Repräsentationsrechte auch für ausländische FOC-Crews 
und -schiffe, für deren Mannschaften sie sogar eine eigene Gewerkschaft, 

die International Maritime Workers' Union gründeten (Boszek 1962, 79f; 
Northrup/Rowan 1983, 49f). Zwar setzten sie in der ITF gegen heftige W i- 
derstände der Europäer noch 1959 eine Revision der FOC-Regelungen zur 
Flankierung ihrer nationalen Interessenpolitik und zugunsten des Eigent ü- 
merprinzips durch. Schatten flaggen sollten in den Zuständigkeitsbereich 
der Verbände desjenigen Landes fallen, von dem aus die eigentliche b e- 
triebswirtschaftliche Lenkung des Einsatzes des Schiffes erfolgt. Bisherige 

nationale Tarifabschlüsse für FOC-Mannschaften sollten als custodian ag- 
reements ihre Gültigkeit verlieren, sobald die Verbände des Landes der b e- 
triebswirtschaftlichen Lenkung Repräsentationsrechte einforderten. 1961 

wurde auch erstmals der Flaggenwechsel zu Nationalregistern sanktioniert, 

falls Reeder sich damit einer kollektivvertraglichen Regulierung zu entzi e- 
hen suchten. ITF-Mitgliedsbünden wurde der Abschluß von Tarifverträgen 
und die Bereitstellung von Mannschaften untersagt. 

Als FOC-Reeder dazu übergingen, ihre Schiffe auf ‘billige’ europäische 
Nationalregister (insbesondere Griechenland und Großbritannien; vgl. 

Northrup/Rowan 1983, 53f) umzuregistrieren bzw. Tarifverhandlungen mit 
europäischen Gewerkschaften als Repräsentanten der FOC-Mannschaften 
führten “, um der Jurisdiktion der US-Verbände zu entfliehen, erwies sich 

die Neuregelung des FOC-Regimes als nicht tragfähig. Die britische NUS 
und der griechische Seeleuteverband PNO verweigerten dem Eigentüme r- 
prinzip und Tarifrechten der SIU und NMU für FOC-Matrosen ihrer Natio- 
nen die Anerkennung. In der Folge eskalierte der schwelende Konflikt zw i- 
schen den Verbänden der kapitalexportierenden USA und des arbeitskräf- 
teexportierenden Griechenlands und Großbritanniens in der ITF ( Boszek 
1962, 78f, ITF 1965, 43ff, ITF 1962, 59). Angesichts der innerorganisatori- 
schen Machtbalance zwischen den beiden gewerkschaftlichen Hegemo- 
nialmächten aus den USA und Großbritannien mit divergierenden Intere s- 
sen ließ sich kein neues, die Mitgliedsbünde verpflichtendes FOC-Regime 
in der ITF durchsetzten. In der Folge schlief die transnationale gewerk- 


16 Tatsächlich wuchs die Zahl kollektivvertraglich erfaßter Schattenflaggen von 95 (1958) 
auf 171 (1959) bzw. 300 (1961) (Koch-Baumgarten 1996, Tab. 6.6, 418). 
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schaftliche industrielle Kooperation im Schattenflaggensektor ein - gestützt 
auch durch eine konjunkturelle Entspannung auf dem maritimen Tran s- 
portmarkt. Gleichzeitig scheiterte eine international koordinierte politische 
Lösung des FOC-Problems. Europäische Regierungen und Reeder gaben 
sukzessive ihre Opposition gegen die FOC-Institution auf, um auch natio- 
nalem Reederkapital die Option eines Flaggenwechsels zu Internationalen 
Offenen Registern zur Sicherung der Konkurrenzfähigkeit auf dem Wel t- 
markt offenzuhalten (Cafruny 1987, 112). 


5. Herausbildung eines protektionistischen FOC-Regimes unter 
Hegemonie der europäischen Gewerkschaften 


Zu einer Wiederbelebung der transnationalen industriellen Gewerkschaft s- 
aktivitäten gegen die Schattenflaggen kam es seit den 70er Jahren unter 
dem Druck einer neuerlichen Rezession in der Handelsschiffahrt und unter 
grundlegend veränderten Rahmenbedingungen. Der Anteil der Schatte n- 
flaggen war auf ein Fünftel der Welthandelsflotte angewachsen; Europa 
hatte sich von der arbeitskräfte- zur kapitalexportierenden Hochstandard- 
region gewandelt. Nunmehr standen auch die klassischen europäischen 
ITF-Mitgliedsgewerkschaften einschließlich Großbritannien unter dem 
Druck von Flaggenwechsel, Beschäftigungsabbau, der partiell zur existe n- 
tiellen Bedrohung maritimer Verbände führte, und seit den 80er Jahren 
staatlicher Deregulationspolitiken. Wie vormals die US-Seeleute verloren 
nunmehr europäische Matrosen ihre Wettbewerbsfähigkeit auf dem mult i- 
nationalen Arbeitsmarkt, auf den billige Arbeitskräfte aus Asien drängten u 
Im Unterschied zu den 50er und 60er Jahren verlief die Konfliktachse zw i- 
schen Verbänden kapital- und arbeitskräfteexportierender Länder nicht 
mehr innerhalb der klassischen Gewerkschaftsnationen der industrialisie r- 
ten Welt. Diese waren in zwei gleichermaßen ressourcenstarke und macht- 
volle Interessenblöcke aufgespalten gewesen, die sich in der ITF die 
Machtbalance gehalten hatten, so daß das erste FOC-Regime gescheitert 
war. Diesmal standen einer breiten Interessenkoalition der einflußstarken 
Gewerkschaften der kapitalexportierenden OECD-Staaten wenige, zudem 
einflußschwache Verbände asiatischer Entwicklungs- und Schwellenländer 
als Repräsentanten von Beschäftigungsinteressen auf Schattenflaggen, 
später auch Zweitregistern gegenüber. 


17 Sie konkurrieren auch auf den Nationalflotten - in einem von nationalen Beschäftigung s- 
reservierungen ausgenommenen Teilsegment (vgl. Fn.4) - und insbesondere den Schiffen 
der Zweitregister um Arbeitsplätze mit nationalen Seeleuten. Sie gelten in der ITF als 
crews of convenience, sofern sie zu Bedingungen unterhalb nationaler Tarifnormen b e- 
schäftigt werden. Verfolgt wird das Ziel, sie in den Geltungsbereich nationalen T a- 
rifrechts einzubinden. 
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In den ITF-Entscheidungsgremien waren sie unterrepräsentiert: Im FPA, 
der sich von einem kleinen Gremium mit 24 Vertretern aus 13 Nationen 
1973 zu einem multifunktionalen ITF-Entscheidungszentum entwickelte, 
dem heute 66 Gewerkschaftsrepräsentanten aus 36 Staaten angehören, w a- 
ren sie bis Ende der 70er Jahre nicht vertreten. Die Neuformulierung der 
gewerkschaftlichen Schattenflaggenpolitik erfolgte also ohne Beteiligung 
von Verbänden asiatischer arbeitskräfteexportierender Länder; die über- 
haupt erst nach fast organisationssprengenden innerorganisatorischen Kon- 
flikten über die FOC-Politik Anfang der 80er Jahre in den FPA integriert 
wurden, in dem sie 1993 einen Anteil von 29% erreichten. Den entschei- 
dungsmächtigsten Block stellt Europa (1993: 47%) dar, dessen Interesse n- 
koordination auch außerhalb der ITF-Sondersektion, in der maritimen A b- 
teilung des Europäischen Verkehrsausschusses (EGB) erfolgt. Eine ve r- 
gleichbare regionale Interessenaggregation wurde erst in neuerer Zeit auch 
in Asien möglich, nachdem asiatische Verbände in einem Prozeß defensi- 
ver Regionalisierung Regionalstrukturen aufgebaut hatten, um Vertretungs- 
und Partizipationsrechte im IBS durchzusetzen ( Koch-Baumgarten 1996, 
288, 291; 365, Tab.6.1-6.4, 416f). 

Die Neubildung eines Regimes zur international koordinierten kollektiv- 
vertraglichen Regulierung des Schattenflaggensektors erfolgte also unter 
organisatorischer Hegemonie der Gewerkschaften der kapitalexportieren- 
den Länder und zielte auf eine Schließung des Arbeitsmarktes gegenüber 
den asiatischen newcomern . Repräsentations- und Tarifrechte im Schat- 
tenflaggensektor - später auch auf den europäischen Zweitregistern (vgl. 
ITF [1993], 4) - wurden endgültig zugunsten des Eigentümerprinzips ger e- 
gelt. Prinzipielles Vorrecht für die Organisation und Vertretung von Matr o- 
sen auf FOC-Schiffen haben Gewerkschaften der kapitalexportierenden 
Länder; sobald sie Tarifrechte beanspruchen, verlieren bereits existierende 
Kollektivvereinbarungen der Verbände der Herkunftsländer der Crews ihre 
Gültigkeit. Sie bedürfen zudem einer internationalen Ratifizierung durch 
den FPA der ITF, um als Interimsverträge anerkannt zu werden, die von 
der Einhaltung der im internationalen ITF-Kollektivvertrag festgelegten 
Mindeststandards abhängig ist. Nur mit dieser internationalen Anerke n- 
nung erhalten sie eine neueingeführte Blaue Karte der ITF. Unterschreiten 
Nationalverbände in ihren Verträgen die ITF-Standards, so können ihnen 
Tarifrechte generell aberkannt werden; alle ITF-Mitgliedsbünde sind legi- 
timiert, einen ITF-Vertrag für diese Schiffe neu abzuschließen. Da die ITF 
als Tarifpartei für jene Mannschaften bestätigt wurde, die nicht durch einen 
Mitgliedsbund des IBS repräsentiert werden, sind stellvertretend alle ang e- 


18 Vgl. dazu auch die Bemühungen der europäischen Verbände, in der EU Beschäftigung s- 
reservierungen für europäische Seeleute durchzusetzen. ITF (1985). 
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schlossenen Organisationen zum Abschluß der ITF-Vereinbarung für diese 
Mannschaften berechtigt (ITF 1993, 22f). Es handelt sich also der Form 
nach um eine internationale Betriebsvereinbarung; ihre Regelungsmaterie 
reicht von Lohnfragen (einschließlich Überstunden-, Feiertagssätzen), über 
Urlaubsansprüche, Notfall-, Krankenversorgung, Bemannungsnormen, Be- 
schäftigungsdauer, Arbeitszeiten, Repatriierung bis zu Abgaben an die 
IHSS und Gewerkschaftsbeiträge (ITF 1987). Die ITF-Standards werden 
seit 1972 nach nordeuropäischen Durchschnittsnormen, seit 1980 auf e i- 
nem »gewichteten« Durchschnittswert der Kollektivstandards der Nationen 
der Eigentümerstaaten der FOC-Tonnage ermittelt und liegen damit weit 
über den nationalen asiatischen Lohnniveaus, aber auch der IAO-Min- 
destnormen””. Sie wirken im Unterschied zu den niedrigen britischen inte r- 
nationalen Standards der 50er Jahre als Instrument der Marktschließung 
und der Verteidigung der Wettbewerbsfähigkeit teurer Arbeitskraft der 
Hochstandardländer auf dem multinationalen Arbeitsmarkt des FOC-Sek- 
tors bzw. gegen den durch Lohnkostensenkung motivierten Kapita Itransfer. 

Erstmals wurde damit die nationale Gewerkschaftssouveränität im zentr a- 
len Tätigkeitsfeld der Tarifpolitik eingeschränkt und durch eine internatio- 
nal governance ersetzt. Untermauert wurde sie durch die Einführung von 
Hafengewerkschaftskontrollen als wesentlichem Novum des ITF-Regimes” ; 
das die FOC-Politik mit effektiven Sanktionsmitteln zur Durchsetzung und 
Kontrolle internationaler Tarifnormen, mit interner und externer Ver- 
pflichtungsfähigkeit, ausstattet. Aufgebaut wurde ein globales Netz von 
ITF-Inspektoren in wichtigen Häfen (1989 waren es 42 in 18 Ländern), die 
kontrollieren, ob FOC-Schiffe über einen anerkannten ITF-Kollektivver- 
trag, legitimiert durch die Blaue Karte, verfügen und ob er eingehalten 
wird. Andernfalls können die respektiven Hafengewerkschaften mit nati o- 
nalen rechtlichen Möglichkeiten angepaßten Instrumentarien - Einschal- 
tung der Hafenbehörden, Mobilisierung der FOC-Crews bis zum Boykott 
des Schiffes - den Abschluß eines ITF-Tarifvertrags ”. oder Lohnnachzah- 
lungen - also die Anpassung nationaler an internationale Tarifnormen - 
durchsetzen. Letztere beliefen sich im Zeitraum 1974-1991 auf 145 Milli o- 


19 Aktuell beträgt der Lohnmindeststandard der TAO (356 US-Dollar Monatssalär für einen 
qualifizierten Seefahrer) nur 43,4% des ITF-Minimums (bis zu 821 US-Dollar); ITF 
(1993, 7%). 

20 Sie kopieren die völkerrechtlich verankerte Hafenstaatenkontrolle (Skourtos 1990, 
S.240f, 284f, Lindemann 1983, S.27ff), die die Souveränität des Flaggenstaates auf den 
Schiffen seiner Flotte einschränkt und die Hafenstaaten ermächtigt, auf ihrem Territorium 
internationale Rechtsnormen durchzusetzen. Allerdings kritisiert die ITF staatliche Ko n- 
trolldefizite insbesondere in sozialen Fragen (ITF 1993, 37; /TF-news 2/1988, 12; 9/1988, 
15; 8/1987, 3f). 

21 Die Durchsetzung von Kollektivverträgen auf FOC-Schiffen ist in hohem Maße vom Ein- 
satz des Boykottmittels abhängig; 1980/82 hatten von 2200 existierenden Tarifverträgen 
250 nur unter Anwendung bzw. Androhung eines Boykotts durchgesetzt werden können. 
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nen US-Dollars (ITF, Seeleute-Bulletin 1993, 20). 1992 existierten 150-165 
ITF-Verträge; ein deutlicher Anstieg gegenüber den bescheidenen 17 inte r- 
nationalen Vereinbarungen Ende der 50er Jahre. 

Die Hafengewerkschaftskontrollen haben eine Außen- und Binnenfunktion: 
Sie wirken einerseits als Instrument der Interessenpolitik gegenüber FOC- 
Reedern (Durchsetzung und Einhaltung von Tarifverträgen). Andererseits 
sind sie ein Instrument zur Durchsetzung der internationalen Mindeststa n- 
dards gegenüber oppositionellen Mitgliedsbünden, die sich einer normativ 
begründeten (internationale Solidarität) Selbstverpflichtung verweigern. 
Dieses singuläre gewerkschaftseigene Sanktionsinstrumentarium ist grund - 
legend für die Funktionsfähigkeit des FOC-Regimes, da es seine Träger 
(aus den Industrienationen) in die Lage versetzt, im nationalen Organisat i- 
onsumfeld internationale Mindeststandards auch gegen Widerstände aut o- 
nomer Gewerkschaften (mit Beschäftigungsinteressen auf Schattenflaggen) 
außerhalb ihres Hoheitsbereichs durchzusetzen. Faktisch ist dies in sog e- 
nannten ITF-Regionen der Fall, wo mobilisierungsfähige Nationalbünde 
mit ausgeprägten Handlungsinteressen in einem arbeitsrechtlich günstigen 
Umfeld internationale Kollektivnormen implementieren und Hafengewerk- 
schaftskontrollen effektiv umsetzen können. Dazu gehören Australien, 
Großbritannien (bis zur Gewerkschaftsgesetzgebung der Regierung Tha t- 
cher) und Skandinavien’. 

Widerstände gegen dieses protektionistische Regime artikulierten von B e- 
ginn an Verbände aus den neuen Niedrigstandardregionen, neben Asien 
auch Zypern, Malta und Osteuropa, die Beschäftigungsinteressen auf Inte r- 
national Offenen Registern (aber auch auf Nationalflotten und Zweitreg i- 
stern der klassischen maritimen Nationen, vgl. Fn 17) repräsentieren. Sie 
lehnen das Eigentümerprinzip zur Regelung von Tarif- und Organisation s- 
rechten in der Schattenflaggenschiffahrt prinzipiell ab und widersetzen sich 
der als Fremdbestimmung negierten transnationalen Kontrolle nationaler 
Tarifpolitik. Sie reklamieren das exklusive Recht, Matrosen ihrer He r- 
kunftsländer auf allen Schiffen unabhängig von der Flagge, unter der sie 
fahren, zu organisieren und in Tarifverhandlungen zu repräsentieren. Die in 
den ITF-Verträgen festgelegten Standards werden als den regionalen Lohn- 
und Preisbedingungen nicht angemessen und als Instrumente der Mark t- 
schließung verworfen. Akzeptiert als Höchstmarge werden die wesentlich 
niedrigeren TAO-Mindestnormen und reduzierte Sondertarife für asiatische 
Crews auf Schattenflaggen, National- und Zweitregistern eingefordert, um 
die komparativen Lohnkostenvorteile der Region auf dem multinationalen 


22 Die Skandinavischen Verbände hatten Mitte der 70er Jahre beschlo ssen, jedes FOC- 
Schiff in skandinavischen Häfen zu boykottieren, um einen ITF-Vertrag durchzusetzen. 
1975 wurden 110, 1979 70 Schiffe gestoppt. 
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Arbeitsmarkt zu verteidigen ®_ Auch die FOC-Institution wird befürwortet; 
Kapitaltransfers als notweniger Bestandteil ökonomischer Modernisi e- 
rungskonzepte begrüßt, insbesondere von Gewerkschaften asiatischer 
Schwellenländer wie Singapur, die in autoritär-korporatistische Arbeitsbe- 
ziehungen eingebunden sind (Leggett 1993, 224). Sie fürchten, daß die 
ITF-FOC-Politik ein protektionistisches Exempel gegen Auslandsinvest i- 
tionen in der Region statuieren könne. 

Insofern wird die internationale Tarifpolitik der ITF von einem innerorga- 
nisatorischen Dauerkonflikt begleitet, der sich auf die Politikinhalte und die 
Entscheidungsverfahren bezieht. So verweigern die oppositionellen Asie n- 
verbände die Anerkennung der FOC-Richtlinien und eine Kooperation bei 
ihrer Implementierung. Sie suchen ihre politischen Einflußmöglichkeiten 
durch eine regionale Interessenabstimmung und erweiterte Vertretung s- 
rechte in den ITF-Entscheidungsgremien zu verbessern. Dazu bedurfte es 
einer fast organisationssprengenden Konflikteskalation 1979/80. Den A n- 
laß bildete ein Boykott zweier FOC-Schiffe mit indischen Crews in Gro B- 
britannien zur Durchsetzung eines ITF-Tarifvertrags, der eine existierende 
Kollektivvereinbarung unterhalb der ITF-Mindeststandards der indischen 
Seeleutegewerkschaft NUSI ersetzte. Als diese sich in eine korporatistische 
Gegenintervention in Indien” - Annullierung der neuen ITF-Verträge, 
Maßregelung der Mannschaften der boykottierten Schiffe und öffentliche 
Verurteilung der ITF-FOC-Politik - einbinden ließ, wurde sie aus dem IBS 
ausgeschlossen. Zwei Regionalkonferenzen der asiatischen Mitgliedsbünde 
solidarisierten sich nicht nur mit der NUSI, sondern richteten schwere A n- 
griffe gegen die ITF und ihre FOC-Politik und drohten ihrerseits Boykott- 
maßnahmen gegen europäische und australische Schiffe in asiatischen H ä- 
fen an (ausführlich Koch-Baumgarten 1996, 374ff). 

Die ITF sah sich daraufhin zu Konzessionen gezwungen: zur Rücknahme 
des NUSI-Ausschlusses, zur Erhöhung der Sitze Asiens in den ITF- 
Gremien und zur Reduktion der internationalen Kollektivstandards für die 
Asienregion. Zugestanden wurden reduzierte Sondertarife für Asiencrews, 
sogenannte Gesamterewkostenabkommen” und Funding Arrangements, 
die Abgaben an die IHSS der ITF durch Sozialleistungen an neuaufzubau- 


23 Diese Widerstände widerlegen harmonistische Annahmen der Gewerkschaftsforschung, 
daß Arbeitnehmerorganisationen ein generelles Interesse an einer internationalen Mi n- 
deststandardisierung teilen, die an den fortgeschrittensten Normen orientiert ist (etwa 
Wortmann 1984, 1, 42-53). 

24 Bis zur Intervention der ASEAN-Regierungen in der IJAO 1980 gegen die ITF-Regional- 
politik in Asien. 

25 Total Crew Cost Agreements (TCCA) ersetzen individuelle, an der Qualifi kation gemes- 
sene Monatslöhne durch Gesamtlohnkosten eines Schiffes. Letztlich erkennen sie natio - 
nale asiatische Kollektivverträge und -niveaus an; ihre Lohnstandards liegen bei 61% der 
Normen des ITF-Standardvertrags (ITF 1993, S.22f). 
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ende Sozialfonds in Asien selbst ersetzen. Zur Lösung des Beschäftigung s- 
konflikts werden neuerdings auch nationale Quotierungen auf FOC- 
Schiffen diskutiert; ein von den Asienverbänden gesponsertes Konzept. 

Diese Kompromisse stehen wiederum unter dem Revisionsdruck der Eur o- 
päer, die nationale Beschäftigungsmöglichkeiten auf ausgeflaggten Schif- 
fen verteidigen, eine Angleichung an die ITF-Standards einfordern und sich 
dafür einsetzen, jenen Verbänden in Asien die Tarifrechte zu entziehen, die 
in autoritär-korporatistischen Arbeitsbeziehungen über keine Hand - 
lungsautonomie verfügen oder zum Regelbruch greifen. Denn faktisch u n- 
terlaufen asiatische Seeleutegewerkschaften, etwa aus Korea, den Philipp i- 
nen oder von den Malediven, die transnationalen Vereinbarungen. Sie 
schließen Kollektivverträge entsprechend den nationalen Lohn- und Tari f- 
niveaus und unterhalb der anerkannten ITF-Mindeststandards ab. Um eine 
transnationale Anerkennung dieser nationalen Verträge durch die ITF zu 
erhalten und somit die Hafengewerkschaftskontrollen und den Abschluß 
neuer ITF-Tarifverträge zu umgehen, wird eine doppelte Buchführung der 
Reeder gewerkschaftlich gedeckt (ITF-news 11/12-1988, 2; 1/2-1993, 19; 
ITF-Seeleute-Bulletin 1986, 3, 17, ITF 1993, 8). Sie finden sich auch be- 
reit, bilaterale Abkommen für nationale Seeleute zu asiati schen Kollektiv- 
standards für Schiffe europäischer Zweitregister oder Nationalregister a b- 
zuschließen, die laut ITF-Regelungen in den Kompetenzbereich der Fla g- 
gengewerkschaften und -standards fallen. Insofern kommt es häufig zu 
Konflikten, wenn die europäischen Verbände Hafengewerkschaftskontro I- 
len implementieren und die bilateralen Abkommen bzw. doppelte Buchfü h- 
rung durch den Abschluß von ITF-Verträgen oder die Durchsetzung von 
Heuernachzahlungen korrigieren ([TF-news 7/8-1988, 9; 12/1991, 21). 


6. Ergebnisse, Probleme und Perspektiven 


Insgesamt hat sich die kollektivvertragliche Regulierung des Schattenflag- 
gensektors seit 1972 erheblich erweitert: die Anzahl der von der ITF ane r- 
kannten Tarifverträge hat sich von 95 über 990 (1977) auf 2300 (1992) er- 
höht, darunter150-165 ITF-Vereinbarungen. 1990 existierten 7619 FOC- 
Schiffe, davon hatten 1533 einen Kollektivvertrag abgeschlossen. Damit 
war eine Regulationsquote von 20% erreicht - im Vergleich zu 1957 (4%) 
entsprach dies einer Verfünffachung. Zwar bestehen begründete Zweifel, 
daß alle Kollektivvereinbarungen faktisch implementiert werden, da ein 
Großteil (1977 beispielsweise 45%) von asiatischen Gewerkschaften abg e- 
schlossen werden, die partiell durch doppelte Buchführung kaschierte nie - 
drigere Standards verwirklichen. Auch Vertragsbrüche sind üblich; ein 
deutliches Indiz dafür besteht in der Höhe der durch Hafengewerkschaften 
durchgesetzten Heuernachzahlungen (s.o.). Insofern wirkt die kollektiv- 
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vertragliche Regulierung auch nur eingeschränkt als Instrument einer 
Marktschließung oder der Unterbindung von Kapitaltransfers in den Hoch- 
standardregionen. Die Deregulierung und Internationalisierung der Han- 
delsschiffahrt konnte nicht verhindert werden. 

Dennoch ist eine partielle gewerkschaftliche internationale Gegenmacht im 

Schattenflaggensektor entstanden, die eine kollektive Standardisierung von 

Arbeits- und Lohnbedingungen durchgesetzt hat, die zwar nicht an die Re- 
gulationsdichte nordeuropäischer Flächentarifverträge heranreicht, aber e i- 
nem Vergleich mit dezentralen industriellen Systemen in den USA oder 
Entwicklungsländern standhält. Erreicht wurde außerdem eine minimale 

zwischenstaatliche Regulierung in der IAO, die im Vergleich zu anderen 
Industriebranchen relativ hoch ist (Northrup/Rowan 1983, 32f) und die 
durch die Gewerkschaften angestossen wurde, die als erste die Immunität 
der Schattenflaggen gegenüber Sanktionen durchbrachen ( Cafruny 1987, 
100). Schließlich wurden nicht unerhebliche Umverteilungsprozesse b e- 
wirkt, wenn zumindest ein kleiner Teil der über Einsparung von Steuern 

und Sozialleistungen realisierten Extraprofite der FOC-Unternehmen in 
Form der Zahlungen an die IHSS an die organisierte Arbeitnehmerschaft 

rückgeführt werden konnte. 1981 bis 1992 konnten 47 Millionen US- 
Dollars aus dem ITF-Sozialfonds an gewerkschaftlich geförderte oder mit- 
verwaltete Sozialprojekte verteilt werden. In die gleiche Richtung wirken 

Funding Arrangements, die Reederzahlungen an neu aufzubauende Sozia 1- 
fonds in Asien tariflich vereinbaren (Northrup/Rowan 1983, 98f). Nicht 
zuletzt gehen von der transnationalen Regulierung des FOC-Sektors Impul- 
se für den Aufbau gewerkschaftlicher Organisationen und industrieller B e- 
ziehungen in den asiatischen Schwellenländern aus. Die Existenz der ITF 

als multinationaler Tarifpartei begründet staatliche und Arbeitgeberintere s- 
sen an der Existenz konkurrierender Nationalverbände mit Tarifkompete n- 
zen. Die Erosion der Handlungsmacht US-amerikanischer oder europäi- 
scher Gewerkschaften im Gefolge des Beschäftigungsabbaus konnte nicht 

verhindert - allenfalls verlangsamt oder abgeschwächt werden. 

Das Fallbeispiel verdeutlicht, daß Gewerkschaftsinternationalismus weder 

notwendigerweise ohnmächtig bleiben, noch sich in binnenorientierten 
Dienstleistungsangeboten erschöpfen muß. Allerdings wird die Gewer k- 
schaftskooperation weder von normativen Orientierungen (Solidarität) 

noch gemeinsamen materiellen Interessen garantiert; sie bedarf angesichts 

gravierender organisations- und beschäftigungspolitischer Interessendiver- 
genzen sowohl ökonomischer als auch machtpolitischer Voraussetzungen. 
Die Teilerfolge gründen sich auf eine singu läre transnationale Gewerk- 
schaftskooperation, die auf der Basis egoistischer nationaler Interes sen ent- 
standen ist und nationale Gewerkschaftspoli tik in ein System transnationa- 
ler Entscheidungs- und Kontrollverfahren einbindet. Diese international 
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governance hat in einem international strukturierten Segment der Handel s- 
schiffahrt zu einem faktischen, nichtintendierten Souveränitätsverlust na- 
tionaler Verbände geführt, der den Aufbau eines gewerkschaftseigenen 
Sanktionsinstrumentariums (Hafengewerkschaftskontrollen) voraussetzte. 
Möglich wurde sie erst auf der Basis struktureller Machtungleichgewichte 
in der ITF. Solange die Konfliktparteien aus kapital- bzw. arbeitskräfteex- 
portierenden Nationen gleichermaßen ressourcenstarke Organisationen der 
Industrienationen repräsentierten, blockierte die Machtbalance zwischen 
Briten und US-Amerikanern in der ITF in den 50er und 60er Jahren die 
faktische Durchsetzung multinationaler Regulierungen. Sie erfolgte erst 
unter der Hegemonie der einflußstarken Verbände Europas, Nordamerikas, 
Japans und Australiens. Ökonomische Internationalisierungsprozesse sind 
daher nur eine notwendige, aber nicht hin reichende Entstehungsbedingung 
der gewerkschaftlichen Regimebildung. Grundlegend für die Etablierung 
einer internationalen gewerkschaftlichen Sanktionsgewalt erwiesen sich 
allerdings Spezifika der Handelsschiffahrt. Die Implementierung des FOC- 
Regimes setzt territorial nicht gebundene Produktionsstätten voraus, die 
sich beim Kapitaltransfer von einer Flagge zur anderen nicht wie bei indu- 
striellen Produktionsverlagerungen dem Organis ationszugriff nationaler In- 
teressenbünde der kapitalexportierenden Nation entziehen. Diese können in 
ihrer Organisationsumwelt internationale Mindest standards auch gegen die 
Opposition souveräner Nationalverbände für Seeleute, die deren Natio - 
nalität besitzen, durchsetzen. Bei industriellen Produktionsauslagerungen 
von einem Nationalstaat zum anderen ist dies kaum denkbar. Insofern ist 
das ITF-Beispiel einer transnationalen kollektivvertraglichen Regulierung 
wesentlich durch Spezifika des Transport sektors begründet und kaum auf 
andere Industrien übertragbar. 

Allerdings steht das ITF-FOC-Regime unter vielfältigem Druck. Die Inte r- 
essengegensätze begründen weitreichende innerorganisatorische Spannu n- 
gen und Versuche von Einzelverbänden, sich mittels Regelbruch der trans- 
nationalen Regulierung zu entziehen. Die internationale Tarif zuständigkeit 
und Boykottaktivitäten stoßen auf vielfältige legale Probleme; die gewer k- 
schaftliche FOC-Politik ist von zahlreichen Rechtsstreitigkeiten begleitet 
(Northrup/Rowan 1983, 55-96; ITF, Seeleute-Bulletin 1993, 5-12). In Asien 
sind autoritäre staatliche Gegeninterventionen entwickelt worden, die von 
einer Beschwerde gegen die Regionalpolitik der IBS bei der IAO 1980, 
Annullierung von ITF-Vereinbarungen, Einzug von Heuerachzahlungen, 
Maßregelungen der an Boykottmaßnahmen beteiligten Seeleute - Entla s- 
sung oder sogar Verhaftung in Burma und auf den Philippinen - bis zum 
Verbot des ITF-Beitritts und arbeitsvertraglichen Anti-Streikverpflich- 
tungen reichen (ITF 1993, 8; Birk 1983, 31; ITF-news 7/8-1988, 9, 7/1989, 
If, 9/1989, 13; 10/1992, 12; 3/1993, 12; Northrup/Rowan 1983, 100). 
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Nicht zuletzt bedroht die Erosion gewerkschaftlicher Organisationsmacht 
in den OECD-Staaten die Handlungsfähigkeit derjenigen ITF-Mitglieds- 
bünde, die die transnationale Regulierung entscheidend tragen. Ihre Z u- 
kunftsaussichten geben daher eher zu pessimistischen Erwartungen Anlaß. 
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Stefan Krätke 


Regionalstrukturen Ostmitteleuropas 
im Transformationsprozeß 


Das Nebeneinander von Regionen der De-Industrialisierung und neuen in- 
dustriellen Produktionszentren sowie prosperierenden metropolitanen Re- 
gionen, das in den westeuropäischen Ländern seit den 80er Jahren als »Po - 
larisierung der Stadt- und Regionalentwicklung« thematisiert wurde, erhält 
in den 90er Jahren durch die Einbeziehung ostmitteleuropäischer Länder in 
eine »globale Marktökonomie« einen räumlich stark erweiterten Bezug s- 
rahmen. In diesem Artikel wird die Veränderung der räuml ichen Arbeitstei- 
lung im erweiterten gesamt-europäischen Wirtschaftsraum erörtert. Nach 
der »Öffnung des Ostens« stellt die Art und Weise der Integration ost- 
deutscher und ost-mitteleuropäischer Regionen in das neue wirtschafts- 
räumliche Gefüge Europas eine Herausforderung für die Raum forschung 
dar: welchen dieser Regionen kann eine Eingliederung in das Netz der 
wettbewerbsfähigen metropolitanen Regionen Europas gelingen, in wel- 
chen Regionen können Strukturen »industrieller Distrikte« revitalisiert oder 
innovative Industriestrukturen neu geschaffen werden, in welchen Re gio- 
nen wird sich eher die funktionale Spezialisierung auf geringqualifizierte 
Produktionen durchsetzen, und welchen Regionen droht eine Marginalisie- 
rung im erweiterten europäischen Wirtschaftsraum? Angelpunkt des Art i- 
kels ist die These, daß die Restrukturierung des Regionalsystems in Os t- 
mitteleuropa kein einheitliches wirtschaftsräumliches Entwicklungsmodell 
hervorbringen wird, sondern ein Mosaik unterschiedlicher regionaler Ent- 
wicklungsmuster. Die Restrukturierung der räumlichen Arbeitsteilung und 
die Veränderung von regionalen Wirtschaftsstrukturen erfolgt im neuen 
Europa unter überlagerten Kontextbedingungen: Neue Muster der Regio- 
nalentwicklung und der räumlichen Arbeitsteilung in Europa bilden sich im 
Zusammenwirken des Strukturbruchs im Osten und gesellschaftlichen Fo r- 
mationswandels im Westen. Während der Begriff der »Trans formation« 
weithin als eine zielgerichtete Bewegung von einem Ausgangs- zu einem 
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vorab definierbaren Endzustand verstanden wird, verwendet dieser Artikel 
den Begriff Transformation im Sinne von Restrukturierungs-Prozess, da 
die in diesem Prozeß hergestellten Zustände einer starken regionalen Diffe- 
renzierung unterliegen, und sich selbst in den Kernländern »des« Kapi- 
talismus verschiedene Entwicklungsmodelle ausbilden und miteinander 
konkurrieren. 

In neueren Konzepten der regionalen Entwicklungstheorie wird explizit 
oder implizit den »Institutionen« (bzw. dem institutionellen Wandel) und 
ihrer regionalen Differenzierung ein bedeutender Stellenwert zugemessen: 
nicht allein die physischen Ressourcen, sondern auch die »institutionellen 
Ressourcen« einer Region bestimmen ihre Entwicklung. Ein historisch und 
räumlich spezifisches sozioökonomisches Institutionengefüge bildet den 
Handlungsrahmen wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Akteure ( North 
1991; Amin/Thrift 1994). Der Restrukturierung institutioneller Gefüge wird 
gerade im Kontext der gesellschaftlichen Transformationsprozesse in Ost- 
deutschland und Ostmitteleuropa erhöhte Aufmerksamkeit geschenkt. Insti- 
tutioneller Wandel kann hier einerseits als Prozess der Restrukturierung 
oder Neuschaffung von politischen und rechtlichen Rahmenbedingungen 
und intermediären Organisationen der Wirtschaft (z.B. im Kreditwesen) 
verstanden werden, andererseits als Prozeß der Veränderung (oder auch 
Revitalisierung) von sozioökonomischen Beziehungsmustern und Verhal - 
tensregeln. Bei der letzteren Schwerpunktsetzung werden Institutionen im 
Sinne von Konventionen und Handlungsregeln des Wirtschaftslebens be- 
trachtet, die eine regionale Differenzierung aufwei sen bzw. in »lokale« ge- 
sellschaftliche Strukturen eingebettet sind. Die in den neueren Ansätzen der 
Regionalforschung zentralen Begriffe wie »regionale Netzwerke«, »indu - 
strielle Distrikte«, sozioökonomische »Regulationsformen«, »innovative 
Milieus« beziehen sich z.B. auf die institutionelle Dichte oder Differenzi e- 
rung der regionalen Wirtschaft, die Qualität regionaler Unterne hmensbe- 
ziehungen und industrieller Arbeitsbeziehungen, formelle und informelle 
Kommunikationsbeziehungen zwischen regionalen Akteuren, und themati- 
sieren damit im Grunde den Einfluß eines regio nal differenzierten sozio- 
ökonomischen Institutionengefüges auf die Raumentwicklung. In den Re- 
gionen der Länder Ostmitteleuropas und Osteuropas sind diesbezüglich 
tiefgreifende Restrukturierungsprozesse im Gan ge (Hausner/Jessop/Nielsen 
1995). Die Funktionsweise einer »Marktökonomie« wird erheblich von ih- 
rem institutionellen Kontext bestimmt, wobei sich neben den national un - 
terschiedlichen Politik- und Rechtssystemen die Regionen Europas hin- 
sichtlich der Formen der Unternehmensorganisation und Qualität der Un- 
ternehmensbeziehungen, der unternehmerischen Fähigkeiten, der indu - 
striellen Arbeitsbeziehungen usw. erheblich unterscheiden. 
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Neue europäische Raumstrukturmodelle 


Das Forschungsinstitut » Empirica« hat 1992/93 mehr als 400 Regionen in 
West-, Mittel- und Osteuropa hinsichtlich ihrer Attraktivität als Produk - 
tionsstandorte untersucht (EMPIRICA 1992 und 1993), wobei Kriterien 
wie Arbeitskräftepotential, Kosten (insbesondere Lohnkosten), Produkt i- 
onsdichte (bzw. Industriebesatz), Angebot privater Dienstleistungen, B e- 
satz mit Forschungseinrichtungen, Erreichbarkeit und Marktpotential, so- 
wie Lebens- und Umweltqualität zugrundegelegt wurden. Mit Hilfe von 
Cluster-Analysen wurden dabei vier Regionstypen herauskristallisiert: Er- 
stens »kostengünstige Produktionsstandorte«, die neben geringen Lohnk o- 
sten auch noch andere Standortvorteile wie z.B. qualifizierte Arbeitskräfte 
und gute Erreichbarkeit bieten (z. B. Poznan in Polen, West- und Südböh- 
men in der Tschechischen Republik, Bratislava in der Slowakei, Gyor- 
Sopron in Ungarn, Burgenland in Österreich); zweitens »Hoffnungsträger 
im Hochpreissegment«: Regionen, die zwar keine besonderen Kostenvor- 
teile bieten, aber gerade für distributions- und kommunikationsorientierte 
Unternehmen wettbewerbsfähige Produktionsstandorte darstellen (z.B. 
Hannover, Lombardia, Zürich), und drittens Regionen eines »Mischtyps«, 
die weder eindeutig produktions- noch dienstleistungsorientiert sind (z.B. 
Rhone-Alpes, Emilia-Romagna, Veneto). In den beiden letzteren Gruppen 
befinden sich viele derjenigen Regionen, die auf Basis der neueren 
»qualitativen« regionalökonomischen Analyse als Regionen mit revitali- 
sierten industriellen Distrikten oder als Regionen mit innovati ven Produk- 
tionssystemen klassifiziert würden - dies kann aber mit den herkömmlichen 
Datenbeständen der empirischen Regio nalforschung, die weder Intensität 
noch Qualität regionalwirtschaftlicher Organisationsbeziehungen anzeigen, 
nicht erfasst werden. Die vierte Gruppe von Regionen bilden nach der Em- 
pirica-Studie »Verlierer mit man gelhaftem Standortprofil«, die meist außer 
geringen Kosten nichts zu bieten haben (z.B. Makedonien in Griechenland, 
Galizien in Spanien, Alentejo in Portugal, Fejer in Ungarn). 

Interessant ist nun die West-Ost-Verteilung dieser Regionstypen im ge- 
samt-europäischen Wirtschaftsraum: Die »Verlierer mit mangelhaftem 
Standortprofil« verteilen sich relativ gleichmäßig zwischen West- und 
Mittel- bzw. Osteuropa. Von den 198 »kostengünstigen Produktionsstan d- 
orten« befinden sich 124 in Ostmitteleuropa und Osteuropa, 74 in Weste u- 
ropa, woraus man schließen kann, daß im erweiterten gesamteuro päischen 
Wirtschaftsraum die Mehrzahl jener Regionen, die sich aus der Per spektive 
von traditionellen unternehmerischen Strategien der funktional-räumlichen 
Arbeitsteilung als Standorte für verlängerte Werkbänke und stan dardisierte 
Massenfertigung anbieten, »im Osten« zu finden sind. Die 178 Regionen, 
welche nach der Empirica-Studie dem »Mischtyp« oder dem Typus »Hoff- 
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nungsträger im Hochpreissegment« zugehören (s.o.), sind ausschließlich in 
Westeuropa lokalisiert. Danach ist zu befürchten, daß sich im neuen Euro- 
pa ein akzentuiertes West-Ost-Gefälle zwischen » strukturstarken« Produk - 
tionsräumen und Ausführungs-Regionen ausbildet. 

Im Zuge der Öffnung Ostmitteleuropas hat sich das überkommene Raum- 
strukturbild Europas, das eine großrä umige Polarisierung des westeuropäi- 
schen Raumgefüges mit dem als »Banane« bezeichneten Korridor London- 
Mailand (RECLUS 1989; de Vries 1984) versinnbildlicht hatte, modi- 
fiziert. Seit der »Öffnung des Ostens« werden über gesamt-europäisch ver- 
gleichende Bewertungen von Städten und Wirtschaftsregionen (Nerb u.a. 
1992; Schmidt/Sinz 1993; Ifo 1996) neue Raumstrukturmodelle vorgestellt. 
So wird z.B. östlich vom Nord-Süd-Korridor der »Banane« die Ausbildung 
eines neuen Nord-Ost-Korridors postuliert: Den Stadt-Regionen Berlin, 
Prag, Wien und Budapest z.B. werden Brückenkopf-Funktionen in dem 
sich neu formierenden erweiterten europäischen Wirtschaftsraum zuge- 
schrieben. Damit ist die Vorstellung verbunden, daß sich (analog zur 
»Banane«) eine neue Nord-Ost-Achse im Osten Mitteleuropas heraus bildet, 
die - in Form einer »Keule« - von Kopen hagen über Berlin, Dresden, Prag 
und Wien bis Budapest reichen würde (Nerb u.a. 1992). Damit sei dann 
auch eine »Aufwertung« des Raumes zwischen der Banane und der Keule 
(Teile Deutschlands, der Tschechischen Republik und Österreichs) verbun- 
den. Wie schon die alte »Banane«, so wird auch der neue Nord-Ost- 
Korridor über Regionen mit sehr verschiedenartigen Produk tionsstrukturen 
und höchst unterschiedlichen regionalen Funktions- und Entwicklungs- 
zusammenhängen gelegt. Mit der Konstruktion großräumiger Entwick - 
lungskorridore und »Kraftfelder« ist die Frage nach der künftigen räum- 
lichen Arbeitsteilung und ökonomisch-funktionalen Hierarchie zwischen 
den Regionen Europas aber nicht zu beantworten. 

Die Einbeziehung der Länder Ostmitteleuropas in den gesamteu ropäischen 
Wirtschaftsraum veranlaßte polnische Regionalfor scher, aus ostmitteleuro- 
päischer Perspektive eine weitere Modifikation europäischer Raumstruk- 
turmodelle vorzustellen (Gorzelak 1996): auf Basis der regional ungleic h- 
mäßigen Intensität ökonomischer Transformationsprozesse wird eine 
Hauptachse der Transformationsprozesse in Gestalt des ostmitteleuropäi- 
schen »Bumerangs« identifiziert: Diese Entwicklungsachse umschließt die 
Hauptzentren der Transformation sowie Re gionen mit besonders intensiven 
Transformationsprozessen in Ungarn, Tschechien, der Slowakei, und Polen 
(wobei die Region Warschau ein Haupt zentrum der Transformation dar- 
stellt, das außerhalb des »Bumerangs« liegt). Als Indikatoren der Intensität 
wirtschaftlicher Trans formation in den Regionen Ostmitteleuropas werden 
z.B. der Umfang ausländischer Direktinvestitionen, die Anzahl von Firmen 
mit ausländischer Kapitalbeteiligung, die Anzahl der privatisierten Unter- 
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nehmen u.ä. herangezogen. Auf dieser Basis läßt sich eine »Haupt achse« 
der Transformationsprozesse konstruieren. Dieser ostmitteleuropäische 
»Bumerang« erstreckt sich von Gdansk ım Nordosten über Poznan und 
Wroclaw nach Prag, wo er in südöstlicher Richtung abknickt und über 
Brno und Bratislava bis nach Budapest reicht. Dieses Raumstrukturmodell 
bringt im Unterschied zur »Banane« nicht die Anordnung von wirtschaftl i- 
chen Wachstumszentren im europäischen Raumgefüge, sondern die un- 
gleichmäßige Verteilung von Zentren der wirtschaftlichen Transformation 
zum Ausdruck. Die Aussagekraft des »Bu merang«-Modells ist insofern 
begrenzt, als die Intensität von Transformationsprozessen und deren un- 
gleichmäßige räumliche Verteilung nichts über die Richtung der Transfor- 
mation, d.h. über die Art und Weise der Integration ost-mitteleuropäischer 
Regionen in das neue wirtschaftsräumliche Gefüge Euro pas besagt. Hin- 
sichtlich der regionalen Dimension der Transformation ist aber die Frage, 
was für ein Produktions- und Regulationssystem in den betreffenden Re- 
gionen neu entsteht, von zentraler Bedeutung: nicht alle Regionen mit 
»intensiven« Transformationsprozessen können sich in die Reihe der wett- 
bewerbsfähigen regionalen Wirt schaftszentren Europas eingliedern; etliche 
dieser Regionen können sich auch in die Richtung von regionalen » branch 
plant economies« transformieren, d.h. zu Gebieten mit einer Spezia - 
lisierung auf geringqualifizierte Produktions funktionen. Ähnlich wie das 
Raumstrukturmodell der Banane könnte der Bumerang allerdings versinn- 
bildlichen, daß den außerhalb der Bumerangzone lokalisierten Regionen 
Ostmitteleuropas eine Marginalisierung im erweiterten europäischen Wirt- 
schaftsraum droht. 


Westeuropäische Investitionsstrategien in den Regionen Ostmitteleur opas 


Die Art und Weise der Integration von Regionen Ostmitteleuro pas in das 
wirtschaftsräumliche Gefüge des neuen Europa wird sich danach ausdiffe- 
renzieren, wieweit in bestimmten Gebieten wettbewerbsfähige regionale 
Ökonomien auf Basis (re-Jaktivierbarer »endogener« Kräfte (d.h. regions- 
interner Produktionspotentiale und institutioneller Ressourcen) entwickelt 
werden können, oder regionale Ökonomien vermittelt über aus ländische 
Direktinvestitionen (d.h. auf Basis » exogener« Kräfte) in das wirtschafts- 
räumliche Gefüge Europas eingebunden werden; eine dritte mögliche Ent- 
wicklungsrichtung betrifft Gebiete, denen infolge mangelnder exogener 
Impulse wie auch defizitärer interner Strukturen eine Abkopplung vom 
Produktionszusammenhang des erweiterten europäischen Wirtschaftsrau- 
mes droht (marginalisierte Regionen). Den ausländischen Direktinvestiti o- 
nen bzw. Investitionsaktivitäten transnationaler Unternehmen aus den 
westlichen Industrieländern wird in Ostmitteleuropa ein beson ders hoher 
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Stellenwert zuerkannt - sie werden vielfach als »Hoffnungsträger« gesehen, 
die durch Ankauf von Unternehmen, Kapitalbeteili gungen (Joint Ventures) 
und die Errichtung neuer Produktions anlagen zu Motoren der regionalen 
ökonomischen Entwicklung werden sol len. Man erhofft sich von den Akti- 
vitäten der transnationalen Unternehmen den Einsatz von zusätzlichem Ka- 
pital und die Schaffung von Arbeitsplätzen, und darüberhinaus den Trans- 
fer von fortgeschrittenen Technologien sowie Organisations- und Mana- 
gementwissen, d.h. eine weiterreichende positive Ausstrahlung auf die 
Wirtschaftsstrukturen der Zielregionen. Im Zuge der Restrukturierung der 
räumlichen Arbeitsteilung durch transnationale Investitionsaktivitäten wird 
häufig eine Spezialisierung der Regionen auf jene Wirtschaftsaktivitäten 
vermutet, welche die vergleichsweise »billigen« Pro duktionsfaktoren der 
jeweiligen Region ausnutzen. Aus dieser Perspektive wür den sich die Indu- 
strieregionen Ostmitteleuropas auf arbeitsintensive Produktionen speziali- 
sieren (ferner auf energieintensive sowie umweltbelastende Industrien), 
während die westeuropäischen Industrieregionen eher wissens- und tech- 
nologieintensive Produktionen auf sich konzentrieren. Dieses Muster 
räumlicher Arbeitsteilung wird mitunter geradezu euphorisch als das für 
Unternehmen und Regionen in West und Ost gleichermaßen vorteil hafte 
Konzept »dualer Restrukturierung« propagiert (Kröger et al. 1994). Das 
Konzept ist darauf gerichtet, komplementäre Wertschöpfungsketten zwi- 
schen Produktionsstandorten in West- und Osteuropa aufzubauen: 


»Der Osten wird zunächst als Lieferant von Low-Tech-Produkten, Komponenten und Roh- 
materialien seinen Platz in einem weltweiten Wertschöpfungsverbund finden, während der 
Westen 'den Rücken frei’ hat, um sich in we sentlich stärkerem Maße auf High-Tech-Produkte, 
Design, Engineering und flankierende Dienstleistungen zu konzentrieren« ( Kröger et al. 1994, 
19). 

Dieses Muster räumlicher Arbeitsteilung wird in erster Linie als Strategie 
der Kostenreduzierung für West-Unternehmen interpretiert. Für Kröger et 
al. liegen »die Vorteile (...) in den niedrigen Faktorkosten und erst danach 
in mittel- und langfristig zu erschließenden Mar ktpotentialen. Zu den gün- 
stigen Faktorkosten tragen die niedrigen Lohnkosten an ost europäischen 
Standorten am stärksten bei« (Kröger et al. 1994, 82f). Diese Argumen- 
tation stützt sich meist auf frag würdige, in der sog. »Standortdebatte« p o- 
puläre Daten über Niveaudifferenzen der Arbeitskosten im internatio nalen 
Vergleich: Nach Berechnungen und Schätzungen des »Instituts der deut- 
schen Wirtschaft« betrugen die durchschnittlichen Arbeitskosten (Lohn- 
kosten zuzüglich Personalzusatzkosten) je Arbeitsstunde im produzieren- 
den Gewerbe 1993 in Westdeutschland 42,67 DM, in Ostdeutschland 29,00 
DM, gegenüber 4,54 DM in Ungam, 3,41 DM in Polen, 3,01 DM in der 
Tschechischen Republik und 2,70 DM in der Slowakei. Gegenüber den 
Ländern Ostmitteleuropas ist das Niveau der Arbeitskosten in Ländern der 
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EU-Peripherie deutlich höher (z.B. 20,72 DM in Spanien, 11,59 DM in 
Griechenland, 7,80 DM in Portugal). 

In der sog. Standortdebatte wird das (komplexe) Problem der internation a- 
len Wettbewerbsfähigkeit einer nationalen Ökonomie von den Unterneh- 
mensverbänden nahestehenden Wirtschaftsfor schungsinstituten (wie dem 
Institut der deutschen Wirtschaft) gern auf einen Faktor wie Lohnkosten 
(oder einen Faktorenkomplex wie Arbeitskosten und Arbeitszeiten) red u- 
ziert. Tenor der Debatte ist, daß zu hohe Löhne, zu hohe Sozialleistungen, 
zu kurze Maschinenlaufzeiten deutsche Unternehmen zu Standortverla ge- 
rungen ins Ausland treiben. Mit dem Verweis auf abwandernde Un ter- 
nehmen oder Betriebe werden Tendenzen der Globalisierung von Produkti- 
onsnetzen als Indikator einer gefährdeten Wettbe werbsfähigkeit der natio- 
nalen Ökonomie interpretiert, um eine Politik der Senkung von Lohn- und 
Arbeitskosten, der Deregulierung und Flexibilisierung von Beschäfti- 
gungsverhältnissen (sowie der Reduzierung von Staatsausgaben) zu prop.a- 
gieren. Die Wettbewerbsfähigkeit eines Landes wie der Bundesrepublik 
Deutschland ist aber vorrangig über internationale Produktivitäts-Vor- 
sprünge bestimmt (Porter 1991). Als ein (kostenbezogener) Maßstab für die 
Wettbewerbsfähigkeit können nicht die Lohn- oder Arbeitskosten für sich, 
sondern nur die Arbeitskosten und Produktivität im Zusammenhang, d.h. 
die Lohnstückkosten herangezogen werden. Die Lohnstückkosten in na- 
tionaler Währung sind allerdings nicht als Indikator der inter nationalen 
Wettbewerbsfähigkeit geeignet, da der Handel zwischen nationalen Ök o- 
nomien stark durch die Wechselkurse beeinflußt wird. Dem zufolge sind die 
Lohnstückkosten in einheitlicher Währung zu bestimmen, wenn internati o- 
nale Wettbewerbsfähigkeit zur Debatte steht. Hübner/Bley (1996) entwik- 
keln hierfür das Konzept der relativen Lohnstückkosten, die als Ergebnis 
des Zusammenwirkens von vier Variablenkomplexen zu verstehen sind: 
Mit dem Zohnregime ist »das akteursmäßig-strategische wie das historisch- 
institutionelle Ensemble nationaler Lohnbildungs- und Lohnfindungs- 
formen« (Hübner/Bley 1996, 34) angesprochen; mit dem Produktivitätsre- 
gime sind Nutzungsformen der Arbeitskraft, technologische und organisa- 
torische Formen der Produktion umschrieben; mit dem Innovationsregime 
sind die Praktiken, Institutionen und Akteure zur Produktion und Nutzung 
technischer Neuerungen gemeint; das Wechselkursregime umfasst die spe- 
zifischen Regeln des Verkehrs nationaler Währungen und die regelgebun- 
denen Handlungen währungspolitischer Instanzen ebenso wie die Strategi- 
en der Zentralbanken und nationalstaatlichen Wirtschaftspolitik im 
»Währungswettbewerb«. Nach diesem Ansatz entscheiden nicht die Ar- 
beitskosten, sondern die Entwicklung der relativen Lohn stückkosten über 
die internationale Wettbewerbsfähigkeit, und die Analyse von Lohnstück- 
kosten verweist auf den hohen Stellenwert von »Produktivitäts- und Inno- 
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vationsregimen« (Hübner/Bley 1996). In den relativen Lohnstückkosten 
spiegeln sich somit die Verhältnisse eines vielschichtigen Produktions- und 
Regulationssystems wider - wobei »Produktivitäts- und Innovationsregi- 
me« eine beträchtliche regionale Differenzierung innerhalb nationaler 
Wirtschaftsräume aufweisen. Auf diesem Hintergrund sind Produktionsver- 
lagerungen deutscher Unternehmen nicht als Ausdruck mangelnder inter- 
nationaler Wettbewerbsfähigkeit des »Standorts Deutschland« infolge ho- 
her Arbeitskosten zu interpretieren. Sie sind eher Ausdruck von spezifi- 
schen Unternehmensstrategien und Produktionskonzepten, die keines wegs 
gesamtwirtschaftlich bestimmend sind, sondern im Kontext besonderer 
Branchen und regionaler Ökonomien eine dramatische Wirkung (Arbeits- 
platzabbau, Betriebsstillegungen) haben können. Die Direktinvestitionen 
deutscher Firmen im Ausland in Höhe von 348 Mrd DM im Jahre 1994 
sind zu 78% in die Industrieländer der EU und die Schweiz sowie nach Ja- 
pan und in die USA geflossen (dabei hatten die EU-Länder einen Anteil 
von 48%, die USA 23%); in sog. Entwicklungsländer gingen 11%, und nur 
ca. 2,6% der deutschen Direktinvestitionen sind in Länder Ost mitteleuropas 
und Osteuropas geflossen (Deutsche Bundesbank 1996). So zeigt die geo - 
graphische Verteilung der Direktinvestitionen, daß »die sog. 'Bil- 
liglohnländer' der südlichen Hem isphäre oder die ost- und zentraleuropäi- 
schen Transformationsländer keinesfalls bevorzugtes Ziel deutscher Un ter- 
nehmensinvestitionen sind« (Altvater/Mahnkopf 1996, 257). Strategien der 
Kostenreduzierung durch Produktionsverlagerungen in Niedriglohnländer 
können für die räumliche Verteilung der aus ländischen Direktin vestitionen 
nicht allein bestimmend sein. 

»Die viermal niedrigeren Lohnkosten in Por tugal z.B. konnten nicht einmal ein halbes Prozent 
der deutschen Auslandsinvestitionen ins Land locken. Dagegen dienten 1991 zwei Drittel der 
deutschen Auslandsinvestitionen der Erschließung und Pflege ausländischer Absatzmärkte« 
(Simons/Westermann 1995, 24f). 

Die räumliche Verteilung ausländischer Direktinvestitionen ist ein In- 
dikator für die Standortattraktivität von Regionen im Kontext von spezifi- 
schen Produktionskonzepten und Unternehmensstrategien, sagt aber nichts 
über die Standortattraktivität nationaler Wirtschaftsräume aus. Die Ent- 
scheidungen transnationaler Unternehmen über die Wahl nationaler Pro- 
duktionsstandorte sind in erster Linie von Gesichtspunkten wie der Größe 
von Absatzmärkten, der institutionellen Strukturen und Stabilität nationaler 
Politik sowie der Währungsstabilität bestimmt. Produktionsstandorte in 
Marktnähe (d.h. innerhalb des Ziellandes der Markterschließung) können 
dazu dienen, Transport- und Kommunikationskosten zu reduzieren, Pro- 
dukte auf die Marktbesonderheiten des Ziellandes zuzuschneiden, Wech- 
selkursrisiken zu verringern, und Handelsschranken zu umgehen (inter- 
nationaler Wettbewerb »von innen«). Fazit: Internationale Lohnkostendif- 
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ferenzen sind kein Indikator für die Standort attraktivität nationaler Wirt- 
schaftsräume, sondern ein Anreiz für Produktionsverlagerungen und aus- 
ländische Direktinvestitionen im Rahmen spezifischer Unternehmensstrate- 
gien. Obgleich der gesamtwirtschaftliche Stellenwert dieser Unternehmens- 
strategien stark relativiert werden muß, können beson dere Branchen und 
Regionen hiervon spürbar beeinflußt werden. 

Neben den niedrigen Lohnkosten ist die Gelegenheit, neue in dustrielle Ar- 
beitsbeziehungen und Arbeitsnormen in einem dafür »offenen« gesel I- 
schaftlichen Umfeld (im Vergleich zu klassischen westeuropäischen Ind u- 
striezentren) einzuführen, eine zweite bedeutende Anziehungskraft der Re- 
gionen Ostmitteleuropas für West-Investoren, wie Sadler/Swain (1994) 
herausstellen. Für diese Investoren erhöht sich die Standortattraktivität e i- 
ner Region durch die Möglichkeit, über Arbeitszeiten und Beschäftigung s- 
bedingungen relativ frei zu disponieren, und sorgfältig rekrutierte neue 
Belegschaften mit erhöhten Produktivitätsstandards einzu setzen. Dieser 
Aspekt repräsentiert auch einen der maßgebenden »Standortvorteile« neuer 
Produktionsstätten in Ostdeutschland: die neue Automobil fabrik von Opel 
in Eisenach z.B. gilt als das produktivste Monta gewerk Europas. Die 
Lohnkosten sind im Vergleich zu Pro duktionsstandorten in Ostmitteleuropa 
relativ hoch, da sie nur etwa 20% unter dem in den westdeutschen Zwei g- 
werken des Konzerns gegebenen Niveau liegen. Für die hohe Produktivität 
des Eisenacher Werkes ist nicht allein der Einsatz fortgeschrittenster Tech- 
nologien verantwortlich, auch die Restrukturierung der Arbeitsbeziehungen 
trägt in besonderem Maße dazu bei - die Belegschaft arbeitet in Form von 
Gruppenarbeit nach standardisierten Arbeitsabläufen mit erhöhten Lei- 
stungsnormen in drei Schichten, pro Woche drei Stunden länger als in den 
westdeutschen Zweigwerken; die Arbeitskräfte wurden aus dem großen 
Heer arbeitsloser Fachkräfte in der Region mit ausgeklügelten Tests und 
Auswahlverfahren rekrutiert, so daß an den Montagebändern aus schließlich 
Facharbeiter stehen, von denen viele ein Diplom, Abi tur oder den Meister- 
brief haben, und die Belegschaft ein Durch schnittsalter von 35 Jahren auf- 
weist (Wüpper 1996). Das Potential zur Restrukturierung industrieller Ar- 
beitsbeziehungen repräsentiert eine ebenso wichtige Dimension der 
»Standortattraktivität« von Regionen Ostmitteleuropas wie die Lohnko- 
stenvorteile, und es beeinflußt die Art und Weise der Trans formation re- 
gionaler Produktionssysteme. 

Gegenüber den als duale Restrukturierung bezeichneten »ein fachen« Mo- 
dellen räumlicher Arbeitsteilung ist zu betonen, daß die Unternehmen, die 
bei der Reorganisation der räumlichen Arbeitsteilung maßgebenden Ein- 
fluß ausüben, durchaus verschiedene strategische Optionen verfolgen kön- 
nen: jene Unternehmen, die primär auf Kostenminimierung und den Ein- 
satz »billiger« Produktionsfaktoren setzen, werden ostmitteleuropäische 
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Regionen mittels out-sourcing, Joint Ventures oder Verlagerung eigener 
Produktionsstätten als Billiglohnstandorte nutzen; jene Unternehmen aber, 
die vor allem auf Qualitätsproduktion, fortgeschrittenste Technologien und 
beständige Innovationsaktivitäten setzen, werden die Wirtschaftsregionen 
Ostmitteleuropas eher unter dem Aspekt der Erschließung neuer Märkte in 
ihre Standortpolitik einbeziehen. Zwischen diesen beiden Extremen gibt es 
eine breites Band von Kombinationsmöglichkeiten. Es ist auch nicht ausg e- 
schlossen, daß transnationale Unternehmen ausgewählte Produktionsstand- 
orte Ostmitteleuropas strategisch privilegieren bzw. funktional aufwerten, 
d.h. innerhalb ihres europäischen Standortnetzes zu spezialisierten Zentren 
für bestimmte technologieintensive Produktionen ausbauen (z.B. ABB in 
Elblag/Polen). Die beiden weitverbreitetsten Strategievari anten der Investi- 
tionsaktivitäten transnationaler Unternehmen in Ostmitteleuropa sind aber 
mit den beiden erstgenannten Optionen umschrieben (vgl. Dicken 1992; 
Grabher 1992). 

Soweit den ausländischen Direktinvestitionen transnationaler Unternehmen 
primär eine Strategie der Markterschließung zugrundeliegt, ist u.a. das 
Marktpotential des Ziellandes und der Zielregion von Einfluß, soweit die 
Strategie der Kostenreduzierung im Vordergrund steht, sind neben der Ver - 
fügbarkeit von Arbeitskräften und niedrigen Lohnkosten auch bestimmte 
Aspekte wirtschaftspolitischer Regulation von Belang: dazu gehören insb e- 
sondere fiskalische und finanzielle Investitionsanreize sowie Zollver günsti- 
gungen (oder die Einrichtung von Sonderwirtschaftszonen) und nicht zu- 
letzt »schwache« Arbeitsschutz- und Umweltschutz-Standards. Grabher 
(1992) charakterisiert die beiden zentralen Varianten am Beispiel der Akt i- 
vitäten von West-Unternehmen in Ostdeutschland als Strategie der Bildung 
von »Brückenköpfen« (in Richtung Osten) zur Markter schließung auf der 
einen Seite, und als Strategie der Bildung » kostenorientierter Enklaven« 
auf der anderen Seite. Die »Kosten orientierung« bezieht sich im Falle der 
ostdeutschen Produktionsstandorte, wie Grabher herausstellt, in be- 
sonderem Maße auf die Mitnahme von extrem großzügigen staatlichen Fi- 
nanzhilfen/Subventionen für Großinvestoren, die in einigen Fällen 40-60% 
der gesamten Investitionssumme erreichen (Beispiel Opel in Eisenach, VW 
in Mosel bei Zwickau). 

Im Zuge der Privatisierung von Staatsunternehmen wurde im speziellen 
Falle Ostdeutschlands eine Politik der » Kommodifizierung« bzw. Aus- 
schlachtung von Unternehmen durchgesetzt (Alt vater/Mahnkopf 1993). 
Die Privatisierungspolitik der Treuhandanstalt war darauf gerichtet, lukra- 
tive Betriebsteile möglichst schnell an (mehr oder weniger se riöse) West- 
firmen zu veräußern, mit der Konsequenz, daß in Ostdeutschland keine re- 
gional tragfähigen Wirtschaftsstrukturen entstehen oder erhalten werden 
können (Grabher 1992). Die teilweise mit hohen Subventionen ange lockten 
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westlichen Unternehmensteil-Aufkäufer (sog. »Investoren«) haben ihre 
neuerworbenen Ostbetriebsteile in den Unternehmens verbund des West- 
unternehmens eingegliedert. Mehr als jemals zuvor sind die Ostbetrieb s- 
teile von ihren ostdeutschen Standortregionen isoliert - die Materialien und 
Komponenten, die nicht aus dem Unternehmensverbund des Auf käufers 
kommen, werden überwiegend von spezialisierten westlichen Zulieferfir- 
men bezogen. So entstehen im Zuge der Privatisierungspolitik der Treu- 
hand in Ostdeutschland vorwiegend »ver längerte Werkbänke« bzw. Pro- 
duktions-Enklaven der westdeutschen Industrie. Die strategischen Un ter- 
nehmensfunktionen (höhere Direktionsfunk tionen, Entwick lungsaktivitäten 
und Kontrolle über Technologien, Marketing) bleiben in den zentralen 
westlichen Unternehmenseinheiten lokalisiert. Die Unvollständigkeit der 
Unternehmensfunktionen am ostdeutschen Produktionsstandort bedeutet 
zugleich ein Entwicklungshemmnis für die regionale Ökonomie, da eine 
funktional defizitäre Zweigwerk-Struktur nichts zur Herausbildung einer 
neuen regionalen Unternehmerschicht beiträgt (Grabher 1992, 227). Die als 
verlängerte Werkbänke organisierten Betriebs stätten befördern auch meist 
keine Formen der Arbeitsorganisation, die jene »sozialen Kompetenzen« 
vermitteln, welche für innovative industrielle Produktions systeme benötigt 
werden: selbstverantwortliches Arbeiten, Kooperationsfähigkeit, vielseiti- 
ges Qualifikationsprofil und Geschäftstüchtigkeit im weitesten Sinne wer- 
den in einer Region nicht durch Zweigwerk-Strukturen und fordistische 
Produktionsorganisation stimuliert oder entwickelt. Darüberhinaus sind die 
»kostenorientierten Enklaven« meist vom regionalwirtschaftlichen Umfeld 
des Betriebsstandortes isolierte Ein heiten, und der mangelnde Ausbau regi- 
onsinterner Zulieferbeziehungen reduziert das Potential für neue Unterneh- 
mensgründungen sowie den Techno logie- und Wissenstransfer in der Regi- 
on. Produktions-Enklaven von Westfirmen sind nicht nur in Ostdeutsc h- 
land, sondern auch in den Ländern Ostmitteleuropas entstanden. 

Ein Beispiel für solche neuen Zweigwerk-Strukturen sind in Ungarn die 
zwei Montagefabriken von General Motors in Szentgotthärd (Investitions- 
summe 240 Mio US $) in der österreichisch-ungarischen Grenzregion ( Sad- 
ler/Swain 1994): Zu den hier gewährten Investitionsanreizen gehörte eine 
10-jährige Steuerbefreiung sowie eine Zollbefreiung für eingeführte Teile 
und Komponenten, die u.a. aus Österreich vom ca. 160 km entfernten Pro - 
duktionsstandort Aspern angeliefert werden (so wurde der Standort Szent- 
gotthärd von GM als »Zollhafen« wahrgenommen). Die Montagefabriken 
beziehen nur einen geringen Teil ihrer Zulie ferungen aus dem regionalen 
wirtschaftlichen Umfeld. Bei der Montage der Opel-» Astras« beträgt der 
Anteil lokaler Zulieferungen weniger als 15%, und bei der Maschinen- 
Montagefabrik (dem zweiten Werk von GM in Szentgotthärd) gibt es prak- 
tisch überhaupt kein »local soureing« - alle benötigten Maschinenteile wer- 
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den nach Ungarn eingeführt, speziell aus Aspern (Sadler/Swain 1994, 398). 
Die hochgradige Mechanisierung der Montagefabriken und die geringen 
Produktionsverflechtungen mit regionalen Firmen reduzieren den potenti- 
ellen regionalen Arbeitsplatzeffekt (mit der GM-Investition in Szent- 
gotthard werden rund 700 Arbeitsplätze geschaffen). Die Belegschaft der 
Montagefabriken (Durchschnittsalter 25 Jahre) wurde nach einem aufwen- 
digen Rekrutierungsverfahren ausgewählt, und es gab in der Phase von 
1988-1993 keine Präsenz einer gewerkschaftlichen Interessen vertretung. 
Die Restrukturierung von Arbeitsbeziehungen (und die damit ermöglichte 
Steigerung von Flexibilität und Produktivität) in Verbindung mit dem im 
Vergleich zu westeuropäischen Industrieregionen sehr niedrigen Lohnn i- 
veau hat für GM einen maßgeblichen Investitionsanreiz dargestellt. 

Bei den Direktinvestitionen transnationaler Unternehmen in Ostmitteleuro- 
pa stehen bislang Strategien der Kostenminimierung und der Markter- 
schliessung im Vordergrund, wohingegen die Stra tegie der Aufwertung ei- 
nes ostmitteleuropäischen Produktionsstandortes nur in seltenen Fällen ver- 
folgt wird. Ein Beispiel hierfür sind die Aktivitäten des schwedisch- 
schweizerischen Konzerns ABB (Asea Brown Boveri) in der Region Elblag 
im nördlichen Polen: der multinationale Konzern für Energie- und Ver- 
kehrstechnik, der in 140 Ländern mit ca. 210000 Beschäftig ten operiert, hat 
sich in Polen an 11 Unternehmen beteiligt (Kröger et al. 1994). 1990 wurde 
die wichtigste Turbinenbau-Firma Polens in Zamech (Region Elblag) in 
den ABB-Verbund eingegliedert. ABB Zamech wurde modernisiert und 
stellt heute unter polnischem Management mit ca. 3300 Beschäftigten 
komplette Turbinen der neuesten Generation für den gesamten Konzernver- 
bund her; darüberhinaus hat ABB Zamech ein Netzwerk von regionalen 
Zulieferfirmen geschaffen (Stryjakiewicz 1995). In diesem (seltenen) Fall 
wurde in einer Region Ostmitteleuropas ein neues Kom petenzzentrum für 
technologieintensive Produktionen formiert und die Prozeßverantwortung 
gegenüber östlichen wie westlichen Kunden auf das ostmitteleuropäische 
Unternehmen des ABB-Konzernverbunds übertragen. Indem Kernkompe- 
tenzen (für einen bestimmten Produktionsbereich) in den Osten verlagert 
wurden, erfolgt eine nachhaltige Aufwertung des polnischen Produktions- 
standortes innerhalb des weltweiten ABB-Unternehmensverbunds. Dies 
läßt sich auch als eine »qualifi zierte« Form der Integration einer Industrie- 
region Ostmitteleuropas in den erweiterten europäischen Wirtschaftsraum 
charakterisieren, die sich insbeson dere von der »schwachen« Integration 
mittels verlängerter Werkbänke abhebt. 
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Regionale Differenzierung des Transformationsprozesses 
in Östmitteleuropa 


Der Transformationsprozeß in den Ländern Ostmitteleuropas vollzieht sich 
nicht in einem »leeren Raum«, sondern im Zusammenwirken von ökono- 
misch-sozialen Umbauprozessen mit überkommenen Mustern ungleichmä- 
Biger Regionalentwicklung. Regionale Entwicklungsdifferenzen im ost- 
mitteleuropäischen Wirtschaftsraum waren bereits vor der »Öffnung des 
Ostens« an der ungleichmäßigen Entwicklung von Gebietskategorien wie 
städtischen Agglomerationen, industriellen Entwicklungspolen und wirt- 
schaftlich peripheren Regionen festzumachen. Nach Gorzelak (1996) führt 
die regional ungleichmäßige Intensität des Transformationsprozesses in 
Verbindung mit neuen Mustern der räumlichen Arbeitsteilung im erwe i- 
terten gesamt-europäischen Wirtschaftsraum insgesamt zu einer Verfesti - 
gung und Ausweitung regionaler Entwicklungsdifferenzen in Ostmit - 
teleuropa. Dazu tragen auf der einen Seite » exogene« Kräfte in Form der 
räumlich selektiven Investitionsaktivitäten transnationaler Unternehmen 
bei, auf der anderen Seite die ungleichen »endogenen« Potentiale der Re- 
gionen Ostmitteleuropas, die sich ins besondere an den überkommenen in- 
stitutionellen Ressourcen der regionalen Ökonomien fest machen lassen. In 
dieser Hinsicht hat die planwirtschaftliche Ära in den meisten Industrier e- 
gionen Ostmitteleuropas ein schwieriges Erbe hinterlas sen, das sich als 
»De-Regionalisierung« der wirtschaftlichen Funktions- und Entwicklungs- 
zusammenhänge umschreiben läßt (Grabher 1992; Sadler/ Swain 1994): 
Die industrielle Entwicklungspolitik folgte in den Ländern Ostmittel- und 
Osteuropas weithin dem Leitbild der fordistischen Massenproduktion und 
dem Organisationsmodell großer vertikal integrierter Produk tionskomplexe 
- Murray (1992) hat dies Entwicklungsmodell als »sowjetischen Fordis- 
mus« charakterisiert, der sich von den westlich-kapitalistischen Varianten 
des Fordismus vor allem durch eine abweichende gesellschaftliche Regula- 
tionsweise unterschied. Nach diesem industriellen Entwicklungsmodell 
wurden in den Ländern Ostmitteleuropas nicht nur neue Produktionsko m- 
plexe in bisher nicht industrialisierten Regionen errichtet, son dern auch be- 
reits existente Industriebezirke, die traditionell andere regionalwirtschaft- 
liche Strukturen und Organisationsformen aufwiesen, restrukturiert. So wa- 
ren z.B. in Ostdeutschland die führenden Industrieregionen Sach sen und 
Thüringen vor dem 2. Weltkrieg charakterisiert durch kleine und mittlere 
Unternehmen mit engen wechselseitigen Produktionsverflechtungen, die 
sektorale und lokale Agglomerationen bildeten (z.B. feinmechanische, op- 
tische und Glas-Industrie im Jenaer Industriebezirk). Diese traditio nellen 
regionalen Produktionsstrukturen wurden im Zuge der Industriepo litik der 
DDR mit der Formierung von großen, zentral gesteuerten Kombina ten 
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weitgehend aufgelöst (in einzelnen Fällen wurde allerdings die zen - 
tralisierte Kombinatsstruktur auf ein Netz von kleinen und mittleren Be- 
triebsstätten »aufgesetzt«). Die Konzentration der Produktion in sektoral 
spezialisierten und primär vertikal integrierten Organi sationskomplexen 
hatte für die regionalen Ökonomien meist negative Konsequenzen, ins o- 
fern als die einzelnen Zweigwerke von Kombinaten abgesehen von der 
Nutzung des lokalen Arbeitskräftereservoirs »keine ökonomische Bezie- 
hung zu der Region hatten, in der sie lokalisiert waren. Die zuvor existi e- 
renden regionsinternen Produktionsverflechtungen wurden aufgelöst und 
durch überregionale Verflechtungen innerhalb des Kombinats ersetzt, wo- 
durch die Basis für regionalwirtschaftliche Multiplikator-Effekte zerstört 
wurde« (Grabher 1992, 222). Auf diese Weise verloren die Regio nen einen 
zentralen Bestandteil ihres endogenen wirtschaftlichen Entwicklungspoten- 
tials, d.h. jene positiven Agglomerationseffekte, die aus einer diversifi- 
zierten und intensiv verflochtenen regio nalen Ökonomie erwachsen und für 
die langfristige Erneuerungsfähig keit einer Region von grundlegender Be- 
deutung sind. 

Die De-Regionalisierung wirtschaftlicher Organisations- und Ver flech- 
tungszusammenhänge und die damit verbundene Schwächung endogener 
Entwicklungspotentiale der Regionen ist aber nicht im gesamten ostmittel- 
europäischen Wirtschaftsraum gleichmäßig vorangetrieben worden, viel- 
mehr hat es diesbezüglich nationale und regionale Differenzierungen gege- 
ben, die bei der gegenwärtigen Ausdifferenzierung regionaler Entwic k- 
lungstypen im Transformationsprozeß insofern wirksam werden, als die 
Regionen Ostmitteleuropas über unterschiedliche institutionelle Ressour- 
cen zur Bewältigung des Transformationsprozesses verfügen. Die skiz- 
zierte De-Regionalisierung war nicht vollständig bzw. flächendeckend, so 
daß in bestimmten Regionen Ostmittel europas Potentiale und Chancen für 
eine aus eigenen Kräften getragene regionalwirtschaftliche Erneuerung ge- 
geben sein können. Solche Potentiale können insbesondere in Regionen 
vermutet werden, in denen sich während der planwirtschaftlichen Ära in 
lokalen industriellen Traditionen verankerte diversifizierte und regional 
vernetzte Wirtschaftsstrukturen erhalten konnten. 

Neue Muster der Regionalentwicklung im Transformationsprozeß erwach- 
sen aus der Verknüpfung von regionalen Ausgangsbe dingungen (physi- 
sche, wirtschaftliche und institutionelle Ressourcen), endogenen Potentia- 
len der regionalökonomischen Restrukturierung, und strategischen Orien- 
tierungen westlicher Unternehmen bei der regionalen Verteilung ihrer In- 
vestitionsaktivitäten in Ostmitteleuropa. An der räumlichen Verteilung der 
ausländischen Investitionsaktivitäten läßt sich die selektive Einbindung von 
Regionen Ostmitteleuropas in globale (oder west-europäische) Produkt i- 
onsnetze ablesen; die Chancen für eine »eigenständige« Restrukturierung 
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regionaler Ökonomien stehen dagegen auf einem anderen Blatt - hier sind 
neben den unterschiedlichen regionalen Ausgangsbedingungen (be sondere 
Entwicklungsgeschichte, Industriekultur und institutionelles Gefüge der 
Regionalwirtschaft) die von regionalen Akteuren getragenen Aktivitäten 
(Privatisierung und Neugründung, Modernisierung von Produktionsanla- 
gen, neue Produktionsmodelle und Marktstrategien, Revitalisierung von re- 
gionalen Produktionsnetzen u.a.) von Bedeutung, die sich weithin nur über 
detaillierte Regionalstudien erfassen lassen. Gorzelak (1996) betont, daß 
jene Regionen Ostmitteleuropas den Herausfor derungen der Standort- und 
Marktkonkurrenz in einem radikal neudimensionierten (gesamt-europä- 
ischen) Wirtschaftsraum am besten gewachsen sind, die über moderne In- 
frastrukturen, ein breites Angebot qualifizierter Arbeitskräfte, eine gute 
Umweltqualität, und über effiziente Produktionsstrukturen sowie Innovati- 
onsfähigkeiten verfügen. In dieser Hinsicht haben die Regionen Ost mittel- 
europas aufgrund ihrer unterschiedlichen wirtschaftlichen Ent wicklungs- 
geschichte bereits zu Beginn der Transformationsphase sehr verschiedene 
Ausgangspositionen erreicht. So wird es auf der einen Seite eine Reihe von 
Regionen geben, die die ökonomisch-soziale Restrukturierung als »führen- 
de« Regionen vorantragen - wobei unterschiedliche Entwicklungspfade 
analog der Differenzierungen innerhalb der Gruppe west-europäischer 
»Aufsteiger«-Regionen möglich sind -, und es wird auf der anderen Seite 
eine Reihe von Regionen geben, denen weder eine Einglie derung in die 
räumliche Arbeitsteilung des erweiterten europäischen Wirt schaftsraumes 
noch die erfolgreiche regionalwirtschaftliche Erneuerung im jeweiligen na- 
tionalen Kontext gelingt. Ein derartiger Polarisierungs-Effekt hat sich nach 
Gorzelak (1996) bei der Restrukturierung des Regionalsystems in Ostmit- 
teleuropa in den vergangenen Jahren bereits deutlich manifestiert. 

In Verbindung mit der räumlich selektiven Industrialisierungspolitik der 
planwirtschaftlichen Ära wurde in Ostmitteleuropa eine Re gionalstruktur 
ausgebildet, bei der sich in der Tschechischen Republik, der Slowakei und 
Ungarn die metropolitanen Regionen zu dominanten nationalen Industrie- 
zentren formierten, während in Polen eine Reihe von hochent wickelten In- 
dustriezentren (z.B. Lodz, Kattowice, Gdansk, Wroclaw, Poznan), die mit 
bedeutenden städtischen Agglomerationsgebieten zusam menfallen, über 
das Land verteilt sind. Unter Einbeziehung des ungleichmäßigen Aus baus 
von Infrastrukturen zeichnet sich die Regionalstruktur in allen genann ten 
Ländern Ostmitteleuropas durch ein tradiertes West-Ost-Gefälle (Gorzelak 
1996), ein Gefälle zwischen den wirtschaftlich stärker entwickelten west li- 
chen und demgegenüber zurückgefallenen östlichen Landesteilen aus (die 
Regionalstruktur Ungarns war eher durch ein Nord-Süd-Gefälle charakteri- 
siert, das in der Gegenwart von einem neuen West-Ost-Gefälle überformt 
wird). So gab es zwischen den Regionen Ostmitteleuropas bereits vor der 
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»Öffnung des Ostens« gravierende Ungleichheiten bzw. Entwicklungsu n- 
terschiede. Die regionale Differenzierung der langfristigen wirt schaftlichen 
Entwicklung in Ostmitteleuropa hat eine für den gegenwärtigen Restruktu- 
rierungsprozeß einflußreiche regionale Differenzierung von sozialen und 
wirtschaftlichen Einstellungen und Handlungsmustern, Fähigkeiten und 
Kompetenzen hervorgebracht: Es gibt Regionen (wie z.B. in Polen das 
westlich-zentrale Gebiet Wielkopolska mit der heutigen Wojewodschaft 
Poznan als Mittelpunkt) mit einer ausgeprägten Tradition und Befähigung 
wirtschaftlicher Selbstorganisation und »unternehmerischer« Aktivität, Re - 
gionen mit institutionellen Ressourcen und wirtschaftlich-sozialen Kom pe- 
tenzen, welche die endogene Erneuerungsfähigkeit der regionalen Ökono- 
mie befördern und im gegenwärtigen Transformationsprozeß positiv ge- 
nutzt werden können. Diese Eigenschaften treffen nach Gorzelak (1996) in 
Polen auf eine Reihe von Regionen mit großstäd tischem Sozialgefüge und 
Wirtschaftsmilieu (wie Warschau, Krakow, Gdansk und Szczecin) zu. 

Die Regionen Ostmitteleuropas verfügen somit über unterschiedliche »Ka - 
pazitäten« zur Bewältigung der mit der Systemtransformation verbundenen 
regionalwirtschaftlichen Restrukturierung. Vor allem Regionen mit hohem 
Urbanisierungs- und Industrialisierungsgrad, insbesondere jene mit einer 
diversifizierten industriellen Struktur und einer hochentwickelten Infra- 
struktur, haben die besseren Chancen hinsichtlich der Neugründung von 
Unternehmen und der Anziehung von ausländischen Investitionen. Die Pri- 
vatisierung und Neugründung privatwirtschaftlicher Unternehmen sowie 
die ausländischen Investitionsaktivitäten werden meist als Indikatoren der 
»Anpassungsfähigkeit« der Regionen an die neuen ökonomischen Rahmen- 
bedingungen begriffen. Nach Bachtler/Downes (1993) und Gorzelak 
(1996) hängt das Potential einer Region zur Bewältigung des Transforma- 
tionsprozesses von drei Gruppen von Ein flußfaktoren ab: Erstens die Di- 
versifizierung der ökonomischen Struktur: Dazu gehören Niveau und Diffe- 
renzierung der Qualifikation der regionalen Arbeitskräfte, die Qualität von 
Produktionsanlagen, und vor allem der Grad der Diversifizierung der regio- 
nalen Wirtschaft. Hierunter verstehen Regionalforscher meist die sektorale 
Diversifizierung, da sie diversifizierte Regionalökonomien als Gegensatz 
zu »mono-strukturierten« (d.h. sektoral spezialisierten) Regionen begreifen 
- es läßt sich aber auch die institutionelle Diversifizierung im Sinne der 
Vielfalt von Unternehmenseinheiten in den Mittelpunkt stellen, wenn der 
Blick auf die Qualitäten des regionalwirtschaftlichen Beziehungsgeflechts 
gerichtet werden soll. Die zweite Gruppe von Einflußfaktoren bezeichnet 
das regionalökonomische Entwicklungsniveau, womit auf der einen Seite 
der Grad der Urbanisierung und In dustrialisierung sowie indirekt der Um - 
fang und die Differenzierung des regionalen Arbeitsmarktes und die Qu a- 
lität der Infrastrukturausstattung angesprochen sind (wobei städtische Ag- 
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glomerationsgebiete diesbezüglich das höchste Entwicklungsniveau auf- 
weisen), auf der anderen Seite das regionale » business environment« 
(lokale Verfügbarkeit von Zulieferern und Dienstleistern) und die Qualitä- 
ten des regionalen » Wirtschafts-Milieus« im Sinne der unternehmerischen 
Handlungsorientierungen und Befähigungen regionalwirtschaftlicher Ak- 
teure (wobei die Agglomeration von Wirt schaftsaktivitäten in städtischen 
und/oder industriellen Verdichtungsgebieten förderlich ist). Die dritte 
Gruppe von Einflußfaktoren umschreibt die großräumige Lagequalität ei- 
ner Region und ihre relative Distanz zu den Zentren von Kapital, Investi - 
tionsmitteln und fortgeschrittenen Technolo gien (wobei in erster Linie die 
metropolitanen Wirtschaftszentren und führenden Industrieregionen West- 
Europas angesprochen sind, an zweiter Stelle aber auch die metropolitanen 
Zentren der Länder Ostmitteleuropas). Die Lagequalität einer Region läßt 
sich darüberhinaus direkt auf ihre verkehrsgeographische Lage im gesamt- 
europäischen Wirtschaftsraum beziehen, wobei auch die Nähe der jeweil i- 
gen Region zu leistungsfähigen internationalen Verkehrsverbindungen des 
Straßen-, Schienen- und Luftverkehrs sowie die Nä he zu einem großstädti- 
schen Agglomerationsgebiet von Bedeutung ist. 

Aus der Kombination der drei Gruppen von Einflußfaktoren entwickelt 
Gorzelak (1996) für Polen eine Typologie der Regionen nach ihrem »Po - 
tential zur Transformation«. Auf dem einen Extrem dieser Typologie liegen 
die führenden Zentren der Transformation (im Falle Polens die Regionen 
Warschau, Poznan, Wroclaw, Krakow, Gdansk), die sich durch eine diver- 
sifizierte regionalökonomische Struktur, ein hohes Entwicklungsniveau 
und eine gute Lagequalität auszeichnen, gefolgt von der Gruppe jener R e- 
gionen, die zwar nur ein mittleres regionalökonomisches Entwic klungsni- 
veau aufweisen, aber auf Basis einer diversifizierten Wirtschaftsstruktur 
und guten Lagequalität für den Transformationsprozeß »relativ gut vorbe- 
reitet« sind (z.B. Szcezecin, Zielona Gora, Bydgoszcz). Auf dem anderen 
Extrem der Typologie stehen Problemregionen mit großen Anpassungs- 
schwierigkeiten im Transformationsprozeß: dazu gehören eine Reihe von 
Industrieregionen, die zwar über ein hohes wirtschaftliches Entwick - 
lungsniveau und mittlere bis gute Lagequalitäten verfügen, aber hinsich t- 
lich ihres mono-strukturierten Industriesektors im Transformationsprozeß 
mit großen Schwierigkeiten konfrontiert sind (z.B. Katowice, Lodz, 
Walbrzych); zweitens gehören zu den Problemregionen eine Reihe von 
mono-strukturierten Agrarregionen mit geringem Entwicklungsniveau und 
peripherer Lage. 

Im Prozeß der regionalökonomischen Restrukturierung zeigt sich in den 
Ländern Ostmitteleuropas eine deutliche Korrespon denz zwischen der sied- 
lungsstrukturellen Charakteristik und der Wirtschaftsstruktur individueller 
Regionen einerseits und dem Umfang der Privatisierung und Neugründung 
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von Unternehmen andererseits: bei der Neuformierung privatwirtschaftli- 
cher Unternehmen kommt den Hauptstädten der jeweiligen Länder eine 
führende Rolle zu - die metropolitanen Zentren und großen städtischen Ag- 
glomerationsgebiete weisen stark überdurchschnittliche Kon zentrationen 
von privatisierten und neuen Unternehmen auf (Bachtler/Downes 1993). In 
diesen Ballungszentren hat sich der Privatsektor im Bereich Handel und 
unternehmensbezogene Dienstleistungen ebenso wie im Bereich industr i- 
eller Produktion am schnellsten entwickelt, wobei die industrielle Re- 
strukturierung auch eine erhöhte Konzentration industrieller Produktions- 
aktivitäten in den führenden Wirtschaftsregionen mit sich brachte 
(Gorzelak 1996). Die in einzelnen Regionen beson ders ausgeprägte Dyna- 
mik der Neuformierung eines Sektors von Privatun ternehmen ist zum Teil 
auf tradierte regionalwirtschaftliche Strukturen zurückzuführen: so gibt es 
z.B. in Polen »private business belts« um Warschau und Poznan herum, die 
sich bereits in den 70er Jahren formiert hatten (Gorzelak 1996; Stryjakie- 
wicz 1995) und ihre besonderen wirtschaftlichen Strukturen wie z.B. die 
Dominanz kleiner und mittlerer Betriebe in der Transformationsphase bei- 
behielten - dazu gehören u.a. die Städte Lomianski bei Warschau, Swar- 
zedz bei Poznan, Kalwaria bei Krakow. Hier zeichnet sich ab, daß Regi o- 
nen mit ausgeprägten Traditionen privater Geschäftstätigkeit, die in der 
Nähe der Märkte eines großen städtischen Ballungszentrums lokalisiert 
sind, im gegenwärtigen Transformationsprozeß eine »bevorteilte« Aus- 
gangsposition nutzen können. In Polen hat die »offene« Grenze in Verbin- 
dung mit den Investitionsaktivitäten westlicher Firmen u.a. eine weitrei- 
chende Restrukturierung der Holzverarbeitungs- und Möbelindustrie mit 
sich gebracht. Deutsche, schwedische, und U.S.-amerikanische Unter- 
nehmen der Holzverarbeitungs- und Möbelindustrie haben sich in Polen an 
vielen Joint Ventures beteiligt oder Produktionsstätten übernommen, und 
diese als billige Zulieferer in ihre europäischen Produktionsnetze integriert. 
Die polnische Möbelindustrie ist innerhalb weniger Jahre zum drittgrößten 
Möbelexporteur Europas aufgestiegen; dabei drohen jedoch die Exporte der 
von West-Firmen übernommenen/kontrollierten Unternehmen inzwischen 
die Exporte der polnischen Unternehmen zu verdrängen. In dieser Konkur- 
renz hat sich u.a. ein traditioneller industrieller Di strikt der polnischen Mö- 
belindustrie behaupten können, der in der westpolnischen Wojewodschaft 
Poznan liegt (Stryjakiewicz 1995): die Stadt Swarzedz (ca. 20000 Einwoh- 
ner), die ein dichtes Netzwerk von 1320 speziali sierten Kleinbetrieben der 
Holzverarbeitungs- und Möbelindustrie sowie einen Großbetrieb (mit über 
1300 Beschäftigten) hat, und auf Basis der Struk turen industrieller Distrikte 
über eine hohe Anpassungs- und Erneuerungsfähigkeit verfügt. Das klein- 
betriebliche Netzwerk mit seinen langfristig be wahrten handwerklichen 
Kompetenzen und seiner flexiblen Spezialfertigung hat bereits in der 
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staatssozialistischen Ära eine überlebensfähige »Insel der Privatwirtschaft« 
gebildet und verfügt bis heute über dichte informelle Bezie hungsnetze zwi- 
schen den Betrieben sowie kollektive unterstützende Einrich tungen der lo- 
kalen Möbelproduzenten (Stryjakiewicz 1995). So kann der in dustrielle Di- 
strikt von Swaredz als ein Beispiel für die Revitalisierung regionaler Öko- 
nomien in Ostmitteleuropa (und ihre endogenen Bedingungen) angesehen 
werden. Die »geographische Reichweite« solcher Beispiele scheint jedoch 
in Ländern Ostmitteleuropas nur gering zu sein. Die Formierung eines pri- 
vatwirtschaftlichen Sektors kleiner und mittlerer Unternehmen im Trans- 
formationsprozeß stellt sich weithin eher als ein Prozeß der /nformalisie- 
rung von Produktionsstrukturen dar. 


Formierung eines privatwirtschaftlichen Sektors auf »informeller B asis« 


Die Schaffung eines privatwirtschaftlichen Unternehmens sektors vollzieht 
sich in den Ländern Ostmitteleuropas auf mehreren Schienen: durch die 
Privatisierung von Staatsunternehmen, durch die Schaffung von neuen 
Unternehmen und Joint-Ventures auf der Basis ausländ ischer Direktinvesti- 
tionen, und durch die Neugründung kleiner und mittlerer Privatunterne h- 
men (KMU). In Polen sind die Neugründungsaktivitäten im KMU-Sektor 
schneller vorangeschritten als die Privatisierung von Staatsunternehmen. Es 
kam zu einer regelrechten Gründungswelle von privaten Klein unter- 
nehmen, und bereits im Jahre 1992 wurden über 1,5 Mio kleine und mittle- 
re Privatunternehmen registriert, von denen nur ca. 50000 mehr als 5 Be- 
schäftigte hatten (Storm-Pedersen 1993). Der größte Teil dieser KMU's ist 
im Bereich von Handels- und Dienstleistungsaktivitäten aktiv, während nur 
ein geringer Teil mit materiellen Produktionsaktivitäten beschäftigt ist. Die 
massenhafte Neugründung von kleinen und mittleren Handels- und Dienst - 
leistungsunternehmen hat unter den Bedingungen eines radikalen ökonom i- 
schen Strukturbruchs nicht einen den westeuropäischen Ländern vergleic h- 
baren KMU-Sektor hervorgebracht, sondern eine » Basar-Ökonomie«: da- 
mit wird eine Form privatwirtschaftlicher Aktivitäten umschrieben, mit der 
kleine und mittlere Unternehmen unter höchst unsicheren und schwierigen 
Geschäftsbedingungen zu überleben suchen, indem sie auf kurzfristige 
Handelsgeschäfte und Spekulationsaktivitäten setzen. Diese Orientierung 
wird noch tendenziell verstärkt durch die neuen Finanzierungsinstitutionen, 
insofern als die Banken den KMU gewöhnlich keine längerfristigen Kre- 
dite für den Aufbau oder die Modernisierung von Produktionen bereitste ]- 
len, sondern es vorziehen, kurzfristige Kredite für Geschäftsaktivitäten mit 
schnellem Kapitalumschlag (insbesondere für Handelsgeschäfte und busi- 
ness services) zu vergeben (Stryjakiewicz/Potrzebowski 1995; Storm- 
Pedersen 1993). Die Ausbreitung einer Basar-Ökonomie hat für die Per- 
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spektiven (regional-) ökonomischer Entwicklung problematische Konse- 
quenzen: im Rahmen der Basar-Ökonomie ist es rational, sich in kurzfrist i- 
gen Handels- und Spekulationsgeschäften zu engagieren, statt qualifizierte 
Produktionsaktivitäten auf der Basis industrieller oder handwerklicher 
Kompetenzen zu entwickeln (oder zu revitalisieren). Dies veranlaßt Storm- 
Pedersen (1993) zu der These, daß die Ausbreitung einer Basar-Ökonomie 
mit schnellen Gewinnaussichten und entsprechenden Verhaltensorien- 
tierungen tendenziell den Anreiz zur Neugründung von kleinen und mitt- 
leren Unternehmen im Bereich produktiver Aktivitäten untergräbt und da- 
mit Entwicklungspotentiale eines KMU-Sektors im Produktionsbereich 
schwächt. 

Die These der Herausbildung einer Basar-Ökonomie im Transformations- 
prozeß wird zwar nicht auf bestimmte Regionen Ostmitteleuropas bezogen, 
doch scheinen speziell Grenzregionen für die Ausbreitung einer Basar- 
Ökonomie besonders förderliche Rahmenbedingungen zu bieten. Hier fi n- 
den die grenzüberschreitenden Handels- und Dienstleistungsaktivitäten 
kleiner und mittlerer Privatunternehmen im Bereich von grenznahen Han- 
delsplätzen ein optimales Geschäftsmilieu. Die grenznahen Handelsplätze 
sind räumliche Verankerungspunkte einer speziellen »Basar«-Ökonomie, 
die sich auf Exportaktivitäten gründet. Die privaten grenzüberschrei tenden 
Handels- und Dienstleistungsaktivitäten sind der führende wirtschaftliche 
Wachstumssektor der deutsch-polnischen Grenzregionen. In einigen Grenz - 
städten und grenznahen Bezirken ist der grenzüber schreitende Handel zur 
wirtschaftlichen Existenz basis für mehr als die Hälfte der lokalen Erwerb s- 
bevölkerung geworden. Mit diesen Aktivitäten wurde in Polen 1995 ein 
Gesamt-Umsatz von 6 Mrd. US $ erzielt, was ungefähr 6-10% des nati o- 
nalen Bruttosozialprodukts und einem Viertel der polnischen Exporte ent - 
spricht (Stryjakiewicz 1996). Die Ausbreitung der wirtschaftlichen Hand- 
lungsregeln einer (auf kurzfristige Geschäfte und schnellen Gewinn orien- 
tierten) Basar-Ökonomie zu Lasten der Entwick lungsmöglichkeiten von 
Produktionsaktivitäten im KMU-Sektor läßt sich für die Grenzregion nicht 
direkt belegen. Doch weisen z.B. Romiszewska/Rutowska (1996, 84) dar- 
auf hin, daß »sich die Handelstätigkeit in Slubice und Gubin dynamisch 
entwickelt, die Produktion aber großenteils dem Zwischenhandel weicht«. 
Stryjakiewicz (1996) stellt heraus, daß sich in vielen Grenzstädten und 
Grenzgemeinden machtvolle »Lobbies« der kleinen pri vaten Handels- und 
Dienstleistungsunternehmen formiert haben, die in der Lage sind, ihnen 
nicht genehme wirtschaftliche Projekte zu verhin dern, und die nicht an 
Aktivitäten des produzierenden Gewerbes oder Industrieansied lungen in- 
teressiert sind. Auf der anderen Seite stimulieren die in den Basaren veran- 
kerten privaten Handelsaktivitäten als Exportaktivitäten auch die Re- 
vitalisierung von Produktionszweigen, die ihre Fertigung flexibel an die 
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Nachfrage und Kundschaft der Basare anpassen. Die vielen Kleinbetriebe, die 
als Produzenten für die Basar-Händler tätig sind, lassen sich stati stisch kaum 
erfassen, da sie zum großen Teil einem ausgedehnten informellen Sektor an- 
gehören. Die Produzenten dieser Basar-Ökonomie sind auch nicht unbedingt 
in der Grenzregion lokalisiert, und ebensowenig sind alle bedeuten den Basare 
Polens in Grenzgebieten zu finden: Die größten Basare sind auf Käufer aus 
den Ländern Osteuropas orientiert, für die eine grenznahe Lage des Han- 
delsplatzes kaum von Belang ist, so daß sich die se Basare in metropolitanen 
Regionen Polens finden - dazu gehören War schau mit dem Markt im Stadion 
Dziesieciolecia, und Lodz mit den Märkten von Tuszyn und Rzgow im nahen 
Umland der Stadt. Der Basar im Warschauer Stadion beschäftigt direkt ca. 
6500 Personen, und indirekt weitere 60-70000 Personen, die als Produzenten 
und Zulieferer für den Markt fun gieren (Stryjakiewicz 1996). Die Basare im 
nahen Umland von Lodz sind vorwiegend Produzenten-Märkte für Textilien 
und Bekleidung, auf denen die Produktion von rund 7000 Kleinbetrieben 
(WPROST 10, 5.3.1995) hauptsächlich an Händler aus osteuropäischen Län - 
dern verkauft wird (welche die Ware dann im Heimat land an Einzelkunden 
weiterverkaufen). In diesem neuen Sektor von Kleinproduzenten der Textil- 
und Bekleidungsindustrie sichern u.a. viele der durch den Zusammenbruch 
der großen staatlichen Textilfabriken von Lodz arbeitslos gewordenen Nä- 
her-, Weber- und SchneiderInnen ihr wirtschaftliches Überleben in den 
Strukturen einer informellen Ökonomie. Hier zeigt sich, daß die Rede vom 
»Zusammenbruch der Ostmärkte« relativiert wer den muß: in bestimmten Pro - 
duktionszweigen ist der »formelle«, ehemals staatssozialistisch organisierte 
Markt- und Produktionszusammenhang zusammengebrochen, jedoch an sei- 
ne Stelle ein neu formierter informeller Markt- und Produktionszusam - 
menhang getreten (Transformation stellt sich hier als ein Prozeß der Infor- 
malisierung dar). Die Basar-Ökonomie der Märkte für grenzüberschreitenden 
Handel scheint nicht unbedingt auf Kosten von Produktionsaktivitäten zu 
blühen, sondern eher eine Reorganisation von Produktionsnetzen in den 
Strukturen einer informellen Ökonomie voranzu treiben. Diese schaffen eine 
Existenzbasis für tausende von Kleinstbetrieben und » Sweatshops«, sind aber 
kaum als Vorboten einer Formierung neuer industrieller Distrikte mit kolla- 
borativen Unternehmensnetzen, hoher technologischer Kompetenz und inn o- 
vativen Produktionssystemen anzusehen. 


Räumliche Verteilung ausländischer Direktinvestitionen 


Die ausländischen Direktinvestitionen haben sich zunächst höchst un- 
gleichmäßig auf die verschiedenen Länder Ostmitteleuropas und Osteuro- 
pas verteilt: die von 1990 bis 1995 verzeichneten Investitionen in Höhe von 
insgesamt ca. 35,7 Mrd. US $ sind zu 70 % nach Ungarn, Polen, in die 
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Tschechische Republik und die Slowakei geflossen (nach Rußland gingen 
etwa 12%, und der Rest verteilt sich auf die Ukraine, Rumänien, Bulgarien, 
Slovenien u.a.); die ca. 24,8 Mrd. US $, die auf die vier zuerst genannten 
Länder (Visegrad-Staaten) entfielen, verteilten sich zu 45% auf Ungarn, 
29% auf Polen, 23% auf die Tschechische Republik und 3% auf die SI o- 
wakei (Altvater/Mahnkopf 1996, 461). Ungarns herausgehobene Stellung 
beim Zufluß ausländischen Kapitals ist von der schon frühzeitig erfolg ten 
Öffnung nach Westen befördert worden (Sadler/Swain 1994) - das Land 
hatte seit 1968 im Kontext von ökonomischen Reformen seine Wirtschafts- 
beziehungen nach Westeuropa ausgebaut. So konnte Ungarn, in das seit 
dem Investitionsschutzgesetz von 1976 regelmäßig deutsches Kapital ge- 
flossen war (Kröger et al 1994), auf Basis der längst etablierten Wirt - 
schaftsverbindungen zu westlichen Unternehmen bei der »Akquisition« 
ausländischer Direktinvestitionen eine Spitzenposition unter den Ländern 
Ostmitteleuropas erreichen. 

Ähnlich wie das Muster der regional ungleichmäßigen Formierung eines 
Privatsektors korrespondiert die räumliche Verteilung von ausländischen 
Direktinvestitionen in Ostmitteleuropa auf regionaler Ebene mit der sied- 
lungsstrukturellen Charakteristik und der Wirtschaftsstruktur der Regionen: 
es sind wiederum die metropolitanen Zentren (insbesondere die Haupt- 
städte) und großen städtischen Agglomerationsgebiete, die eine stark übe r- 
durchschnittliche Konzentration von ausländischen Direktinvestitionen 
aufweisen (Bachtler/Downes 1993; Sadler/Swain 1994). Allein in den Re- 
gionen Budapest und Prag sind jeweils mehr als 50% aller in Ungarn bzw. 
der Tschechischen Republik entstandenen Joint Ventures lokalisiert, in der 
Region Warschau sind es mehr als 35%, wobei sich aufgrund der polyzen- 
trischen Struktur des polnischen Städtesystems die in Polen geschaf fenen 
Joint Ventures auf eine Reihe bedeutender Agglome rationen konzentrieren 
(Mync 1992; Gorzelak 1996). Daneben hat sich ein zweites Muster der 
räumlichen Verteilung ausländischer Investitionsaktivitäten ausgebildet, 
das in einem West-Ost-Gefälle zum Ausdruck kommt: die näher am west- 
europäischen Wirtschaftsraum gelegenen Regionen Ostmitteleuropas zei- 
gen tendenziell eine stärkere Konzentration von ausländischen Direktinv e- 
stiionen und Joint Ventures als die jeweiligen östlichen Landesteile 
(Bachtler/Downes 1993). Dieses Verteilungsmuster korrespondiert zum ei- 
nen mit dem generell höheren regionalökonomischen Entwicklungsniveau 
der westlichen Regionen Ostmitteleuropas, zum anderen ist es Ausdruck 
der Konzentration eines Teils der ausländischen Investitionsaktivitäten ın 
Grenzregionen der Länder Ostmitteleuropas, wobei u.a. die größere Nähe 
zu den Wirtschaftszentren Westeuropas als Erreichbarkeitsvorteil wahrge- 
nommen wird (Kröger et al 1994). 
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Eine ausgeprägte Konzentration von ausländischen Direktinve stitionen in 
Grenzregionen hat sich insbesondere in der Tschechi schen Republik in den 
Regionen Nord-Böhmen (angrenzend an Sachsen) und Süd-Mähren (an- 
grenzend an Österreich) ausgebildet, sowie in der Slowakei in Bratislava 
und der Region West-Slowakei. In Ungarn, das im Vergleich zu den and e- 
ren Ländern Ostmitteleuropas eine viel gleichmäßigere räumliche Verte i- 
lung ausländischer Investitionsaktivitäten aufweist, sind insbesondere in 
den Grenzregionen Györ-Sopron und Vas (angrenzend an Österreich) Kon- 
zentrationen ausländischer Direktinve stitionen festzustellen. In Polen zei- 
gen die grenznahen Regionen im Vergleich zu den Agglomerationsgebieten 
im Landesinneren bislang keine aus geprägte Konzentration ausländischer 
Investitionsaktivitäten, mit Ausnahme der Region Szczecin (Zentrum für 
Schiffbau mit relativ diversifizierter Wirtschaftsstruktur). 

Bei der regionalen Verteilung ausländischer Direktinvestitionen in Polen 
zeigt sich zum einen, daß die Agglomerations-Wojewodschaften eine füh- 
rende Position einnehmen, zum anderen, daß eine Reihe von Regionen 
Westpolens, darunter die Wojewodschaften des Grenzgebiets an der mittl e- 
ren Oder und Neiße, ein »mittleres Niveau« der Konzentration ausländi- 
scher Investitionen aufweisen - es existiert somit ne ben einer Dominanz der 
Agglomerationszentren ein West-Ost-Gefälle (Stryjakiewicz 1996; Gor- 
zelak 1996). Dies läßt sich als Überlagerung zweier Standortmuster inter- 
pretieren: in der Konzentration ausländischer Investitionsaktivitäten auf die 
Agglomerations-Regionen kommt ein Standortmuster zum Tragen, bei dem 
auf Basis weiträumiger internationaler Unternehmens beziehungen »neue« 
Produktionsstandorte zum Zwecke der Markterschließung etabliert werden. 
Nach Maßstäben der »globalen« unternehmerischen Stand ortpolitik werden 
die zur Erschließung des polnischen Marktes dienenden Wirt- 
schaftsaktivitäten westeuropäischer Firmen eher in einer der großen Stadt- 
regionen lokalisiert als im grenznahen Raum Westpolens. Dagegen läßt 
sich die (weniger stark ausgeprägte) Konzentration ausländischer Direkti n- 
vestitionen auf Regionen Westpolens als Ausdruck der Formierung eines 
Standortmusters begreifen, bei dem neue überregionale Produktions- 
beziehungen auf Basis von Strategien der Kostenreduzierung geschaffen 
werden. Dieses Standortmuster bietet sich vor allem für jene Produktions - 
aktivitäten an, welche die Belieferung des deutschen Marktes bezwecken. 
Sog. Lohnveredelungsindustrien, deren Erzeugnisse re-exportiert werden, 
können bei Ansiedlung in dem zum Zielland nahegelegenen Grenzgebiet 
einen Transportvorteil bieten, vorausge setzt die Verkehrs verbindung zum 
Zielland ist in der Grenzregion »besser« als in den übrigen Gebieten (und 
die Durchlaßkapazität der Grenze ist ausreichend). Bisherige Beispiele für 
eine wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen deut schen und polnischen 
Unternehmen in der mittleren Grenzregion laufen meist auf neue regions- 
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übergreifende Verbindungen zwischen der polnischen Seite der Region 
und westdeutschen Firmen hinaus. Soweit sich diese Form von Unter - 
nehmensbeziehungen ausbreitet, droht der deutsch-polnischen Grenzregion 
eine »gespaltene« Entwicklung: relativ günstige Aussichten auf der polni - 
schen Seite der Grenzregion, Stagnation und weiterer Niedergang auf der 
deutschen Seite. Neue Wirtschaftsverflechtungen zwischen westeuropäi- 
schen und ostmitteleuropäischen Unternehmen führen also nicht zwingend 
zur Aufwertung der Grenzregionen, oder zur Formierung von grenzüber- 
schreitend integrierten Wirtschaftsregionen an der Schnittstelle von »West« 
und »Ost«. Hier besteht eher die Gefahr, daß sich neue Wirt schaftsver- 
flechtungen zwischen Unternehmen in West-Deutschland und West-Polen 
ausbilden und die ostdeutschen Teile der Grenzregion »überspringen«, d.h. 
im Windschatten der Entwicklung zurücklassen (Krätke 1996). 

Die ausländischen Investitionsaktivitäten können zwar als ein bedeutender 
Einflußfaktor der wirtschaftlichen Entwicklung und Transformation von 
Regionen Ostmitteleuropas angesehen werden, doch läßt sich mit der regio- 
nalen /ntensität von Transformationsprozessen - für die Regio nalstudien 
häufig ausländische Direktinvestitionen und Joint Ventures als Teil-Indika- 
toren verwenden - nichts über die Art und Weise der damit verbundenen re- 
gionalökonomischen Restrukturierung aussagen - hinter den räumlichen 
Mustern der ausländischen Investitionsaktivitäten können unterschiedliche 
Strategien westlicher Unternehmen stehen (vgl. oben), die verschie- 
denartige regionale Entwicklungsmuster befördern. Nichtsdestoweniger 
bedeutet die räumlich selektive Konzentration der ausländischen Investi - 
tionsaktivitäten, daß westliches Kapital als zu sätzlicher, verstärkender Fak- 
tor bei der regionalen Polarisierung in Ostmitteleuropa wirksam ist (Hamil- 
ton 1995; Gorzelak 1996). 


Ergebnisse 


Die Erweiterung des gesamteuropäischen Wirtschaftsraumes durch die 
Einbeziehung des Ostens in eine globale Marktökonomie führt zu ei ner ak- 
zentuierten Polarisierungsstruktur des gesamteuropäischen Raumgefüges. 
Dieses Raumgefüge wird eher die Gestalt eines Mosaiks regionaler En t- 
wicklungstypen annehmen, als in großräu mige Korridore oder Achsen mit 
einheitlichen Funktions- und Entwick lungszusammenhängen gegliedert zu 
sein. Die mögliche Charakterisierung des Transformationsprozesses in 
Ostmitteleuropa als eine Entwicklung vom »sowjetischen Fordismus« 
(Murray 1992) zum »peripheren Fordismus« - analog früherer Phasen der 
geographischen Expansion fordistischer Massenproduktion in Billiglohnre- 
gionen Südeuropas durch Aufbau extern kontrollierter Montagefabriken 
(vgl. Lipietz 1987; Sadler/Swain 1994) - würde nur einen Ausschnitt der 
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Entwicklungen in diesem Wirtschaftsraum fassen, eine bestimmte Art von 
ausländischen Investitionsaktivitäten herausstellen. Dabei würden die 
Möglichkeiten zur Ausbildung von verschiedenartigen regionalen Ent- 
wicklungsmustern in Ostmitteleuropa ausgeblendet. Abgesehen von den 
unterschiedlichen Aus gangsbedingungen und internen Ressourcen der ost- 
mitteleuropäischen Regionen können auch die Investitionsaktivitäten 
transnationaler Unternehmen unterschiedlichen strategischen Orientierun- 
gen folgen: auf der einen Seite können sie primär Kosten vorteile wahrzu- 
nehmen suchen und im Osten neue »branch plant economies« schaffen 
(was mit dem Modell eines peripheren Fordismus korrespondiert), auf der 
anderen Seite können sie aber im Kontext von Strategien der Markter- 
schließung oder des Ausbaus europäischer Produktionsnetz e auch zur Auf- 
wertung von ausgewählten Produktionsstandorten Ostmitteleuropas beitra - 
gen. Insgesamt scheinen bei den Investitionsaktivitäten westlicher Firmen 
in Ostmitteleuropa Strategien der Bildung von Brückenköpfen zur Markt- 
erschließung im Vordergrund zu stehen. Auf diesem Hintergrund wird die 
Restrukturierung des Regionalsystems in Ostmitteleuropa kein einheit- 
liches wirtschaftsräumliches Entwicklungsmodell hervorbringen, sondern 
ein Mosaik unterschiedlicher regionaler Entwicklungstypen. 
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Bert Hoffmann 


Kuba: Die Reform von innen, die nicht stattfand 
Die Renaissance der kubanischen Sozialwissenschaften und die Reaktion der 
Staatsführung - eine Sichtung neuerer Publikationen aus K uba 


Was Macht ist, hatte Karl W. Deutsch einmal auf bemerkenswerte Weise 

definiert: »Power is the ability to afford not to learn.« In diesem Sinne 
stellte die kubanische KP im letzten Frühjahr eindrucksvoll unter Beweis, 

daß sie auch im siebten Jahre nach dem Fall der Berliner Mauer noch i m- 
mer die Macht auf der Karibikinsel hat. Die Macht, und keinen Lernbedarf: 
Die Parteiführung lancierte einen mit massiven Drohungen vorgetragenen 

»ideologischen Feldzug«, der die kubanischen Sozialwissenschaftler und 

Ökonomen, die sich über die Krise des Landes zu eigenständige Gedanken 

gemacht hatten, wieder in ihre Schranken verweisen sollte. Raul Castro, 
seines Zeichens Armee-Chef, Vizepräsident und Bruder Fidels, verlas vor 
dem Zentralkomitee der kubanischen KP einen zu trauriger Berühmtheit 

gelangten Bericht des Politbüros: Die Gefahr von Konterrevolution und 
Imperialismus lauere vor allem im Inneren, bei den Abweichlern in den e i- 
genen Reihen - namentlich und allen voran in den sozialwissenschaftlichen 
Studienzentren auf der Insel. Hier drohe die Gefahr von »Subversion« und 

»Diversionismus« und »das Entstehen einer Fünften Kolonne« des Feindes, 

das es mit aller Entschiedenheit zu bekämpfen gelte (R. Castro 1996, 6f; 
alle Übersetzungen: B.H.). Mit diesem Frontalangriff stutzte die Staatsfü h- 
rung einem Aufbruch in Kubas akademischer Welt die Flügel, in dem es 

offener als je zuvor zu einer kontroversen Debatte über die Probleme und 

Zukunftsperspektiven des kubanischen Sozialismus gekommen war. Diese 

Debatte nachzuzeichnen und - ein Jahr nach dem Paukenschlag von oben - 

eine vorläufige Bilanz dieses Konflikts zu ziehen, ist Anliegen dieses Be i- 
trags. 

Hintergrund der sozialwissenschaftlichen Diskussion in Kuba ist die for t- 
gesetzte und tiefgreifende Krise der sozialistischen Karibikinsel. Zwar ist 
die deprimierende Untergangsstimmung von vor drei Jahren überwunden, 

als Zehntausende von Kubanern und Kubanerinnen die Insel auf halsbr e- 
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cherischen Flößen verließen. Einige zentrale makroökonomische Indikato- 
ren zeigen sogar erste Signale einer Stabilisierung der Volkswirtschaft (vgl. 

Hoffmann 1996a, 134ff). Doch die bisherigen Erholungstendenzen sind 
nicht nur prekär und von Rückschlägen bedroht, sondern es ist auch eine 

Stabilisierung auf einem denkbar niedrigen Niveau. Zudem geht sie einher 

mit dem Entstehen einer neuen sozialen Ungleichheit, die von den Kub a- 
nern vielfach als sehr kraß empfunden wird. Für praktisch jeden Kubaner 

und jede Kubanerin hat der so tiefe Sturz der kubanischen Wirtschaft seit 

dem Zusammenbruch der Verbündeten in Übersee die Lebens perspektiven 
hinfällig werden lassen, auf die sie nach drei Jahrzehnten Socialismo Cu- 
bano mit der Sowjetunion im Rücken gebaut hatten. Der Zerfall der ök o- 
nomischen Basis hat auch all jene sozialen Netze und Institutionen, die mit 
der Revolution entstanden waren, einem tiefgreifenden Erosionsprozeß 
unterworfen - und neuen zur Geltung verholfen (Hoffmann 1996b). Das 
politische System selbst ist von diesem Erosionsprozeß keineswegs ausg e- 
nommen. In dieser Situation gewinnt die Debatte, die sich in Kubas Soz i- 
alwissenschaften in den letzten drei, vier Jahren entwickelt hat, besondere 

Bedeutung - umso mehr da derartige Diskussionen in anderen öffentlichen 
Räumen, etwa der Presse oder dem Parlament, gar nicht oder in noch sehr 
viel eingeschränkterem Maße geführt werden. 

Im folgenden soll diese Renaissance der kubanischen Sozialwissenschaften 

anhand einer Rezension zentraler Publikationen der letzten Jahre skizziert 
werden. Der erste Teil widmet sich dabei ausführlich einer Arbeit, die den 

unbestrittenen Mittelpunkt der Diskussion über die wirtschaftlichen R e- 
formperspektiven darstellt. Im zweiten Teil soll dann ein Überblick über 
eine Reihe von Veröffentlichungen gegeben werden, die sich bei der An a- 
lyse der politischen und gesellschaftlichen Krise auf Neuland begaben. 


Eine sozialistische Reformalternative gegen die 
Dollarisierung der Wirtschaft 


Als das Buch Cuba: La restructuraciön de la economia - Una propuesta 
para el debate (Kuba: Der Umbau der Wirtschaft - ein Vorschlag für die 
Debatte) in einem staatlichen kubanischen Verlag erschien, war dies eine 
mittlere Sensation für die akademische Welt der Insel. Noch am gleichen 
Abend, an dem der Band öffentlich präsentiert wurde, war die gesamte für 
den Verkauf in Pesos vorgesehene Auflage bereits vergriffen. Denn deutl i- 
cher als jede andere Publikation zuvor zeigte die Arbeit von Julio Carranza 
Valdes, dem Vize-Direktor des Zentrums für Amerika-Studien (CEA), und 
den beiden CEA-Mitarbeitern Luis Gutierrez Urdaneta und Pedro Monreal 
Gonzälez (Carranza et al. 1995), auf welch hohem wissenschaftlichen N i- 
veau und mit welchem politischen Selbstbewußtsein in Kuba über die Krise 
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des Landes und, mehr noch, über mögliche Alternativen zur aktuellen Pol i- 
tik der Regierung geschrieben werden konnte. Das ganze hatte nur einen 

Haken: die Veröffentlichung des Buches gab nicht den Anstoß zu einer 
breiten Debatte, wie es die Absicht der Autoren war, sondern markiert im 

Rückblick bereits den Höhepunkt jenes »akademischen Frühlings«, den das 

Politbüro in der Folge zur unerwünschten Jahreszeit erklärte. 

Schon der Titel signalisiert, auf welcher Ebene das Anliegen von Carranza 
et al. liegt: Erstens beschäftigt sich das Buch nicht mit einzelnen Aspekten 

der Krise oder mit ausgewählten Sektoren der Ökonomie, sondern es geht - 

und daran hatte sich bis dahin niemand herangewagt - um ein umfassendes 

und kohärentes Programm für den »Umbau der Wirtschaft«. Zudem weist 

der Untertitel darauf hin, daß es sich bei diesem Projekt eben nicht um die 

Ausformulierung der offiziellen Regierungspolitik handelt, sondern um e i- 
nen eigenen »Vorschlag für die Debatte«, um »eine gangbare sozialistische 

Alternative der Reform des Wirtschaftssystems« (S. 4). Die Ausformuli e- 
rung dieser Alternative stellt ein Fundament der gegenwärtigen Politik der 

Regierung Castro in Frage: daß ihre Politik die einzig mögliche ist. Mehr 

noch. Mit der Publikation von Carranza et al. wird offensichtlich, daß die 
Regierung selbst nicht in auch nur ansatzweise ähnlich umfassender Form 
dargelegt hat, wie denn ihre Pläne für die Zukunft der kubanischen Wir t- 
schaft über das tagesaktuelle Stückwerk hinaus aussehen. 

Dem eigentlichen Konzept zum »Umbau der Wirtschaft« vorgeschaltet ha- 
ben die Autoren eine Bestandsaufnahme der gegenwärtigen Situation. Di e- 
se führt jene vergleichsweise ungeschminkte Darstellung der Probleme fort, 

mit der Julio Carranza schon zwei Jahre zuvor mit seinem vielbeachteten 
Aufsatz Cuba: Los retos de la economia (Kuba: Die Herausforderungen, 
vor denen die Wirtschaft steht) neue Zeiten in Kubas akademischer Welt 

einläutete. Carranza hatte darin unter anderem den Beginn der gegenwärt i- 
gen Krise nicht auf 1989/90 und die Auflösung von UdSSR und RGW da- 
tiert, sondern bereits auf 1986. Denn schon 1986, so rechnete Carranza vor, 
zeichneten sich in der Binnenökonomie unübersehbar die Grenzen des bi s- 
herigen, extensiven Wachstumsmodells ab. Auch in Kubas Außenbezi e- 
hungen kam es bereits 1986 zum Bruch, als die Insel ihre stark angewac h- 
senen Devisenschulden nicht mehr bedienen konnte, den Schuldendienst 

einseitig aufkündigte und damit ihre internationale Kreditwürdigkeit verlor. 

»Aus diesen Gründen beschließt die kubanische Regierung 1986, die Wir t- 
schaftsbeziehungen mit den kapitalistischen Ländern auf ein Minimum zu 

reduzieren und sie stattdessen auf die Länder des RGW, vor allem auf die 

UdSSR, zu konzentrieren« (Carranza 1992, 133). Es war nicht zuletzt diese 

politische Entscheidung 1986 - just zu dem Zeitpunkt, als Gorbatschows 

Perestroika bereits begonnen hatte! -, die den Zusammenbruch der sozial i- 
stischen Verbündeten für Kuba so verhängsnisvoll machen sollte. Daran 
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anknüpfend fassen Carranza et al. in der Einleitung zu ihrem neuen Buch 
die Problemlage der kubanischen Wirtschaft in den folgenden drei Punkten 

zusammen: 

»1990 brechen in abrupter Form die bisherigen internationalen Verbindungen der kubanischen 

Wirtschaft weg. Das Land sieht sich dem Weltmarkt ausgesetzt, die nordamerikanische Blo k- 
kade wird effektiver wirksam (und zusätzlich verschärft durch das Torricelli-Gesetz), und die 
bis dahin ungelösten Probleme der wirtschaftlichen Effizienz [in der kubanischen Ökonomie] 

werden offensichtlicher und kostspieliger« (S. 2f). 

Zwischen den Zeilen klingt hier schon an, wo die Autoren Handlungsb e- 
darf für die kubanische Politik sehen. Denn die ersten beiden Punkte - den 
Weltmarkt und die Politik der USA - zu ändern, steht kaum in der Macht 
der Regierung in Havanna. Zumal die Regierung Castro nach 1990 im 
Rahmen des Möglichen auf diese beiden Punkte durchaus mit Erfolg re a- 
gierte: Sie hat der Blockade-Politik der USA getrotzt; und sie hat die er- 
zwungene Neuintegration in die Weltwirtschaft aktiv betrieben, den A u- 
ßenhandel umgestellt und eine begrenzte Außenöffnung der kubanischen 
Ökonomie zugelassen. Was mit dem Ausbau des internationalen Tourismus 

sowie der Förderung von Joint-venture-Unternehmen mit Auslandskapital 
begann, führte spätestens mit der Legalisierung des US-Dollars im Juli 
1993 zu einer regelrechten Zweiteilung der kubanischen Ökonomie in eine 

Dollar- und eine Peso-Sphäre. In dem eklatanten Auseinanderklaffen dieser 
beiden Währungswelten rächt sich nun aber, daß eine Antwort auf den 
dritten Punkt verweigert wurde: Im Sommer 1994 war der durchschnittl i- 
che staatliche Monats(!)lohn, schwarz getauscht, gerade noch anderthalb 
US-Dollar wert. War der Erhalt des politischen Status quo das allem übe r- 
geordnete Primat der Wirtschaftspolitik, so war der Niedergang der Peso- 
Ökonomie ihre nach unten offene Variable. 

Ein derartig krasses monetäres Mißverhältnis führt fast zwangsläufig zu s o- 
zialen Spannungen sowie zu schwerwiegenden ökonomischen Folgepr o- 
blemen. Wo ein Kellner in einem Touristenrestaurant an drei Abenden a |- 
lein durch das Trinkgeld soviel verdient wie ein Arbeiter in einem Stah I- 
werk mit 44-Stunden-Woche im ganzen Jahr, ist es nicht nur schwer, die 

egalitären Prinzipien der Revolution hochzuhalten, sondern auch die A r- 
beitsmotivation des Stahlarbeiters. So benennen Carranza et al. die negati- 
ven Auswirkungen der fast völligen Entwertung der Löhne: flächende k- 
kend gesunkene Arbeitsdisziplin, temporärer und dauerhafter Absentismus, 
zunehmende Verlagerung des Gelderwerbs auf den Schwarzmarkt etc. 

»Wo der Lohn - die materielle und soziale Anerkennung der Arbeit - nicht mehr das grundl e- 
gende Mittel zum Erhalt des persönlichen und familiären Wohlergehens darstellte, hatte all 

dies sehr negative Auswirkungen auf eine Gesellschaft von Arbeitern - und zwar nicht nur 

wirtschaftlich, sondern auch ideologisch« (S. 30f). 

Der zentrale Ausgangspunkt des Reformprogramms von Carranza et al. ist 
daher eine Währungsreform. Gerade um den sozialen Gehalt der Revolut i- 
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on zu retten, bestehen die Autoren auf der Notwendigkeit, diese unfriedl i- 
che Koexistenz von exklusiven Dollarsphären und darniederliegender Pe- 
so-Ökonomie zugunsten einer einheitlichen nationalen Währung aufzuh e- 
ben. Damit jedoch liegen die Autoren überkreuz mit der Politik der Regi e- 
rung, die sich im Sommer 1994 gegen die Durchführung einer Währung s- 
reform entschied und stattdessen auf die schrittweise Dollarisierung der 
Ökonomie setzt: Flächendeckend werden im ganzen Land staatliche Dol- 
lar-Supermärkte eingerichtet, neue Tankstellen mit digitalen Zapfsäulen 
und Dollar-Preisen schießen aus dem Boden, und neue staatliche Fast- 
Food-Ketten namens »El Räpido« und »Burgui« versorgen die Bevölke- 
rung, soweit sie über Kaufkraft in harter Währung verfügt, mit Hamburgern 
für zwei Dollar und Pepsi-Büchsen oder Heineken-Bier für einen. Auch für 
das Problem der Arbeitsmotivation setzt die Regierung auf den Dollar: In 
den »prioritären« Sektoren, d. h. vor allem in der Exportwirtschaft, erhalten 
die Arbeiter Prämienanreize in harter Währung (üblich sind z.B. in der T a- 
bakproduktion zwischen zwei und 20 Dollar im Monat - vgl. Hoffmann 
1996a, 113ff). 

An dieser Stelle ist ein Hinweis auf die Entstehung der Studie von Carranza 
et al. nötig. Das Buch ist die erweiterte und aktualisierte Fassung eines 
Entwurfs, den die Autoren im April 1994 den für die Wirtschaft Veran t- 
wortlichen in der kubanischen Regierung übergaben (selbstverständlich 
nicht-Öffentlich). Das Datum ist von Bedeutung: Das Projekt von Carranza 
& co war damit eine reale Handlungsalternative zu jenem Programm der 
»Sanierung der Staatsfinanzen« ohne vorherige Währungsreform, das die 
Regierung im Mai 1994 in Gang setzte. Zur Erinnerung sei hinzugefügt, 
daß das von Carranza et al. skizzierte Reformprojekt damit noch vor den 
spektakulären Ereignissen des Sommers 1994 entstand, vor den Unruhen in 
Havanna am 5. August und der folgenden Massenflucht von Zehntause n- 
den auf primitivsten Flößen. Erst auf diesen offenen Ausbruch der bis d a- 
hin latenten sozialen Krise antwortete die Regierung wenige Wochen sp ä- 
ter mit der Zulassung von Bauern- und Handwerksmärkten. Damit un ter- 
nahm sie den bislang wichtigsten Schritt in der Transformation der Funk - 
tionsmechanismen der kubanischen Ökonomie nicht als Teil einer gepla n- 
ten Reform, sondern als ein kurzfristig motiviertes Krisenmanagement. 

Es ist diese Kurzfristigkeit und Planlosigkeit der staatlichen Politik, die 
Carranza et al. kritisieren, wenn sie immer wieder die Notwendigkeit der 
Kohärenz und einer sinnvollen Abfolge der einzelnen wirtschaftspolit i- 
schen Maßnahmen betonen. Auch Carranza et al. hatten die Wiedereröff- 
nung der Bauernmärkte als zentrale Reformmaßnahme gefordert, um die 
kritisch gewordene Lebensmittelversorgung zu verbessern und um dem 
ausgeuferten Schwarzmarkt eine legale Alternative entgegenzustellen. Z u- 
vor jedoch hätte ein Währungsschnitt, so ihr Argument, den aufgestauten 
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Peso-Überhang abschöpfen und zumindest eine relative Gleichheit als 
Ausgangsbasis schaffen müssen, bevor neue, an den Kräften des Marktes 
und des Geldes orientierte Verteilungsmechanismen Einzug halten. 

Der aufgestaute Geldüberhang, dem in der rationierten Peso-Ökonomie 
keine legal käuflichen Waren gegenüberstehen, beträgt nach Angaben der 
Regierung nicht weniger als 14 komplette Monatsgehälter pro erwachsenen 
Kubaner. Dahinter aber steckt ein noch größeres Problem, denn dieser 
Überhang ist keineswegs gleichmäßig verteilt. Gerade durch die enormen 
Preis- und Lohnverzerrungen hatte Kubas Geldvermögen bereits vor (!) der 
Zulassung legaler Marktmechanismen eine Konzentration lateinamerikan i- 
schen Zuschnitts angenommen. Ein wenig bekannter Aufsatz des Zentrums 
zum Studium der kubanischen Wirtschaft (CEEC) in Havanna nennt dafür 
offizielle kubanische Zahlen: »[Im Mai 1994] kontrollierten 15% der B e- 
völkerung 70% der umlaufenden Geldmenge [in Pesos]. Bei der auf Bank- 
konten deponierten Geldmenge verfügten 6% der Sparer über 50% der 
Einlagen (...) [Zudem] ist der Teil der Bevölkerung, der den bedeutsamen 
Anteil der umlaufenden Geldmenge [in Pesos] auf sich vereinigt, gleic h- 
zeitig auch der, der den größten Teil der Geldmenge in US-Dollars ko n- 
trolliert« (Marquetti 1995, 19). Seitdem ist die Schere weiter auseinande r- 
gegangen. Damit aber ist die Frage einer Währungsreform keineswegs eine 
bloß »technische Frage« für den Streit der Experten, sondern von grundl e- 
gender und langfristiger Bedeutung: Sie definiert die ökonomischen und 
sozialen Fundamente jenes neuen Kubas, dessen Entstehung wir derzeit 
beiwohnen. Ohne diesen Schritt war die materielle Chancengleichheit der 
kubanischen Gesellschaft bereits verloren, noch bevor die ersten Marktr e- 
formen durchgeführt wurden. 

Noch wird in Kuba die Dramatik dieser Geldkonzentration durch die staa t- 
lichen Subventionen und die verbliebenen Reste der Warenverteilung über 
Rationierungskarten abgefedert. Die Frage für die Zukunft ist jedoch wohl 
weniger ob, sondern nur in welchem Tempo sowohl Subventionen wie 
auch rationierte Produkte in den kommenden Jahren reduziert werden. 

Das Währungsreform-Argument von Carranza et al. relativiert auch einen 
der größten Erfolge der Regierungspolitik, die relative Stabilisierung des 
Peso. Durch das harte staatliche Sparprogramm seit Mai 1994 einerseits 
und die Ausweitung des Produktangebots andererseits ist es der Regierung 
gelungen, den Wertverlust des kubanischen Peso zu stoppen und ihm wie- 
der realen Wert zu geben. Lag der schwarze bzw. freie Kurs zwischen Peso 
und Dollar im Sommer 1994 bei 150:1, so pendelte er zweieinhalb Jahre 
später nur noch um 25:1. In absoluten Zahlen ergibt dies immer noch einen 
durchschnittlichen Monatslohn von gerade 7 US-Dollar, doch in der Te n- 
denz ist der Erfolg durchaus respektabel. Hält man sich aber die ungleiche 
Verteilung des Peso-Vermögens im Mai 1994 vor Augen, dann war es hin- 
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sichtlich der sozialen Gerechtigkeit fatal, daß die Regierung die Stabilisi e- 
rung des Peso ohne einen vorangehenden Währungsschnitt begann; die 
Stärkung des Peso hat damit weniger den Lohnempfängern genützt als 
vielmehr den Besitzern der großen Peso-Vermögen. Es ist die bittere Lekt i- 
on von Carranza et al., daß diese Rückkehr der Ungleichheit keineswegs 
die unvermeidliche Konsequenz externer Zwänge war, sondern Folge einer 

konkreten Politik der kubanischen Regierung, zu der es durchaus Alternat i- 
ven gegeben hätte. 

Die Diskussion um die Währungsreform ist nur ein Punkt - wenn auch ein 

zentraler - in dem Reformprojekt, dessen Blaupause Carranza et al. zeich- 
nen. Sie legen dabei das Schwergewicht ihrer Arbeit auf die grundsätzliche 

»Architektur« des Umbaus, weniger auf eine detaillierte Bearbeitung der 

konkreten Einzelfragen, die sich dabei ergeben (was im Rahmen eines 200- 

Seiten-Buches auch nicht zu leisten wäre). Gerade für die konzeptionelle 

Ausarbeitung machen sich die Autoren die Auseinandersetzung mit der i n- 
ternationalen Fachliteratur - ob nun Przeworskis Studien über Reformen in 
Osteuropa und Lateinamerika oder Kornais Analyse der » soft budget con- 
straints« in real-sozialistischen Ökonomien - mit einer Selbstverständlic h- 
keit zu Nutze, die in Kubas Sozialwissenschaften ihresgleichen sucht. 

Um allen Mißverständnissen vorzubeugen: den Autoren geht es immer um 

ein ausdrücklich sozialistisches Reformprojekt, nicht um einen »Übergang 
zum Kapitalismus« (das Buch widmet ein eigenes Kapitel der Kritik an 

verschiedenen in den USA entwickelten » Transitionsszenarien« für Kuba). 
Carranza et al. gelingt es dabei, ihre Vorstellung von »einer anderen Form 

des Sozialismus« nicht nur zu beschwören, sondern sie - wenn auch b e- 
schränkt auf die ökonomische Ebene - zumindest als Zielvorstellung in den 

konkreten kubanischen Verhältnissen ein Stückweit zu füllen. Zentral ist 
für sie dabei die Unterscheidung zwischen Marktmechanismen und Besit z- 
verhältnissen. So wird einem »regulierten Markt« (S. 151f) mittelfristig’e i- 
ne zwar nicht absolute, aber doch weitgehende Steuerungsfunktion in der 

Ökonomie zugewiesen. Und sie sehen diese gebändigten Marktmechani s- 
men keineswegs als nur notgedrungen zu akzeptierendes Übel und Zug e- 
ständnis an die schlechten Zeiten, sondern als integralen Bestandteil »eines 

normalen Funktionierens einer sozialistischen Wirtschaft« (S. 14), die aus 

dem Scheitern der sowjetischen und osteuropäischen Modelle gelernt hat: 


»Oft wurde der Sozialismus für die erste der nicht mehr geldvermittelten Gesellschaften gehalten, 
dabei ist er in Wirklichkeit - im besten Falle - die letzte der geldvermittelten Gesellschaften« (S. 
14). 

Nicht die Negation von Marktmechanismen, sondern vielmehr »die Heg e- 
monie des gesellschaftlichen Eigentums ist die conditio sine qua non eines 
sozialistischen Projekts« (S. 6). Dabei betonen die Autoren aber auch, daß 

es ihnen um die Hegemonie sozialen Eigentums geht, nicht um dessen Ver- 
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absolutierung. Sie halten einen breiten (und durchaus zu fördernden!) Se k- 
tor von wirklich unabhängigen, privaten Klein- und Mittelbetrieben (bis zu 
einer im einzelnen festzulegenden Größe) für unverzichtbar. Diese Priva t- 
unternehmen sollen Läden und Lokale mieten und Lohnarbeiter anstellen 
dürfen - alles Punkte, die etwa im nach wie vor kommunistisch regierten 
Vietnam längst selbstverständlich sind, die aber über die in Kuba bisher 
zugelassene, vielfältig beschränkte »Ar beit auf eigene Rechnung« meilen- 
weit hinausgehen. 

Für große Bereiche der Wirtschaft sehen die Autoren in Genossenschaften 
adäquate Lösungen, um nicht-privates Eigentum mit ökonomischer Effiz i- 
enz zu verbinden. Schlüsselbereiche der Wirtschaft sollten aber auch lan g- 
fristig staatlich bleiben. Allerdings müßten auch die staatlichen Unterne h- 
men ein Korrektiv in Form von Marktmechanismen zu spüren bekommen 
und dürften nur in begründeten Fällen und in begrenztem Maße auf staatl i- 
che Subventionen zählen. Wenn die Verfasser hier unter anderem ein Ko n- 
kursgesetz vorschlagen, weil in letzter Instanz auch ein Staatsbetrieb keine 
Ewigkeitsgarantie ungeachtet seiner produktiven Leistung haben könne, 
dann geht auch dies sehr viel weiter als alles, was bisher in Kuba zum 
Thema Effizienzsteigerung des Staatssektors geäußert wurde. 

Schon im Vorwort schreiben Carranza et al., daß sie sich des »Risikos, für 
die Geschichtsbücher zu schreiben«, bewußt seien, »ein zwar löbliches 
Unterfangen, aber nicht Absicht dieses Buches« (S. VID. Zwischen dem 
Zeitpunkt seines Entwurfs - April 1994 - und dem seiner Veröffentlichung - 
Herbst 1995 - wurde jedoch viel Zeit verloren und es wurden entscheide n- 
de Weichen anders gestellt. Die Autoren haben verschiedene Versuche u n- 
ternommen, ihr Konzept den veränderten Voraussetzungen entsprechend zu 
aktualisieren. Spätestens aber mit der vernichtenden Brandrede Raül 
Castros vor dem 5. Plenum des ZK über »die bittere Erfahrung, die man 
mit dem Zentrum für Amerika-Studien gemacht hat« (R. Castro 1996, 7), 
der Entlassung des Direktors des CEA und der Versetzung von Carranza 
und anderen CEA-Wissenschaftlern an andere Einrichtungen liest sich das 
Buch letztlich doch als eine Publikation »für die Geschichtsbücher«: als 
verpaßte Gelegenheit; als Kubas Reform, die nicht stattfand; als der nicht 
unternommene Versuch einer grundlegenden Transformation der kuban i- 
schen Ökonomie von innen heraus und mit sozialistischem Vorzeichen. 


Das Problem der Demokratisierung in Kuba, oder: 
Versuche im Dunkeln über ein Minenfeld zu laufen 


Die Reaktion der Staatsführung - dies ist hier zu unterstreichen - richtete 
sich nicht allein gegen eine bestimmte einzelne Publikation oder Person. 
Die Attacke nahm zwar konkret das Zentrum für Amerika-Studien ins Visier, 
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machte dieses allerdings zum exemplarischen Fall; der Angriff galt den k u- 
banischen Sozialwissenschaften insgesamt, die in einer Vielzahl von Bere i- 
chen versuchten, über die bisherigen Beschränkungen hinauszukommen. 
Überflüssig zu sagen, daß es sich dabei ausnahmslos um Diskussionen 
handelte, die sich innerhalb des aktuellen politischen Systems verorteten. 
Überflüssig auch, daß dieser neue Schwung nicht alle gleichermaßen betraf 
und ein großer Teil des akademischen Establishments recht unberührt d a- 
von in alten Bahnen weiterarbeitete. 

A propos: Wer daran Interesse hat, dem sei der Vergleich zwischen der A r- 
beit von Carranza et al. und der herkömmlichen Behandlung des Themas 
etwa in dem nur ein Jahr zuvor im gleichen Verlag und in gleichem U m- 
fang erschienenen Buch von Miguel Alejandro Figueres (1994): Aspectos 
estructurales de la economia cubana (Strukturelle Aspekte der kubani- 
schen Wirtschaft) empfohlen. Figueres präsentiert eine Fülle von Daten, 
Produktionszahlen und Tonnenerträgen mit flächendeckendem Optimi s- 
mus, allerdings keinerlei Analyse ökonomischer Funktionsmechanismen. 
Beispielhaft das Kapitel mit dem Titel: »Beschäftigung - Mangel oder 
Überfluß?« (S. 12f): in keiner Zeile geht der Autor auf die Frage ein, die er 
in der Überschrift formuliert, sondern fährt stattdessen materialreich die 
stolze Bilanz des hohen Ausbildungsstands und der Integration der Frau in 
das Arbeitsleben auf, ohne auch nur - 1994! - ein einziges Problem anz u- 
sprechen, nicht Unterbeschäftigung, nicht Arbeitslosigkeit, nicht die g e- 
sunkene Arbeitsproduktivität, nicht den Wertverlust der Löhne, nichts. Für 
derartige Wissenschaft gibt es keinen Ärger von oben, sondern Aufstieg: 
Figueres firmiert heute als »Berater des Ministers«. 

Neben der Debatte um die wirtschaftlichen Reformmaßnahmen stand im 
Zentrum des Aufbruchs in Kubas Sozialwissenschaften die Suche nach e i- 
nem erneuerten Verständnis von Politik und Gesellschaft. Dabei ging es 
zum einen um neue Fragen, Themen und Begriffe: Dezentralisierung, Par ti- 
zipation, Ausdifferenzierung der Lebenswelten, Heterogenisierung der Be- 
völkerung, Zivilgesellschaft, Fragen der Emigration und der Beziehungen 
zu den Kubanern im Ausland wurden einige der leitmotivisch wiederkeh- 
renden Stichworte. Zum anderen ging es aber auch um einen Wandel in der 
Art und Weise, in Kuba Sozialwissenschaft zu betreiben: Ein starkes B e- 
streben, nach Jahrzehnten der Einbindung in die akademischen Z usam- 
menhänge und den Diskurs des real existierenden Sozialismus wieder ve r- 
stärkt Anknüpfungspunkte an die Diskussionen in Lateinamerika, den USA 
und Europa zu finden; Ansätze zur Kontroverse mit ausländischen, auch 
nicht-sozialistischen Autoren in den eigenen Publikationen sowie eine plu- 
raler und kontroverser geführte Debatte unter den kubanischen Wisse n- 
schaftlern und Intellektuellen selbst; eine neue Nüchternheit bei der Anal y- 
se der Probleme des Landes; und ein Selbstverständnis der Wissenschaftler 
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eher als » Avantgarde im Fragen stellen und Probleme aufzeigen« denn als 
akademischer Resonanzkörper für die Politik der Exekutive. 

Ein gutes Beispiel bietet der von Haroldo Dilla (1995), ebenfalls ein Wis- 
senschaftler vom Zentrum für Amerika-Studien, herausgegebene Sammel- 
band: La democracia en Cuba y el diferendo con los Estados Unidos (Die 
Demokratie in Kuba und der Konflikt mit den USA). Der Band vereint die 
Beiträge einer Konferenz, die das CEA ım Mai 1994 veranstaltet hatte und 
zu dem auch eine Reihe ausländischer Wissenschaftler eingeladen waren. 
Seine Publikation wurde finanziell unterstützt durch die Grünen-nahe deut- 
sche Stiftung »Buntstift« und den zentralamerikanischen Forschungsver- 
bund CRIES. Unter den Autoren aus dem Ausland finden sich solch pr o- 
ininente Namen wie der Harvard-Professer Jorge Dominguez oder der 
ehemalige US-Diplomat Wayne Smith, der unter Jimmy Carter Leiter der 
Interessenvertretung der USA in Havanna war. Auf der Basis einer klaren 
Begrenzung des politischen Spektrums (alle Eingeladenen zählen in den 
USA zweifellos zu den »Moderaten«) betont Dilla in der Einleitung die 
neue Toleranz: »Das Buch wird durch eine Verschiedenheit der Sichtwe i- 
sen gekennzeichnet, die alle mit vernünftigen Argumenten vorgetragen 
werden« (S. 6). Gleichzeitig grenzt sich der Herausgeber inhaltlich von den 
nicht-sozialistischen Autoren ab: » Smith und vor allem Dominguez liefern 
eine kritische Analyse, die von einer implizit liberal-demokratischen 
Grundhaltung ausgeht und die (...) eine Neudefinition des Systems bede u- 
ten könnte, die einer sozialistischen Zukunft entgegensteht« (S. 7). Was 
eher untertrieben ist: In einer klug argumentierenden Analyse mißt Domin- 
guez das aktuelle kubanische System an dessen eigenen demokratischen 
Ansprüchen und kommt dabei zu in der Tat wenig erbaulichen Ergebni s- 
sen; in der Folge läßt er keinen Zweifel daran, daß für ihn einzig ein Meh r- 
parteiensystem und freie Wahlen echte Demokratie darstellen (S. 129). 
Dem stellen Dilla selbst und andere kubanische Autoren eine Reihe von 
Aufsätzen entgegen, die dem Status quo gegenüber zwar punktuelle Kritik 
äußern, aber grundsätzlich das bestehende System verteidigen. 

Von den Hardlinern in Kuba haben Publikationen mit einer derartigen 
»Verschiedenheit der Sichtweisen« dennoch den Vorwurf erhalten, »Geg - 
nern der Revolution« Raum in eigenen Publikationen zu geben. Der G e- 
danke der kubanischen Wissenschaftler - und Dilla gehört mit Sicherheit 
eher zu den Kritikern »von links« als zu denen, die auf US-amerikanische 
Lösungen hoffen - war indes ein anderer, der sich ungefähr so zusamme n- 
fassen läßt: Wenn die Position der kubanischen Revolution nur ohne G e- 
genstimmen geäußert werden darf, dann mag sie zwar einen Sieg nach dem 
anderen erringen, nur werden diese Siege immer wertloser. Überzeugend 
werden kann die eigene Position erst, wenn sie auch neben anderen Me i- 
nungen Bestand hat - zumal in einer eigenen Publikation die Herausgeber 
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die Spielregeln bestimmen und Manipulationen der »Gegner der Revolut i- 
on« damit ausgeschlossen sind. 

Der eigene Beitrag von Haroldo Dilla beginnt mit dem Satz: »Über das 
Problem der Demokratie (und der Demokratisierung) der kubanischen G e- 
sellschaft zu schreiben, wie ich es mir hier vornehme, bedeutet, im Du n- 
keln über ein Minenfeld zu laufen« (S. 169). Die Instrumentalisierung des 
Demokratiebegriffs durch die US-Politik, auf die Dilla in der Folge ver- 
weist, ist in der Tat ein Hindernis allererster Ordnung für dessen unbefa n- 
gene Diskussion in Kuba: Wer mehr Demokratie im Lande fordert, wird 
schnell zum Handlanger des Imperialismus erklärt, weil dieser ja auch i m- 
mer »Demokratie« im Munde führe. Bei den kubanischen Beiträgen in dem 
Band bleibt der Leser daher allzuoft darauf angewiesen, zwischen den Ze i- 
len zu lesen oder den kritischen Gehalt aus den Nuancen herauszufiltern. 
Wer auf Zehenspitzen geht, der ist schwer zu hören. Vieles wird ausg e- 
klammert - Fidel Castro etwa ist komplett tabu. Anderes erscheint ausg e- 
sprochen zaghaft, und die angedeuteten Veränderungen wirken angesichts 
der Probleme als viel zu kurz gegriffen. Im Nachhinein ahnt man, daß sie 
angesichts der Machtverhältnisse bereits »zu weit« gegangen waren. 

Das Buch hat einen Nachfolger, gleichsam einen zweiten Teil: La partici- 
paciön en Cuba y los retos del futuro (Die Partizipation in Kuba und die 
Herausforderungen der Zukunft), ebenfalls herausgegeben von Haroldo 
Dilla (1996). Wo es zuvor um das politische System im engeren Sinne 
ging, werden hier die verschiedenen Bereiche der »Partizipation« auf g e- 
sellschaftlicher Ebene verhandelt, diesmal ausschließlich von kubanischen 
Autoren. »Ein gemeinsamer Nenner der hier versammelten Arbeiten kann 
benannt werden«, schreibt Dilla in der Einleitung: »Die Idee, daß die kub a- 
nische Gesellschaft partizipativer sein sollte (...) und daß diese Partizipat i- 
on gedacht werden muß als eine größere Autonomie der Einzelnen und der 
Organisationen« (S. 8). 

Niurka Perez Rojas und Cary Torres Vila von der Universität Havanna 
stellen sich die Frage nach Partizipation und Autonomie am Beispiel der 
Landwirtschaft, in der 1993 der Großteil der bis dahin staatlichen Großb e- 
triebe in neue Agrargenossenschaften umgewandelt wurden, die sog e- 
nannten »Basiseinheiten der Genossenschaftlichen Produktion« (UBPC). 
Wie die Autorinnen darstellen, handelte es sich dabei um »eine Transfo r- 
mation von oben, die nicht auf Forderungen der Landarbeiter, sondern auf 
die tiefe Wirtschaftskrise reagiert« (S. 169, Herv. im Original); Hauptge- 
danke war die Steigerung der wirtschaftlichen Effizienz, nicht eine Dem o- 
kratisierung der Arbeitsbeziehungen auf dem Land. 

Durch die Analyse offizieller Dokumente, aber auch auf der Basis zahlre i- 
cher Interviews mit staatlichen Agrarfunktionären sowie Mitarbeitern der 
neuen Kooperativen belegen P£rez und Torres sehr konkret, wie sich der 
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Staat ein so hohes Maß an Kontrolle über die neuen Genossenschaften vo r- 
behalten hat, daß deren formell erklärte Autonomie in der Praxis auf der 
Strecke bleibt. In der Folge fühlen sich die dort Arbeitenden kaum als Ko- 
operativ-Bauern, sondern nach wie vor als Landarbeiter. »Der einzige U n- 
terschied zur Staatsfarm ist, daß die UBPC ein eigenes Bankkonto hat«, r e- 
sümiert ein von P£rez/Torres interviewtes UBPC-Mitglied die aktuelle Si- 
tuation. 

Wenn die UBPC mehr als nur ein neues Etikett sein sollen, so die Botschaft 
der Autorinnen, dann muß den neuen Kooperativen auch reale Selbständi g- 
keit zugestanden werden. Wenn P£rez und Torres sich dabei am Ende vor- 
sichtig optimistisch zeigen, dann ruht ihre Hoffnung weniger auf Erleuc h- 
tungen von oben als vielmehr auf den UBPC-Bauern selbst: 

»In der Tat beginnt man eine gewisse Bewegung von unten zu erkennen, die zum einen den 
Widerstand der Mitglieder gegen die übermäßige Kontrolle und zum anderen das Verlangen 
nach einer Ausweitung ihrer Autonomie ausdrückt« (S. 182; Hervorhebung im Original). 
Vor dem Hintergrund dieser Diskussionen über die wachsende Heteroge- 
nität der kubanischen Gesellschaft und deren notwendiger Autonomie vom 
Staat ist der Begriff der »Zivilgesellschaft« ins Zentrum gerückt. Dabei 
gewinnt die international oft diffuse Zivilgesellschaftsdiskussion in den 
konkreten kubanischen Verhältnissen eine eigene Dynamik. Angestoßen 
worden ist diese Debatte durch einen Aufsatz von Rafael Hernändez, den 
Leiter der Nordamerika-Abteilung des CEA, zwei Jahre zuvor. In La parti- 
cipaciön en Cuba y los retos del futuro führt er seine Überlegungen weiter. 
Zivilgesellschaft definiert Hernändez dabei keineswegs als Antithese oder 
in Opposition zum sozialistischen Staat, sondern als einen Bereich, der mit 
diesem in vielfältiger Weise in Beziehung steht. Und Hernändez dreht den 
Spieß um: es ist Aufgabe des sozialistischen Staates, einerseits die Eige n- 
ständigkeit der Zivilgesellschaft zu respektieren und andererseits ihre Art i- 
kulation mit dem politischen System zu organisieren: 

»Als diejenige Sphäre, in der die Spannungen und Konflikte ausgetragen werden, die den 
Staat betreffen, muß es das Interesse und die Verantwortung des Staates sein, neue Quellen 
der Legitimation und Bereiche des Konsens in der Zivilgesellschaft zu suchen« (S. 88). 
Rafael Hernändez ist auch Leiter der seit Anfang 1995 erscheinenden 
Vierteljahresschrift Temas - Cultura, Ideologia, Sociedad, die sich bereits 
in ihren ersten Ausgaben als das zentrale interdisziplinäre Diskussionsf o- 
rum der kubanischen Sozialwissenschaften etabliert hat. Und wo in der 
Diskussion der letzten Jahre der Aufsatz zur dominierenden Publikation s- 
form wurde (die Monographie von Carranza et al. ist die Ausnahme, die die 
Regel bestätigt), ist der Hinweis auf Temas unverzichtbar. 

Im Editorial der ersten Ausgabe heißt es: » Temas entsteht inmitten der 
schwersten wirtschaftlichen und ideologischen Krise« - der offizielle Diskurs 
kennt nur erstere -, »die Kuba in den letzten Jahrzehnten erlebt hat« (S.3). Die 
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Antwort, die Temas darauf gibt, sind zunächst einmal Fragen. Unter der 
Überschrift »Was denkt man in Kuba?« versucht der Themenschwerpunkt 
der Nummer Eins eine kritische Bestandsaufnahme der Gegenwart aus dem 
Blickwinkel der verschiedenen sozialwissenschaftlichen Disziplinen, von der 
Soziologie bis zur Psychologie, von der Geschichtsschreibung bis zur Phil o- 
sophie. Denn in vielen Bereichen kommt die Arbeit der letzten Jahre pra k- 
tisch einer »zweiten Gründung« gleich - es ist daran zu erinnern, daß in den 

70er Jahren etwa der Studiengang Soziologie an der Universität von Havanna 

komplett aufgelöst (und durch das Fach »Wissenschaftlicher Kommunismus« 

ersetzt) und erst Ende der 80er Jahre wiedereröffnet wurde; der ebenfalls A n- 
fang der 70er Jahre abgeschaffte Fachbereich Politische Wissenschaft ist bis 

heute noch nicht wieder eingerichtet worden. 

Die zweite Nummer von Temas setzt diese Bestandsaufnahme fort, indem 
sie weiterfragt: »Wie denkt man außerhalb Kubas über Kuba?« Eine Frage, 

die eine Antwort ist auf den immer wieder zu spürenden Hunger der kub a- 
nischen Wissenschaftler nach einer neuen Öffnung zur internationalen 

Wissenschaftsszene. Der Temas-Schwerpunkt umfaßt dabei sowohl Auf- 
sätze »von außen«, etwa über den Stand der Cuban Studies in den USA, als 
auch Aufsätze von kubanischen Wissenschaftlern über die Wahrnehmung 

Kubas im Ausland. 

Dabei führt der Blick nach außen auch zurück zu den Verhältnissen in K u- 
ba selbst, wenn etwa Emesto Rodriguez Chävez vom Zentrum für Ameri- 
ka-Studien in Havanna eine »kritische Bilanz der kubanischen Debatte über 

die 'Kubanologie'» zieht: »Kubanologie«, das bezeichnet im offiziellen 
Sprachgebrauch all jene ausländischen Arbeiten über Kuba, die nicht expl i- 
zit die Unterstützung der Politik der kubanischen Regierung zum Ziel h a- 
ben. Rodriguez Chävez argumentiert, es sei Zeit, auch in Kuba diesen pa u- 
schalen pejorativen Terminus ad acta zu legen und die Auseinandersetzung 

mit den Kuba-Studien außerhalb der Insel sachlicher zu führen - ohne mit 

ihnen einer Meinung sein zu müssen. Trotz der richtigen Kritik an den all- 
zuoft ideologisch voreingenommenen Arbeiten aus dem Ausland dürften 

diese nicht nur in den für die allgemeine Nutzung gesperrten Giftschränken 

der Biblioteca Nacional versauermn: »Es ist nicht möglich, in der wisse n- 
schaftlichen Erkenntnis über die kubanische Gesellschaft voranzukommen, 

ohne die Arbeiten derer zu kennen, die uns von außen mit sehr viel krit i- 
scheren Augen sehen«, resümiert Rodriguez Chävez (S. 84). Die Antwort 
der Regierung auf diese Vorschläge sollte einige Monate später der Bericht 
des Politbüros geben; mit aller Entschiedenheit bekämpfen müsse die Pa r- 
tei, so Raul Castro explizit, einen jeden »kubanischen Wissenschaftler, der 

in Wirklichkeit zu einem Kubanologen mit kubanischer Staatsbürgerschaft 
- und teilweise sogar mit dem Parteibuch! - geworden ist und seine Positi o- 
nen mit der Zustimmung unserer Feinde verbreitet« (R. Castro 1996, 7). 
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Als Raul Castro diesen Bericht des Politbüros vor dem 5. Plenum des Zen- 
tralkomitees der kubanischen KP verlas, war gerade die vierte Ausgabe von 

Temas im Druck. Sie enthält neben einem ausführlichen Themenschwe r- 
punkt über die Religionen in Kuba einen bemerkenswerten Aufsatz von 

Hugo Azcuy (CEA) über »Staat und Zivilgesellschaft in Kuba«, der an die 
Überlegungen von Rafael Hernändez anknüpft. Angesichts der Pluralisie- 
rung der Interessenlagen sei die kubanische Gesellschaft nicht mehr repr ä- 
sentativ in den sechs für alles zuständigen kommunistischen »Massen orga- 
nisationen« zu organiseren; das Konzept der Zivilgesellschaft sei daher 
nicht nur als Instrument der Analyse zu gebrauchen, sondern vielmehr auch 

als ein gesellschaftliches Projekt zu denken, das mit einer Vielzahl von e i- 
genständigen, nicht-staatlichen Organisationen der neuen Vielfalt der L e- 
benswirklichkeiten und Interessen in der kubanischen Gesellschaft Rec h- 
nung tragen müßte - immer innerhalb des Rahmens der Revolution und der 
sozialistischen Ordnung, versteht sich. 

Azcuy weist dabei selbst auf das Problem hin, daß der Begriff »Zivil ge- 
sellschaft« auch von Gegnern der Revolution und in der Propaganda der US- 

Politik gebraucht wird, die darin ein Einfallstor zum Sturz des Systems sehen. 

Dies sollte die Kubaner jedoch nicht daran hindern, so Azcuy, ihr eigenes 
Konzept einer zivilgesellschaftlichen Öffnung in und für den Sozialismus zu 
verfolgen. Das kubanische Denken dürfe sich nicht ex negativum von seinen 
Gegnern diktieren lassen - erst recht nicht bei einem Begriff, der auf eine s o- 
lide Verankerung auch in der marxistischen Tradition bauen kann. 

Bei der Staatsführung stießen diese Argumente auf taube Ohren. Der Be- 
richt des Politbüros liest sich vielmehr geradezu wie ein negatives Spiege I- 
bild des Artikels von Azcuy, wenn er über ganze Passagen hinweg die 
»Zivilgesellschaft« als Machenschaft des Feindes geißelt und » Nicht- 
Regierungs-Organisationen« als » Trojanisches Pferd, das die Spaltung und 
die Subversion stimulieren soll« entlarvt. 

Dabei waren die Vorwürfe in dem Bericht des Politbüros zwar denkbar 
massiv, aber auch komplett unpräzise: Keine einzige Publikation wurde 

beim Namen genannt, kein Wissenschaftler, kein Seminar. Lediglich das 

CEA wurde als Institution explizit erwähnt, und sein Direktor unmittelbar 

im Anschluß an die Rede vor dem Plenum des Zentralkomitees seines 

Amtes enthoben. Darüber hinaus wurden die Folgen für die vermeintlichen 

Parteigänger des imperialistischen Feindes in harten Worten angekündigt, 

aber im einzelnen gänzlich im Unklaren belassen. Und genau diese kalk u- 
lierte Ungewißheit hat System. Gerade weil die Drohung so fulminant, aber 

völlig ungenau ist, wird die Einschüchterung so flächendeckend wirksam: 

Niemand weiß, wer etwas auf den Kopf bekommt, aber alle ducken sich. 

Auch ein Jahr nach der Rede Raül Castros gibt es noch kein klares Bild 
über die Konsequenzen dieses »ideologischen Feldzuges«. Das intellekt u- 
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elle Klima, so viel ist klar, ist frostiger geworden. Einen Kahlschlag auf 
breiter Front hat es allerdings nicht gegeben. In allen wissenschaftlichen 

Studienzentren wurden Evaluierungskommissionen eingesetzt, die die bis- 
herige Arbeit im Lichte der Orientierungen des Politbüros überprüfen sol I- 
ten. Im Fall des Zentrums für Amerika-Studien war der Leiter dieser 
Kommission kein geringerer als Jose Ramön Balaguer, hochrangiges Polit- 
büro-Mitglied und Chefideologie der KP. Der entlassene Direktor des 

CEA, Luis Suärez Salazar, präsentierte sich einige Zeit später in einer ö f- 
fentlichen Selbstkritik als reuiger Sünder, der der Partei dafür dankte, wie- 
der auf den rechten Pfad zurückgeführt worden zu sein. Darüber hinaus 

wurden konkrete Ergebnisse dieser Evaluierungen nirgendwo öffentlich 
gemacht. Inoffiziell war zu hören, daß dem CEA die Zuständigkeit, über 

Kuba zu arbeiten, gänzlich entzogen werden soll, und es sich künftig allein 

dem Studium anderer Länder widmen solle. Zahlreiche prominente Mita r- 
beiter des Zentrums, darunter auch Carranza und Dilla, haben das CEA 
verlassen bzw. »wurden gegangen«. Gleichwohl haben sie keineswegs B e- 
rufsverbot erhalten, sondern arbeiten nun an der Universtität oder anderen 
akademischen Einrichtungen weiter, wenn auch, wie anzunehmen ist, unter 

engerer ideologischer Kontrolle. 

Auch die Zeitschrift Temas existiert weiter, und die im Druck befindliche 
vierte Ausgabe erschien im Prinzip planmäßig als ob nichts geschehen sei. 

Kurz nach der Rede Raül Castros und noch vor dem Erscheinen der Zeit- 
schrift war jedoch Hugo Azcuy - der durch den Bericht des Politbüros di- 
rekt angegriffene Autor des Aufsatzes über das »Projekt Zivilgesellschaft« 

- an einem Herzinfarkt verstorben, so daß die öffentliche Präsentation der 

vierten Ausgabe in einer denkbar bedrückenden Atmosphäre verlief. 

Für die Zukunft bleibt abzuwarten, inwieweit sich der von Raül Castro ver- 
kündete Roll-back auf das inhaltliche Profil der Zeitschrift niederschlagen 

wird. Die inzwischen erschienene fünfte Ausgabe deutet auf keinen grun d- 
sätzlichen Bruch, aber doch eine spürbare Zurückhaltung hin. Der Theme n- 
schwerpunkt »Frauen in Kuba« entspricht ganz der bisherigen Linie, auch 

die Gesprächsrunde über » Globalisierung von links« mit kubanischen und 
ausländischen Wissenschaftlern. Die Zivilgesellschaftsdebatte allerdings 
wird mit einem Beitrag von Carlos Vilas fortgeführt, der vor allem den 
Mißbrauch dieses Konzepts in Lateinamerika durch rechte Kräfte b e- 
schreibt. Und dann sticht am meisten ins Auge, was fehlt: ein Nachruf auf 

Azcuy; er wäre in einer derartigen Publikation in Kuba unbedingt zu er- 
warten gewesen, geradezu »Pflicht«, schließlich war Azcuy langjähriger 
Wissenschaftler am Zentrum für Amerika-Studien und damit direkter Kol- 
lege von Temas-Herausgeber Hernändez, aktives Mitglied auch der Parte i- 
zelle im CEA und einer der prominenten Mitarbeiter der Zeitschrift. 
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Unterdessen haben die Hardliner in der Parteiführung nun eine eigene P u- 
blikation aus der Versenkung geholt, die ganz offenkundig Richtlinie n- 
funktion für den künftigen akademisch-politischen Diskurs haben soll: Die 
einst eingestellte Cuba Socialista ist wieder neu aufgelegt worden. Als 
Herausgeber firmiert das Zentralkomitee der Kommunistischen Partei K u- 
bas, Präsident des Redaktionsrats ist just der Leiter der Evaluierungskom- 
mission im CEA und Chefideologie der KP, Jose Ramön Balaguer. Gleich 
im Editorial der ersten Ausgabe wiederholt Cuba Socialista die Grundlini- 
en des Berichts des Politbüros: 

»Einem Gedankengut, das unseren Zielen fremd ist, oder byzantinischen Streitereien werden 
wir keinen Platz bieten (...) Unsere Einbindung in die internationale Ökonomie und die Inv e- 
stitionen von ausländischem Kapital werden nie eine Öffnung für eine "ideologische Invasion‘ 
darstellen, die unseren von Marti und von Marx geprägten Prinzipien fremd oder entgegeng e- 
setzt ist. (...) Diejenigen, die - auch wenn sie es nicht einsehen wollen - die Fahnen der Rev o- 
lution und des Sozialismus eingerollt haben, werden hier keinen Raum finden« (S. 3f). 
Wenn es im gleichen Editorial heißt, daß die Zeitschrift »nicht die offizie 1- 
len 10 Gebote aufstellen soll, vor denen sich alle zu unterwerfen haben« 
(ebenda), dann ist dies angesichts der Umstände ihres Erscheinens und der 
prominenten Herausgeberschaft ein klassischer Fall jener Dementis, bei 
denen just das Dementierte die eigentliche Botschaft ist. 

Der Inhalt der ersten Ausgabe von Cuba Socialista übertrifft noch die Er- 
wartungen, die das Editorial weckt. Zum einen ist es die Rückkehr zu einer 
komplett affirmativen akademischen Arbeit, die sich, wie es ein Aufsatz 
des Philosophie-Professors Limia David in Temas No I selbstkritisch für 
die überwunden geglaubte Vergangenheit beschrieb, lediglich »als andere 
Daseinsform des offiziellen politischen Diskurses« (S. 21) versteht. Die 
Herausgeber von Cuba Socialista würden dies vermutlich nicht als Kritik 
sehen: Den zentralen ersten Aufsatz über »Kuba und den Kampf für die 
Demokratie in der Welt von heute«, schreibt Ricardo Alarcön, seines Zei- 
chens Präsident des kubanischen Parlaments, den folgenden Grundsatzart i- 
kel über »Kuba 1990-1995: Überlegungen zu einer richtigen Wirtschaft s- 
politik« der Wirtschaftsminister Jose Luis Rodriguez. 

Erschreckender noch als diese Rezentralisierung des akademischen Disku r- 
ses ist seine »Caudillisierung«, wie sie Cuba Socialista als Leitlinie vor- 
gibt. Fidel ist überall. Als Titelfoto Fidel in jungen Jahren und in kämpfer i- 
scher Pose, Zitate von Fidel vor dem Editorial, Zitate von Fidel im Editor i- 
al, das ganze Heft hindurch Zitate von Fidel und noch mehr Zitate von F i- 
del in Kästen vor, nach und mitten in den Texten. Und wenn der Aufsatz 
von Jos& Luis Rodriguez - vor Antritt seines Ministeramts vor drei Jahren 
einer der angesehensten Ökonomen Kubas - mit den Worten endet: »... g e- 
treu den Ideen von Marx und Lenin, Marti und Fidel« (S. 28), dann ist die 
Botschaft deutlich: Cuba Fidel-ista. 
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Es wird abzuwarten sein, was sich aus dieser Konfliktsituation für die da r- 
gestellte Renaissance der kubanischen Sozialwissenschaften ergibt. Zum 
einen war die Reaktion der Parteiführung auf die Pluralisierung des Diskur- 
ses unmißverständlich feindlich - auch wenn der große Knüppel, der ge- 
schwungen wurde, letztlich mehr als Drohung über den Köpfen blieb als 
daß er tatsächlich auf die Angeklagten niederfuhr. Andererseits ist aber 
auch nicht vorstellbar, daß der intellektuelle Aufbruch der letzten Jahre sich 
per ordre de mufti beenden und sich die Köpfe der kubanischen Wisse n- 
schaftler auf Dauer zurück in die 70er Jahre drehen lassen. »Was einmal 
gedacht wurde«, schrieb Dürrenmatt in Die Physiker »kann nicht mehr zu- 
rückgenommen werden.« Vielleicht läßt sich dies ja auch optimistisch de n- 
ken. 
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